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An Fulius Magnus zum 60. Geburtstag am 6. Sept. 1927 
Hochverehrter Herr Kollege! 
Lieber Freund! 
1 
u Ihrem 60. Geburtstage bringen wir Ihnen unſere herzlichſten und aufrichtigſten Glückwünſche dar. — Nicht 
ohne ein gewiſſes Staunen ſehen wir uns der Tatſache gegenüber, daß Sie bereits auf ſechs Jahrzehnte Ihres 
Lebens zurückblicken. Sind doch Ihre Arbeitsluſt, Ihre Leiſtungsfähigkeit, Ihr Kampfesinut, Ihr Teinperament 
2 und Ihr Humor von ſolch köſtlicher Friſche, daß Sie den Jüngſten zum Vorbild dienen können. Aber wiederum 


ſcheint uns auch die Spanne von ſechs Dezennien noch gering gegenüber dem Inhalte, mit dem Sie dieſen Zeitraum 
durch Ihre Leiſtungen erfüllt haben. ; 
Was Sie der deutſchen Rechtswiſſenſchaft und der deutſchen Rechtspraxis in reichgeſegnetem Wirken gegeben haben, 

ſteht allzu klar vor aller Augen, als daß wir es hier im einzelnen kennzeichnen müßten. Uns liegt aber am Herzen, 3 
ganz beſonders der unübertrefflichen Dienſte zu gedenken, die Sie unſerem Stande erwieſen haben. Nicht nur in lang— 3 
jähriger vornehmſter Berufsausübung find Sie der deutſchen Anwaltſchaft Zierde und Vorbild geworden. Sie haben 

Ihre ganze unermüdliche Kraft ſelbſtlos und opferbereit der Arbeit für den Stand gewidmet, Sie haben in hervor⸗ 
ragenden Führerſtellungen Ihre volle Perſönlichkeit für den Stand eingeſetzt, und Sie haben vor allem durch Ihre 
bewundernswerte Leitung des Organs des Deutſchen Anwaltvereins, das Sie zur erſten deutſchen Fachzeitſchrift und 

zur Weltgeltung erhoben haben, eine Tat vollbracht, auf die Sie mit Stolz blicken dürfen, ſo wie es uns mit Stolz 
erfüllt, Sie zu den Unſern zählen zu dürfen. 

Für alles dies Ihnen an dieſem feſtlichen Tage unſeren und der geſamten deutſchen Rechtsanwaltſchaft tief empfun« 

denen Dank zum Ausdruck zu bringen, iſt uns Herzensbedürfnis. 

Wir hoffen, hochverehrter Herr Kollege, daß es Ihnen noch lange vergönnt fein möge, ſich der reichen Früchte 

eines geſegneten Wirkens zu erfreuen, und daß wir auch weiterhin das Glück haben werden, auf Ihre unerſetzliche 
Mitarbeit im Dienſte unſeres Standes zählen zu können. 


Mit kollegialer Hochachtung ergebenſt 


Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins 


ez. Dr. M. Drucker gez. Dr. Dittenberger 
gez & 
Juſtizrat, Vorſitzender Rechtsanwalt, Geſchäftsleiter 
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Zum 12. Deutſchen Notartag. 


Von Geh. Juſtizrat Dr. Oberneck, Berlin. 


Auf Einladung des Rheiniſchen Notarvereins findet der 12. Deutſche Notartag am 11. und 12. September 1927 in 
Köln ſtatt. Hauptgegenſtand der Tagesordnung iſt die Frage über die Einführung von Notariatskammern in denjenigen 
Ländern Deutſchlands, die dieſe Einrichtung noch nicht haben. Für die deutſche Rechtsanwaltſchaft beſteht dieſe Einrichtung 
reichsrechtlich ſeit dem 1. Oktober 1879 (ſ. Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878) und iſt zum Segen der deutſchen 
Rechtsanwaltſchaft geworden, mag auch die eine oder die andere Beſtimmung dieſes Geſetzes, wie dies in der letzten Ver⸗ 
treterverſammlung des Deutſchen Anwaltvereins in Stuttgart zur Sprache kam, Angriffspunkte bieten. Der Wirkungskreis 
der Anwaltskammern iſt auf ideale Ziele abgeſtellt. Weſentliche Beſtandteile desſelben ſind, daß die Kammer wie eine Jury 
über die Ehrenhaftigkeit der Berufsgenoſſen zu wachen, deren Berufsintereſſen wahrzunehmen und die Disziplin über fie zu 
handhaben hat. Gegenüber der Freigabe der Advokatur wurde durch die Einführung der Anwaltskammern und deren Zu⸗ 
ſtändigteit Kautelen geſchaffen, um die aus der Freigebung ſich ergebenden Gefahren für die Lauterkeit der Anwälte und 
deren Berufstätigkeit zu bannen. Deutſchland hat ſtaatsrechtlich eine einheitliche Anwaltſchaft, dagegen verfaſſungsmäßig kein 
deutſches Notariat, ſondern nur Landesnotariate, und zwar ſo viele, als es Freiſtaaten in Deutſchland gibt, mit Ausnahme 
allerdings von Lippe-Detmold und Lippe, die kein Notariat haben. Von jenen Ländern hat Preußen allein 5518, Sachſen 689, 
Bayern 327, Württemberg 375, Mecklenburg⸗Schwerin 191, Thüringen 172, Baden 126, Bremen 106 Notare, während 
die übrigen Staaten zuſammen 321 Notare haben. Nur Bayern, Heſſen und Hamburg, die im ganzen 416 Notare um⸗ 
faſſen, haben Notariatskammern, während die übrigen Notare in Deutſchland (7409) einer Notariatskammer⸗Verfaſſung er⸗ 
mangeln. Dieſer Mangel iſt in hohem Grade auffällig, doch iſt hier nicht der Ort, um auf die Gründe dieſer Erſcheinung 
einzugehen. Es mag nur hervorgehoben werden, daß nach der geſchichtlichen Entwicklung des Notariats Italien und Frank⸗ 
reich ſeit dem Mittelalter Notariatskammern mit einer ſehr weiten Zuftändigfeit kannten und dort wie faſt in allen anderen 
Staaten außer Deutſchland noch beſtehen. Nachdem nun aber durch die Freigabe des Notariats in Altpreußen und in Sachſen — 
indem jedem Anwalt nach Ablauf einer zehn- bzw. fünfzehnjährigen Anwaltstätigkeit auf Antrag das Notariat verliehen wird — 
eine außerordentlich große Vermehrung der Notare eingetreten iſt, ſprechen zunächſt dieſelben Gründe, die für die Einführung 
der Anwaltskammer entſcheidend waren, auch für die Einführung von Notariatskammern. Abgeſehen aber hiervon iſt die 
neuzeitliche Entwicklung dahin gegangen, die Berufs- und Standesgenoſſen zu organiſieren und durch Kollegial⸗Verfaſſungen 
in Geſtalt von Kammern dieſen in erſter Linie die Wahrung der Ehre und Würde des Standes, die Vertretung der 
Standesintereſſen und in gewiſſem Umfang die Diſziplinargewalt zu übertragen. Eine ſolche Organiſation iſt unbedingt 
notwendig auch für die Notare Deutſchlands und zwar mit dem Endziel, ebenſo wie es für die deutſche Rechtsanwaltſchaft 
bereits geſchehen iſt, ſie als reichsrechtliche Einrichtung zu ſchaffen. Freilich wird der Weg zu dieſem Ziele, ſolange 
noch keine Reichsnotariatsordnung erlaſſen iſt, von den Landesnotariatsverfaſſungen feinen Ausgangspunkt nehmen und des⸗ 
wegen muß zunächſt erſtrebt werden, daß in den Ländern Deutſchlands, in denen noch keine Notariatskammern vorhanden 
ſind, ſolche geſchaffen werden und zwar auf möglichſt gleicher Rechtsgrundlage. Haben erſt alle Länder Deutſchlands einmal 
dieſe Standesorganiſation — und zwar können dieſer die Bezirke der heute beſtehenden Oberlandesgerichte zugrunde gelegt 
werden —, ſo wird das Ziel einer einheitlichen reichsrechtlichen Regelung leichter zu erreichen ſein. 

Wie dringlich das Verlangen nach einer reichsrechtlichen Notariatskammer⸗Verfaſſung von jeher geweſen iſt, zeigt ſich 
in dem freiwilligen Zuſammenſchluß der Notare der deutſchen Länder in dem Verbande der deutſchen Notare (Deutſcher 
Notarverein), der ſeit 1900 beſteht und von den 7825 Landesnotaren zurzeit 6041 zu ſeinen Mitgliedern zählt. Eine 
ſolche Organiſation iſt aber eine freiwillige und umfaßt nicht alle Mitglieder des Notarſtandes. Trotz der großen Be⸗ 
deutung des Deutſchen Notarvereins, die er ſich im Laufe ſeines Beſtehens auch den Behörden gegenüber errungen hat, er⸗ 
mangelt er der Autorität der geſetzlich geregelten Zuſammenſchließung der Notare und vor allem jeglicher Dilziplinargemalt. 
Diefem Ziele einer Kollegial⸗Verfaſſung der Notare in Geftalt der Notariatskammern find die Verhandlungen auf dem 
12. Deutſchen Notartag gewidmet. Mögen ſie erfolgreich ſein. 


Die Druckſchriften des Deutſchen Anwaltvereins zu anwaltlichen 
Standes fragen. 


Von Rechtsanwalt Dr. Rudolf Dix, Berlin. 


Arbeitsgebiete des Anwalts und Spezialiſierung. Von RA. 
Dr. Benkard, Frankfurt a. M. 


Von größtem Intereſſe, geleſen zu werden, iſt die Schrift 
von VBenkard über Arbeitsgebiete des Anwalts und Spe⸗ 
zialiſierung, deren Inhalt er als Vortrag im Frankfurter 
Anwaltsverein gehalten hat. 

Das Thema iſt von grundſätzlicher Bedeutung, und zwar 
über das Gebiet des reinen Standesintereſſes hinaus. Ich habe 
meine Stellung zur Frage des Spezialiſtentums in meinem 
Referat auf dem Auwaltstage in Stuttgart grundſätzlich feſt⸗ 
gelegt, indem ich die Notwendigkeit ſowie die wiſſenſchafb⸗ 
liche und praktiſche Bedeutung des Spezialiſtentums anerkannt 
und nur gegen die Auswüchſe des Spezialiſtentums Front ge⸗ 


* 


macht habe. Ich darf auf meine dortigen Ausführungen ver⸗ 
weiſen und freue mich, daß ich mit dem Verfaſſer darin über⸗ 
einſtimme, daß beſtes Spezialiſtentum nur möglich iſt in Ver⸗ 
bindung mit der Schulung des univerſal gebildeten und ein⸗ 
geſtellten Anwalts, daß Spezialiſtentum mit techniſch ſtoff⸗ 
licher Überſchätzung des Spezialgebietes zu Höchſtleiſtungen 
nie befähigt iſt 1). Gerade die kulturpolitiſche Aufgabe des An⸗ 


1) „Spezialiſt ſoll nur der ſich nennen, der in einer beſtimmten 
Materie mehr weiß als der Durchſchnitt, nicht aber der, der in 
allen Materien außer der ſeinigen weniger weiß als der Durch⸗ 
ſchuitt.“ Magnus: Verh. des Würzburger Anwaltstages 1911, 76 
(dorl auch die Nutzanwendung für die Ausbildung der Juriſten). 

D. S. 
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waltsſtandes erfordert die Aufrechterhaltung und Vertiefung 
ſeiner geiſtigen Univerſalität. Führerſtände dürfen im Spe⸗ 
zialiſtentum nicht untergehen. Ich glaube feſtſtellen zu können, 
daß Benkard dieſelbe Grundtendenz verfolgt, wenn es mir 
auch lieber geweſen wäre, er hätte den Rahmen dieſer Schrift 
weiter geſteckt und auch dieſes Thema unter dem Geſichts⸗ 
winkel der allgemeinen kulturpolitiſchen ſtändiſchen Aufgabe 
des Anwaltsſtandes betrachtet. Derjenige fördert das Standes⸗ 
intereſſe am beſten, welcher die Standespflichten innerhalb der 
Volksgemeinſchaft am weiteſten faßt. Im einzelnen bietet das 
Buch wertvolle Fingerzeige. Insbeſ. iſt der Optimismus 
lobend hervorzuheben, mit dem der Verfaſſer ſeinen Stoff 
anpackt. Ich bedaure tief die peſſimiſtiſche Tendenz, welche 
die meiſten unſerer Kollegen bei der Betrachtung der Zu- 
kunſtsausſichten unſeres Standes verfolgen. Die Geſchichte 
lehrt, daß nur ein tatkräftiger Optimismus Völker und 
Stände über ſchwierige Situationen hinweggebracht hat. Es 
liegt m. E. kein Anlaß zum Peſſimismus vor. Die anwalts⸗ 
feindliche Stellung vieler Machtfaktoren des öffentlichen Lebens, 
bzw. deren Indifferenz uns gegenüber, iſt doch nur eine ephe- 
mere Erſcheinung gegenüber der in der Natur der Entwicklung 
liegenden ewig wahren Tatſache, daß, je komplizierter wirt⸗ 
ſchaftliche und geſellſchaftliche Verhältniſſe werden, um ſo 
weniger die Wirtſchaft und die Geſellſchaft eines techniſch ge⸗ 
ſchulten Anwaltsſtandes entbehren kann. An dieſer Logik der 
Tatſachen werden alle kleinlichen Abbröckelungsverſuche an⸗ 
waltſchaftlichen Tätigkeitsgebietes durch kurzſichtige, partei⸗ 
politiſch orientierte Maßnahmen zerſchellen. Die Wahrheit 
dieſer Tatſache zeigt erfreulicherweiſe auch die Schrift Ben- 
kards, indem ſie neben den geſetzlichen Beſchränkungen an⸗ 
waltſchaftlicher Tätigkeit auch die vielen Gebiete aufzählt, 
welche die Entwicklung des Wirtſchafts⸗, Verwaltungs- und 
internationalen Rechts der Tätigkeit der Anwälte zwangs⸗ 
läufig neu erſchloſſen hat. „Greift nur hinein ins volle 
Menſchenleben, und wo Ihr's packt, da iſt es intereſſant.“ 

An Einzelheiten iſt in dieſer Schrift zu bedauern die 
grundſätzliche Polemik des Verfaſſers gegen die nebenamtliche 
Verwendung von Anwälten im Richterberufe. Richtig iſt, 
daß insbeſ. unter den heutigen Verhältniſſen ſolcher Ver⸗ 
wendung praktiſch enge Grenzen geſetzt find. Grundſätzlich ſol— 
cher Verwendung ſich entgegenzuſtellen, iſt im Intereſſe der 
Rechtspflege und des Anwaltsſtandes unerwünſcht. Die Gründe 
bes Verfaſſers für dieſe ſeine grundſätzliche Einſtellung über⸗ 
zeugen nicht. Dankbar anerkannt werden muß die hohe 
Standesauffaſſung des Verfaſſers, die insbeſ. gegen jede Ver⸗ 
gewerblichung anwaltſchaftlicher Tätigkeit energiſch Front 
macht. Dagegen halte ich ſeinen Rat, die Tätigkeit des Bücher⸗ 
reviſors in die anwaltſchaftliche einzubeziehen, für verfehlt. 
Solche Tätigkeit ſteht uns zu fern; Wirtſchaft und Leben geben 
uns genug Betätigungsmöglichkeit, als, um das Odium auf 
Ans zu laden, konkurrierend in den Aufgabenkreis von Leuten 
einzubrechen, die unter ſich in ſchwerer Konkurrenz als Stand 
Braves geleiſtet haben und leiften. 

Der Verfaſſer hält den Spezialiſten nur in Wirtſchafts⸗ 
zentren für praktiſch möglich. Es mag dies fein. Ich hoffe 
aber, daß er darin mit mir übereinſtimmt, daß dieſe Wirt⸗ 
ſchaftszentren, insbeſ. auch univerſal eingeſtellter Anwälte be⸗ 
dürfen. Mit Recht polemiſiert der Verfaſſer gegen die Ver⸗ 
maſſung des Notariats. Gerade dieſe erweiſt m. E. die Rich⸗ 
tigkeit der in meinem Referat ausgeſprochenen Anſicht, daß 
lede Vermaſſung auf die Qualität drückt. Ob hier Rettung 
durch eine Scheidung zwiſchen Anwaltſchaft und Notariat zu 
juchen und zu finden fein kann, iſt ein Problem, das weder in 
einer ſo kurzen Schrift wie derjenigen des Verfaſſers als noch 
viel weniger in einer kurzen Beſprechung zu löſen iſt. Ich 
möchte jedenfalls als Notar die Kenntnis des ſtreitigen Rechts 
und als ſtreitiger Anwalt die Beherrſchung der Notariats⸗ 
praxis nicht miſſen. Sehr bedenklich erſcheint mir, daß der 

erfaſſer die Kundmachung der Spezialkenntniſſe des An⸗ 
walts nach außen für ehrenxechtlich als zuläſſig erachtet wiſ⸗ 
en will. Ich kann ein praktiſches Bedürfnis in dieſem Punkte, 
mit den alten Grundſätzen unſeres Standesrechts zu brechen, 
zucht anerkennen. Hochſtehendes Spezialiſtentum bedarf dieſer 
Kundmachung nicht. In erfreulicher Weiſe polemiſiert der 
erfaſſer gegen die Neigung unſeres Standes, allzuoft nach 
obrigkeitlicher Hilfe zu rufen, als vielmehr in dem ſelbſt⸗ 
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bewußten Ausbau der Organiſation die Standesziele zu ver⸗ 
folgen. 


at und Treuhandgeſellſchaften. Von RA. Jeſſen, 
Kiel. 1 


Von Liebe und Verſtänduis für die hohen Aufgaben 
unſeres Standes zeugt auch die Schrift von Feſſen, Kiel, 
über das Thema „Anwaltſchaft und Treuhandgeſellſchaften“. 
Dieſes Thema wurde von der 18. Vertreterverſammlung des 
Deutſchen Anwaltvereins wegen Überfüllung von der Tages⸗ 
ordnung abgeſetzt, indem ſeine weitere Behandlung dem 
4. Ausſchuß überwieſen wurde. Die Schrift von Jeſſen ent⸗ 
hält ſein damaliges Referat. 

Dem in ihm behandelten Problem der Erweiterung des 
Gebietes anwaltſchaftlicher Berufstätigkeit nach der wirt⸗ 
ſchaftsrechtlichen Seite hin kann ich die Aktuellität nicht zu⸗ 
erkennen, wie dies meiſt im Schrifttum und ſo auch in der 
Jeſſenſchen Schrift geſchieht. Ich habe bereits auf dem An⸗ 
waltstage ausgeführt, daß ſelbſtverſtändlich das Vertreten im 
Prozeß allein nicht der weſentlichſte Teil anwaltſchaftlicher 
Tätigkeit fein ſollte. Im Gegenteil wird der Anwalt feinen 
ſpezifiſchen Funktionsaufgaben innerhalb der Volksgemein⸗ 
ſchaft viel eher gerecht werden, wenn er ſein Augenmerk bei 
der Beratung der Wirtſchaft mehr auf die Prozeßprophylaxe 
richtet, weniger Chirurg als vielmehr „innerer Mediziner“ iſt. 
Ich kann hierin nur nichts Neues ſehen; denn von jeher 
haben Anwälte auf Rechtsgebieten die Wirtſchaft beraten, die 
nicht eigentlich zur ſtreitigen Prozeßführung gehören; von 
jeher waren Anwälte Treuhänder in der Verwaltung fremder 
Intereſſen oder fremder Vermögenswerte, ſoweit dieſe Treu⸗ 
handtätigkeiten ſich mit der Eigenart anwaltſchaftlicher Be⸗ 
rufsausübung vertrugen. Es iſt dies m. E. weniger ein 
Gegenſtand prinzipieller Neuorientierung des Standes» als 
vielmehr von jeher Begabung, Geſchick, Neigung und Ver⸗ 
bindung des einzelnen. 

Außerordentlich bedenklich erſcheint mir jedoch die For⸗ 
derung „einer planmäßigen Verteilung des Arbeitsfeldes 
unter die Angehörigen der Organiſation“. Jeſſen ſelbſt be⸗ 
ruft ſich auf Feuchtwanger). Ich dürfte auf dem Anwalts⸗ 
tage erwieſen haben, welch hohe Bedeutung ich dem Feucht- 
mangerjchen Buche beimeſſe. Ich möchte Feuchtwanger 
den Klaſſiker der „Problemſtellung“ in unſerer Standes⸗ 
bewegung nennen. Er und mit ihm Jeſſen überſpannt aber 
den Gedanken genoſſenſchaftlichen Ausbaus, wenn er zwiſchen 
das rein individuelle Vertrauensverhältnis von Anwalt und 
Klient die Organiſation mit der Funktion der anwaltſchaft⸗ 
liche Tätigkeit planmäßig verteilenden Genoſſenſchaft ſchaltet. 
In dem Poſtulate der Stärkung genoſſenſchaftlichen Geiſtes 
folge ich beiden Kollegen bis zu dem Punkte, wo das Funda⸗ 
ment des anwaltſchaftlichen Berufes, nämlich die rein indi⸗ 
viduelle Abſtellung, angegriffen wird. Der Kollege Meis⸗ 
ner hat auf dem Anwaltstage mit Recht auf dieſe Kehrſeite 
der bedeutenden und grundlegenden Feuchtwanger ſchen 
Ausführungen hingewieſen. Ich bedaure, daß ſie in der aus⸗ 
gezeichneten Jeſſenſchen Schrift ſchon eine praktiſche Nutz⸗ 
anwendung gefunden hat. Anwaltsaufgaben durch den über⸗ 
perſönlichen Amvpaltsſtand als Vertrauens- und Vertragsorgan 
durchführen zu laſſen, iſt nur dann unbedenklich, wenn es ſich 
um gänzlich unperſönliche Tätigkeit handelt. Dies mag beim 
reinen Inkaſſo noch zutreffen, bei der Rechtsauskunft hört es 
ſchon auf. 

Aus dem gleichen Gedankengang heraus lehne ich auch 
den Gedanken eines Anwalts⸗Treuhandunternehmens ab. Der 
anwaltſchaftliche Beruf verträgt keine die Perſönlichkeit aus⸗ 
ſchaltende Vergeſellſchaftung. Mir wurde erzählt, daß Ende 
der ſiebziger Jahre die Standesvertretung ſich ſogar mit der 
Aſſoziation von Anwälten nicht habe befreunden können. Wenn 
ſich auch hierin die Standesvertretung einer notwendigen und 
nicht vermeidbaren Entwicklung entgegenſtemmte, ſo liegt 
trotzdem in dieſer Stellung ein ſehr geſunder Gedanke, näm⸗ 
lich derjenige der Nichtfungibilität anwaltſchaftlicher Tätigkelt, 
die ja innerhalb der Aſſoziation praktiſch bis zu einem ge⸗ 
wiſſen Grade doch fungibel geſtaltet wird. Viel weniger iſt 
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ſelbſtverſtändlich möglich die vollkommene Entperſönlichung 
durch „Gründung eines anwaltſchaftlichen Unternehmens“. 
Auch die Bildung von Arbeitsgemeinſchaften mit anderen 
wirtſchaftlichen Verbänden ſollte nur allgemeinen kulturellen 
Aufgaben dienen. In dieſer Richtung iſt die Forderung Jeſ⸗ 
ſens unbedingt zu begrüßen. Sie iſt ſicherlich eines der vor⸗ 
nehmſten Mittel der unbedingten Notwendigkeit der ſtärkeren 
Eingliederung des Anwaltſtandes in das kulturelle und wirt⸗ 
ſchaftliche Geſamtleben der Nation. Ich darf hierzu des nähe⸗ 
ren auf meine Ausführungen auf dem Anwaltstage ver⸗ 
weiſen. Arbeitsgemeinſchaften mit wirtſchaftlichen Verbänden 
zum Zwecke der Erfüllung ſpezifiſcher anwaltſchaftlicher Be⸗ 
rufstätigkeit erachte ich jedoch nicht nur für überflüſſig, ſon⸗ 
dern namentlich auch vom Standpunkt des Standesrechts aus 
für bedenklich. Es iſt ein ſehr geſunder Grundſatz des Standes⸗ 
rechts, der alle Aſſoziationen mit dem Standesrecht nicht 
unterworfenen Rechtsſubjekten verbietet. 

Ich habe in dieſer Beſprechung meine ſachlichen Gegen⸗ 
ſätze zu der Jeſſenſchen Schrift in den Vordergrund geſtellt, 
weil ich glaube, daß die Diskuſſion ſolcher der Sache mehr 
nutzt, als eine Hervorhebung der Punkte, in denen man 
einig iſt. Ich möchte jedoch dieſer meiner Kritik ein Miß⸗ 
verſtändnis erſparen, indem ich nochmals hervorhebe, daß die 
ſehr leſenswerte Schrift ausgezeichnete Anregungen enthält 
und von einer hohen Standesauffaſſung getragen iſt. Sie iſt 
eine treffliche Grundlage für die Arbeiten des 4. Ausſchuſſes. 

Auf S. 19 erwähnt der Verfaſſer die Gründung einer 
Kapitalverwertungsgeſellſchaft, welche die Spitzenbeträge des 
kleinen Sparkapitals zu Großkapital zuſammenzufaſſen ſucht, 
um auf dieſe Weile den kleinen Sparern eine größere Rente 
zu verſchaffen. Ein Unternehmen, wie die meiſten anderen, 
vielleicht von Erfolg, möglich aber auch mit einem Mißerfolg! 
Der Herr Verfaſſer bringt dieſe Geſellſchaft als ein Beiſpiel 
des von ihm erſtrebten gemiſcht⸗anwaltſchaftlichen Charakters 
neuer Organiſationsformen. Der Vorſtand beſteht aus Kauf⸗ 
leuten, der Aufſichtsrat aus Notaren. Jede Anlage wird vom 
Vorſtand und Aufſichtsrat gemeinſam genehmigt, und die 
Zuſammenſetzung des Aufſichtsrats ſoll den Einzahlern die 
erhöhte Sicherheit garantieren. Ich geſtehe offen, daß ich die 
Gründung dieſer Geſellſchaft auf das tiefſte bedauern würde. 
Der Geſetzgeber hatte feinen guten Grund, wenn er die Notar⸗ 
tätigkeit des Aufſichtsratsnotars für die eigene Geſellſchaft er⸗ 
heblich beſchränkte. Die quasi zudex-Stellung des Notars iſt 
unvereinbar mit der Pflicht des Auſſichtsratsmitglieds, die 
Intereſſen der eigenen Geſellſchaft unter rein privatwirtſchaft⸗ 
lichen Geſichtspunkten zu wahren und zu fördern. Solche 
Experimente der Gebietserweiterung anwaltſchaftlicher Be⸗ 
rufstätigkeit ſind außerordentlich bedenklich. Reinhaltung der 
Kompetenzen und Funktionen liegt nicht nur im Intereſſe 
des Standes, ſondern im Intereſſe des Rechts⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftslebens. Die Vermiſchung privatwirtſchaftlicher Tätigkeit 
mit der Bekleidung öffentlich-vechtlicher Funktionen iſt ein 
übles Erbteil der Kriegswirtſchaft und Kriegsgeſetzgebung. 
Wir Anwälte als die Vorkämpfer klarer und reingehaltener 
Kompetenzen im Intereſſe der Berechenbarkeit des Rechtes 
ſollten ſolche Experimente tunlichſt meiden. 

Dankbar müſſen wir dem Verfaſſer ſein, daß auch er in 
der Stärkung des Standesbewußtſeins und der genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Solidarität und nicht in dem Schrei nach obrig⸗ 
keitlicher Hilfe die vornehmſte Waffe in der Erreichung der⸗ 
jenigen Standesziele ſieht, über die alle Gutgeſinnten und 
damit auch der Verfaſſer einig ſind. 


Die Rechtsanwaltſchaft. Herausgegeben von IR. Dr. Julius 
Magnus, Berlin. 


Die Rechtsanwaltſchaft von Julius Magnus enthält 
Monographien über die Organiſation, die ſoziale, wirtſchaft⸗ 
liche und kulturelle Stellung der Anwaltſchaft der Länder 
Oſterreich, Ungarn, Tſchechoſlowakei, Schweiz, England, Frank⸗ 
reich, Belgien, Holland, Norwegen, Dänemark, Sowjetrußland, 
Finnland, Lettland, Eſtland, Jugoſlawien, Rumänien, Bul⸗ 


Größere Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


garien, Italien, Spanien und Argentinien. Jede Monographie 
iſt von einem Staatsangehörigen des in Frage kommenden 
Landes, diejenige Sowjetrußlands von den der Emigration 
angehörigen ruſſiſchen Kollegen Boris Gerſchun und 
Henry Fiſchmann geſchrieben. Magnus hat — neben 
einem liebe⸗ und verſtändnisvollen Rückblick und Ausblick 
über die deutſche Anwaltſchaft zu Beginn des Buches — mit 
der Herausgabe dieſes Buches die ſo ſeltene, über den wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Einzelproblemen ſtehende Gabe der Anregung 
wiſſenſchaftlicher Probleme, des „zur Diskuſſionsſtellens“ ge⸗ 
zeigt — das prototypiſche Geheimnis des guten und pro⸗ 
duktiven Redakteurs einer wiſſenſchaftlichen Zeitſchrift! Die 
Lektüre des Buches iſt nicht nur wertvoll für denjenigen unter 
uns, der ſich für die Stellung unſeres Standes in fremden 
Ländern intereſſiert, ſondern insbeſ. auch wertvoll für die 
international vergleichende Rechtswiſſenſchaft und 
Soziologie. Die Schrift hat dementſprechend auch großen 
Widerhall im Ausland gefunden, was der von ihm zu⸗ 
grunde liegenden redaktionellen Idee und ihrer Ausführung 
durch Magnus und ſeine Mitarbeiter gebührt. So gehört 
die Schrift zu jener unentbehrlichen Moſaikarbeit, welche not⸗ 
wendig iſt, um die durch bewußte und unbewußte törichte 
Demagogie verhetzten Völker zu kultureller Zuſammenarbeit 
wieder zuſammenzuführen. Das Buch ſoll noch ausgebaut 
werden durch eine weiter umfaſſende Zuſammenarbeit von 
allen Kulturnationen angehörigen Fachkennern — eine wiſſen⸗ 
ſchaftlich, außenpolitiſch, kulturell und auch ſtandespolitiſch 
überaus glückliche Idee, zu deren aus techniſchen Gründen 
nicht ganz leichten Vollendung dem Verfaſſer alles Glück ge⸗ 
wünſcht werden muß! 

Der Verfaſſer trägt hiermit einen weſentlichen Bauſtein 
zu der noch fehlenden Weltgeſchichte der Auwaltſchaft und der 
erſchöpfenden modernen Enzyklopädie der Anwaltſchaft bei. 


Anwalt und Anwaltſtand. Von Max Rumpf, o. Prof. des 
Rechts an der Handelshochſchule Mannheim. 


„Dieſe Schrift nennt ſich beſcheiden eine rechtswiſſenſchaft⸗ 
liche und rechtsſoziologiſche Unterſuchung. Sie enthält aber 
vor allem ein überſichtliches, auf das weſentliche konzentriertes 
Konpendium des Standesrechts und ſollte für jeden, der 
Rechtsanwalt werden will, ein unentbehrliches Lehrbuch ſein. 
Ich möchte die Schrift „Die Inſtitutionen des Anwaltsrechts“ 
nennen. 

Die Leiſtung des Verfaſſers iſt um ſo anerkennenswerter, 
als ſie von einem Nichtanwalt ſtammt. Beſonders wertvoll 
iſt die Erfaſſung auch der ſoziologiſchen Probleme des An⸗ 
waltſtandes, auf welches Gebiet er ſeine juriſtiſchen Leſer mit 
außerordentlichem pädagogiſchen Geſchick hinüberführt. Leider 
wird der Verfaſſer recht haben, daß ſich ſeine Leſerſchaft vor⸗ 
ausſichtlich nur auf Juriſten und vornehmlich nur auf An⸗ 
wälte beſchränken wird. Leider, denn könnten wir dieſes Buch 
einem breiteren Leſerkreis zugänglich machen, ſo wäre eines 
der wichtigſten Ziele unſerer Standesbewegung, die Über⸗ 
windung der Unkenntnis unſeres Standes und die daraus 
entſpringenden Vorurteile uns um ein gut Stück näher ge⸗ 
bracht. So muß dieſes Ziel vor allem dadurch verfolgt wer⸗ 
den, daß die Anwaltſchaft im Geiſte dieſes Buches lebt und 
arbeitet. Alle Zeitprobleme des Standes werden kräftig und 
mit Verſtändnis angepackt. Hierauf allein aber kommt es 
au. Meinungsverſchiedenheiten über Einzelpunkte der Aus⸗ 
führungen des Verfaſſers intereſſieren im Zuſammenhang die⸗ 
ſer Beſprechung nicht. Insbeſondere im Zuſammenhang mit 
den Verhandlungen des letzten Anwaltstages wird dieſes Buch 
einen Markſtein in dem Aufwärtsſtreben unſeres Standes 
bilden. Ich habe mich beſonders gefreut, daß der Verfaſſer 
gleich mir in einer Erweiterung des Aufgabenkreiſes der An⸗ 
waltskammern einen weſentlichen Zielpunkt unſerer Standes⸗ 
bewegung ſieht. Ich begrüße insbeſ. auch die Forderung des 
Verfaſſers, daß die Anwaltskammern eine geſetzlich anerkannte 
Spitze zwecks einheitlicher Führung der Standespolitik er⸗ 
halten. Die deutſche Anwaltſchaft ſchuldet Rumpf für dieſe 
ausgezeichnete Schrift Dank. 
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Schrifttum. 


1. Notariat, freiwillige Gerichtsbarkeit, Koften und 
Gebühren. 


Legaliſation, Freizügigkeit vollſtreckbarer Urkunden, Kon⸗ 
ſulariſches Notariat. Von Dr. Hermann Oberneck, 
Geheimer Juſtizrat, Notar, und Dr. Leo Sternberg, 
Notar, Rechtsanwälten am Kammergericht. Berlin 1927. 
Carl Heymanns Verlag. Preis broſch. 10 , geb. 12 K. 


In dem 1925 erſchienenen Notariatsrecht der deutſchen Länder, 
insbeſ. Preußen, einſchließlich des Koſten⸗, Stempel⸗ und Steuer- 
weſens von Obernech mit feiner umfaſſenden Darſtellung aller 
Zweige des deutſchen Notariatsrechts iſt in 8 57 das internationale 
Urkundsrecht nur kurz berührt. Das vorliegende Buch bildet daher 
eine ſehr dankenswerte Ergänzung des für das deutſche Notariat 
grundlegenden Werkes von Ober neck. Es enthält eine eingehende 
Darſtellung der Vorausſetzungen, unter denen inländiſche öffentliche 
Urkunden im Auslande und ausländiſche im Inlande als beweiskräf⸗ 
tige öffentliche Urkunden anerkannt werden und vollſtreckbar ſind, 
außerdem eine Darſtellung der notariellen Tätigkeit der inländiſchen 
und ausländiſchen Konſuln. Unter Mithilfe ausländiſcher und in⸗ 
ländiſcher Behörden ſowie ausländiſcher und inländiſcher Juriſten iſt 
ein außerordentlich reichhaltiges und zuverläſſiges Material von Ge⸗ 
ſetzen, von Verordnungen und Staatsverträgen ſowie von Mitteilungen 
über die praktiſche Handhabung der Vorſchriften zuſammengebracht. Die 
Schwierigkeiten zur Feſtſtellung des ausländiſchen Rechts ſind ſo groß, 
daß Vollſtändigkeit in dieſer Hinſicht noch nicht erreicht werden konnte. 
Die Verf. haben aber angeſichts des beſtehenden Bedürfniſſes nach 
einer Zuſammenſtellung des ausländiſchen Rechts den Abſchluß ihrer 
Arbeit nicht allzu weit hinausſchieben wollen und werden an der 
Sammlung des ausländiſchen Rechts weiter fortarbeiten. Es darf zu⸗ 
verſichtlich gehofft werden, daß ihren Bemühungen zur Überwindung 
der außerordentlichen Schwierigkeiten, die ſich der Beſchaffung voll⸗ 
ſtandiger Angaben über das ausländiſche Recht entgegenftellen, voller 
Erfolg beſchieden ſein wird. Schon jetzt iſt das zuſammengebrachte 
Material jo umfaſſend, daß den Bedürfniſſen der Praxis in der Regel 
genügt ſein wird. 

Das Buch enthalt nicht nur eine Zuſammenſtellung von An⸗ 
gaben über in⸗ und ausländiſches Recht, ſondern auch eine ſehr wert⸗ 
volle wiſſenſchaftliche Verarbeitung des geſamten Stoffes des inter⸗ 
nationalen Urkundsrechts und eine Erörterung mannigfacher Zweifels⸗ 
fragen. Aus der Fülle des Stoffes hebe ich hervor die Erörterungen 
über die Bedeutung von Urkunden, die in den von uns abgetretenen 
Gebieten errichtet worden find, ſowie die Darſtellung der Verhältniſſe 
im Saargebiet, das trotz der vorübergehenden Übertragung der Re⸗ 
gierungsgewalt auf die Regierungskommiſſion ein Beſtandteil des 
Deutſchen Reiches geblieben iſt und dauernd bleiben wird. Die Verf. 
haben ein Werk geſchaffen, das bei ber großen Bedeutung, die dem 
internationalen Rechtsverkehr zukommt, für Wiſſenſchaft und Praxis 
unentbehrlich iſt. 

Staatsſekr. a. D. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Berlin. 


Schlegelberger: Die Geſetze über die Angelegenheiten der 

Freiwilligen Gerichtsbarkeit für das Reich und Preußen. 

3. vollſt. neubearb. Aufl. des Kommentars Schultze, Görlitz 

und Oberneck. Berlin 1927. Carl Heymann's Verlag. 

Preis geb. 42 , Halbleder 45 K. 

„Die umfangreichſte und führende Darſtellung des Rechts der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit ſpiegelt naturgemäß die Eigenart dieſes 
Rechtsgebiets wieder. Im Reichsgeſetz ſind eine Reihe von Materien 
zuſammengeſtellt, die nur einen loſen Zuſammenhang unter ſich haben 
— daher auch die großen Schwierigkeiten, zu einer klaren, kurzen Be⸗ 
griffsbeſtimmung zu kommen, vgl. 5 1 Anm. 1—14 —, die Regelung 
iſt vielfach nur andeutungsweiſe erfolgt, während grundſätzliche Fragen 
beiſeite geſchoben find, die wiſſenſchaftliche Durchdringung des ſpröden 
Stoffes war lange nicht ſo gründlich und vielſeitig wie etwa bei Zivil⸗ 
und Strafprozeß. Der Spielraum für die Geſtaltung des Verfahrens 
nach eigenem Ermeſſen des Richters und nach dem einzelnen Fall iſt 
viel weiter gezogen als bei dem in ſtreng bewahrten Geleiſen ſich 
ſortbewegenden Zivil⸗ und Strafprozeß. Daher erwuchs hier der Lehre 
und Praxis eine beſonders ſchwierige Aufgabe, ſie hatte 
hier in höherem Maße Lücken des poſitiven Rechts auszufüllen als 
auf anderen Gebieten, das karge Gerippe der geſetzlichen Vorſchriften 
mußte erſt durch eine Fülle von Entſch. Geſtalt gewinnen. Bei dieſer 
Sachlage iſt es natürlich, daß von vornherein die Darſtellung des 
ganzen Gebietes faſt ausschließlich in Form des Kommentars erfolgte, 
weil man ſich eben an die Reihenfolge der geſetzlichen Vorſchriften 


halten muß in Ermangelung eines ſyſtematiſchen, innerlich geſchloſſe⸗ 
nen Aufbaues der ganzen Materie. 

Aber das Werk Schlegelbergers iſt durchaus frei von der 
Schwäche, die leicht Kommentaren anhaftet und ſich anfangs auch bei 
den Darſtellungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit gezeigt hat, ledig⸗ 
lich die einzelnen Vorſchriften iſoliert nacheinander zu erörtern; er 
gibt, wo es der Gegenſtand nur irgend geſtattet, zufammenfafe 
ſende Darſtellungen als Einführung in den Gegenſtand. Als 
Beiſpiele ſeien herausgegriffen die Erörterung des Begriffs der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit (5 1 Anm. 1—14), der Nichtigkeitsgründe 
(57 Anm. 2—14), der Amtsprüfung (812 Anm. 1— 28), der Rechts⸗ 
kraft (5 16 Aum. 7—19), der Beſchwerde (88 19 ff.). Als wiſſen⸗ 
ſchaftliches Werk bewährt es ſich auch dadurch, daß es nicht nur den 
alltäglich in der Praxis auftauchenden Fragen Aufmerkſamkeit 
ſcheukt, ſondern auch Problemen nachgeht, die wohl ſeltener auf⸗ 
tauchen, aber von grundſäßtzlicher Bedeutung find. Niemals begnügt 
es ſich mit reiner Kafuiftik, jo nah es auch gerade auf dieſem Ge⸗ 
biete läge, ſondern verſucht ſtets zu grundſätzlicher Betrachtung vor⸗ 
zudringen. Daß daneben eine faſt erdrückende Fülle von Material an 
einzelnen Fragen und Entf. geboten wird, mag in erſter Linie den 
Praktiker erfreuen, der für ſeine Tätigkeit den zuverlaſſigſten Führer 
findet, wird aber auch dankbar anerkannt von jedem, der einen Weg 
durch das Dickicht der Materie fucht, denn gerade hier bedürfen die 
grundſätzlichen Anſchauungen der Erläuterung durch Beiſpiele. 

Als weiterer Vorzug des Werkes erſcheint mir das ſtete Be⸗ 
ſtreben, die freiwillige Gerichtsbarkeit aus ihrer Iſolierung heraus⸗ 
zuführen und in enge Verbindung mit verwandten Ge⸗ 
bieten zu bringen, insbeſ. mit dem materiellen Recht, vor allem 
dem BGB. Denn eine klare Darſtellung des Verfahrens iſt hier — 
in viel höherem Maße noch als beim Zivilprozeß — nur möglich, 
wenn immer wieder darauf hingewieſen wird, um welche Angelegen⸗ 
heiten es ſich eigentlich handelt. Die große Mannigfaltigkeit der 
in dieſenm Verfahren zu behandelnden Gegenſtände und die innere 
Verſchiedenheit derſelben macht es notwendig, ſtets die Fäden zum 
materiellen Recht herüberzuziehen. Am vorl. Werk läßt ſich das an 
zahlreichen Beiſpielen aufzeigen. Genannt ſei nur die Erörterung 
der Nichtigkeit gerichtlicher Verfügungen (83 Anm. 2 ff.). Wo das 
Geſetz auf Vorſchriften der ZPO. verweiſt, ſind auch dieſe in die Er⸗ 
örterung hineingezogen, wodurch z. B. die 88 14 u. 15 erſt ver⸗ 
ſtändlich werden. Schließlich iſt auch inſofern der richtige Weg ein⸗ 
geſchlagen, als Vorſchriften des preuß. Geſetzes im Zuſammenhang 
mit denen des Reichsgeſetzes zur Darſtellung gebracht ſind, wo es 
fi um denſelben oder einen verwandten Gegenſtand handelt. 

Demgegenüber mindert es den hohen Wert des Werkes nicht, 
wenn es bei einigen wichtigen Punkten zu einer ganz ſcharfen Be⸗ 
griffsbeſtimmung noch nicht hat durchdringen können, wo es 
wiſſenſchaftlich erwünſcht wäre, daß es gelänge. Es iſt ſchon hinge⸗ 
wieſen auf die Schwierigkeit, den Begriff der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit überhaupt zu beſtimmen, hier bekennt ſich der Verf. ſchließ⸗ 
lich zu der reſignierten Feſtſtellung (8 1 Anm. 6), daß das Gebiet 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit ſich nur negativ beſtimmen laſſe. Er⸗ 
wähnt ſei ferner noch die Darſtellung des Beſchwerderechts (8 20 
Anm. 1—8), bei der es auch nicht gelungen iſt, den ſehr unbeſtimm⸗ 
ten Vorſchriften des Geſetzes feſte Geſtalt zu verleihen. Aber ich ver⸗ 
mag das um ſo weniger zu tadeln, als es mir ſelber bei meinem 
Verſuch einer ſyſtematiſchen Darſtellung der freiwilligen Gerichtsbar⸗ 
keit nicht viel anders gegangen iſt. Hier wird eben noch viele Arbeit 
vereint zu leiſten ſein, bis wir zu ſo einfachen Begriffen gelangen, 
wie fie auf den ſeit Jahrhunderten wiſſenſchaftlich bevorzugten Ge⸗ 
bieten herausgearbeitet ſind. 

Mancher wird zweifelnd fragen, ob die Bildung von Begriffen 
wirklich ein erſtrebenswerter Gewinn ſei oder nicht einer vergangenen 
Epoche der Wiſſenſchaft angehöre. Gewiß iſt eine Häufung von Be⸗ 
griffen nur aus Freude an gewagten und knifflichen Konſtruktionen 
zu verwerfen und nicht förderlich, aber eines darf nicht überſehen 
werden: die Beherrſchung einer rechtlichen Materie wird ungemein 
erleichtert, wenn nicht überhaupt erſt ermöglicht durch Begriffs⸗ 
bildung und ſyſtematiſchen Aufbau. Der erfahrene Praktiker mag 
nach jahrelanger Tätigkeit in der Lage ſein, die Fülle der Einzel⸗ 
fälle zu beherrſchen, auch wenn ſie ungeordnet nebeneinander liegen, 
der Anfänger bedarf einer Ordnung an der Hand 
ernes ſyſtematiſchen Aufbaus, den nur Begriffe vermitteln 
können. Und da erfaßt mich als akademiſcher Lehrer die bange Sorge, 
wie es gelingen ſoll, die verwickelte Materie der freie 
willigen Gerichtsbarkeit, die im Vergleich zu manchen 
Teilen des bürgerlichen und Prozeßrechts faßt noch wie Rohſtoff ohne 
Verarbeitung anmutet, der ſtudierenden Jugend nahezu⸗ 
bringen, die jetzt ſchon unter der Fülle des immer weiter an⸗ 
wachſenden Stoffes auf vielen Gebieten zu erliegen droht. Wenn ſie 
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ihre ganze Arbeit nur darauf verwenden muß, den Stoff ſich ein- 
zuprägen, ſtatt das Handwerkszeug beherrſchen zu lernen, ſo wird 
das Niveau unſerer jungen Juriſten ſinken müſſen. Darum iſt es 
gerade für die neuen Gebiete — und dazu gehört in dieſem Sinne 
auch die freiwillige Gerichtsbarkeit, trotz ihres teilweiſe hohen Alters 
— eine bedeutungsvolle Frage, ob es gelingt, die Fülle der Erſchei⸗ 
nungen zu bändigen, zu möglichſt wenigen und einfachen Begriffen 
und einem Syſtem vorzudringen, das die geiftige Beherrſchung ermöglicht. 
Dadurch wird die Bedeutung praktiſcher Erfahrung und feiner Lebens⸗ 
kenntnis, die gerade auf dem Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
fo dringend notwendig find — man denke nur an das Vormundſchafts⸗ 
weſen —, nicht gemindert, ſondern nur ergänzt. Wer die große 
Bedeutung der freiwilligen Gerichtsbarkeit im 
praktiſchen Rechtsleben ſich klarmacht — mit Recht wird 
auch darauf hingewieſen, daß dieſe noch geſtiegen iſt allein ſchon 
durch die AufwGeſetzgebung —, muß zu dem Urteil kommen, daß 
die freiwillige Gerichtsbarkeit ſtiefmütterlich be⸗ 
handelt iſt in Wiſſenſchaft und Unterricht, aber dieſen Zuſtand auch 
damit erklären, daß der ungeordnete Stoff Lehrer wie Lernende 
abſchreckt. 

Darum hat ein Werk beſondere Bedeutung für die Wiſſenſchaft, 
das ſich bemüht, geiſtige Ordnung in eine Materie zu bringen, die 
ihrer nach der geſetzlichen Regelung noch entbehrt. Nach dieſer Rich⸗ 
tung veranſchlage ich die Verdienſte des Kommentars Schlegel⸗ 
bergers ſehr hoch, und ich täuſche mich wohl kaum, wenn ich hierin 
auch eine Folge der ſegensreichen Verbindung erfahrener Praxis und 
akademiſcher Lehre erblicke. 

Auf Einzelheiten ſoll bei anderer Gelegenheit eingegangen wer⸗ 
den. Soviel iſt ſicher, daß dem Erſcheinen des 2. Bandes weite 
Kreiſe mit geſpanntem Intereſſe entgegenſehen und daß das Werk 
ſeinen Platz an der Spitze der Darſtellungen der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit behauptet hat. Für die Gerichte und alle Praktiker iſt es 
ein vortrefflicher Ratgeber, aber auch für den Anfänger in den für 
ihn in Betracht kommenden Teilen ein zuverläſſiger Führer, für den 
Theoretiker die ſichere Grundlage weiterer Arbeit. 

Prof. Dr. Lent, Erlangen. 


Grundriß des Notariats mit Einſchluß des Stempel⸗ 
und Koſtenweſens. Von Dr. Albert Breslauer, Juſtizrat, 
Breslau. Zweite, auf den heutigen Stand gebrachte und 
vermehrte Auflage. Berlin 1927. Verlag Carl Heymann. 
Preis kart. 4 AM. 

Die Friſche des Vortrags empfindet der Leſer auch in der 
Drucklegung. Nirgends tote Buchgelehrfamkeit! Reiche Erfahrung ſpricht 
aus allem! Der verdiente Beifall, den dieſe Eigenſchaften der erſten 
Auflage gebracht, hat die zweite erforderlich gemacht, die überdies 
durch die Handhabung und fieberhafte Vermehrung der Geſetze und Ver⸗ 
waltungsbeſtimmungen notwendig wurde. Vorzüglich gearbeitete For⸗ 
mulare und Auszüge aus den Geſetzen und Verwaltungsbeſtimmungen 
ſowie eine dem Buch vorangehende Literaturüberſicht, die auch das 
Stempel⸗ und Koſtenweſen umfaßt, erhöhen die praktiſche Brauchbar⸗ 
keit der dankenswerten Arbeit. (M.) 


Dr. Martin Jonas, Miniſterialrat im Reichsjuſtizminiſterium: 
Das deutſche Gerichtskoſteugeſetz. Mit Erläuterungen 
und Koſtentafeln, ſowie den Gebührenordnungen für 
Rechtsanwälte, für Zeugen und Sachverſtändige und für 
Gerichtsvollzieher und ſonſtigen reichsrechtlichen Koſten⸗ 
vorſchriften. Zweite neubearbeitete und erweiterte Auflage. 
Berlin 1927. Stilkes Rechtsbibliothek. Preis geb. 10 W. 


Die zweite Auflage iſt durch die Anderungen notwendig ge⸗ 
worden, die zur Neufaſſung des GANG. (Bek. v. 5. Juli 1927) Anlaß 
gegeben haben. Sie ſtellt gegenüber der erſten Auflage vom Jahre 
1923, ſchon äußerlich betrachtet, eine erhebliche Erweiterung dar, denn 
fie weiſt (ohne das Sachregiſter)“ einen Umfang von 437 Seiten auf, 
wahrend die erſte Auflage nur 296 Seiten umfaßte. Neu aufgenommen 
ſind, außer dem bisher nur in einem Anhang erläuterten Geſetz über 
die Erſtattung von Rechtsanwaltsgebühren in Armenſachen (III), die 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte (IV), die Reiſekoſtenverordnung 
für die Reichsbeamten (als notwendige Ergänzung zu der unter VI 
abgedruckten Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige), die 
Verordnung über die Eutſchädigung der Schöffen, Geſchworenen und 
Vertrauensperſonen (VII), die Vorſchriften über die Entſchädigung der 
Handelsrichter (VIII) und die Koſtenvorſchriften des Arbeitsgerichts⸗ 
geſetzes (IX). Die Wiedergabe der ſonſtigen reichsrechtlichen Gerichts⸗ 
koſtenvorſchriften (X) trägt den inzwiſchen eingetretenen Anderungen 
der Geſetzgebung Rechnung, neu aufgenommen ſind dabei die Ge⸗ 
bührenbeſtimmungen im Verfahren betr. Vollſtreckbarkeitsertlärung 
öſterr. Urteile. Die Koſtentafel hat eine wertvolle Erweiterung dadurch 
erfahren, daß den Gerichtsgebühren die Rechtsanwaltsgebühren gegen⸗ 
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übergeſtellt find. Daß der vollſtändige Text des GKG. in der neuen 
Faſſung den Erläuterungen zu den einzelnen Vorſchriften vorauſ⸗ 
geſchickt iſt, darf als ein weiterer Vorzug der zweiten Auflage be⸗ 
zeichnet werden. 

Schon dieſe Ergänzungen und Verbeſſerungen ſind geeignet, den 
Wert des ausgezeichneten Handkommentars für den praktiſchen Ge⸗ 
brauch weſentlich zu erhöhen. Das Werk wendet ſich, im Gegenſatz 
zu anderen Erläuterungsbüchern zum GKG., die vorwiegend für die 
Benutzung durch die Beamten der Geſchäftsſtellen beſtimmt ſind, in 
erſter Linie an die Richter und Rechtsanwälte. Namentlich den Ans 
walten, die bei dem viel umſtrittenen, aber auch jetzt noch beibehaltenen 
Grundſatz der Vorauszahlungspflicht der Gerichtsgebühren mehr als 
früher genötigt find, ſich mit den Koſtenbeſtimmungen eingehend zu 
beſchäftigen, wird die Aufnahme der Abſchnitte zu III und IV und 
zu X und XI beſonders willkommen ſein, nicht minder die der Er⸗ 
läuterungen zu IX, ſoweit es ſich um die Vertretung vor den Landes⸗ 
arbeitsgerichten handelt oder allgemein eine Auskunftserteilung über 
die Gebührenſätze in Frage kommt. 

Die Erläuterungen ſelbſt laſſen nach Inhalt und Gliederung 
durchweg das Ergebnis einer ſorgfältigen Nachprüfung und einer 
gründlichen Durcharbeitung des geſamten Stoffgebietes erkennen. 
Überall hat der Verf. zu den inzwiſchen in der Rechtſprechung und 
im Schrifttum behandelten Zweifelsfragen Stellung genommen, ver⸗ 
einzelt ſeine frühere Anſicht berichtigt (ſo mit Recht im Anſchluß an 
Reh. 111, 410 zu 8 25 Note 3 — Streitwert der Zulaſſung der Neben⸗ 
intervention —), ſich im übrigen ſtets mit den abweichenden Mei⸗ 
nungen auseinandergeſetzt und die Begründung feiner eigenen Auf⸗ 
faffung vertieft und erweitert. Hervorzuheben find hier namentlich die 
Erläuterungen zu 832 (Arreſtverfahren) und zu 8 85 (Ausländer und 
Staatenloſe), ferner die Ausführungen über die Erhebung der Prozeß⸗ 
gebühr in den Rechtsmittelinſtanzen (S. 329 ff.) und die über das 
Erſtattungsgeſetz, insbeſ. den Geltungsbereich des Geſetzes, den Um⸗ 
fang des Erſtattungsanſpruches und die Vermehrung von Teilzahlungen 
(S. 335 ff.) 

Der Wert der inhaltreichen Erläuterungen wird erhöht durch 
die knappe und klare Darſtellung und vor allem durch die Über⸗ 
ſichtlichkeit, die bei der Neubearbeitung vielfach noch erheblich ge⸗ 
wonnen hat und bei der Sprödigkeit des Stoffes einen ganz be⸗ 
ſonderen Vorzug darſtellt. Hingewieſen ſei hier, um nur einige Bei⸗ 
ſpiele zu nennen, auf 8 4 (Einwendungen gegen die Zahlungspflicht), 
89 (Wertberechnung), § 18 (Wertfeſtſetzung), 88 33, 34 (Einzelfälle er⸗ 
mäßigter Gebühr), 849 (Gebühr in Strafſachen) und 8 90 (Ge⸗ 
bührenfreiheit). Auch für die klare und ſyſtematiſche Darſtellung der 
Gebührenvorſchriften des Arbeitsgerichtsgeſetzes, die bei dem Kom⸗ 
promißcharakter des Geſetzes eine komplizierte Regelung und eine 
recht unüberſichtliche Faſſung erhalten haben, wird die Praxis dem 
Verf. Dank wiſſen. 

Von beſonderem Werte ſind endlich, zumal bei der Stellung des 
Verf. als Referenten des Reichsjuſtizminiſteriums, die Erläuterungen 
zu den durch die Novelle v. 28. Jan. 1927 geſchaffenen Anderungen 
des Gch. Von dieſen find praktiſch bedeutſam namentlich die Be⸗ 
ſtimmungen über den Streitwert bei Rentenanſprüchen (8 10 Abſ. 2) 
und bei nicht vermögensrechtlichen Anſprüchen (8 1), ferner die Ver» 
günſtigungen für gewiſſe Fälle der Zurücknahme von Klagen oder 
Anträgen (8829-34). Die Faſſungsänderung des 529 Abſ. 2 hat 
bekanntlich den auf Grund des früheren Wortlautes („vor der münd⸗ 
lichen Verhandlung“) entbrannten Streit beſeitigt, aber ſchon ſind 
neue Zweifelsfragen aufgetaucht. Iſt 8 29 Abf. 2 auch anwendbar, 
wenn beim Ausbleiben beider Parteien nach 8331 a 3 PO. ein Be⸗ 
weisbeſchluß nach Alktenlage erlaſſen iſt oder wenn die Parteien 
ſchriftlich ihr Einverſtändnis mit einem Verfahren gem. 87 EntlVO. 
erklärt haben? M. E. wird die Auffaſſung des Verf., der in beiden 
Fällen die Gebührenermäßigung bejaht, beizutreten ſein, da eine mög⸗ 
lichſt weitgehende Begünſtigung der Rücknahmeerklärung in der Tat 
der Abſicht des Geſetzes entſprechen dürfte. Gerade von dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkte aus vermag ich dagegen dem Verf. nicht zuzuſtimmen, 
wenn er (zu § 31, S. 148) annimmt, daß nach dem Übergang vom 
Mahnverfahren zum Streitverfahren die nach § 29 Abſ. 2 erfolgte 
Zurücknahme der Klage zwar die Ermäßigung der Prozeß gebühr 
auf ½ zur Folge habe, die Gebühr für das Mahn verfahren, weil 
es als beſondere Inſtanz bereits abgeſchloſſen ſei, dadurch aber keine 
Verringerung erfahre, fo daß der Kl. in dieſem Falle / der Prozeß⸗ 
gebühr zu zahlen haben würde. Hier ſcheint mir die Darlegung des 
Verf. nicht überzeugend, vielmehr die gegenteilige Anſicht des 2. 38. 
des hieſigen OLG. (JW. 1927, 1330) und ihre Begründung den 
Vorzug zu verdienen. 

Ein Eingehen auf weitere Einzelfragen würde über den Rahmen 
dieſer Beſprechung hinausgehen, auch in jedem Falle ohne Einfluß 
auf die Geſamtbeurteilung des Werkes bleiben, das nur aufs wärmſte 
empfohlen werden kann und das ſich, woran ich nicht zweifle, für die 
Praxis als ein ebenſo zuverläſſiger und unentbehrlicher Ratgeber er⸗ 
weiſen wird, wie die von demſelben Verf. bearbeitete Neuauflage des 
führenden ZPO.⸗Kommentars von Friedrich Stein. 

SenPräſ. Dr. Wilhelm Meiner, Stettin. 
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Walter⸗Joachim⸗Friedlaender: Die deutſche Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte nebſt den landesgeſetzlichen 
Vorſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte in 
Preußen, Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden und 
Heſſen. Achte, neubearb. Auflage des Kommentars von 
Walter⸗Joachim. Herausgegeben von Dr. Adolf Fried⸗ 
laender, Landgerichtsrat in Limburg, und Pr. Max 
Friedlaender, Rechtsanwalt in München. 1. Lieferung. 
Berlin 1927. Verlag H. W. Müller. Preis 9 . 


Eine Beſprechung des hervorragenden Werkes wird baldigſt zum 
Abdruck kommen. D. S. 


Dr. Alfred Carlebach, Rechtsanwalt und Notar in Berlin: 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte. Mit Erläuterungen 
und Gebührentabellen ſowie den verwandten reichsrecht⸗ 
lichen Koſtenbeſtimmungen und der preußiſchen Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte. Berlin 1927. Verlag Georg 
Stilke. 430 S. Preis geb. 10 . 

Das Werk bildet eine begrüßenswerte Bereicherung der Literatur 

zur AAGED. in deren neueſter Faſſung gem. Bek. v. 5. Juli 1927. 

Es hält nach Inhalt und Umfang etwa die Mitte zwiſchen dem 

führenden Komm. von Walter⸗Joachim⸗Friedlaender und 

den übrigen Erläuterungswerken zur NRAGEDO. und ſtellt ein wert⸗ 
volles, reichhaltiges Handbuch für den Praktiker dar, dem der um⸗ 
fangreiche Stoff in überaus klarer, durch ſyſtematiſche Gliederung der 

Erläuterung der einzelnen Paragraphen und glückliche Druckanord⸗ 

nung erreichter überſichtlicher Form entgegentritt; allenthalben hat 

der Verf. die weſenkliche Literatur und Rſpr. angeführt und be⸗ 
arbeitet, die Fundſtellen für weitere ſolche nachgewieſen. Das Buch 
wird ſich verdientermaßen raſch einen Platz in den Anwaltskanzleien 
und Gerichtsbibliotheken erobern. Für eine Neuauflage wäre zu 

S. 299 die durch Geſ. v. 19. Juli 1926 erfolgte Aufhebung der 

Preis TrVoO. nachzutragen. Sehr eingehend iſt auch das Gef. über 

die Erſtattung von Rechtsanwaltsgebühren in Armenſachen kommen⸗ 

tiert; zu S. 303 konnte die erſt nach Abſchluß des Werkes bekannt⸗ 
erworbene neuerliche Stellungnahme des RG. (JW. 1927, 988) hin⸗ 
ichtlich Verpflichtung des beſtellten Armenanwalks zur Tätigkeit in 
dringenden Fällen auch vor Vollmachtserteilung durch die arme Partei 
nicht mehr berückfichtigt werden; gleiches gilt hinſichtlich der erſt in 
jüngſter Zeit aufgetauchten Fragen der Auskunftspflicht des Armen⸗ 
anwalts, der zwar Wahlanwalt war, bez. erhaltener Vorſchüſſe bei 

Liquidation der Armenrechtsgebühren gegenüber der Staatskaſſe wie 

der Zuläffigkeit von Honorarabreden mit der armen Partei über Ver⸗ 

rechnung von Vorſchüſſen und deren Wirkung auf die Zahlungspflicht 
der Staatskaſſe. Die Beigabe von Tabellen für die Reichs⸗ und 
preuß. Landesgebühren und der Abdruck der Nebengeſetze (GK. 

i. d. Faſſ. v. 5. Juli 1927, Pra AGebO. uſw.) erhöht des Buches 

Brauchbarkeit für die Praxis. 

RA. Dr. Geiershöfer, Nürnberg. 


2. Schiedsgerichte. 

Das deutſche Schiedsgerichtsverfahren, nach der Praxis 
des Reichsgerichts gemeinverſtändlich dargeſtellt von 
Eruft Richter, Landgerichtsdirektor beim Landgericht I, 
Berlin. Berlin 1927. VD.⸗Verlag. 

Die Schrift behandelt das Gebiet in meiſterhafter Klarheit auf 
dem knappen Raum von nur 112 Seiten und erörtert trotzdem 
wohl alle praktiſch weſentlichen Fragen in überſichtlicher Weiſe. 
Zahlreiche Veiſpiele aus der Praxis dienen zur Erläuterung und 
weiſen den Leſer immer wieder darauf hin, wie das Schiedsgerichts⸗ 
weſen zu einer Quelle unerfreulichſter Streitfragen werden kann, wo 
es nicht ſachgemäß und mit Kenntnis der grundlegenden Rechtsſätze 
gehandhabt wird (z. B. S. 9 und 69). Beſonders dankenswert er⸗ 
ſcheint mir, daß Verfaſſer ſich vielfach nicht darauf beſchränkt, die 
Entſch. des RG. anzuführen, ſondern ähnlich wie die engliſchen 
Rechtsgelehrten das Weſentliche des Falles wiedergibt. Das fördert 
die Anſchaulichkeit und wirkt zu weitgehenden Verallgemeinerungen 
entgegen. Es iſt dem Verfaſſer gelungen, die Schwierigkeiten glück⸗ 
lich zu überwinden, die ſich ergeben, wenn eine ſolche Darſtellung 
ſowohl für den Juriſten, wie für den Nichtjuriſten brauchbar ſein 
ſoll, wenn auch einzelne Abſchnitte (z. B. über die Rechtskraft der 
im Beſchlußverfahren erlaſſenen gerichtlichen Entſch., S. 98) für den 
Laien nicht leicht verſtändlich ſind. Als beſonders wertvoll erſcheinen 
mir die Ausführungen über die Schiedsgerichte der Vereine und 
Jerbände (S. 23 ff.) und über die Koſten des Schiedsgerichts nach 
Aufhebung des Schtedsſpruchs (S. 95 ff.). Als erfahrener Praktiker 
gibt der Verfaſſer für die Durchführung des Verfahrens viele, für 
Nuriſten wie Laien nützliche Ratſchläge. Verfaſſer empfiehlt z. B. 
(S. 71) die Koſten u. U. nicht dem Unterlegenen aufzuerlegen, ſondern 
zu verteilen. Das Verfahren bei gerichtlichen Beweiserhebungen will 
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er dadurch abkürzen, daß die Parteien die Zuſtändigkeit eines be⸗ 
ſtimmten, örtlich zweckmäßig belegenen Amtsgerichts für die Zeugen⸗ 
vernehmung vereinbaren (S. 107). Zweckmäßig erſcheint mir auch 
der Vorſchlag, die Entſch. den Parteien bekanntzugeben, bevor die 
Niederlegung bei Gericht erſolgt, damit die Parteien nicht durch neue 
Geſichtspunkte überraſcht werden und auf etwa vorliegende offenbare 
Irrtümer hinweiſen können (S. 75). Freilich iſt es wohl richtiger, 
den Parteien ſchon vor der Zuſtellung formlos den Entwurf des 
Schiedsſpruches mitzuteilen. Die zahlreichen, in knappſter Form ge⸗ 
faßten und doch anregenden Bemerkungen über rechtlich zweifelhafte 
Fragen können hier nur zum Teil erörtert werden. Daß die Ab⸗ 
lehnung des Vollſtreckbarkeitsbeſchluſſes einen Grund für die Auf⸗ 
hebung des Schiedsſpruches wegen Unzuläſſigkeit des Verfahrens bildet 
(S. 93) ſcheint mir nicht zuzutreffen. Die Aufhebung des Schieds⸗ 
ſpruches dürfte nur dann zuläſſig ſein, wenn Gründe für die 
Verſagung der Vollſtreckbarkeit (8 1042 Abſ. 2) vorliegen. Das hat 
das Prozeßgericht ſelbſtändig nachzuprüfen. Es iſt nicht an die Gründe 
der Entſch. gebunden, die in dem weniger Garantien bietenden 
Beſchlußverfahren erlaſſen iſt. Ablehnung der Vollſtreckbarkeit iſt 
nicht Verneinung der Rechtskraft und auch der nicht für vollſtreckbar 
erklärte Schiedsſpruch kann Rechtskraftwirkung haben. — Verfaſſer 
meint, eine verarmte Partei könne vom Schiedsvertrag zurücktreten 
(S. 20). Das erſcheint mir verfehlt. Der anderen Parkei kann nicht 
zugemutet werden, lediglich wegen der perſönlichen Verhältniſſe 
des Vertragsgegners auf das vertraglı.) erworbene Recht einer Entſch. 
burch das Schiedsgericht zu verzichten. Der Geſichtspunkt, daß der 
Staal für das Schiedsgericht kein Armenrecht gewähren kann, darf 
nicht dahin führen, daß die Unterſtützung der armen Partei nun 
gewiſſermaßen auf Koſten ihres Vertragsgegners beſchafft wird (vgl. 
auch R.: JW. 1916, 580). Soweit eine Unterſtützung der ver⸗ 
armten Partei für erforderlich erachtet wird, wäre es evtl. Aufgabe 
einer vorbeugenden Wohlfahrtspflege, für die Beſchaffung der Koften, 
des Schiedsverfahrens Sorge zu tragen. 

Die Ausführungen über die Freiheit der Schiedsrichter von dem 
materiellen Recht (S. 56f.) haben mich nicht überzeugt. Es entipricht 
m. E. keineswegs „der Anſchauung des praktiſchen Lebens“, daß die 
Parteien regelmäßig die Entſch. davon abhängig machen wollen, ob 
nach der perſönlichen Anſchauung des jeweiligen Schiedsrichters „ge⸗ 
ſteigertes Ehr⸗ und Pflichtgefühl die Pflichten gegenüber dem Geſetz 
erhöht“, oder ob der Schiedsrichter umgekehrt von einer weniger 
ſtrengen Auffaſſung ausgeht als das geltende Recht. 

Verfaſſer will der Anrufung des Schiedsgerichts in ausdehnender 
Anwendung des § 220 Abſ. 2 BGB. die materiell⸗rechtlichen Wir⸗ 
kungen der Rechtsgängigkeit beilegen (S. 47). Das ſcheint mir zu⸗ 
treffend. Für unrichtig halte ich aber die Annahme, die Schiedsrichter 
könnten unter ſich die Art der Abſtimmung regeln, z. B. vereinbaren, 
daß der Durchſchnitt aus den von den einzelnen Schiedsrichtern für 
richtig gehaltenen Entſch. gezogen werden könne, ſo daß z. B., wenn 
zwei Schiedsrichter die Klage zur Höhe von 1000 % für begründet 
halten, ein dritter zur Höhe von 10 000 Ab, auf 4000 % zu ent⸗ 
ſcheiden wäre (S. 64). Die Schiedsrichter können wohl die Art und 
Weiſe ihres Verfahrens ſelbſt beſtimmen; die Frage aber, inwieweit 
die Meinungen der einzelnen Schiedsrichter für die Bildung des 
Schiedsſpruchs ſelbſt maßgebend ſein ſoll, kann nicht von der eigenen 
Entſchließung der Schiedsrichter abhängen. M. E. iſt das enſowenig 
angängig, wie es den Schiedsrichtern geſtattet iſt, zu beſtimmen, daß 
eine andere als die abſolute Mehrheit für die Entſch. maßgebend 
fein ſoll ($ 1038 ZPO.). Dem Parteiwillen dürfte regelmäßig eine 
Anwendung der auch iin Schiedsgerichtsverfahren innerlich begrün⸗ 
deten Regelung des 8 196 GUÖ. entſprechen. Verfaſſer meint, 
daß das Gericht bei dem Antrag auf Ernennung eines Schieds⸗ 
richters das Beſtehen des Schiedsvertrages nicht feſtzuſtellen brauche, 
die Prüfung vielmehr darauf zu beſchränken habe, ob „eine offen⸗ 
bare Unzuläſſigkeit des Verfahrens“ (S. 102) vorliege. Bei An⸗ 
trägen auf Beweiserhebungen brauche die Zuläſſigkeit des Schieds⸗ 
gerichtsverfahrens ſelbſt überhaupt nicht geprüft zu werden (S. 104). 
Mir ſcheint gerade bei Beweisanträgen die Feſtſtellung, daß ein 
Schiedsvertrag vorliege, erforderlich. Gegenpartei und Zeugen werden 
ſonſt mit zweckloſen Beweiserhebungen belaſtet, die unter Umſtänden 
den Vernehmungen in einem ſpäteren gerichtlichen Verfahren in un⸗ 
erwünſchter Weiſe vorgreifen. Unrichtig erſcheint mir auch die Anſicht, 
daß der Antrag auf gerichtliche Beweiserhebungen nicht dem Anwalts⸗ 
zwange unterliege (S. 108). Der Anwalt iſt hier keineswegs nur 
„Briefträger der Partei“. Auch wenn man mit dem Verfaſſer das 
Beſtehen eines Schiedsvertrages in dieſem Verfahren nicht prüfen 
will, ſind u. U. Rechtsfragen ſchwieriger Art zu erörtern (z. B. bez. 
der Zuſtandigkeit, Zuläſſigkeit der richterlichen Handlung uſw.). Ob 
ſolche Geſichtspunkte in einer mehr oder weniger großen Anzahl von 
Fällen tatſachlich nicht in Betracht kommen, iſt unerheblich, ebenſo wie 
es im Prozeßverfahren unerheblich iſt, daß z. B. einfache Kaufklagen 
von Kaufleuten auch ohne Anwalt verfaßt werden könnten. Weniger 
glücklich, als die anderen Teile der Schrift, erſcheint mir das Schluß⸗ 
kapitel über die Zukunft des Schiedsgerichtsweſens. Der Gedanke, 
eine Befugnis des Schiedsgerichts zur Eidesabnahme könne dahin füh⸗ 
ren, daß die Schiedsrichter ihre Amtsbefugniſſe, ähnlich wie es 
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nach der Meinung des Verfaſſers die parlamentariſchen Unterſuchungs⸗ 
ausſchüſſe getan hätten, zur Aushorchung und politiſchen Schädigung 
des Gegners mißbrauchen und daß die Schiedsgerichte Stationen auf 
dem Wege zu einer Politiſierung der Rechtspflege würden, ſcheint 
mir doch recht fernliegend zu ſein. 

RA. Dr. Carl Leo, Hamburg. 


3. Jahrbücher, Handwörterbücher. 


Jahrbuch des Deutſchen Rechtes. Begründet von Juſtizrat 
Dr. Hugo Neumann, Herausgeber: Dr. Dr. Franz 
Schlegelberger, Miniſterialdirektor im Reichsjuſtizmini⸗ 
ſterium, Honorarprofeſſor der Rechte an der Univerſität 
Berlin; Wilhelm Boſchan, Kammergerichtsrat, Geheimer 
Juſtizrat, und Dr. Leo Sternberg, Rechtsanwalt am 
Kammergericht und Notar. 25. Jahrgang. Bericht über 
das Jahr 1926. Berlin 1927. Verlag von Franz Vahlen. 
Preis geb. 42 . 

Was die Fortſetzer des Werkes des unvergeßlichen Hugo Neu⸗ 
mann in den ſchweren Jahren der Nachkriegszeit geſchaffen haben, 
haben ſie mit dieſem Jahrgang fortgeſetzt. Zielbewußt und voller Er⸗ 
kenntnis der unendlich vermehrten Anforderungen, die unſere Zeit 
und Wirtſchaftslage an den deutſchen Juriſten ſtellt, haben ſie ihren 
Rahmen weit geſpannt und das öffentliche Recht, das Arbeitsrecht 
ſowie das Steuerrecht, aber auch die Aufwertung und das Wohnungs⸗ 
notrecht mit ihrem gewaltigen Umfange mit einbezogen. Die „Schmer⸗ 
zenskinder der Nachkriegszeit“ nennt das Vorwort dieſe beiden 
Materien. Sie ſind wegen ihres Umfangs auch die Schmerzens⸗ 
kinder jedes Schriftleiters. Auch die Bearbeiter dieſes Jahrganges haben 
dies empfunden: 728 Seiten weiten Drucks umfaßt der erſte Band 
des Werks, 1367 Seiten engen Drucks der jetzt vorliegende Band. 
Die Herausgeber nahmen dies in Kauf, und zwar — wie ſie ſelbſt 
wiederholt im Geſpräche betonten — im vollen Bewußtſein, daß 
ſie nur ſo dem deutſchen Juriſten dasjenige unentbehrliche Rüſtzeug 
bieten können, zu dem ſich das Jahrbuch im Laufe der Jahre 
entwickelt hat und welches es, wenn es nach denſelben Grundſägen 
weiter geleitet wird, auch künftig bleiben wird. (M. 


Jahrbuch des Zivilrechts. In Verbindung mit Dr. K. 
Becker, LGPräſident, Geh. IR., Cleve; R. Evers, Reichs⸗ 
finanzrat, München; Dr. Günther, Kammergerichtsrat, 
Berlin; Dr. E. Scherling, Senatspräſident, Hamm. Heraus⸗ 
gegeben von Dr. Hs. Th. Soergel, Bayer. Hofrat, Be⸗ 
gründer und Herausgeber der Zeitſchrift „Das Recht“. 
27. Jahrgang. Enthaltend Rechtſprechung und Rechtslehre 
vom Sept. 1925 bis 31. Dez. 1926 zum geſamten Zivil⸗, 
Handels⸗, Prozeß⸗, Arbeits⸗, Aufwertungs⸗, Friedens⸗ 
vertrags⸗, Miets⸗, Verfaſſungs⸗ und Steuerrecht des Reiches 
und der Länder, insgeſamt zu 425 Reichs⸗ und 208 
Landesgeſetzen und »verordnungen. Stuttgart 1927. 
Verlag von W. Kohlhammer. Preis 36 G. 


Mit Bedauern leſen die Freunde dieſer ausgezeichneten Zu⸗ 
ſammenſtellung, daß der verdiente Herausgeber des Buches den vor⸗ 
liegenden Jahrgang „zwiſchen Krankenhaus, Schreibtiſch und Ope⸗ 
rationstiſch“ entſtehen laſſen mußte. Mit um ſo größerer Anerkennung 
ſieht er das Ergebnis dieſer in tormentis entſtandenen Arbeit. Auch 
diesmal wieder iſt es gelungen, in einem Bande über 14000 Ent⸗ 
ſcheidungen und über 6000 Aufſätze in derjenigen knappen Form dar⸗ 
zuſtellen, die das Kennzeichen dieſer beliebten Sammlung bildet. Auch 
von dieſem Bande gilt das, was im Vorſtehenden von Neumanns 
Jahrbuch geſagt worden it: Dieſe gewaltigen Zahlen laſſen die große 
Umfangsvermehrung dieſ. Bandes verſtändlich und verdienſtlich 
erſcheinen; weiſt doch dieſer eine Band nicht weniger als 1251 Seiten 
Reichsrecht auf, zu denen 330 Seiten Steuerrecht hinzutreten, obwohl 
die Bearbeiter ſich, abgeſehen vom Steuerrecht, auf das bürgerliche 
Recht beſchränkt haben. So wirkt ſich auch in dieſem Werk das ge⸗ 
waltige Anſchwellen der Geſetzgebung und der Rſpr. aus! (M.) 


Warnehers Jahrbuch der Entſcheidungen auf dem Gebiete 
des Zivil⸗, Handels⸗ und Prozeßrechts einſchließlich der 
dies Gebiet betreffenden ſteuerrechtlichen Entſcheidungen, ver⸗ 
bunden mit einem Jahrbuch des Aufwertungsrechts 
bearbeitet und herausgegeben von Dr. jur. Otto Warneher, 
Reichsgerichtsrat in Leipzig, und Dr. jur. Fritz Koppe, 
Rechtsanwalt, Schriftleiter der „Deutſchen Steuerzeitung“ 
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in Berlin. 25. Jahrgang. Berlin 1927. Induſtrieverlag 
Spaeth & Linde. Preis 15 h. 

Der vorl. 25. Jahrg. des beliebten Werkes umfaßt Schrifttum 
und Rſpr. vom Herbſt 1925—1926. Eine beſondere Abteilung ſtellt 
das geſamte Aufwotecht in umfaſſender Darſtellung dar. Dieſer, als 
Jahrbuch des AufwRechts bezeichnete Sonderteil enthält den ge⸗ 
ſamten Erläuterungsſtoff zum AufwöG. ſeit deſſen Inkrafttreten bis 
zur Gegenwart, da auch die wichtigſten, bis zum Frühjahr 1927 er⸗ 
gangenen AufwEntſch. wiedergegeben find. Ein beträchtlicher Raum 
iſt auch dem Mietsſonderrecht und dem neuen Prozeßrecht 
gewidmet. Insgeſamt iſt die Literatur und die Rſpr. zu 137 Geſetzen 
dargeſtellt. Auch dieſer Band iſt daher erheblich umfangreicher als 
ſeine Vorgänger. 

Bei aller Anerkennung der ungeheuren Arbeitsleiſtung und 
Organiſationskunſt, die auf das Werk verwendet iſt, muß pflicht⸗ 
gemäß empfohlen werden, ein noch größeres Augenmerk auf die Ver⸗ 
meidung von Druckfehlern zu richten. Sie find bei einem Werk wie 
dieſem beſonders ſtörend; ein kurzes Zitat verliert ſeinen Wert, 
wenn die angegebene Abdruckſtelle nicht auffindbar iſt. (M.) 


Handwörterbuch der RNechtswiſſenſchaft unter Mitberatung 
von Miniſterialdirektor im Reichsjuſtizminiſterium Dr. E. 
Bumke, Reichsgerichtsrat L. Buſch, Oberreichsanwalt 
Dr. L. Ebermayer, Geh. Rat Prof. Dr. Dr. Fr. Ende⸗ 

mann, Geh. Juſtizrat Prof. Dr. E. Heymann, Senats⸗ 
präſident am Reichsgericht Dr. O. Strecker, Präſident 
des Bay Obs. Staatsrat Dr. K. v. Unzuer. Heraus⸗ 
gegeben von Dr. jur. Fritz Stier⸗Somlo, ord. Prof. an 
der Univerſität Köln, und Dr. jur. Alexander Elſter. 

Berlin 1927. Verlag Walter de Gruyter KCo. 1.— 14. Liefe⸗ 

rung. 

Das ausgezeichnete Wörterbuch iſt nunmehr bis zur 14. Liefe⸗ 
rung gediehen, die, wenn auch kein abſchließendes, ſo doch immerhin 
ſchon ein zuverläſſiges Urteil über das ganze Werk geſtattet — und 
zwar ein Urteil höchſten Lobes! 

Daß nicht alle Artikel gleich und gleichwertig ſind, iſt bei einem 
Werk, welches ſo viele Mitarbeiter von zum Teil ausgeſprochener 
Individualität umfaßt, unvermeidlich. Es iſt eher ein Lob als ein 
Tadel. Eine eingehende, die hohen Verdienſte dieſes Werkes wür⸗ 
digende Beſprechung muß bis zum Vorliegen des ganzen Werkes 
vorbehalten bleiben. Schon jetzt mag jedoch der Bewunderung über 
die hervorragende Organiſationskunſt Ausdruck gegeben werden, die 
dieſes Werk ſchuf. 

Einzelne, beſonders vorzügliche Artikel ſeien wahllos heraus⸗ 
gegriffen, ohne damit die übrigen als minder wertvoll zu bezeichnen: 
Mettgenberg, „Auslieferungsrecht“ und „Rechtshilfe in Straf⸗ 
ſachen“; Lutterloh, „Rechtshilfe in Zivilſachen“; Liepmanı, 
„Beweis und Beweislaſt“, ſowie die Artikel der verdienſtvollen Her⸗ 
ausgeber ſelbſt: Elſter und Stier⸗Somlo. 

Die Anwaltſchaft werden insbe. die Artikel Cafe, „Die 
Anwaltſchaft“ und vor allem „Notariat“ von dem allver⸗ 
ehrten Altmeiſter des deutſchen Notariatsrechts, 
Obernech, mit großem Nutzen leſen. Zumal der letztere iſt ein 
Kabinettſtück knapper, kurzer, lichtvoll gegliederter und babet tief⸗ 
gründiger wiſſenſchaftlicher, übrigens auch die Rechtsgeſchichte um⸗ 
faſſender Darſtellungskunſt. (M.) 


4. Steuerrecht. 


Ottmar Bühler: Lehrbuch des Steuerrechts. 1. Bd. All⸗ 
gemeines Steuerrecht. Berlin 1927. Verlag Franz Vahlen. 
544 S., mit einer Steuertafel und mehreren Tabellen. 

Die Hoffnungen, die man nach dem Kriege für eine wiſſen⸗ 
ſchaftliche Entwicklung des Steuerrechts und auf eine von ihr aus⸗ 
gehende Befruchtung des öffentl. Rechts ſetzte, haben ſich nicht voll 
als berechtigt erwieſen. Es mag ſich das zum großen Teil aus der 

Unſtetheit des Rechtsſtoffes erklären: erſt ſeit 1925 kann man von 

einer ſicheren Grundlage für den Aufbau wiſſenſchaftlicher Betrach⸗ 

tung ſprechen, wenn auch die RAbgd. ſeit ihrem Erlaß im weſent⸗ 
lichen unverändert geblieben iſt. Die hauptſächliche Schuld an dem 
geringen wiſſenſchaftlichen Fortſchritt trifft die Vertreter der Wiſſen⸗ 
ſchaft ſelbſt. Wie vor dem Kriege haben auch weiterhin die Pral⸗ 
tiker durchaus die Führung behalten. Zu den alten Führern des 

Steuerrechts auf Grund der praktifchen Erfahrungen und Kenntniſſe, 

wie Strutz und Piſtorius, ſind neue hinzugetreten: vor allem 

E. Becker, ferner Kloß, Evers, Ott, Mir re, Lion, Ball 

und viele andere, die mit ihren Beiträgen nicht nur die kommen⸗ 

tatoriſche Bearbeitung, ſondern auch die monographiſche in den 
zahlreichen Zeitſchriften bereichert haben. Die Vertreter der zünf⸗ 
tigen Wiſſenſchaft, von denen wir theoretiſche Durchdringung, ſyſte⸗ 
matiſche Zuſammenfaſſung und Verflechtung mit den Nachbar⸗ 
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gebieten des Steuerrechts erwarteten, haben geſchwiegen. Sie haben 
neben Balls überaus brauchbarer Einführung in das Steuerrecht 
nur zwei Lehrbücher zu ſtellen gewußt, von denen das eine, das von 
Henſel, eine recht gute wiſſenſchaftliche Leiſtung darſtellt, das von 
Mirbt nicht über eine deſkriptive Zuſammenfaſſung des Rechts⸗ 
ſtoffes hinausragt. Intereſſanter als beide Bücher find in vieler Hin⸗ 
ſicht die Grundzüge des Steuerrechts von K. Friedrichs, aber 
auch eigenwillig und zudem nicht ausführlich genug, um als Lehr⸗ 
buch gelten zu können: aber auch Friedrichs iſt, wenn auch ein 
höchſt origineller Denker, kein zünftiger Wiſſenſchaftler. Nun iſt 
das ſchon länger fällige, aber offenbar immer wieder vor dem Ab⸗ 
ſchluß zurückgeſtellte Werk von Bühler erſchienen, allerdings nur 
der 1. Teil, der das allgemeine Steuerrecht behandelt. Der Rezenſent 
freut ſich, es hier kurz beſprechen zu können, nachdem er 1914 das 
Erſtlingswerk des Verf. über die „ſubjektiven öffentlichen Rechte“ 
kritiſch begleiten konnte (vgl. PrVerwBl. 1915). Das neue 
Werk will ein Lehrbuch fein, alſo das ſyſtematiſch Wichtige nicht 
ſowohl für die Praxis. als zur wiſſenſchaftlichen Einführung und 
Vertiefung darſtellen. Es kann nur mit beſonderer Genugtuung be⸗ 
grüßt werden, daß ein Wiſſenſchaftler, der der Geſamtheit des 
öffentlichen Rechts ſeine Lebensaufgabe widmet, dem Sondergebiet 
des Steuerrechts lange Jahre der Arbeit geſchenkt hat und damit 
einen greifbaren Beweis für die Fruchtbarkeit der Beſchäftigung mit 
dem Steuerrecht bietet: möge daraus ein Anreiz für andere folgen. 
Die große Weitſchichtigkeit des Stoffes, ſeine vielfachen Zuſammen⸗ 
hänge mit Problemen des öffentlichen Rechts aller Art, ſeine Be⸗ 
deutung für Wirtſchaft und Leben zeigen die über 500 Seiten des 
ausgezeichnet ausgeſtatteten Buches. Mit bewundernswertem Fleiß 
ſiud die Erkenntnisquellen herangezogen: vor allem die Entſch. des 
Rö. beherrſcht und verwendet der Verf. mit größter Sachkenntnis 
und feinem Spürſinn für das, was ſie wiſſenſchaftlich Entwicklungs- 
fähiges enthalten. Die Darſtellung iſt klar und auch bei ſchwierigen 
u verſtändlich, und ihre Gliederung zeigt den erfahrenen 
Lehrer. 

Gerade aber vom Standpunkt deſſen, dem die Förderung des 
Steuerrechts als Wiſſenſchaft am Herzen liegt, der dieſem neuen 
Rechtsſtoff eine Bedeutung beimißt, die über ihre praktiſche Ver⸗ 
wendung hinausgeht, ſei es geſtattet, einige Punkte aufzuweiſen, wo 
auch bei Bühler noch Wünſche unerfüllt bleiben. 


1. Ein neues Rechtsgebiet, das mit der Prätention auftritt, 
etwa in ſich Geſchloſſenes, eine ſelbſtändige, rechtswiſſenſchaftliche 
Disziplin darzuſtellen, bedarf der Syſtematiſierung. Das iſt auch 
gerade das, was wir von der Praxis kommenden Jünger dieſer 
neuen Wiſſenſchaft vom zünftigen Rechtslehrer erwarten, wozu uns 
ſelbſt, ſei es die Geſamtüberſicht über die juriſtiſche Wiſſenſchaft, 
ſei es die Muße, fehlt. Bühler ſyſtematiſiert — es wurde ſchon 
erwahnt — feine, Darſtellung im einzelnen ſcharf und mit Geſchick. 
Aber der Aufbau eines Geſamtſyſtems ſcheint mir zu fehlen. 
K. Ball hat 1926 im Verwalrch. 31, 308 eine Skizze eines Syſtems 
gegeben, das mir recht gut zu ſein ſcheint und in vielem ſich mit 
dem deckt, was ich bei meinen Vorleſungen herauszuarbeiten ver⸗ 
ſuche; Henſel hat ſich in ſeiner 2. Aufl. vielfach angeſchloſſen. 
Das, was das Steuerrecht ſo beſonders reizvoll macht, iſt, daß ſeine 
Zeile verſchiedenen Rechtsdiſziplinen angehörten: Es enthält Staats⸗ 
recht (daneben auch Völkerrecht), materielles Verwaltungsrecht und 
Verfahrensrecht. Bühler ſpricht nirgends von Steuerſtaatsrecht. 
Da er ein Syſtem aufbauen will, kann er ſich nicht darauf berufen, 
daß er das Finanzausgleichsrecht in den zweiten noch nicht erſchienenen 
Teil verweiſt, offenbar aus dem Empfinden heraus, daß dieſes Gebiet 
noch nicht abgeſchloſſen vorliegt. Das kann für die wiſſenſchaftliche 

urchdringung kein Grund dafür fein, es dem allgemeinen Teil zu 
entziehen. Um ſo weniger, als ja beim Finanzausgleich und ſeiner 
Entwicklun, Probleme vorliegen, die den Staatsrechtler ungeheuer 
reizen müſſen und die auch bereits mannigfache wiſſenſchaftliche Be⸗ 
arbeitung — mehr als andere Teile des allgemeinen Steuerrechts — 
erfahren haben (vgl. Henſel, Markull, den Verfaſſer die- 
er Beſprechung)e Dazu kommt ein methodologiſcher Grund. 
Das deutſche Steuerrecht iſt für den Neuling unverſtändlich, wenn 
ihm nicht die beherrſchende Eigenheit Deutſchlands als eines Bundes⸗ 
ſtaates und die Beſonderheiten der ſteuerlichen Zuſtändigkeiten ge⸗ 
rabe der deutſchen Gemeinden von vornherein zu Bewußtſein kom⸗ 
men. Einzelheiten könnten dann immer noch dem zweiten Teil vor⸗ 
behalten bleiben. Aber damit iſt das Steuerſtaatsrecht nicht erſchöpft. 

uf nicht derjenige, der ſich mit Steuern juriſtiſch beſchäftigen will, 
zunächſt einmal vor die Frage geſtellt werden, welches denn die 
zechtsgrundlagen und die Grenzen der Beſteuerung find? Die ganze 
Trage der Mitwirkung des Volkes an der Willensbildung eines 
Staates, der Konſtitutionalismus, der Parlamentarismus wird doch 
geſchichtlich geradezu beherrſcht von dem Streit, ob zum Ausſchreiben 
von Steuern ein Geſetz nötig ift oder nicht. Bühler behandelt 
ausführlich und beſonders verdienſtlich die Fragen der Rechts⸗ 
Quellen des Steuerrechts (88 4, 5), aber nicht unter dieſer Frage⸗ 
tellung. Wir erfahren nichts über die heute wieder aktuelle Frage, 
o Steuern ein für allemal oder jährlich vom Parlament zu be⸗ 
wiuigen ſind. Auch der ſonſtige geſchriebene oder nicht geſchriebene 
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Juhalt der RVerf. über Sleuern und Steuergewalt wird nicht zu⸗ 
zuſammenfaſſend dargeſtellt: gewiß, er gehört ins Staatsrecht, aber 
doch wohl äuch und notwendig ins Steuerrecht, gerade dieſe Über⸗ 
kreuzung zweier Rechtsdiſziplinen iſt fruchtbar. Ich gehe weiter und 
möchte fordern, daß ein Lehrbuch des Steuerrechts die Einrichtungen 
des beſtehenden Staats darauf nachzuprüfen hat, ob und inwieweit 
fie auf dem ſteuerlichen Gebiete von rechtsſtaatlichen Ideen beherrſcht 
iſt. Bühler bringt hierüber einiges, und gerade in dem Verſuch, 
aus der neuen Entwicklung oberſte Beſteuerungsgrundſätze nachzu⸗ 
weiſen, ſehr Intereſſantes und Richtiges, aber auch hier vermiſſe ich 
die grundſätzliche Frageſtellung. Ferner: ich halte es für unbedingt 
nötig, daß der Darſtellung ſowohl des Steuerſtaatsrechts wie des 
Steuerverwaltungsrechts zwei Dinge vorausgeſchicht werden: eine 
Abgrenzung zu anderen wiſſenſchaftlichen Disziplinen und ihren 
Methoden und ein rechtsgeſchichtlicher überblick. Was die Abgren⸗ 
zung anlangt, ſo behandelt ſie Bühler. Genügt aber das, was 
er über die Abgrenzung zur Finanzwiſſenſchaft ſagt (S. 101) wirk⸗ 
lich? Die Vorarbeiten von Schranil auf dieſem Gebiete ſind, 
ſoweit ich ſehe, nicht einmal zitiert. Die Grenzbereinigung zwiſchen 
Finanzwiſſenſchaft und Steuerrecht iſt aber beſonders wichtig, weil 
hierüber gerade bei den Finanzwiſſenſchaftlern durchaus keine Klar⸗ 
heit herrſcht, ſie das Steuerrecht als ein gefährliches Konkurrenz⸗ 
unternehmen betrachten. Eingehend ſind die Darlegungen von 
Bühler über die wichtige Frage des Verhältniſſes des Steuerrechts 
zum bürgerlichen Recht. Bühler wird mit mir bedauern, daß ihm 
die ſtark zur Klärung beitragende Arbeit von Lion in der Viertel⸗ 
jahrsſchr. f. Steuer⸗ u. Finanzrecht 1927, 132 ff. noch nicht be⸗ 
kannt war. Ich geſtehe, daß ich mit dem Satz (S. 108), daß „eher 
eine Warnung vor zu weitgehender Anwendung des bürgerlichen 
Rechts bei der Konſtruktion des Steuerrechtsverhältniſſes ange» 
brachter (sic!) ſei, als ihre grundſätzliche Empfehlung“, nicht viel 
anzufangen weiß. Nun das zweite, was ich für kaum entbehrlich 
halte: einen Überblick über die Steuerrechtsgeſchichte. Ich weiß 


nicht, ob ich zur Überſchätzung neige, wenn ich die Entwicklung der 


Steuer in Deutſchland, den Kampf der Abgrenzung zwiſchen Reich 
und Ländern (und ihren Gemeinden) für ſchickſalbeſtimmend für die 
Entwicklung des deutſchen Staates halte. Jedenfalls muß der Künf⸗ 
tige Diener des Staats mehr davon erfahren, als wohl gemeinhin 
im Staatsrecht und in der Finanzwiſſenſchaft gelehrt wird. Dazu 
kommt, daß ein ſolcher ſcharf gegliederter geſchichtlicher Überblick 
pädagogiſch eine ſehr gute Möglichkeit der Einführung in den 
Rechtsſtoff gibt. 

2. Bühler behandelt im weſentlichen den allgemeinen Teil des 
materiellen Verwaltungsrechts und des Verfahrensrechts. Bei erſterem 
iſt vom Standpunkt des Verwaltungsrechts aus Gelegenheit, aus⸗ 
giebig zu erproben, was es mit dem allgemeinen Teil des Verwal⸗ 
kungsrechts auf ſich hat. Die AAO. iſt ja der erſte Verſuch, wenig⸗ 
ſtens für einen Ausſchuitt des Verwaltungsrechts allgemeine Rechts⸗ 
ſätze herauszuarbeiten. Wäre es nicht zu erwägen, gerade um eine Be⸗ 
fruchtung des übrigen öffentlichen Rechts durch das Steuerrecht dar⸗ 
zutun — mir ſcheint, auf dem letzten Staatsrechtslehrertag wußten 
die beiden Referenten doch wohl allzuwenig zu dieſem Thema zu 
ſagen —, ſtändig Parallelen mit anderen Abſchnitten des Verwal⸗ 
tungsrechts zu ziehen? Das Polizeirecht eignet ſich dazu m. E. 
ausgezeichnet. Bühler gibt ſolche Parallelen kaum. Ein inter⸗ 
eſſanter Streitpunkt der Syſtematik des materiellen Steuerrechts iſt 
der, ob die Lehre vom Steuertatbeſtand in den allgemeinen Teil ge⸗ 
hört. Henſel hat dieſe Lehre beſonders in der erſten Auflage in den 
Vordergrund geſtellt. Bühler lehnt ſie ab (S. 99/100). Richtig 
iſt, daß die Einzeltatbeſtände völlig für ſich in einem beſonderen Teil 
zu behandeln ſind; die Einſchiebung bei Henſel (2. Aufl. S. 84 ff.) 
empfinde ich als ſtörend. Es bedarf aber m. E. im allgemeinen Teil 
der Ausführungen über die grundfäkliche Geſtaltung der Steuertat⸗ 
beſtände: auch hier wieder ſcheint es mir vom pädagogischen Stand⸗ 
punkt aus richtig, zu zeigen, wie das Steuerrecht ſelbſtändige Tat⸗ 
beſtände bildet (Umſatz, Ertrag, Einkommen, Wert des Vermögens 
und ſeiner Teile, rein äußere Tatbeſtände bei den Verbrauchsſteuern), 
und ſoweit es ſich an das bürgerliche Recht anſchließt (hierüber gut 
Bühler, S. 109 ff.). Ganz abweichend iſt meine Auffaſſung von 
Bühler, aber auch von Henſel, bezüglich der ſteuerlichen Pflichten. 
Sie gehören m. E. nicht in das formelle Steuerrecht, ſondern find, 
zuſammen mit der Lehre vom Steuerſchuldverhältnis, der eigentliche 
Inhalt des allgemeinen materiellen Steuerrechts. Dem ſteuerlichen 
Pflichtenſyſtem wird man auch nicht mit dem freilich ſchon ziemlich 
allgemeinen Ausdruck der Hilfspflichten (jo auch Bühler, S. 359) 
gerecht. Ich ſehe in dem ſteuerlichen Rechtsverhältnis, was das 
Steuerrecht zu erforſchen hat, einen Pflichtenkomplex, der ſich im 
Steuerzahlen durchaus nicht erſchöpft, ſondern ſich in eine große 
Menge von Einzelpflichten auflöſt, die in ihrer Geſamtheit das 
ſteuerliche Schuldrecht bilden (ſo auch Kloß bei Marcuſe, „Das 
neue Reichsſteuerrecht“, 4. Aufl. S. 44 ff.). 

3. Vor dem Kriege hat nur O. Mayer in ſeinem wunder⸗ 
vollen „Verwaltungsrecht“ ſteuerrechtliche Fragen behandelt. Ich be⸗ 
dauere es, daß alle bisher erſchienenen Lehrbücher des Steuerrechts 
dieſe Ausführungen zu wenig beachten. Auch Bühler bezieht ſich 
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auf O. Mayer nur in Frage, ob das GSteuerpflichtverhältnis ein 
Gewaltverhältnis ſei oder ein Rechtsverhältnis (S. 85 In Er folgt 
dabei — trotz des ſehr richtigen Ausdrucks „Pflichtverhältnis“ — 
O. Mayers Theſe vom Gewaltverhältnis. Der ganze Streit mag 
nicht ſo wichtig ſein, obgleich ich nicht ſehe, wie der Gewalt eine 
Pflicht entſprechen kann, mir ſcheint, der Gewalt weicht man ledig⸗ 
lich widerwillig, tatſachlich, nicht in Erfüllung des Rechts. Doch die 
Frage iſt hier nicht zu erſchopfen. O. Mayer hat aber ferner ſehr 
intereſſante Konſtruktionen von der bedingten, abgeſchwächten und 
ſchwebenden Steuerpflicht unternommen. Die Beiſpiele ſind vor 
allem dem Zollrecht entnommmen. Man ſollte nicht daran vorüber⸗ 
gehen. Bühler behandelt die Lehre von der Bedingung im Steuer⸗ 
recht ausführlich (S. 355), merkwürdigerweiſe im formellen Steuer⸗ 
recht; den Vorgang Mayers erwähnt er nicht. Dabei iſt ganz all⸗ 
gemein zu bedauern, daß Bühler — wie auch alle anderen 
Steuerrechtler —, das Zollrecht jo ganz abſeits laſſen, obgleich aus 
ihm für den allgemeinen Teil zu entnehmen wäre und obgleich doch 
(Bühler S. 6) Zölle zweifellos Steuern find (Ausführliches aus 
dem Zollrecht, ſoweit ich ſehe, nur S. 54 f.). Dieſe Vernachläſſigung 
wird auch dem Verbrauchſteuerrecht zuteil, obgleich es z. B. die Lehre 
von der Steuerkontrolle (S. 376 f.). geradezu beherrſchen ſollte. 

Die Fülle des von Bühler Gebotenen würde zum Eingehen 
auf viel Einzelheiten reizen. Vieles iſt ganz ausgezeichnet behandelt; 
z. B. das ſteuerliche Perſonenrecht mit der ſtarken Berückſichtigung 
der intereſſanten Probleme der wirtſchaftlichen Zuſammenſchlüſſe 
(S. 161 ff.). Nicht ganz ſcharf ſcheint mir der Begriff der Doppel⸗ 
beſteuerung erfaßt (S. 231 ff.); m. E. iſt er von dem weiteren der 
Doppelbelaſtung abzugrenzen, das iſt ſchon wegen ſeiner Bedeutung 
für das inländiſche Vertragsrecht wichtig (vgl. darüber vor allem 
Dorn, Vierteljahrsſchr. I, 1927, 189 ff.). 

Zuſammenfaſſend haben wir es bei Bühlers Werk mit einer 
Leiſtung zu tun, für die wir Vertreter der jungen Steuerrechtswiſſen⸗ 
ſchaft dankbar ſein müſſen. Es geht endlich vorwärts: dieſes Buch 
iſt ein wichtiges Zeichen dafür. Wenn Wünſche noch unerfüllt blieben, 
ſo tut das der Geſamtleiſtung keinen Abbruch. Vielleicht auch, daß 
ſich bei Erſcheinen des zweiten Teils zeigt, daß Bühler beſondere 
Gründe für die Zurückſtellung von Teilgebieten gehabt hat, deren 
ſyſtematiſche Eingliederung wir jetzt vermiſſen. Wer Steuerrecht lehrt 
und lernt, wird jedenfalls an dieſem erſten großen Lehrbuch nicht 
vorübergehen können und aus ihm eine Fülle von Belehrung ſchöpfen. 
Staatsſekretär im RFinMin. Prof. Dr. Johannes Popitz, Berlin. 


5. Danzig. 

Danziger Rechtsbibliothek. Die Geſetze der Freien Stadt 
Danzig, herausgegeben von Geh. Oberjuſtizrat Dr. Cruſen. 
Danzig -und Berlin 1926. Verlag Georg Stilke. 

Nr. 3. Dr. Reiß: Das Danziger Aufwertungsgeſetz, 

geb. 4 Ab. 

Nr. 4. Dr. K. Meyer: Danziger Mietrecht und Woh⸗ 

nungsnotrecht, geb. 6 . 
Nr. 5. Dr. E. Gallaſch: Das Danziger Steuergrund⸗ 
geſetz, geb. 8 . 

Es iſt erfreulich, daß wieder einige Geſetze der Freien Stadt 
Danzig im Buchhandel erſchienen und damit einem größeren Perſonen⸗ 
kreis zugänglich gemacht worden ſind. Dem Verlage kann man nur 
danken, daß er feine Tätigkeit auf dieſes Abtretungsgebiet erſtreckt 
hat, und wünſchen, daß der Erfolg ihn zur Fortſetzung in der Heraus⸗ 
gabe gleicher Werke ermuntern möge. Ganz ſicher iſt auch im Reich 
ein Bedürfnis für ſolche Werke vorhanden. Ihrem Erſcheinen iſt 
aber im Reich nur wenig Beachtung geſchenkt worden. Und doch ver⸗ 
dienen jene Hefte ſolche. 


Zwölfter Deutſcher Notartag. 
(11., 12. und 13. September 1927 in Köln.) 
Sonntag, den 11. September: 
17 Uhr: Begrüßung im Zivilkaſino, Auguſtinerplaß 7. 
½ 20 Uhr: Gemeinſchaftliches Feſteſſen mit Damen im Gürzenich 
(Martinſtr. 29—33). (Geſellſchaftsanzug erbeten). 
Montag, den 12. September: 
9 Uhr: Eröffnung des Zwölften Deutſchen Notartages in der 
Aula der Univerſität, Claudiusſtraße 1. 
Tagesordnung: 
1. Bericht über die bisherige Entwickelung des Deutſchen 
Notarvereins ſeit dem letzten Notartag in Heidelberg. 
2. Rechnungslegung und Entlaſtung. 
(Zu 1 und 2 Berichterſtatter: Geheimer Juſtizrat 
Dr. Oberneck. 


Vereinigungen 


* 


I | Nereinigungen. 


[Juriſtiſche Wochenschrift 


Heft 5 bringt den Text des Danziger Steuergrundgeſetzes vom 
11. Dez. 1922, das Danziger Gegenſtück zur AbgO. des Deutſchen 
Reichs, in feiner neueſten Faſſung nebſt Ergänzungs⸗ und AusfVO. 


unter Hinweis auf die entſpr. Beſtimmungen der deutſchen RAbgoO., zum 


Teil auch mit wichtigen Anmerkungen und Verweifungen auf deutſche 
Kommentare und Danziger und deutſche Rechtſprechung. Angehängt 
ſind die Beſtimmungen zur Vermeidung von Doppelbeſteuerung und 
der Steuerhilfe im Verhältnis zum Deutſchen Reich und Polen und 
eine Koſtentabelle für das Rechtsmittelverfahren, ſo daß dies Werk 
auch für Reichsdeutſche, die in Danzig Steuern zu zahlen haben, un⸗ 
entbehrlich ſein dürfte. 

In Heft 4 hat LER. Meyer die Danziger Miet⸗ und Woh⸗ 
nungsnotrechtsbeſtimmungen zuſammengetragen. Durch eine knappe, 
aber übersichtlich gehaltene Einleitung wird auth der Reichsdeutſche 
in dieſes Gebiet Danziger Notrechts ſo hineingeführt, daß er ſich 
einigermaßen zurechtfinden kann, zumal auch faſt jeder der 24 ver⸗ 
ſchiedenen Vorſchriften noch eine mehr oder weniger umfangreiche Er⸗ 
läuterung beigegeben iſt. 

In Heft 5 hat die Danziger Aufwertungsgeſetzgebung durch den 
Danziger Ober GR. Dr. Reiß eine ausgezeichnete Derſtellung erfahren 
(ſ. hierzu auch IW. S. 2349). Das Heft enthält das Geſetz über 
den Ausgleich der Geldentwertung vom 7. April 1925, die zugehörige 
AusfVO. vom 5. Mai 1925, das Geſetz vom 16. Febr. 1926 betr. 
Ermäßigung von Gebühren und Koſten, die Geſeze zum Schutze der 
Hypothekengläubiger vom 6. Juli und 7. Sept. 1926 und das Geſetz 
betr. die Rechtsverhältniſſe von Pfandbriefen vom 3. Mai 1926 nebſt 
Begründung. Beigegeben find eine Tabelle der Umrechnungskeurſe 
für Sparkaſſenguthaben und eine Dollarkurstabelle. Das Geldent⸗ 
wertungsgeſetz iſt umfangreich kommentiert, ſo daß die ganz anders 
geſtaltete Danziger Aufwertung auch für den Reichsdeutſchen verſtänd⸗ 
lich fein wird. Hervorzuheben iſt hierbei, daß Reiß ſich nicht darauf 
beſchränkt hat, die Vorſchriften nur für Danziger Verhältniſſe zu er⸗ 
läutern, ſondern ſich auch bemüht hat, die internationalen privatrecht⸗ 
lichen Beziehungen auf dieſem Gebiete einer rechtlichen Würdigung 
zu unterziehen und ſeine Anſicht hierüber mitzuteilen. Dies iſt um ſo 
anerkennenswerter, als dieſes Gebiet rechtlich beſonders ſchwierig 
und noch undurchforſcht iſt. Wenn ihm hier der Wurf nicht überall 
geglückt ſein ſollte, ſo darf das kein Wunder nehmen. Ob ſeine Ein⸗ 
ſtellung zutreffend iſt zu den Rechtsproblemen, die ſich ergeben, wenn 
Danziger Gerichte auf Grund des Danziger GeldEntwGh. und deutſche 
Gerichte auf Grund des deutſchen Aufw®. über die Aufwertung des⸗ 
ſelben Anſpruches zwiſchen denſelben Kontrahenten, wie naturgemäß, 
voneinander abweichend entſchieden haben, iſt mir zweifelhaft. Ich 
hoffe, daß bei weiterer Durchforſchung dieſes Gebietes ſich andere 
Löſungen noch ergeben werden als die, daß Danziger Gerichte die 
Rechtſprechung der deutſchen Gerichte nicht mitmachen können oder 
daß die Vollſtreckung der deutſchen Urteile als gegen den Zweck eines 
Danziger Geſetzes verſtoßend einfach abzulehnen iſt (S. 2 u. 8). Das 
würde, ſicher ungewollt, zur Doppelaufwertung in dieſen Fällen 
führen, für die Gläubiger ſehr lohnend, für die Schuldner wohl kaum 
tragbar ſein. Die Erkenntnis, daß in jedem Lande nur nach Maß⸗ 
gabe der geſamten wirtſchaftlichen Lage aufgewertet werden kann, 
ſollte dazu führen, daß die Aufwggeſt. des anderen Landes nicht ein⸗ 
fach als gegen den Zweck der AufwBeſt. des eigenen Landes ver⸗ 
ſtoßend abgetan werden, ſondern daß der Verſuch gemacht wird, die 
dadurch entſtehenden Rechtsprobleme zugunſten der Beteiligten gerecht 
und billig zu löſen. 

Wie dem aber auch ſei, das ſog. Fremdenrecht, wie es Reiß 
nennt, hat überall in ſolchem Maße Behandlung gefunden, daß ge⸗ 
rade dieſes Heft auch im Reich und Polen für die Geltendmachung 
von Aufwertungsanſprüchen im Danziger Freiſtaatsgebiet ein un⸗ 
entbehrlicher Führer ſein wird und auch in dieſen Ländern allſeitig 
empfohlen werden kann. 

Miniſterialrat Lutterloh, Berlin. 


3. Vortrag des Juſtizrat Dr. Bing (Mainz): Einführung 
von Notariatskammern in denjenigen Ländern Deutſch⸗ 
lands, in denen dieſe Einrichtung noch nicht beſteht. 
Für die Damen: 
10 Uhr und 16 Uhr: Beſichtigung der Sehenswürdigkeiten von 
Köln (in Gruppen von etwa 20 Perſonen). 
Feſtvorſtellung im Opernhaus. 
Dienstag, den 13. September: 
Abfahrt im Sonderzug bis Bonn. 
Abfahrt im Sonderdampfer bis in die Höhe von Linz⸗ 
Remagen. Anlegen in Königswinter etwa / 14 Uhr. Von 
dort Fahrt zum Petersberg. ¼ 15 Uhr gemeinſchaftliches 
Mittageſſen auf dem Petersberg. 18 Uhr Abfahrt von 
Königswinter mit Schiff bis Köln. Dort Schlußtrunk in 
der „Ewigen Lampe“. 
Zur Dampferfahrt ladet der Rheiniſche Notarverein ein. 


19 uhr: 


9 Uhr: 
10 Uhr: 
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Aufgebot won Proteſturkunden. 


Seit der Proteſtnovelle wird der Proteſt gem. Art. 88a WO. 
auf den Wechſel bzw. Scheck oder ein damit zu verbindendes Blatt 
gejegt, alſo vom Proteſtbeamten, der nur eine beglaubigte Abſchrift 
zurückbehält, im Original ausgehändigt, ſo daß bei Verluſt des 
Proteſtes, wie allgemein anerkannt iſt, keine zweite Ausfertigung 
erteilt werden kann. Kann bei Verluſt der Proteſturkunde deren 
Erſatz im Wege des Aufgebotsverfahrens erfolgen? 

Die Beantwortung dieſer Frage verlohnt für das Wechſelrecht 
nur dann, wenn auf Grund des den Wechſel für kraftlos erklärenden 
Ausſchlußurteils nicht nur gegen den Akzeptanten, ſondern auch gegen 
den Regreßſchuldner vorgegangen werden kann. Obwohl gewichtige 
Bedenken gegen dieſe Möglichkeit ſprechen (dafür Leſſing, Scheck, 
3 27 Bem. V, 2; Staub⸗Stranz, Wo., Art. 73 Anm. 19; da⸗ 
gegen Michaelis, Schechch., § 19 Anm. 6; Bernſtein, 38. 
1927, 167) ſoll hierauf an dieſer Stelle nicht eingegangen werden, 
weil die Frage vom RG. (49, 132) bisher bejaht iſt und weil für 
das Gebiet des Scheck rechts der Nachweis rechtzeitiger vergeblicher 
Scheckvorlegung auch dem auf Grund des Ausſchlußurteils zweifellos 
haftbaren Hauptſchuldner (Ausſteller) gegenüber Klagevorausſetzung iſt. 

Der Verluſt des Proteſtes iſt denkbar mit oder ohne Verluſt 
der Haupturkunde. Denn obwohl der Proteſt ſeit der Proteſtnovelle 
auf den Wechſel bzw. Scheck zu ſetzen iſt, kann ein im Inland auf⸗ 
genommener Proteſt auch ohne die Haupturkunde verloren gehen oder 
vernichtet werden, z. B. bei Ablöſung der Allonge, auf der ſich in 
aller Regel der Proteſt befindet. (Etwa nach ausländiſchem Recht 
3. B. in Hſterreich in getrennter Urkunde aufgenommene Proteſte 
müſſen außer Betracht bleiben, weil zu deren Aufgebot zweifellos 
keine inlandiſche Zuſtändigkeit beſteht.) Beim Abhandenkommen 
lediglich des Proteſtes iſt hieſigen Erachtens ein Aufgebot der 
Proteſturkunde als ſolcher nicht möglich. Denn ein Aufgebot 
kann nur bei denjenigen Urkunden ſtattfinden, für die es ausdrücklich 
geſetzlich angeordnet iſt (vgl. 8 946 PO); für den Proteſt iſt dies 
nicht geſchehen. 8 1003 ZPO. läßt nicht etwa für Urkunden jeder 
Art des Aufgebptsverfahrens zu, ſondern iſt nur eine Verfahrensnorm 
für die gefeßlich beſtimmten Fälle. 

Aus dieſen Gründen iſt bisher die Möglichkeit eines Aufgebots 
des Proteſtes bei gleichzeitigem Verluſt von Proteſt und 
Haupturkunde ebenfalls verneint worden. M. E. mit Unrecht: 
Das Aufgebot des Wechſels (bzw. Schecks) erfolgt in der Geſtalt, 
die der Wechſel oder Scheck beim Abhandenkommen hatte. Ein 
Unterſchied, von wem die einzelnen auf der Urkunde befindlichen 
Erklärungen herrühren, wird dabei nicht gemacht. Die Tratte wird 
mit dem darauf befindlichen Alzept, mit etwaigen Judoſſamenten, 
Abal, Ehrenannahmen oder ſonſtigen wechſelrechklichen Erklärungen 
trotz der in Art. 3, 75, 76 WO. anerkannten teilweiſen Unabhängig⸗ 
keit der einzelnen Wechſelerklärungen voneinander ein heitlich auf⸗ 
geboten und mit allen dieſen Beſtandteilen bzw. Zuſätzen für kraftlos 
erklärt. Das gleiche wird für den Proteſt gelten muſſen. Seit der 
Proteſt „auf den Wechſel“ geſetzt wird, wird er ein Beſtaudteil der 
Haupturkunde. Gewiß bleibt der Wechfel gültig, auch wenn die den 
Proteſt tragende Allonge abgetrennt und bernichtet wird. Dies gilt 
aber in gleicher Weiſe für den unberührt bleibenden übrigen Wechſel⸗ 
inhalt bei Streichung von Indoſſamenten, Akzepten uſw. Der Um⸗ 
Hand, daß der Proteſt von einem Beamten als öffentliche Urkunde 
auf ben Wechſel geſetzt wird, iſt ebenfalls kein Unterſchied, der es 
verhinderte, daß der Proteſt als Beſtandteil der einheitlichen Wechſel⸗ 
urkunde angeſehen werden könnte. Die formelle Präſentatious⸗ 
beſcheinigung des Scheckbezogenen nach $ 16 Ziff. 1 SchekG., die 
en Proteſt erſetzt, iſt übrigens Privaturkunde, fo daß bei ihr nicht 
Inmal dieſer Unterſchied gegenüber den ſonſtigen auf Wechſel oder 

heck geſetzten Nebenerklärungen beſteht. Iſt Proteſt (und Prä⸗ 
ſentationsbeſcheinigung nach 8 16 Ziff. 1 Scheckch.) aber Beſtand⸗ 
teil des Wechſels oder Schecks, ſo iſt nicht erkennbar, weshalb das 
Ausſchlußurteil nicht auch dieſen Teil der Haupturkunde für kraftlos 
erkfären folite. Die Möglichkeit der Beibringung einer Abſchrift der 
vom Proteſtbeamten nach Ark. 90 WO. zurückzubehaltenden beglaubig⸗ 
ten Abſchrift des Proteſtes erleichtert die Ausdehnung des Aufgebots⸗ 
verfahrens auf den Proteſt und dürfte die Möglichkeit falſcher Proteſt⸗ 
wiederherſtellungen durch Ausſchlußurteil mit faſt völliger Sicherheit 
derhindern. 
5 Die bisher auch von dem Unterzeichneten geteilte Anficht, daß 
er Verluſt des Proteſtes unheilbar ſei (Staub⸗Stranz, Anm. 8 
zu Art. 87 und Anm. 5 zu Art. 90 SRD.), erſcheint daher für den 
egelfall gemeinſamen Verluſtes von Proteſt und Wechſel nicht zu⸗ 
treffend. Das Aufgebotsverfahren darf nicht nur auf den Prokeſt 
erſtreckt werden, ſondern Hat ihn als Teil der aufzubietenden Urkunde 
mit zu umfaſſen. 
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Für den ſelteneren Fall, daß lediglich der Proteſt ohne 
den Wechſel verloren ſſt, bleibt noch die Frage offen, ob ein 
Erſatz des Proteſtes auf anderem Wege als durch Aufgebot zuläſſig 
erſcheint. Sie iſt m. E. zu verneinen. Gem. Ark. 51 WO. braucht 
der Regreßpflichtige „Nur gegen Auslieferung ... des Proteſtes“ zu 
zahlen, gem. Art. 19 Scheck. „Nur gegen Auslieferung... der zum 
Nachweiſe der rechtzeitigen Vorlegung und Nichteinlöſung oder des 
vergeblichen Verſuchs der Vorlegung dienenden Urkunden“, die durch 
$ 16 Scheck bezeichnet find. Es genügt alſo mindeſtens dem Wort⸗ 
laut des Geſ. nach nicht die Tatſache ordnungsmäßiger Proteſt⸗ 
erhebung, auch wenn ſie einwandfrei insbeſ. auf Grund der vom 
Proteſtbeamten zurückbehaltenen beglaubigten Abſchrift des Proteſtes 
nachgewieſen werden kann. Ein Hinausgehen über dieſen Wortlaut 
des Ges ist aber auch durch den Zweck der Beſtimmung nicht erlaubt. 
Andernfalls würde dem Regreßſchuldner, welcher zur Einlöſung eines 
Wechſels auf Grund anſcheinend nachgewieſener ordnungsmäßiger 
Proteſterhebung ſchreiten muß, ſeinem Vormann gegenüber, ohne daß 
er den Nachweis durch Vorlegung des Proteſtes führen könnte, die 
Beweislaſt für die Proteſterhebung aufgebürdet, was z. B. Geltend⸗ 
machung ſeiner Anſprüche im Wechſelprozeß ausſchließen würde: Die 
Beibringung einer beglaubigten Abſchrift von der beglaubigten Ab⸗ 
ſchrift des Proteſtbeamten genügt nämlich nach 8 595 Abſ. III ZPO. 
nicht. Ste würde m. E. nicht einmal beweiſen, daß der in beglaubigter 
Abſchrift beigebrachte Proteſt gerade zu dem eingeklagten Wechſel 
gehörte, da der nach Art. 90 WO. aufgenommene „Vermerk“ des 
Proteſtbeamten über den Inhalt des proteſtierten Wechſels ſchon wegen 
des nicht ſeltenen gleichzeitigen Ausſtellens mehrerer im weſentlichen 
gleichlautender Wechſel (Teilung einer Schuldſumme in mehrere Ab⸗ 
ſchnitte) Zweifel genug offen laßt. Die gegenteiligen Ausführungen 
bet Michaelis (Anm. 46 zu 8 16 Schek®.) überzeugen m. E. nicht, 
zumal darin die Sondervorſchrift des § 595 Abt. III ZPO., wonach 
in Urkundenprozeß die Vorlegung der Urkunden ſelbſt nicht durch 
Beibringung beglaubigter Abſchriften erſetzt werden kann, unberück⸗ 
ſichtigt geblieben iſt. 

Das Präfſentationsatteſt nach 8 16 Ziff. 1 Schechch. kann 
übrigens, da ſeine Ausſtellung nach herrſchender Anſicht (RG. 100, 
37 JW. 1921, 23) auch nach Ablauf der Vorlegungsfriſt zuläſſig 
it, jeberzeit erneut erteilt werden (vgl. Michaelis, Anm. 8 zu 
8 16 mit Literaturangaben). Falls es bei Verluſt des Schecks entgegen 
der Vorſchrift des § 16 nicht mehr auf den Scheck geſetzt werden 
kann, wird es auf das Ausſchlußurteil zu ſetzen fein. Ein Anſpruch 
auf erneute Erteilung des Präſentationsatteſtes beſteht allerdings nicht, 
ſo daß auch hier die oben dargelegte Aufſaſſung, wonach das verlorene 
Praſentationsatteſt mit dem verlorenen Scheck aufzubieten iſt, von 
Bedeutung bleibt. 

Beſcheinigungen der Abrechnungsſtellen nach 8 16 Ziff. 2 
Stheckch. können, falls fie in getrennter Urkunde erteilt worden ſind, 
mangels geſetzlicher Beſtimmung aus den oben für Proteſte an⸗ 
gegebenen Gründen nicht aufgeboten werden. Ihre nachträgliche er⸗ 
neute Ausſtellung iſt aber wie bei dem Präſentationsatteſt nach 8 16 
Ziff. 1 Schechch. zuläſſig, da auch die Beſcheinigungen der Abrechnungs⸗ 
ſtellen nicht innerhalb der Vorlegungsfriſt ausgeſtellt fein müſſen. 

RA. Martin Stranz, Berlin⸗Weißenſee. 


Picherheſtsleiſtung durch Bürgſchaft. 


Gemäß 8 108 ARD. kann das Gericht in den Fällen der Be⸗ 
ſtellung einer prozeſſualiſchen Sicherheit nach freiem Ermeſſen be⸗ 
ſtimmen, in welcher Art und Höhe die Sicherheit zu leiſten iſt. Das 
Gericht kann unter allen Mitteln der Sicherheitsleiſtung frei wäh⸗ 
len, ohne an die aus den 88 232 ff. BGB. ſich ergebenden Beſchrän⸗ 
kungen gebunden zu ſein. Es kann die Sicherheitsleiſtung auch ge⸗ 
mäß 3239 BGB. (durch Bürgſchaft) beſtimmen (vgl. Sydow⸗ 
Bu ſch, ZPO. 19. Aufl. Anm. 3 zu § 108 3PO.). 

Wird ein Urt. gegen Sicherheitsleiſtung für vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar erklärt, und hat das Gericht die Höhe der Sicherheit be⸗ 
ſtimmt, bei deren Leiſtung das Urt. vorläufig vollſtreckht werden 
kann, ſo it es auch berechtigt, durch einen nachträglichen Beſchluß 
die Art der Sicherheit zu beſtimmen (Gruchot 40, 1189: Os. 
21, 104; JW. 1925, 832, 1024). 

Gegen den Beſchluß, in welchem das Gericht die Art der 
Sicherheitsleiſtung beflimmt hat, iſt eine Beſchwerde nicht gegeben 
408, 567, 793 350. JW. 1926, 852; ORG. Düſſeldorf v. 
27. Juli 1925, 2 W 88/25). 

Hat das Prozeßgericht im Urt. oder nachträglich durch beſon⸗ 
deren Beſchluß die Sicherheitsleiſtung durch Bürgſchaftserklärung 
zugelaſſen, ſo iſt die Annahme der Bürgſchaftserklärung ſeitens 
des Sicherungsberechtigten nicht erforderlich, da eine gerichtliche An⸗ 
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ordnung vorliegt und die Sicherheitsleiſtung durch Stellung eines 
Bürgen erfolgt. Zur Gültigkeit des Bürgſchaftsantrages iſt ſchrift⸗ 
liche Erteilung der Bürgſchaftserklärung erforderlich (§ 766 BGB.). 
Die Stellung eines Bürgen berechtigt aber noch nicht zur Vornahme 
der Zwangsvollſtreckung, da gemäß § 751 II ZPO. der Beginn der 
Zwangsvollſtrechung nur erfolgen darf, wenn die Sicherheitsleiſtung 
durch öffentlich beglaubigte Urkunde nachgewieſen, bereits zuge⸗ 
ſtellt iſt oder gleichzeitig zugeſtellt wird. 

Es iſt mithin eine beglaubigte Abſchrift der Bürgſchaftserklä⸗ 
rung dem Prozeßgegner zuzuſtellen und, falls die Sicherheitsleiſtung 
in einem beſonderen Beſchluß beſtimmt iſt, auch eine beglaubigte 
Abſchrift dieſes Beſchluſſes. 

Eine Hinterlegung der Bürgſchaftserklärung bei der Hinter⸗ 
legungsſtelle und Vorlegung der Hinterlegungsquittung genügt nicht 
zur Vornahme oder Abwendung der Zwangsvollſtreckung, da der 
Sicherheitsberechtigte nicht in der Lage iſt, die Gültigkeit der Bürg⸗ 
ſchaftserklärung nachzuprüfen (vgl. Sonnen: Feſtgabe Fuchs 1926, 
Bürgſchaft zwecks Sicherheitsleiſtung im Prozeß S. 30). 

Ein Antrag auf Annahme der Bürgſchaftserklärung dürfte 
von der Hinterlegungsſtelle abzulehnen ſein, weil eine Berechtigung 
oder Verpflichtung zur Hinterlegung nicht beſteht (vgl. 8 4 Abſ. 1 
HO.). Iſt eine Prozeßſicherheit in bar oder Wertpapieren bereits 
hinterlegt und ergeht nachträglich ein Beſchluß gemäß $ 108 BRD., 
der dem Hinterleger geſtattet, an Stelle der hinterlegten Sicher⸗ 
heit eine Bürgſchaftserklärung beizubringen, ſo genügt der Hin⸗ 
terlegungsſtelle zur Herausgabe der Sicherheit die Vorlegung des 
Beſchluſſes und der Nachweis, daß eine beglaubigte Abſchrift der 
Bürgſchaftserklärung dem Prozeßgegner zugeſtellt iſt. 

Es wird noch bemerkt, daß in der Regel die Hermes Kredit⸗ 
verſicherungsbank AkiG. Berlin, Taubenſtr. 1/2 und die Berliner 
D.⸗Banken als zur Bürgſchaftsübernahme tauglich gelten. 

Juſtizinſpektor Roſen ow, Berlin. 


Die Pfändung von Anſprüchen aus Markauleihen des 
Beide nach dem Auleihenblöſungsgeſez. 
I. 

Durch 8 1 Abſ. 2 AnlAblch. iſt der Inhalt ſämllicher Schuld⸗ 
verhältniſſe aus Markanleihen des Reichs geſeglich geändert worden: 
Anſprüche aus ihnen beſtehen nur noch nach Maßgabe des Geſetzes. 
Dies gibt folgende Rechte: 

1. das Umtauſchrecht in Anleiheablöſungsſchuld für alle Anleihe⸗ 

gläubiger (8 1 Abf. 1), 
2. das zuſätzliche Ausloſungsrecht für Altbeſitzer (88 8 Ziff. 1, 
917), 
3. das zuſätzliche Recht auf Vorzugsrente für bedürftige deutſche 
Altbeſitzer (58 8 Ziff. 2, 1826), 
4. das zuſätzliche Recht auf Wohlfahrtsrente für wohltätige An⸗ 
ſtalten, die Altbeſiher find (8 27), 
5. das an Stelle der Rechte zu 1—3 tretende Recht auf Bar⸗ 
ablöſung für bedürftige Altbeſitzer kleinſten Beſitzes (5 47). 
Die Rechte zu 1 und 2 werden durch Ausreichung von neuen Wert⸗ 
papieren oder durch Eintragung entſprechender Schuldbuchforderungen 
(Anleiheablöſungsſchuld, Ausloſungsrechte), die Rechte zu 3—5 durch 
Geldleiſtungen realiſiert. 

8 6 der 1. DurchfVO. (RG Bl. I, 355) beſtimmt, daß auf Grund 
dieſer fünf Rechte erhobene Anſprüche nur im Spezialverwaltungs⸗ 
verfahren geltend gemacht werden können und daß der ordentliche 
Rechtsweg ausgeſchloſſen iſt. 

Wenngleich der neue Inhalt der alten Markanleihen durch einen 
öffentlich⸗rechtlichen Akt — das Anl Abl G. — begründet worden iſt, 
fo muß man — etwa nach RG. 80, 25 = JW. 1912, 875 — doch 
annehmen, daß dieſer Inhalt ſeinen privatrechtlichen Charakter be⸗ 
halten hat, daß alſo ein Schuldverhältnis mit Glaäubiger⸗ und 
Schuldnerſeite im bürgerlich⸗rechtlichen Sinne weiter beſteht und daß 
beiſpielsweiſe die ausgegebenen Inhaberſchuldverſchreibungen nicht nur 
börſentechniſch weiter als Wertpapiere behandelt worden, ſondern auch 
im Rechtsſinne Wertpapiere geblieben ſind. Dieſem privatrechtlichen 
Charakter ſteht ferner nicht die Tatſache entgegen, daß für die Gel⸗ 
tendmachung der ordentliche Rechtsweg ausgeſchloſſen und ein Ver⸗ 
waltungsverfahren gewählt iſt: Das Klagrecht vor den ordentlichen 
Gerichten iſt ebenfalls öffentliches Recht, das den privatrechtlichen 
Charakter der geltend gemachten Anſprüche nicht berührt. 

An der Parteiſtellung hat das Geſetz grundſätzlich nichts ge⸗ 
ändert (wegen einer allerdings wichtigen Ausnahme vgl. den Schluß 
von II): Schuldner iſt nach wie vor das Reich. 

Die im Verfahren befangenen Ablöſungsanſprüche ſind daher 
nach allgemeinen Grundſätzen, und zwar als „andere Vermögens⸗ 
rechte“, nach 8857 ZRO. pfändbar. Jedoch entfällt aus dem be⸗ 
ſonderen Grund des 8 25 Abſ. 2 AulAblG. die Pfändbarkeit des 
Anſpruches auf Vorzugsrente (88 18 ff.) und auf Barablöſung (§ 47). 

Allerdings verbietet der 8 25 Abſ. 2 verbo tenus nur die Pfän⸗ 
dung der Vorzugsrente ſelbſt. Daneben beſteht formell das „Recht 


auf Vorzugsrente“ 88 Abſ. 2), über deſſen Pfändungsfreiheit nichts 
geſagt iſt. Die Verſchiedenheit der Ausdrücke hat aber lediglich äußer⸗ 
liche und keine innerliche Bedeutung: Bis zur „Gewährung“ der 
Vorzugsrente (8 18 Abſ. 1) wird von dem „Recht auf Vorzugsrente“, 
danach von der „Vorzugsrente“ geſprochen. „Gewähren“ bedeutet nur 
die verfahrensmäßige (rein deklaratoriſche) Feſtſtellung des Anſpruchs, 
wie es vom Geſetzgeber ſelbſt durch die Faſſung der prozeſſualen Über⸗ 
ſchriften III und IV der 1. DurchfVO. ausgelegt wird. Materiell han⸗ 
delt es ſich ſowohl vor wie nach der Verfahrensentſcheidung um den⸗ 
ſelben Anſpruch (das Rentenſtammrecht), der von vornherein ebenſo 
einheitlich wie der Anſpruch auf Ausloſungsrechte be ſteht (vgl. 88), 
und nicht etwa um zwei Anſprüche, von denen der zweite i. S. des 
8 25 Abſ. 2 erſt auf Grund des konſtitutiven oder novierenden Cha⸗ 
rakters der Entſch. ent ſteht. Das „Recht auf Vorzugsrente“ bietet 
alſo keinen beſonderen pfändungsfähigen Anſpruch. Ebenſowenig ſind 
die einzelnen jeweils fällig werdenden Rentenleiſtungen pfändbar. Eine 
andere Auffaſſung würde den vom Gef. durch § 25 Abſ. 2 angeſtrebten 
Erfolg unmöglich machen (ebenjo Schulzenſtein⸗Dieben, Die 
Vorzugsrente S. 63, Heymann 1927). - 

Zweifelhaft kann die Pfändungsfreiheit der beiden Gruppen von 
Barablöſungsrechten nach 8 47 Abſ. 2 u. 3 AnlAblG. fein. Eine dem 
§ 25 Abf. 2 entſprechende Vorſchrift fehlt. Die Barablöſung ift aber 
nur als eine erweiterte Form der Vorzugsrente gedacht, nämlich als 
günſtige Kapitalablöſung der Rente bei ganz kleinen Anleihegläu⸗ 
bigern, auch ſolchen, die überhaupt nicht über den ſonſtigen Mindeſt⸗ 
betrag von 500 % verfügen. Dieſer geſetzgeberiſche Gedanke findet 
feine Veftätigung in der Bezugnahme des 8 47 auf gewiſſe Vor⸗ 
ſchriften über die Vorzugsrente. Danach muß man wohl dazu ge⸗ 
langen, auch hier die Pfändbarkeit zu verneinen, weil andernfalls 
die als wertvolleres Spezialrecht gegenüber der Vorzugsrente gedachte 
Barablöſung zu einem minderen Rechte würde. Übrigens macht der 
Höchſtbetrag einer Barablöſung nur 146,25 RM aus, fo daß eine 
Pfändung in den ſeltenſten Fällen lohnen würde. 

Eine gleiche Vergünſtigung für die der Vorzugsrente äußerlich 
angegliederte Wohlfahrtsrente ($ 27) anzunehmen, erſcheint mit Rück⸗ 
ſicht auf die größere innere Verſchiedenheit (keine natürliche Perſon, 
keine eigene Bedürftigkeit) nicht angängig. 

In der Praxis wird eine Pfändung der Wohlfahrtsrente mit 
Rückſicht auf den Charakter der betroffenen Inſtitute nicht vor⸗ 
kommen. Auch eine Pfändung des Umtauſchrechtes allein wird wegen 
des geringen Börſenwertes der Anleiheablöſungsſchuld (nur 1 716—17/18 
des Ausloſungsrechts) kaum praktiſche Bedeutung haben. Von Be⸗ 
deutung iſt die Pfändung des Ausloſungsrechts in oder ohne Ver⸗ 
bindung mit der Anleiheablöſungsſchuld (Umtauſchrecht). Auf dieſe 
beiden Fälle treffen die nachſtehenden Ausführungen in gleicher 
Weiſe zu. 

II. 


„Drittſchulduer der beiden Rechte iſt, wie oben feſtgeſtellt, grund⸗ 
ſätzlich das Reich. Häufig wird der Fehler gemacht, daß die Pfän⸗ 
dung gegenüber den Behörden des Verfahrens, und zwar ſowohl des 
Umtauſchverfahrens (82 der 1. DurchfV O., z. B. Reichsbankanſtalten) 
wie des Altbeſitzverfahrens (83 der 1. DurchfBO., z. B. Anleihe⸗ 
altbeſitzſtellen bei den Finanzämtern, Reichskommiſſar für die Ablöſung 
der Reichsanleihen alten Beſitzes) ausgebracht wird. Das iſt ebenſo 
falſch, als wenn man gegenüber einem ordentlichen Gerichte die Pfän⸗ 
dung der dort in Streit befangenen Anſprüche vornehmen wollte. 
Dieſen Fehler zu erkennen, bedarf es nur eines Hinweiſes. 

Sehr häufig erfolgt die Pfändung auch bei der Reichsſchulden⸗ 
verwaltung. Zwar iſt es richtig, daß die Reichsſchuldenverwaltung 
diejenige Stelle iſt, die das Reich als Schuldner der (alten wie neuen) 
Reichsanleihen repräſentiert. Trotzdem iſt die Pfändung von im Ab⸗ 
löſungsverfahren beſangenen Anſprüchen gegen das Reich bei der 
Reichsſchuldenverwaltung dann unwirkſam, wenn für die neuen An⸗ 
leihen nicht Eintragung einer Schuldbuchforderung, ſondern Aus⸗ 
händigung von Werkpapieren verlangt iſt. In dieſem Fall (dem viel 
häufigeren) muß die Pfändung bei den ſog. Vermittlungsſtellen er» 
folgen, d. h. bei denjenigen Banken und anderen Geldanſtalten, deren 
Vermittlung ſich der Schuldner (Anleihegläubiger) zur Anmeldung 
zu bedienen hatte (89 der 1. Durch V.). 

Die Beweisführung iſt auch hier ziemlich einfach: Kraft ſpeziellen 
öffentlichen Verfahrensrechts ſind gegenüber den Anleihegläubigern die 
Vermittlungsſtellen zu „Schuldnern“ für die „Aushändigung“ der 
im Ablöſungsverfahren zu leiſtenden Inhaberſchuldurkunden beſtimmt 
(88 14, 35 der 1. DurchfVO., Umtauſch⸗ und Altbeſitzverfahren ſind 
nach der techniſchen Effektenſeite hin untrennbar verknüpft; vgl. auch 
829 der 1. DurchfVO.; 8 11 AV.) Im übrigen, d. h. insbeſ. für die 
Leiſtungen aus dem Inhalte der Schuldurkunde, bleibt natürlich das 
Reich, repräſentiert durch die Reichsſchuldenverwaltung, Schuldner. Aber 
gerade für den Anſpruch auf die erſte Aushändigung, um deſſen Pfän⸗ 
dung es ſich hier dreht, beſteht dieſe Ausnahme. Die 88 9—14, 35 
der 1. Durchf VO. legen folgenden geſetzlichen Weg für den Lauf der 
Effekten feſt: Die alten Papiere gehen von der Vermittlungsſtelle über 
die Reichsbank (als Anmeldungsſtelle) zur Reichsſchuldenverwaltung, 
die neuen Papiere gehen in umgekehrler Richtung zurück. Die Reichs⸗ 
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ſchuldenverwaltung kann ihrer geſetzlichen Verpflichtung, die neuen 
Papiere an die Anmeldungsſtelle (Reichsbank), und die Reichsbaun 
ihrer Verpflichtung, die neuen Papiere an die Vermittlungsſtelle 
weiterzugeben, durch keine Pfändung enthoben werden. Einer irgend⸗ 
wie abweichenden Auslegung ſind dieſe Beſtimmungen um deswillen 
nicht zugänglich, weil dann der techniſche Gang des Verfahrens, insbeſ. 
der komplizierte Abrechnungsverkehr, geſtört und die Durchführung 
des AnlAblGG. und der dazu ergangenen Verfahrensvorſchriften aufs 
Spiel geſetzt würde. 

Auch nach der in dieſem Jahre zu erwartenden Erledigung des 
Umtauſch⸗ und Altbeſitzverfahrens werden die angeſchnittenen Fragen 
vor den ordentlichen Gerichten noch eine gewiſſe Rolle ſpielen, da 
nicht alle Fehlpfändungsgläubiger ſich Aufklärungen dieſes Inhalts 
zugänglich gezeigt haben. 

RA. Hans⸗Gerd Haaſe, Berlin. 


Reichsgericht und Aufwertung vor Mitte 1922. 


Die Rſpr. des RG. und vor allem der Untergerichte neigte 
nach der Verkündung des AufwG. zunächſt dazu, die Mitte des 
Jahres 1922, welche in 8 15 AufwGG. als Grenze für die rück⸗ 
wirkende Aufwertung beſtimmt iſt, auch auf das der Rſpr. verbliebene 
Gebiet der nicht hypothekariſch geſicherten Forderungen zu über⸗ 
tragen (RG. 113, 136 — JW. 192/136). In der Erkenntnis, daß 
bei Anwendung der Grundſätze von Treu und Glauben für die 
Frage der Aufwertbarkeit einer Forderung jedoch nicht ein mehr 
oder minder willkürlich gewählter Stichtag ausſchlaggebend ſein 
kann, vielmehr allein das Maß der Entwertung bei der Rückzah⸗ 
lung beſtimmend fein muß, hat ſich die Rſpr. des RG. nunmehr aber 
grundſätzlich geändert. Infolge der Fülle der Entſcheidungsveröffent⸗ 
lichungen, die der Praktiker unmöglich mehr überſehen und ſyſte⸗ 
matiſch ordnen kann, iſt dieſe Wendung in der Praxis jedoch noch 
nicht in ihrer vollen Tragweite erkannt worden. 

Grundſätzlich wird vom RG. an der Unterſcheidung zwiſchen 
den Geſchäften des täglichen Warenumſatzes im Handelsverkehr 
einerſeits und den Rechtsgeſchäften auf anderen Gebieten feſtgehalten. 
Bei jenen Warenumſaggeſchäften ſoll es für die rückwirkende Auf⸗ 
wertung bei der Mitte des Jahres 1922 als Zeitgrenze ſein Be⸗ 
wenden haben 1). Außerhalb des täglichen Handelsverkehrs, wie 
3.8. bei Grundſtücksgeſchäften, beim Kauf ganzer Handelsgeſchäfte 
oder Warenlager, bei Anſprüchen aus Geſellſchaftsverträgen, Be⸗ 
teiligungsverhältniſſen oder Erbauseinanderſetzungen haben die Senate 
des NG.2) dagegen eine rückwirkende Aufwertung auch für die Zeit 
vor Mitte 1922 anerkannt. Mit vollem Recht, denn die Größe des 
Objekts oder die beſonders lange Zeit der Geldhingabe oder die 
beſonders nahen Beziehungen zwiſchen Gläubiger und Schuldner 
laſſen in dieſen Fällen eine Rückzahlung in entwertetem Gelde in 
viel ſtärkerem Maße als Unbilligkeit erſcheinen, als bei Waren⸗ 
umſätzen des täglichen Lebens. 


Dieſe neuere Rſpr., über welche die nachfolgende Zuſammen⸗ 
ſtellung einen Überblick gibt), it für die Praxis von ſehr erheb⸗ 
licher Bedeutung. 

Eine der vorſtehenden Entſch. hat auch ein Gefälligkeitsdarlehn 
zum Gegenſtand. Gerade hier liegt in dem Motiv der Geldhingabe 
ein Umſtand, dem bei einer Rſpr. auf Grund von Treu und Glauben 
ausſchlaggebende Bedeutung zugunſten der Zulaſſung der rüchwirkenden 
Aufwertung eingeräumt werden muß. Hierbei iſt auf die weite Faſſung 
des Begriffs des Gefälligkeitsdarlehns hinzuweiſen, die ſich aus der 
neueren Rſpr. des NG. ergibt (vgl. Warn., AufwpPraxis 1927, 218). 
Vor allem zwiſchen Mitgliedern einer Familie ſind Gefälligkeits⸗ 
darlehen an Hand dieſes weiten Begriffs nicht mehr ſelten. 

Eine ziffernmäßige Grenze dafür, wie weit der Wert der Rück⸗ 
zahlung geſunken ſein muß, um eine Aufwertung zu rechtfertigen, iſt 
in einer Entſch. d. V. Sen. gegeben (Aufw Kartothek, Aufw. außer⸗ 
halb des Aufn, Rückwirkung der Aufw., Karte Nr. 6). Nach 
dieſer Entſch. iſt eine die Aufwertung rechtfertigende Verſchiebung 
des vorausgeſetzten Gleichgewichts zwiſchen Sach- und Gelbleiftung 
dann vorhanden, wenn die Papiermarkzahlung an Wert weniger als 
die Hälfte des urſprünglich vereinbarten Entgelts repräſentiert. Den⸗ 
ſelben Standpunkt vertritt des DLG. Karlsruhe (Aufwolſpr. 1927, 
174). RA. Dr. R. Kohler, Stuttgart. 


Der Stand der Grundbuchanlegung im Deutſchen Reiche. 

Seit meinem letzten Bericht (JW. 1923, 278) iſt die Grundbuch⸗ 
anlegung vollendet in Preußen (GS. 1925, 175) und in Schaumburg⸗ 
Lippe. In Baden fehlen noch 2 Gemeinden; in Heſſen iſt die Grund⸗ 
buchanlegung inzwiſchen beendet in den A Bezirken Darmſtadt I, 
Büdingen, Butzbach, Gernsheim, Homberg, Hungen, Lich, Nidda, 
Oppenheim, Reinheim und Wöllſtein, es fehlen noch 2 Gemeinden 
(in 2 AGBezirken). In Mecklenburg ⸗Schwerin ſteht die Grundbuch⸗ 
anlegung noch aus für Hof und Dorf Bergrade, iſt aber hierfür in 
Bälde zu erwarten, in Mecklenburg⸗Strelitz ſteht ſie noch aus für die 
Feldmark der Stadt Stargard und für einige Grundſtücke der Stadt 
Mirow, welche geringen Rückſtände vorausſichtlich bis Mitte 1928 
erledigt werden. In Thüringen fehlen noch 4 Bezirke des früheren 
Gebiets Rudolſtadt und 115 (von 708) des früheren Gebiets Weimar. 
15 Bremen gilt das Grundbuch als angelegt für etwa 31000 Grund⸗ 
tücke: ſeit Inkrafttreten des Nufw®. ruht das Anlegungsverfahren; 
das Geſ. betr. die Voranlegung des Grundbuchs v. 28. Juni 1923 
will es ermöglichen, die zum dringenden Bedürfnis gewordene Einheit 
des Liegenſchaftsrechts und die Vorteile des Reichsrechts gegenüber 
dem alten bremiſchen Recht im weſentlichen ſofort einzuführen, ſo daß 
nunmehr alle Anträge nach Grundbuchrecht erledigt werden. Dieſe 
Mitteilung beruht auf einer Zuſchrift des Grundbuchamts Bremen, 
dem ich, ebenſo wie den Juſtizminiſterien der anderen genannten deut⸗ 
ſchen Länder, für die dem Bericht zuteil gewordene gütige Unter⸗ 
ſtützung ſehr zu Dank verpflichtet bin. 

IR. Dr. Hugo Kaufmann l, Krefeld. 


Begründungszeit Gewährung oder 
Senat u. Verkündung Fundſtelle Rechtsgrund der Forderung Zahlung Ablehnung einer 
g (Angebot vom) Aufwertung 
V. 23. Dez. 1925 Aufw Kartothek, Aufw. auß. d. Kauf (vermutl. eines 18. Juli 1918 Sept. 1920 zugelaſſen 
Aufwö., Rückwirkung Grundſtücks) 
V. 8. März 1926 Aufw Kartothek, Aufw. auß. d. Grundſtückskauf 31. Dez. 1921 1. Hälfte 1922 abgelehnt 
AufwG., Rückwirkung, Karte Nr. 4 
V. 20. Nov. 1926 | RG. 114, 399 JW. 1927, 660° Grundſtückskauf 5. Jan. 1920 [Okt. 1920 und 
Febr. 1921 abgelehnt 
dagegen. März und 
Juni 1922 zugeſtanden 
I. 26. Jan. 1927 unveröffentlicht Akt.⸗Z. 140/26 Kauf eines Handels⸗ 1. Juli 1907 Juli 1919 abgelehnt 
geſchafts Juli 1920 u. 1921 zugelaſſen 
II. 18. Febr. 1927 | RE. 115, 201. Kauf einer Färberei 18. Okt. 1918 v. 1. Jan. 1922 zugelaſſen 
IV. 21. März 1927 unveröffentlicht Alt.⸗Z. 675/26 Gefälligkeitsdarlehn 1913 30. Dez. 1921 zugelaſſen 
V. 30. März 1927] AufwSartothef, rückwirkende Aufw. Grundſtückskauf 25. Okt. 1912 1. April 1921 zugelaſſen 
la 
I. 6. April 1997 AufwRſpr. 1927, 409 Warenlager 14. Nov. 1919 13. März 1922 zugelaſſen 
IV. 25. Mai 1927 (AufwKartothek, Aufw. auß. d. 
AufwG., Rückwirkung 9a — JW. Erbſchaftsanſpruch vor d. Inflation Dez. 1920 zugelaſſen 
1927, 1853 50 


) Vgl. RO. 115, 198 — JW. 1927, 1094 u. RC. AufwKartho⸗ 
thek, Aufw. außerhalb des Aufwch., Rückwirkung 9b. 


„ 9) In der Zuſammenſtellung der Urteile fehlt lediglich ein Er⸗ 
kennnis des III. Sen.; daß dieſer jedoch nicht grundſätzlich ent⸗ 
gegenſteht, beweiſt das Urt. Aufwekarthothek, Aufw. außerhalb des 
AufwG., Rückwirkung 9 b. 


3) Die Aufſtellung kann bei der Fülle der Entſcheidungsſamm⸗ 
lungen keinen Anſpruch auf Vollſtändigkeit erheben. Die Urteile, die 
eine Auswertung aus beſonderen Gründen, wie z. B. wegen eines 
Verzichts, ablehnen, ſowie diejenigen Urteile, welche ſich mit der 
Aufwertungsfrage im Zuſammenhang mit der Rechtskraft in der 
Inflationszeit ergangener Papiermarhurteile befaſſen, ſind nicht 
aufgenommen. 
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Die Feſtſtellung des Inhalts vollftreckbarer Titel in der 
Zwangsvollſtreckung. 


Die Feſtſtellung der nach dem Vollſtreckungstitel zu erzwingen⸗ 
den Leiſtung iſt als Vorbedingung für die Durchführung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung notwendig Aufgabe ausſchließlich der Vollſtreckungs⸗ 
organe und ihnen auch vom Geſetz zugewieſen. Bei Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten mit dem tätig werdenden Vollſtreckungsorgan ſteht den 
Parteien der Weg der Erinnerung an das Vollſtreckungsgericht mit 
dem beim OLG. endenden BeſchwVerfahren gemäß 8s 766, 793 
BED. offen. Dagegen ift ihnen eine Klage zwecks Feſtſtellung des 
Titelinhaltes verſagt. Im Geſetz iſt das Verfahren hierzu beſonders 
und nach Zuſtändigkeit und Inſtanzenzug ausſchließlich geordnet 
(8$ 766, 802, 793 ZPO.). Abweichungen hiervon find wegen der 
zwingenden Natur der Normen des öffentl. Rechtes unzuläſſig. 
Auch fehlt angeſichts dieſes beſonderen und ſowohl billigeren wie 
einfacheren Verfahrens für die Klage das Rechtsſchutzbedürfnis. Dieſes 
iſt auch nicht etwa ſchon mit dem Wunſche des Gläubigers gegeben, 
den mit Sicherheit zu erwartenden Einwendungen des Schuldners 
zuvorzukommen. Iſt der Titel, weil unvollſtändig, nicht auslegungs⸗ 
fähig, ſo iſt allerdings Klage zuläſſig und geboten. Dieſe Klage hat 
aber die Ergänzung des Titels, nicht die Feſtſtellung ſeines Inhaltes 
zum Ziele. Beſtehen Zweifel über die Auslegungsfähigkeit des Urt., 
ſo iſt Klage erſt zuläſſig, wenn durch formelle rechtskräftige Entſch. 
im Verfahren nach $8 766, 793 ZPO. die Unmöglichkeit der Aus⸗ 
legung feſtgeſtellt iſt. Wohl aber kann der Schuldner nach Beendi⸗ 
gung der Zwangsvollſtreckung Klage aus ungerechtfertigter Be⸗ 
reicherung erheben mit der Begründung, der Gläubiger habe über 
den Inhalt des Titels hinaus vollſtreckt, und damit gleichzeitig die 
Auslegung des Titels im Klagewege begehren, wenn er ſich gegen 
die Zwangsvollſtreckung überhaupt nicht gewehrt hatte oder doch 
die Tatſachen, mit denen er die ungerechtfertigte Bereicherung be⸗ 
gründet, weder von ihm in einem vorhergegangenen Erinnerungs⸗ 
verfahren geltend gemacht ſind, noch mit früher in einem ſolchen 
Verfahren geltend gemachten Tatſachen im Zuſammenhang ſtehen. 
Die Unanfechtbarkeit dar im Verfahren nach 88 766, 793 ARD. er⸗ 
gangenen und in formelle Rechtskraft erwachſenen Entſch. hat ſowohl 
innerhalb des Vollſtreckungsverfahrens wie über dieſes hinaus ganz 
allgemein die Wirkung, daß Anträge mit dem Ziel einer abweichen⸗ 
den ‚Entf. ſowohl im Verfahren nach §8 766, 798 ZPO., als auch 
in einem neuen Rechtsſtreit überhaupt nur dann fachlich geprüft 
werden dürfen, wenn ſie auf Tatſachen geſtützt werden, die mit 
dem Vorbringen zurückgewieſener Anträge nicht im Zuſammenhang 
ſtehen oder erſt nach der Rechtskraft der abweichenden Entſch. ent⸗ 
ſtanden oder dem Antragſteller bekannt geworden ſind. 


RA. Dr. Buſch, Hannover. 


Zur Frage der Vergleichsgebühr des Anwalts im Güte⸗ 
verfahren. 


Im Güteverfahren ereignet ſich häufig der Fall, daß der 
Schuldner nach längerer Verhandlung unter dem Einfluß der Be⸗ 
lehrung durch den Richter und den Anwalt des Kl. ſich entſchließt, 
die Klageforderung anzuerkennen. Da ein Anerkenntnisurteil im 
Güteverfahren nicht erlaſſen werden kann, ſo protokolliert das Gericht 
die getroffene Einigung in der Form eines Vergleiches, der dem Kl. 
den von ihm beanſpruchten Betrag zuſpricht. Die Frage, ob dem 
Anwalt des Kl. für die von ihm hierbei entwickelte Tätigkeit die 
Vergleichsgebühr nach 8 38a Abſ. 2 NAGEBD. zuſteht, muß bejaht 
werden. 5 

Die Urkunden, aus denen über zivilrechtliche Anſprüche eine 
Zwangsvollſtreckung vorgenommen werden kaun, ſind in den 88 704 
und 794 ZPO. erſchöpfend aufgezählt. Für das Güteverfahren kommt 
von den dort aufgeführten zur Zwangsvollſtreckung geeigneten Titeln 
nur der Vergleich in Betracht, der im Güteverfahren zwiſchen den 
Parteien zur Beilegung des Rechtsſtreits ſeinem ganzen Umfange nach 
oder in betreff eines Teiles des Streitgegenſtandes abgeſchloſſen 
worden iſt und der deshalb in § 794 Ziff. 1 ZPO. eine beſondere 
Hervorhebung erfahren hat. Da, wie Stein⸗Jonas 1925 Anm. III 
zu 8 4990 ZPO. mit Recht hervorhebt, für ein Anerkenntnisurteil im 
Güteverfahren kein Raum iſt und ein Eintritt in das Streitverfahren 
zwecks Erlaſſes eines Anerkenntnisurteils zuzulaſſen weder mit 8 499 e 
1, S. 1 vereinbar noch irgendwie aus praktiſchen Vedürfniſſen ge⸗ 
boten iſt, ſo iſt auch eine andere Erledigung des Güteverfahrens als 
im Wege eines ſolchen Vergleichs nicht möglich, wenn man dem 
Gläubiger überhaupt einen zur Zwangsvollſtreckung geeigneten Titel 
verſchaffen will. Man muß daher notgedrungen im Güteverfahren 
die Verpflichtung des Schuldners zur Bezahlung der Streitſumme 
als Vergleich formulieren, wenn man den Gläubiger nicht rechtlos 
ſtellen will, indem man ihm einen die Zwangsvolkſtreckung ermög⸗ 
lichenden Titel vorenthält. Dieſe Folgerung iſt umſo unabweisbarer, 
als der Zweck des Güteverfahrens eben in der Herbeiführung der 
Einigung der Parteien beſteht, wobei die Einigung im weiteſten Sinne 
zu verſtehen iſt und ſowohl das Fallenlaſſen des Klageanſpruches 
durch den Kl. als auch die Anerkennung des Klageanſpruches durch 
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den Bekl. mitumfaßt. Mit Recht nimmt daher auch Stein⸗Jonas 
an der angeführten Stelle an, daß die im Wege der Anerkennung 
des Klageanſpruches durch den Bekl. erfolgende Einigung der 
Parteien protokollariſch, das heißt in der Form eines Vergleichs⸗ 
abſchluſſes, mit den für dieſen gegebenen prozeſſualen Formen und 
Wirkungen der Vollſtreckbarkeit feinen Niederſchlag finden muß. 

Ganz unabhängig davon iſt die Frage, ob dieſer im Güte⸗ 
verfahren abgeſchloſſene Vergleich für den Anwaltsvertreter des Kl. 
auch gebührenrechtlich als ein Vergleich anzuſehen iſt, der den Anfall 
der Vergleichsgebühr für ihn zur Folge hat. Nach § 38a Abſ. 2 
RAcGebO. in der Faſſ. des Gel. v. 28. Jan. 1927 (RG Bl. 1927, 
53) erhält der RA. für die Mitwirkung bei einem im Güteverfahren 
abgeſchloſſenen Vergleich die Gebühr des 8 I NAGED., alſo neben 
der Prozeßgebühr eine volle Gebühr als Vergleichsgebühr. An ſich 
läge es nahe, den Begriff des Vergleiches nach $ 38 a Abſ. 2 in 
dem gleichen Sinne zu nehmen, wie er in § 13 Ziff. 3 aufgefaßt 
wird. J. S. der letztgenannten Beſtimmung beſtimmt ſich der Begriff 
des Vergleiches auch für die Gebührenfrage lediglich nach den Vor⸗ 
ſchriften des bürgerlichen Rechts, ſetzt alſo nach 8 779 BGB. einen 
Vertrag voraus, durch den der Streit oder die Ungewißheit der 
Parteien über ein Rechtsverhältnis im Wege gegenſeitigen Nach⸗ 
gebens beſeitigt wird. Dieſe Auffaſſung, daß der Begriff des Ver⸗ 
gleichs i. S. der RAGebO. mit dem Begriff des Vergleiches im 
materiellen Recht weſensgleich iſt, iſt auch natürlich, da im ordent⸗ 
lichen Prozeßverfahren der Abſchluß eines Vergleiches nicht denkbar 
iſt, der darin beſteht, daß der Bekl. dem Kl. ſeinen vollen Klage⸗ 
anſpruch zubilligt. In einem derartigen Falle kann im ordentlichen 
Prozeßverfahren die Erklärung des Bekl. nur als Anerkenntnis des 
Klageanſpruches gedeutet werden, der auf Antrag des Klägers den 
Erlaß eines Anerkenntnisurteils nach ſich ziehen muß. Da ein ſolches 
Anerkenntnisurteil aber nach der obigen Darlegung im Güteverfahren 
nicht erlaſſen werden kann, ſo darf die Begriffsbeſtimmung des Ver⸗ 
gleiches nach 8 13 Ziff. 3 RAGGebO. und 8 779 BGB. nicht auf den 
prozeſſualen Vergleich des § 38a Abſ. 2 der RAGebd. übertragen 
werden. Im Güteverfahren iſt vielmehr der Vergleich rein prozeſſual 
aufzufaſſen. Wenn daher im 8 38 a Abſ. 2 RAcGebO. das Gel. dem 
Anwalt für die Mitwirkung bei einem ſolchen Vergleich eine Gebühr 
gewährt, ſo kann auch hier nur an einen Vergleich in dieſem zivil⸗ 
prozeſſualen Sinne gedacht ſein. Im andern Falle muß man zu dem 
befremdenden Ergebnis kommen, daß, obwohl das Gef. ſelbſt keinen 
Anhaltspunkt für eine derartige Unterſcheidung gibt, gleichwohl ein 
im Güteverfahren abgeſchloſſener Vergleich bald ein Vergleich i. S. 
der RAGebd. fein würde und bald wieder nicht. 

Der hier entwickelten Auffaſſung entſpricht auch der Zweck, 
den der Geſetzgeber bei der Schaffung der neuen Beſtimmungen des 
8 388 Abſ. 2 RAGebO. im Auge gehabt hat. Die Entlohnung des 
Anwalts im Güteverfahren, für die nach § 38a alter Faſſung die 
RAchebO. nach überwiegender Entſch. nur eine Gebühr, nämlich 
die Prozeßgebühr auswarf, wurde allſeitig als nicht genügend an⸗ 
geſehen. Die Novelle zur RAGebO. v. 28. Jan. 1927 wollte die 
Gebühren des Anwalts erweitern und ihm auch im Falle eines Ver⸗ 
gleiches im Güteverfahren eine weitere Gebühr zubilligen. Welcher 
Art der Vergleich fein würde, iſt im Gef. nicht näher dargelegt. Wenn 
der Zweck des Güteverfahrens einmal dahingeht, eine Einigung der 
Parteien herbeizuführen und dieſe Einigung der Parteien durch die 
Mitwirkung des Anwalts erreicht war, ſo ſollte der Anwalt eben 
für die Herbeiführung dieſer Einigung eine zweite Gebühr erhalten. 
Dieſer Zweck des Geſ. würde aber vereitelt werden, wenn man den 
Anfall der Vergleichsgebühr an den Anwalt auf die beſonderen Fälle 
des 8 779 BOB. beſchränken würde. Damit trüge man dem be⸗ 
ſonderen Charakter des Güteverfahrens, das prozeſſual und gebühren⸗ 
rechtlich eine beſondere Beurteilung und Behandlung verlangt, keine 
Rechnung. 

Man Kann auch zur Widerlegung dieſer Auffaſſung nicht darauf 
hinweiſen, daß die Gegenpartei ſich bei Abſchluß eines Gütevergleiches 
gebührenrechtlich ſchlechter ſtehen würde, als wenn fie im ordentlichen 
Verfahren ein Anerkenntnisurteil gegen ſich erwirken ließ. Gewiß 
hat der Bell. bei einem Vergleich im Güteverfahren an den Anwalt 
des Kl. neben der Prozeßgebühr die Vergleichsgebühr gleichfalls in 
voller Höhe zu entrichten, während er bei einem Anerkenntnisurteil 
neben der Prozeßgebühr nur eine weitere halbe Gebühr nach 8 16 
RAGEHD. entrichten müßte. Andererſeits erſpart der Bekl. die halbe 
Prozeßgebühr des Gerichts in ungefähr gleicher Höhe, die bei Eintritt 
in das Streitverfahren nach §S 31a und § 74a GKG. erſt vom Kl. 
gezahlt werden muß, bevor überhaupt vom Güteverfahren in das 
Streitverfahren übergegangen werden kann. Die Belaſtung für den 
Schuldner iſt alſo ungefähr dieſelbe, nur daß fich ſeine Belaftung 
zugunſten des Anwalts und zu Laſten der Staatskaſſe verſchiebt. 
Eine ſolche Verſchiebung hat aber das Gef. bewußt herbeigeführt, um 
den Anwalt im Güteverfahren beſſer zu ſtellen, als er ſich nach den 
bisherigen Gebührenvorſchriften im Güteverfahren geſtanden hatte. 
Hätte man die Koſten für den Bekl. noch mehr verbilligen wollen 
und darauf entſcheidendes Gewicht gelegt, jo Hätte man dem Anwalt 
die Vergleichsgebühr nicht zubilligen dürfen oder dem Gef. eine ſolche 
Faſſung geben müſſen, daß die Vergleichsgebühr des Anwalts auf 
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eine beſtimmte Art der gütlichen Erledigung des Rechtsſtreits be⸗ 
ſchränkt worden wäre. 

Die vorſtehend entwickelte Auffaſſung wird auch von Stein⸗ 
Jonas a. a. O. und ebenſo von RA. Dr. Max Fried⸗ 
laender in München, dem Verfaſſer des bekannten Komm. zur 
deutſchen NAGEBD., in einer dem Hagener Anwaltverein v. 24. Mai 
1927 gegebenen Rechtsauskunft gateilt. 

RA. Dr. Reinecke, Hagen i. W. 


0 Entgegnung. 
Aber das Schiedsurteil und die Auslegung der 
88 18, 1755 Gut, 


In IW. 1927, 1333 find einzelne Sätze aus einem Schieds⸗ 
urteile des AG. Berlin-Mitte wiedergegeben und daran Bemerkungen 
von Heilberg geknüpft, die nicht unwiderſprochen bleiben können. 
Es wird danach vor allem bemängelt, daß das Schiedsurteil unter 
Außerachtlaffung des materiellen Rechtes ergangen ſei. Dieſer Vor⸗ 
wurf trifft nicht zu. Das Gericht hat nur von einer umſtändlichen 
Beweisaufnahme über die Frage des Verſchuldens abgeſehen und damit 
in prozeſſualer Hinſicht von der ihm nach den 88 18, 20 der 
EntlVO. v. 13. Mai 1924 gewährten Freiheit Gebrauch gemacht. Es 
dürfte auch ſicherlich nicht dem Sinn und Zwecke dieſer Vorſchriften 
entſprechen, bei einem Streitwert von 25 RAM ſieben oder mehr Zeugen 
zu vernehmen. Allerdings hat hier die Abſtandnahme von einer Be⸗ 
weisaufnahme notwendig zur Folge, daß auch die Anwendung des 
materiellen Rechts nur mit Einſchränkung erfolgen kann, weil in 
Ermangelung anderer Beweiſe die Verſchuldensfrage nicht geklärt iſt, 
wie die Begründung des Schiedsurteils erkennen läßt. Es iſt ſchließ⸗ 
lich Sache der Parteien, ſich dem abgekürzten Verfahren in Bagatell⸗ 
ſachen anzupaſſen und ihr Vorbringen in jeder nur denkbaren Weiſe 
entweder zu beweiſen oder wenigſtens glaubhaft zu machen. Wenn 
die Parteien dies, wie es in dem angeführten Schiedsurteile an⸗ 
ſcheinend der Fall iſt, unterlaſſen haben, bleibt dem Gericht nichts 
weiter übrig, als unter möglichſter Berückſichtigung des materiellen 
Rechts gefühlsmäßig eine der Billigkeit entſprechende Entſch. zu 
treffen. Naturgemäß wird der Richter bei einer derartigen, häufig 
ſchwierigen Entſch. allerlei Momente berückſichtigen, die bei einem 
Verfahren nach den ſtrengen Regeln der ZPO. kaum in Betracht 
kommen würden. In vereinzelten Fällen wird es ſich dabei nicht ver⸗ 
meiden laſſen, daß das Schiedsurteil geradezu einem Vergleiche gleich⸗ 
kommt, der den Parteien in dieſer Form aufgezwungen werden muß, 
weil genügende Unterlagen für die Anwendung des materiellen Rechts 
fehlen. Es iſt nicht zu verkennen, daß mit einer ſolchen Entſch. häufig 
beide Teile nicht zufrieden ſind. Mit derartigen Folgen müſſen aber 
die Parteien von vornherein rechnen, wenn fie ſich nach 8 18 EntlVO. 
einem ſolchen Verfahren unterwerfen oder wenn ſie in Bagatellſachen 
ſchon von der Klagerhebung an nur ein Schiedsurteil erwarten können. 

Zuzugeben iſt, daß die Anwendung des materiellen Rechts be⸗ 
einträchtigt werden muß, wenn bei dem abgekürzten Verfahren der 
88 18, 20 EntlVoO. von einer umſtändlichen Beweisaufnahme ab⸗ 
geſehen und damit die angebotene Klärung des Sachverhalts ab⸗ 
geſchnitten wird. Die Nachteile, welche die Rechtſuchenden bei ihrem 
Kampfe ums Recht damit erleiden, ſind aber nicht größer, als dies 
häufig auch bei Anwendung der allgemeinen Vorſchriften der ZPO. 
der Fall iſt, z. B. beim Fehlen von Beweis mitteln, Zurückweiſung ver⸗ 
ſpätet vorgebrachter Angriffs- oder Verteidigungsmittel (8 279 ZPO.), 
Unterlaſſung von Erklärungen (8 279 a), Abſtandnahme von Zeugen⸗ 
ladungen bei mangelnder Vorſchußleiſtung (8 379) uſw. In allen 
ſolchen Fällen muß aus prozeſſualen Gründen die Anwendung des 
materiellen Rechts zum Nachteile eines Rechtſuchenden mehr oder 
weniger unterbleiben. Deshalb bedeutet die Abkürzung und Verein⸗ 
fachung des Verfahrens nach 88 18, 20 EntlVoO. durchaus keine un 
gewöhnliche Härte für die Parteien. Bei den ſtrengen Vorſchriften 
der 3PO. find die nachteiligen Folgen im Gegenteil meiſt beſtimmt 
vorgeſehen und einſchneidender wirkend, als beim Schiedsurteil, das 
immer noch ausgleichend entſcheiden kann. 

Die Vorſchriften der 88 18, 20 Entl VO, beſagen nichts darüber, 
ob der Richter beim Schiedsurteile an das materielle Recht gebunden 
iſt. Dies iſt aber in Übereinſtimmung mit der Literatur (vgl. Kann, 
EntlVO., Anm. 2 zu 8 20 und 8 18 Note 3b; Baumbach, EntlVO., 
Anm. 5 zu 8 18 u. a.) anzunehmen, wenngleich auch Zweifel in dieſer 
Hinſicht geäußert find (Levin: Dig. 1924, 16). Es würde zu be⸗ 
denklichen Folgen führen, wenn der Richter in den Bagatellſachen, 
in denen das Schiedsurteil ſtets zur Anwendung kommen muß, ſeine 
Entſch. ohne Anwendung des materiellen Rechts treffen könnte, da 
dieſe Urteile nicht durch ein Rechtsmittel anfechtbar ſind. Die Aus⸗ 
ſchaltung des materiellen Rechts würde eine unhaltbare Rechtsunſicher⸗ 
heit zur Folge haben, weil den Rechtſuchenden jeder Maßſtab für die 
Beurteilung der Ausſichten ihres Rechtsſtreits fehlen würde. Solange 
daher nicht ausdrücklich etwas anderes in den Beſtimmungen gejagt 
iſt, muß das materielle Recht auch hier feine Geltung behalten. 

„ Dagegen wird in prozeſſualer Hinſicht dem Gericht durch die 
88 18, 20 volle Freiheit gewährt. „Die Formfreiheit ſoll dem Ver⸗ 
lahren die nötige Beweglichkeit und Schleunigkeit ſichern“, wird in 


der Begründung zur EntlVO. geſagt. Weiter iſt in der Begründung 
ausgeführt, daß das Schiedsurteil angebracht ſei, wenn eine reſtloſe 
Aufklärung des Streitfalles für die Parteien unverhältnismäßige Auf⸗ 
wendungen an Zeit und Koſten verurſachen würde. Danach iſt alſo 
der Zweck dieſer Beſtimmungen der, eine ſchnellere und einfachere Er⸗ 
ledigung des Verfahrens herbeizuführen, als dies nach den ſtrengen 
Vorſchriften der ZPO. möglich ſein würde. In welcher Weiſe die 
Beſchleunigung erreicht werden ſoll, bleibt dem Ermeſſen des Gerichts 
überlaſſen. 

Es wird unter den Bagatellſachen immer einzelne geben, welche 
trotz des geringen Streitwertes ein weitergehendes Intereſſe be⸗ 
anſpruchen können. Dieſe bedürfen auch einer reſtloſen Aufklärung, 
weshalb das Gericht bei derartigen Streitigkeiten von der Formfrei⸗ 
heit nach der EntlVO. keinen Gebrauch machen, ſondern unter An⸗ 
wendung der ſtrengen Vorſchriften der ZPO. entſcheiden wird. In 
der Regel muß das Gericht von der Vereinfachung des Verfahrens 
nach der EntlVO. Gebrauch machen, um dem Zweck dieſer Vor⸗ 
ſchriften gerecht zu werden. Es ſteht nun nichts der Auffaſſung ent⸗ 
gegen, daß vor allem eine Beſchränkung der Beweisaufnahme erfolgt. 
In der Begründung der EntlVO. iſt als Beiſpiel für die Anwendung 
dieſer Vorſchriften angeführt, daß ſie dann beſonders angebracht ſei, 
wenn die reſtloſe Aufklärung des Streitfalles für die Parteien un⸗ 
verhältnismäßige Aufwendungen an Zeit und Koſten verurſachen würde 
(im gleichen Sinne Volkmar, EnktlVoO. S. 4). Dabei muß doch in 
erſter Linie an die umſtändlichen und koſtſpieligen Vernehmungen von 
Zeugen und Sachverſtändigen gedacht werden. Soll nun der Richter, 
wenn die Parteien jeden Vergleich ablehnen und es auch unterlaſſen, 
ihr Vorbringen außer dem angebotenen Zeugenbeweiſe irgendwie zu 
beweiſen oder glaubhaft zu machen, deshalb gezwungen ſein, unter 
Außerachtlaſſung der Vorſchriften der EntlVO. nach den ſtrengen 
Regeln der ZPO. die ganze zeitraubende Beweisaufnahme durch⸗ 
zuführen, welche weit höhere Koſten verurſacht, als der ganze Streit⸗ 
wert beträgt? Das kann unmöglich der Sinn und Zweck der 88 18, 
20 EntlVoO. fein. Dann würden dieſe Vorſchriften in den meiſten 
Fällen ausgeſchaltet und zwecklos ſein. Auch Heilberg (JW. 1924, 
83) erſieht den Grundgedanken der Beſtimmungen für das Verfahren 
in Bagatellſachen darin, daß dieſe in einer dem Vergleich ſich an⸗ 
nähernden Weiſe erledigt werden ſollten, lehnt aber den Gedanken 
des „Zwangsvergleichs“ ab. Eine Beantwortung der vorſtehenden 
Frage iſt aus ſeinen Ausführungen nicht zu entnehmen, noch weniger 
aus ſeinen Bemerkungen JW. 1927, 1333. Danach werden ſchwerlich 
grundſätzliche Bedenken gegen die Auffaſſung vorgebracht werden 
können, daß das Schiedsurteil in ſolchen Fällen unter Vermeidung 
einer Beweisaufnahme notwendigerweiſe auch in Form eines Vergleichs 
entſcheiden kann. Die Parteien haben es in der Hand, bei der völligen 
Freiheit des Verfahrens in ſolchen Sachen nach Möglichkeit geeig⸗ 
netes Beweismaterial zu ſchaffen, und müſſen, wenn ſie dies unter⸗ 
laſſen, von vornherein mit einer mehr oder weniger ungünſtigen 
Entſch. für ſich rechnen. 

Bedauerlicherweiſe geſchieht ſeitens der Parteien, trotzdem die Vor⸗ 
ſchriften ſchon mehrere Jahre lang Anwendung finden, bisher faſt gar 
nichts, um der beſonderen Art des Verfahrens — denn als ſolche muß 
man das Verfahren bei Schiedsurteilen geradezu bezeichnen — an⸗ 
zupaſſen, und zwar auch dann nicht, wenn ſie durch Rechtsanwälte 
vertreten ſind. In den Bagatellſachen, für welche doch das abgekürzte 
Verfahren ohne weiteres gilt, werden die Klagen meiſt in der gleichen 
Form eingereicht, wie in den übrigen Sachen, in denen die Partei 
damit rechnen kann, daß durch Auflagen eine Ergänzung des Vor⸗ 
bringens veranlaßt werden kann. Es erfolgt nicht einmal immer eine 
genügende Darlegung des Klageanſpruchs. Wenn Vertragsurkunden 
oder Briefe als Beweismittel in Frage kommen, werden dieſe vielfach 
nur als Beweismittel angeführt, anſtatt ſie in Ur⸗ oder Abſchrift 
ſofort dem Schriftſatz beizufügen. Da das Verfahren in derartigen 
Sachen nicht nur vereinfacht, ſondern auch beſchleunigt werden ſoll, 
laufen die Parteien ſtets Gefahr, daß eine Säumigkeit ſich in einem 
für ſie ungünſtigen Schiedsurteile auswirkt. Denn irgendein Anſpruch 
auf Vertagung zwecks weiterer Aufklärung beſteht nicht. Wenn ein 
Zeugenbeweis in Frage kommt, mit deſſen Durchführung die Parteien 
ja auch nicht beſtimmt rechnen können, erſcheint es zweckmäßig, durch 
Einreichung eidesſtattlicher Verſicherungen der Zeugen das Vorbringen 
zu belegen. Nachdem durch die neue Vorſchrift des 8 377 Abf. 2 ZPO. 
dieſe Form der Zeugenausſage unter Umſtänden ſchon im gewöhn⸗ 
lichen Verfahren zugelaſſen iſt, ſteht nichts im Wege, ſich dieſes 
Mittels in Bagatellſachen möglichſt weitgehend zu bedienen. Auch noch 
viele andere Wege gibt es, auf denen die Parteien zum mindeſten eine 
Glaubhaftmachung ihrer Behauptungen herbeiführen können. Somit 
iſt der Rechtſuchende bei einer Abſtandnahme von umſtändlichen Be⸗ 
weiserhebungen durchaus nicht rechtlos geſtellt, wenn er ſich nur be⸗ 
müht, das Gericht durch andere, einfachere Beweiſe von der Berech⸗ 
tigung ſeiner Anſprüche zu überzeugen. 

Was nun den praktiſchen Wert des Schiedsurteils angeht, fo 
iſt ein Unterſchied zwiſchen den Bagatell⸗ und den übrigen Streitig⸗ 
keiten zu machen. Bei den letzteren wird es, da es ja nur den über⸗ 
einſtimmenden Antrag beider Parteien zuläſſig iſt, praktiſch kaum in 
Frage kommen. Soweit die Parteien durch Rechtsanwälte vertreten 
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jind, werden dieſe wegen der Verantwortung gegenüber ihrer Partei, 
alſo aus durchaus verſtändlichem Grunde in der Regel es ablehnen, 
ſich einem Schiedsurteile zu unterwerfen, gegen welches kein Rechts⸗ 
mittel zuläſſig iſt. Aber auch in den amtsgerichtlichen Streitigkeiten 
mit einem Streitwert von mehr als 50 RM, in denen keine Anwälte 
auftreten, erſcheint es bedenklich, einen zu weitgehenden Gebrauch vom 
Schiedsurteile zu machen. Solche Parteien werden auf Befragen viel⸗ 
fach leichter geneigt ſein, ihre Zuſtimmung zu einem Schiedsurteile 
zu geben. Es erſcheint aber fraglich, ob ſie ſich trotz einer Aufklärung 
in der Verhandlung immer der Tragweite ihrer Erklärungen bewußt 
find. Danach mag es zutreffen, daß das Schiedsurteil, vom Bagatell⸗ 
verfahren abgeſehen, eine papierne Einrichtung geblieben iſt, wie 
Baumbach (Vorbem. zu 8 18 Entl VO.) bemerkt. 

Dagegen iſt dem Schiedsurteil für das Verfahren in Bagatell⸗ 
ſachen eine praktiſche Brauchbarkeit nicht abzuſprechen. Jedenfalls iſt 
es nicht angängig, wie es von Heilberg (JW. 1927, 1333) ge⸗ 
ſchieht, die ganze Einrichtung als unmöglich zu bezeichnen. Bei den 
Bagatellſachen iſt es im allgemeinen durchaus angebracht. Es kommt 
nur darauf an, daß ſich die Parteien der beſonderen Verfahrensart 
mehr, wie bisher, anpaſſen und andererſeits das Gericht bei dem Ver⸗ 
fahren und der Entſch. die nötige Gewiſſenhaftigkeit walten läßt. 

‚OR. Dr. Vos winkel, Berlin. 


Mm: 

Die vorſtehenden Ausführungen enthalten ſehr viel Richtiges, 
treffen aber m. E. nicht den Kern der kurzen Kritik, welche die Be⸗ 
merkungen JW. 1927, 1333 bezweckten. 

Vorweg: Dieſe letztere Kritik ging von der Annahme aus, daß 
die JW. 1927, 1333 abgedruckten Sätze die geſamten Gründe des 
Schiedsurteils darſtellten; iſt dies nicht zutreffend, handelt es ſich, 
wie es nach den Bemerkungen von Voswinkel ſcheint, nur um 
einen Teil der Gründe, ſo iſt damit, wie ohne weiteres erhellt, die 
Grundlage der Kritik erſchüttert. 

Aber die Bemerkungen bezweckten ja auch viel weniger eine Be⸗ 
urteilung des einzelnen Schiedsurteils als vielmehr eine Beurteilung 
der ganzen Einrichtung; nur dies, nicht das einzelne Urteil kann 
allgemeines Intereſſe erwecken. 

Daß das Schiedsurteil aus 8 18 EntlVO. auf dem Papier 
ſtehengeblieben iſt und auch weiter ſtehenbleiben wird, erkennt auch 
Voswinkel an; richtig wäre es, die ganze verfehlte Einrichtung 
auch durch Geſetz wieder zu beſeitigen. Denn ſie enthält eine ſachliche 
Gefahr. Vos winkel ſagt mit Recht, daß Rechtsanwälte als Partei⸗ 
vertreter wegen der Verantwortung gegenüber der Partei der Regel 
nach es ablehnen werden, ſich einem nicht rechtsmittelfähigen Schieds⸗ 
urteil zu unterwerfen. Dann ſoll aber auch das Geſetz den Anwalt 
nicht erſt der Gefahr ausſetzen, der Verſuchung zu unterliegen und dieſe 
Unterwerfung zu erklären, im Intereſſe der vermeintlich leichteren, 
ſchnelleren, bequemeren Erledigung der Sache. Exempla terrent: von 
der Möglichkeit, Entſch. nach Lage der Akten, ſchriftliche Entſch. durch 
übereinſtimmenden Antrag beider Teile zu erbitten, wird, wie mir 
ſcheint, ſchon jetzt, unter dem Einfluß des Dranges der Geſchäfte 
und — offen herausgeſagt — auch der Bequemlichkeit häufiger Ge⸗ 
brauch gemacht, als dies geſchehen ſollte. Die Folgen ſind einerſeits 
die Einreichung von Schriftſätzen, die reich ſind an Worten und 
Wiederholungen, andererſeits die Vernachläſſigung der mündlichen Ver⸗ 
handlung, die doch nun einmal nach der grundſätzlichen Geſtaltung 
unſeres Prozeßgeſetzes die Krönung des Gebäudes des Prozeſſes ſein 


ſoll und die allein die Möglichkeit gewährt, das oder die nicht mit 
dem Juhalt der Akten vertrauten Mitglieder des Gerichts mit dem 
Intereſſe und Rechte der Partei vertraut zu machen. 

Iſt die Partei nicht durch den Anwalt vertreten, ſo tritt noch 
die weitere Gefahr dazu, daß die Unerfahrenheit und mangelnde Sach⸗ 
kenntnis der Partei zu deren Schaden ausſchlagt; Voswinkel er⸗ 
kennt an, daß die Parteien ſich der Tragweite ihrer Erklärungen 
möglicherweiſe nicht bewußt ſind. 

Für den Fall des § 20 Entl O., Schiedsurteil bei Bagatell⸗ 
ſtreitigkeiten, iſt Voswinkel ohne weiteres zuzugeben, daß es 
Streitigkeiten, und zwar ſogar recht viele, gibt, deren Gegenſtand den 
Aufwand von Zeit, Mühe und Koſten nicht lohnt, der bei reſtloſer 
Aufklärung erforderlich fein wiirde. Voswinkel verſchiebt nur teil- 
weiſe dieſen Aufwand an eine andere Stelle, ohne ihn zu beſeitigen. 
Das Verlangen, daß Parteien mit Rückſicht auf 8 20 ihr Vorbringen 
in jeder nur denkbaren Weiſe beweiſen oder wenigſtens glaubhaft 
machen, alle Schriftſtücke, beiſpielsweiſe auch umfangreichen, lang⸗ 
wierigen Briefwechſel in Urſchrift oder Abſchrift ſofort dem Schriftſatz 
beifügen oder gar eidesſtattliche Verſicherungen der Zeugen beibringen, 
verlegt im weſentlichen die Aufklärung aus der mündlichen Verhand⸗ 
lung in das Vorverfahren. Dabei hebt Voswinkel ſelbſt hervor, 
daß die Parteien, „trozdem die Vorſchriften ſchon mehrere Jahre An⸗ 
wendung finden“, bisher faſt gar nichts tun, um „der beſonderen Art 
des Verfahrens“ ſich anzupaſſen. Sehr begreiflich! Die nicht durch 
Rechtsanwälte vertretenen Parteien leben nun einmal in der Meinung, 
daß das Gericht ihnen bei der Findung des materiellen Rechts hilft; 
ſie ſind nun einmal unerfahren. Der Anwalt aber erkennt und emp⸗ 
findet das Bedenkliche eines Teiles der Mittel, die Vos winkel 
für das Bagatellverfahren für weſentlich hält, und es iſt bedauerlich, 
daß gerade von richterlicher Seite die Beibringung von eidesſtattlichen 
Verſicherungen von Zeugen empfohlen wird. Wo das Geſetz Glaub⸗ 
haftmachung fordert (Arreſt, einſtweilige Verfügung), iſt ja leider 
Partei und Anwalt zuweilen gezwungen, mit eidesſtattlichen Verſiche⸗ 
rungen nicht nur der Partei, ſondern auch Dritter zu arbeiten. Die 
großen Bedenken und Gefahren, welche eidesſtattliche ſchriftliche Ver⸗ 
ſicherungen und deren Einholung für den Verſichernden wie für die 
Partei und deren Vertreter mit ſich bringen, ſind bekannt. Es gibt 
Anwälte, die es grundſätzlich ablehnen, und zwar aus guten Gründen, 
an der Einholung und Abfaſſung ſolcher Verſicherungen mitzuwirken 
oder überhaupt mit Zeugen vor deren Vernehmung in Verbindung 
zu treten. 

Auch den Richter aber bringt das Bagatellverfahren des 8 20 
in die Verſuchung und damit in die Gefahr, von dem Boden des 
materiellen Rechts, das er ſprechen ſoll, auf die ſchiefe Ebene der 
wirklichen oder auch der vermeintlichen Billigkeit und von da in das 
Gebiet willkürlicher Entſch. abzugleiten. Es bedarf keines Hinweiſes, 
daß die zudem vom Geſetz gebilligte Gewöhnung an ein derartiges 
Verfahren die Haftung des Richters auch für diejenigen Falle, in 
denen das Schiedsurteil vom Geſetz nicht zugelaſſen ift, gefährdet. 
Will man für Bagatellſachen eine Rechtsentſcheidung, die natürlich 
unter Umſtänden unverhältnismäßige Aufwendungen an Zeit, Kraft, 
Koſten erfordert, ausſchließen, ſo ſpreche man offen durch das Geſetz 
aus, daß für ſolche Falle ein Zwangsvergleich zuläffig ſei. Freilich 
wäre dies eine, in gewiſſem Sinne unſoziale Durchlöcherung unſerer 
Rechtsordnung, die keineswegs empfohlen werden ſoll. Der unverhält⸗ 
nismäßige Aufwand in einer Reihe von Fällen iſt vorzuziehen der 
Gefährdung der Rechtsidee im ganzen. 

Geh. IR. Dr. Heilberg, Breslau. 


A. Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 

[* Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — f Anmerkung.] 

I. Materielles Recht. 

1. Aufwertungsgeſetz. 

1. 8 3 Abſ. 1 Ziff. 7 AufwG. Wird das Kauf⸗ 
geld von vornherein auf einen Dritten als Treu⸗ 
händer des Veräußerers eingetragen, fo behält 
es das Vorrecht des 810 Abſ. 1 Ziff. 5 Aufw G.] 

Im Grundbuch iſt am 6. Aug. 1909 auf Grundſtücken, 
die früher den Eheleuten W. gehört hatten und dann auf 


Grund einer auf deren Antrag ſtattgehabten Verſteigerung 
auf Viktor Ro. als Erſteher umgeſchrieben worden waren, auf 
Grund des Verſteigerungsprotokolls eine Steiggeldhypothek 
von 50500 % für den von den Eheleuten W. mit der Er⸗ 
teilung des Zuſchlags und der Hebung der Steiggelder be⸗ 
auftragten Mandatar Friedrich Ra. eingetragen worden. Ra. 
hat die Hypothek und die perſönl. Forderung bei der Auf⸗ 
wertungsſtelle angemeldet und den Standpunkt vertreten, 
daß er hinſichtlich der perſönl. Forderung gem. § 10 Abſ. 1 
Nr. 5 und Abſ. 3 AufwGG. Aufwertung in Höhe von 750% 
des Goldmarkbetrages verlangen könne. Gegen dieſe An⸗ 
meldung hat der urſprüngl. Schuldner Ro. Einſpruch ein⸗ 
gelegt und geltend gemacht, eine den normalen Höchſtſatz 
überſteigende Aufwertung der perſönl. Forderung ſei nicht 
ſtatthaft, da der Gläubiger die Steiggelder vor dem 14. Febr. 
1924 von dem als urſprüngl. Gläubiger zu betrachtenden 
Eheleuten W. durch Abtretung erworben habe und daher 8 11 
AufwG. einer höheren Aufwertung entgegenſtehe. Die Auf⸗ 
wertungsſtelle hat den Aufwertungsbetrag der Hypothek und 
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der ihr zugrunde liegenden perſönl. Forderung auf 250% ihres 
Goldmarkbetrages feſtgeſetzt und das Verlangen des Gläu⸗ 
bigers nach höherer Aufwertung der perſönl. Forderung aus 
dem von den Schuldnern angegebenen Grunde zurückgewieſen. 
Die von dem Gläubiger gegen dieſen Beſchl. unter Wieder⸗ 
holung ſeines früheren Begehrens eingelegte ſofortige Be⸗ 
ſchwerde hat das LG. aus den Gründen des angef. Beſchl. 
zurückgewieſen. Das OLG. Köln möchte aus denſelben Grün⸗ 
den auch die weitere ſofortige Beſchwerde des Gläubigers 
zurückweiſen. Es hält ſich aber an dieſer Entſch. durch die 
Entſch. des OLG. Dresden v. 4. Mai 1926 (6 Reg. Aufw. 
17/26 AufwRſpr. 1926, 618 Nr. 308) gehindert, weil nach ihr 
ein nach §8 11 Aufw®. die Anwendung des 8 10 ausſchl. 
Übergang einer Kaufgeldforderung auf einen anderen nicht 
vorliege, wenn die Forderung zufolge vertragsmäßiger Ver⸗ 
einbarung im Kaufvertrage von vornherein nicht für den 
Veräußerer, ſondern unmittelbar für einen anderen begründet 
worden ſei. Es hat deshalb die weitere ſofortige Beſchwerde 
gem. § 74 Aufw®. i. Verb. mit $ 28 FGG. dem RG. zur 
Entſch. vorgelegt. Der Beſchwerde war der Erfolg nicht zu 
verſagen. Das LG. verkennt zwar nicht, daß es ſich hier um 
eine nach dem 31. Dez. 1908 begründete Kaufgeldforderung 
handelt und daß bei einer ſolchen nach § 10 Ziff. 5 AufwG. 
eine höhere oder geringere Aufwertung nach den allgemeinen 
Vorſchriften unter Abweichung von dem normalen Höchſt⸗ 
ſatze grundſätzlich zuläſſig iſt. Es erachtet aber eine ſolche Ab⸗ 
weichung hier in Hinblick auf 8 11 AufwG. deshalb für un⸗ 
zuläſſig, weil die in Rede ſtehende Forderung vor dem 
14. Febr. 1924 von den urſprüngl. Gläubigern (den Eheleuten. 
W.) auf einen anderen (den Beſchwerdeführer) übergegangen 
ſei. Ob nicht dieſe Annahme, wie der Beſchwerdeführer dar⸗ 
zutun verſucht, auf rechtsirriger Auslegung des Inhalts des 
Verſteigerungsprotokolls beruht, kann dahingeſtellt bleiben. 
Denn auch vom gegenteiligen Standpunkt aus kommt die 
Vorſchrift des 8 11 AufwG®. hier nicht zur Anwendung, weil 
ihre Anwendung, wie ihr Wortlaut ergibt, ausgeſchloſſen iſt, 
wenn es ſich um einen Rechtsübergang der im 83 Abſ. 1 
Ziff. 2 bis 11 bezeichneten Art handelt. Im vorliegenden 
Falle aber trifft 83 Abſ. 1 Ziff. 7 zu. Denn der Rechts⸗ 
erwerb des Beſchwerdeführers ſtellt ſich nach den Verein⸗ 
barungen der Beteiligten als ein Erwerb auf Grund eines 
Treuhandverhältniſſes dar, indem die Steiggelder von dem 
Beſchwerdeführer vereinbarungsgemäß im Intereſſe der Ehe⸗ 
leute W. für dieſe zu verwenden waren. 


(Beſchl. v. 22. Juni 1927; B 10/27 V. — L. ee) 


** 2. 87 AufwG. Der Rangvorbehalt geht nur 
den bei Inkrafttreten des Geſ. eingetragenen 
oder wieder einzutragenden Rechten vor, nicht 
den erſt ſpäter eingetragenen. ] 7) 

Zutreffend begründet iſt allerdings die Annahme des 
KG., daß die Entſch. über die weitere Beſchwerde von der 
Beantwortung der vorerwähnten, auch im Schrifttum (vgl. 


Zu 2. A. Das NE. ſtützt feine Entſch. in erſter Linie auf den 
Zweck der Vorſchrift in 87 Auf. Gerade dieſer ſteht aber mit 
der Entf. in kraſſem Widerſpruch. 

Wenn das NG. ſich auf den Ausſchußbericht S. 7 beruft, fo 
überſieht es dabei, daß dieſe Stelle des Berichts ſich ledig⸗ 
lich auf die in erſter Leſung beſchloſſene Faſſung bezieht, die 
eine dem 87 Abſ. 3 Satz 1 entſprechende Vorſchrift überhaupt noch 
nicht enthielt (Ausſchlußbericht S. 51). Erſt in zweiter Leſung wurde 
beſchloſſen (Ausſchußbericht S. 75): „Die Befugnis wird, auch ſolange 
ſie nicht eingetragen iſt, dadurch nicht berührt, daß ein im Range 
nachgehendes aufgewertetes Recht vor dem 1. Okt. 1925 von einem 
Dritten erworben iſt“. Dazu iſt weiter (Bericht S. 31) aus⸗ 
geführt: „Der Anſpruch auf die Eintragung des Rechts ſoll auch 
gegenüber dem öffentl. Glauben des Grundbuchs bis zum 1. Okt. 
1925 erhalten werden.“ In dritter Leſung wurde die Vorſchrift aber⸗ 
mals geändert dahin, daß an die Stelle des 1. Okt. 1925 der 1. Jan. 
1926 treten ſollte. Dazu bemerkt der Bericht (S. 42): „Zu 87 war 
zunachſt beantragt, die Schutzfriſt des Abſ. 3 für die Kredithypothek 
des Eigentümers gegenüber dem öffentl. Glauben des Grundbuchs v. 
1. Okt. 1925 bis zum 1. Jan. 1926 auszudehnen. Dabei wurde er⸗ 
wogen, daß nach Inkrafttreten des Geſetzes nicht nur bei den Aufw⸗ 
Stellen, ſondern auch bei den Grundbuchämtern ſtarke Geſchäftsüber⸗ 
laſtungen unausbleiblich ſeien, eine Friſt bis zum 1. Oltt. 1925 daher 
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Michaelis, 87 AufwGG. Anm. 6; Nadler, Grundbuch⸗ 
und Aufwertungsfragen? ©. 261; Neukirch S. 141; Ricks: 
DNotV. 1926, 599; Ring: SW. 1925, 2571; Grundbuch⸗ 
u. Aufwertungsrichter Groß-Berlins Beſchl. Nr. 73: DIL. 
1926, 610 im Gegenſatz zu Mügel, 87 AufwGG. Anm. 7 u. 
10 Erg Bd. 8 7 Anm. 4b; Quaſſowski, AufwG. S. 116; 
Imberg: DRotV. 1926, 64; Levis, Aufwertung von 
Hypotheken S. 84; Cammerer: BayRyflg. 1926, 383) ſo⸗ 
wie in der Rſpr. (vgl. die Beſchlüſſe des OLG. Braunſchweig: 
Aufwgiſpr. 1926, 571 und des 1. 3 S. des KG.: AufwNipr. 
1927, 1013 im Gegenſatz zu der Entſch. des 8. ZS. des KG.: 
AufwRipr. 1926, 530) ſtreitigen Rechtsfrage abhängt. Nicht 
beizupflichten iſt aber ſeiner Annahme, daß dieſe Rechtsfrage 
zu bejahen ſei. Für ausſchlaggebend hält das KG. in ſeinem 
Vorlegungsbeſchluſſe die Erwägung, daß das Geſetz trotz ein⸗ 
gehender Regelung der in $ 7 dem Eigentümer gewährten Be⸗ 
fugnis eine ausdrückliche Vorſchrift des Inhalts, daß den erſt 
nach dem Inkrafttreten des Geſetzes entſtandenen Rechten der 
Vorrang vor der bereits vorher entſtandenen Eigentümer⸗ 
befugnis zukommen ſolle, nicht enthalte, daß aber ein ſolcher 
Vorrang des ſpäter entſtandenen Rechts nicht als ſelbſt⸗ 
verſtändlich und daher mangels ausdrücklicher geſetzlicher An⸗ 
ordnung nicht als zu Recht beſtehend anzuſehen ſei. Dieſer 
Erwägung vermag indes der Senat nicht zu folgen. Denn 
nach dem Wortlaute des Geſetzes iſt es keineswegs ausge⸗ 
ſchloſſen, liegt vielmehr näher, unter „nachgehenden Rechten“, 
denen gegenüber die Eigentümerbefugnis den Vorrang ge⸗ 
nießen ſoll, nur ſolche zu verſtehen, die bereits beim In⸗ 
krafttreten des Geſetzes zu Recht beſtanden, ſei es, daß ſie noch 
eingetragen waren oder nach den Vorſchriften des Geſetzes 
kraft Vorbehalts⸗ oder Rückwirkung wieder einzutragen ſind. 
Gegen dieſe Auffaſſung läßt ſich auch nicht $7 Abſ. 3 ins 
Feld führen. Denn wenn dort beſtimmt iſt, daß die Be⸗ 
fugnis des Eigentümers, an der vorbehaltenen Rangſtelle 
eine Hypothek oder Grundſchuld eintragen zu laſſen, auch ſo⸗ 
kange dieſe Befugnis nicht eingetragen iſt, dadurch nicht be⸗ 
rührt wird, daß ein im Range nachgehendes Recht von 
einem Dritten erworben iſt, ſo war dieſe Vorſchrift auch von 
dem hier vertretenen Standpunkte aus zur Verwendung der 
Beeinträchtigung der Eigentümerbefugnis durch die Vor⸗ 
ſchriften über den öffentlichen Glauben des Grundbuchs er⸗ 
forderlich, da dieſe ſonſt in Fällen hätten Platz greifen können, 
in denen vor dem Inkrafttreten des Geſetzes entſtandene 
Rechte nach deſſen Inkrafttreten auf einen gutgläubigen Drit⸗ 
ten übertragen worden ſind. Die hier vertretene Geſetzes⸗ 
auslegung iſt alſo mit dem Wortlaute des Geſetzes durchaus 
in Einklang zu bringen, und fie hat, auch wenn man ben. 
Wortlaut für ſich allein nicht für unzweideutig anſieht, auch 
innere Gründe für ſich. Kein weſentliches Gewicht iſt aller⸗ 
dings den Gründen zu entnehmen, die das BayObLG. aus 
§ 881 BGB. und aus den in feinem Beſchluſſe erwähnten 
Anträgen der Abgeordneten Dr. Beſt und Keil entnimmt. 
Denn die Vorſchrift des 8 881 BGB. hat einen durch Rechts⸗ 
geſchäft zu Laſten eines beſtimmten Rechts beſtellten und der 


nicht ausreiche, den Rang für die Kredithypothek des Eigentümers 
gegenüber Neu eintragungen zu erhalten.“ Seine jetzige Faſſung hat 
87 Abſ. 3 erſt in der zweiten Leſung im RTPlenum auf Grund des 
Antrags Philipp u. Gen. (Druckſ. Nr. 1144) erhalten. Namens der 
Antragſteller hat der Abgeord. Dr. Heinze in der Sitzung v. 11. Juli 
1925 (Sten. Ber. S. 3016) zur Begründung des Antrags folgendes 
ausgeführt: Nach Abf. 1 des 87 iſt der Eigentümer berechtigt, ſich 
eine Eigentümerhypothek hinter den aufgewerteten Hypotheken und 
Grundſchulden eintragen zu laſſen. Dieſe Eintragung einer Eigen⸗ 
tümerhypothek wirkt auf die ſpäteren Eintragungen und deren Rang 
zurück. Das Recht, die Befugnis des Eigentümers auf Eintrag dieſer 
Eigentümerhypothelt beſteht, ohne daß die Befugnis in das Grund⸗ 
buch eingetragen iſt, und ſoll auch in Zukunft beſtehen, ohne daß 
dieſe Befugnis eingetragen wird. Nach der bisherigen Faſſung foll 
eine Nötigung für den Eigentümer beſtehen, dieſe ſeine Befugnis bis 
zum 1. Jan. 1926 eintragen zu laſſen. Dieſe Nötigung wollen wir 
durch unfere neue Faſſung wegfallen laſſen. Dadurch wird der öffentl. 
Glaube des Grundbuchs nicht alteriert; denn das Grundbuch gilt nur 
in Verbindung mit dem beſtehenden Geſetze, und aus dem beſtehenden 
Geſetze geht hervor, daß die Eigenlümergrundſchuld eben ex lege 
beſteht.“ 

Daß der Zweck der Vorſchrift des 87 Abſ. 3 
genau entgegengeſetzt iſt, als das RG. meint, kann 
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Eintragung in das Grundbuch bedürfenden Rangvorbehalt im 
Auge, während hier eine Eigentümerbefugnis in Frage kommt, 
die kraft Geſetzes entſtanden iſt, der Eintragung in das 
Grundbuch nicht bedarf, und deren Inhalt durch Auslegung 
des §S 7 AufwG. beſtimmt werden muß. Ebenſowenig iſt den 
Anträgen der Abgeordneten Dr. Beſt und Keil eine maßgeb⸗ 
liche Bedeutung beizumeſſen, da das Geſetz nicht auf ihnen, 
ſondern auf den weſentlich von ihnen verſchiedenen Anträgen 
der Kompromißparteien beruht. Entſcheidend für die hier ver⸗ 
tretene Auffaſſung ſpricht dagegen der Zweck des Geſetzes. 
Denn dieſer ging, wie die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes 
(vgl. Bericht des 18. Ausſchuſſes S. 7) ergibt, dahin, dem 
Eigentümer an kreditfähiger Stelle einen kreditfreien Platz 
einzuräumen. Dieſem Bedürfnis wird aber Genüge getan, 
wenn ihm gegenüber den bei dem Inkrafttreten des Geſetzes 
bereits beſtehenden Rechten die in §7 vorbehaltene Befugnis 
eingeräumt wird. Hat er nach dem Inkrafttreten des Ge⸗ 
ſetzes Kredit aufgenommen, ſo kann nicht angenommen wer⸗ 
den, daß ihm auch gegenüber einer für dieſen Kredit be⸗ 
ſtellten Hypothek oder Grundſchuld eine Rangſtelle inſoweit 
vorbehalten bleiben ſolle, als er nicht auf die Befugnis zur 
Einräumung eines Vorrangs ausdrücklich verzichtet hat. Denn 
dieſe Annahme würde in aller Regel dem mutmaßlichen 
Willen der Beteiligten zuwiderlaufen. Eine Befugnis des 
Eigentümers, an der ihm vorbehaltenen Rangſtelle eine 
Hypothek oder Grundſchuld eintragen zu laſſen, würde daher 
mit Wirkung gegenüber nach dem Inkrafttreten des Geſetzes 
entſtandenen Rechten nur dann angenommen werden konnen, 
wenn der Wille des Geſetzes, eine ſolche Befugnis einzu⸗ 
räumen, klar und unzweideutig erſichtlich wäre. Dies iſt nicht 
der Fall. Dazu kommt, daß die vom KG. in ſeinem Vor⸗ 
legungsbeſchluſſe vertretene Rechtsauffaſſung, wie es in ſeinem 
darin erwähnten Beſchl. v. 27. Jan. 1927, 1X 35/27 (Aufw⸗ 
Rſpr. 1927, 246 = Zur. 1927 Nr. 273 JW. 1927, 1013) 
ſelbſt zugibt, zu einem das Rechtsgefühl nicht befriedigenden 
Ergebniſſe führt. Denn da die Eigentümerbefugnis des 8 7 
Aufw®., wie in Übereinſtimmung mit der herrſchenden Mei⸗ 
nung anzunehmen iſt, als ein dem jeweiligen Eigentümer 
zuſtehender Teil ſeines Eigentumsrechts ebenſowenig wie der 
Rangvorbehalt des 8 881 BGB. abtretbar und deshalb auch 
nicht pfändbar iſt (vgl. dazu u. a. Stein⸗Jonas, 8 857 
ZPO. Anm. 12 a; Mügel, Erg Bd. S. 254; Schlegel⸗ 
berger-Harmeningt 87 AufwG. Anm. 2; Quaſ⸗ 
ſowskis S. 115; Lehmann⸗Boeſebeck S. 115; 
Emmerich, $7 Aum®. Anm. 3; Nadler? S. 73; Levis 
S. 83; Mertzfeld: JW. 1925, 2573; Max Wolff: JW. 
1926, 690; Enneccerus⸗ Wolff, Sachenrecht! S. 117 und 
569 im Gegenſatz zu Abraham, 87 AufwG. Anm. 12 a; 
Kronſtein: BadRPrax. 1925, 109; Ring: JW. 1925, 
2570), ſo würde die hier in Rede ſtehende Rechtsauffaſſung 


danach nicht zweifelhaft fein. Einer dieſem Zweck ent⸗ 
ſprechenden Auslegung ſteht, wie auch das RG. nicht zu beſtreiten 
ſcheint, der Wortlaut des Geſetzes durchaus nicht im Wege. Dann 
hätte aber das NG. dem KG. folgen müſſen, zumal, wie dieſes 
im Beſchl. v. 27. Jan. 1927 ſehr richtig ausführt, bei der Eutſch. 
nicht unberückſichtigt bleiben könne, daß die Praxis der Grundbuch- 
ämter ſich bereits überwiegend auf den Standpunkt des KG. ge⸗ 
ſtellt habe. 

Die Folge des höchſtbedauerlichen RGhBeſchl. iſt 
ein Chaos im Grundbuchweſen. Der größte Teil, wenigſtens 
der preuß. Grundbücher, dürfte jetzt „unrichtig“ ſein. Die Grundbuch⸗ 
ämter werden bei Bekanntwerden der Eutſch. mit zahlloſen Be⸗ 
richtigungsanträgen überſchüttet werden. Von der endlichen Bereini⸗ 
gung der Grundbücher ſind wir wieder weiter denn je entfernt. Es 
iſt daher zu hoffen, daß das letzte Wort in dieſer Frage noch nicht 
geſprochen iſt. 

Negfat Harmening, Berlin. 


B. I. Noch vor den Gerichtsferien hat das RG. mit dankens⸗ 
werter Beſchleunigung die Rechtsfrage, ob die Eigentümerrangbefug⸗ 
nis abſolute oder relative Wirkung habe, in glücklicher, den Be⸗ 
dürfniſſen des Lebens voll gerecht werdender Weiſe entſchieden, und 
zwar gegen das KG, in Überinſtimmung mit dem BayObLG. und 
Quaſſowski. Die JW. 1927, 1919 ausgeſprochene „Hoffnung“, 
Quaſſowski möge beim RG. Zuſtimmung finden, iſt alſo bereits 
Erfüllung geworden. 

Möchte immer der vom RG. in den Vordergrund 
geſtellte Satz Beachtung finden, daß bei „nicht un⸗ 
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des KG. dem Eigentümer die Möglichkeit eröffnen, ſein Grund⸗ 
ſtück zum Nachteil ſeiner Gläubiger mit einem ihnen auch 
im Falle der Eintragung einer Zwangshypothek vorgehenden 
Rechte zu belaſten. Dieſes Ergebnis, demgegenüber die Be⸗ 
ſchlagnahme des Grundſtücks nur in beſchränktem Umfange 
Schutz gewähren könnte, muß aber als unannehmbar be⸗ 
zeichnet werden. 
(Beſchl. v. 7. Juli 1927; B 14/27 V. — Berlin.) [Sch.] 


*. 816 AufwG. Durch die Anmeldung bei 
einer örtlich unzuſtändigen Aufwertungsſtelle 
wird die Friſt nicht gewahrt.] 

Das KG. hat gemäß § 28 FG. die Sache dem RG. 
zur Entſcheidung vorgelegt. Das KG. führt im weſentlichen 
folgendes aus. Die Entſcheidung über die weitere Beſchwerde 
hängt von der Beantwortung der Frage ab, ob die rechtzeitig 
bei der örtlich unzuſtändigen, aber verſpätet bei der zu⸗ 
ſtändigen Aufwertungsſtelle eingegangene Anmeldung als 
rechtswirkſam zu gelten habe oder nicht. Dieſe Streitfrage 
werde in den angeführten Entſch. des BayObLG. ſowie vom 
LG. Halle: JW. 1926, 1854, anſcheinend auch vom OLG. 
Dresden: AufwRſpr. 1, 250; JW. 1926, 2693 bejaht, da⸗ 
gegen verneint vom LG. III Berlin: IW. 1926, 872; 
Mügel Erg Bd. § 16 Anm. 1 (S. 270); Lehmann⸗Böſe⸗ 
beck 816 Anm. 1, 2; Emmerich S. 190, 192; Cam⸗ 
merer: BayNpfld. 1926, 55; Joſef: JW. 1927, 63 10 
Anm. Eine Mittelmeinung wolle die Anmeldung in ent⸗ 
ſprechender Anwendung der Grundſätze, die das RG. in der 
Entſch. RG. 71, 380 für den Fall der Erbſchaftsausſchlagung 
gegenüber einem örtlich unzuſtändigen Gericht aufgeſtellt hat, 
für wirkſam erachten, wenn die örtlich unzuſtändige Auf⸗ 
wertungsſtelle gerichtliche Handlungen i. S. des § 7 FGG. 
vorgenommen, alſo bereits Obliegenheiten der zuſtändigen 
Aufwertungsſtelle wahrgenommen habe (KG. 9. ZS. Aufw⸗ 
Rſpr. 1, 486; Nadler, Grundbuch- u. AufwFragen 2, 18; 
Quaſſowski 3, 198; Neukirch S. 258). Die Anmeldung 
ſei aber im vorliegenden Falle unwirkſam. Nach dem Wort⸗ 
laut des § 16 Abſ. 1 Satz 1 AufwG. habe die Anmeldung 
nicht bei irgendeiner, ſondern bei der beſtimmten im Art. 118 
DurchfVO. als örtlich zuſtändig bezeichneten Aufwertungs⸗ 
ſtelle zu erfolgen. Die Anmeldungspflicht des Gläubigers 
einer zurückbezahlten Hypothek ſei auf Antrag der Kom⸗ 
promißparteien in das Geſetz eingefügt worden, um die Durch⸗ 
führung der Aufwertung zu beſchleunigen und in abſehbarer 
Zeit wieder überſichtliche Grundbuchverhältniſſe zu ſchaffen 
(Bericht des 18. Ausſch. des RT. S. 18, Neukirch S. 256). 
Wie ſich aus der Faſſung des 8 16 Abſ. 1 Satz 1 (findet nur 
ſtatt) und der Überſchrift „Anmeldungszwang“ ergebe, ſei 
die Friſt als Ausſchlußfriſt anzuſehen. Weder die Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand gegen den Ablauf der Friſt 


zweideutigem Wortlaut“ des Geſetzes die „inneren 
Gründe“ maßgebend ſind, und daß unannehmbare Er⸗ 
gebniſſe nach Möglichkeit vermieden werden. 

II. Die Entſch. des RG. iſt klar und überzeugend: 

a) Die Unpfändbarkeit der Eigentümerbefugnis wird bejaht; 
dem kann man ſich anſchließen, wenn man, wie das RG. es tut, jede 
Vereitelung der Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück durch nach⸗ 
trägliche Ausnutzung der Befugnis unmöglich macht. 

b) Auch der rechtsgeſchäftliche Erwerber einer neu eingetragenen 
Grundſtücksbelaſtung wird vom NG. gegen die nachträgliche Aus⸗ 
beutung der Eigentümerbefugnis geſchützt. 

c) Iſt die Befugnis bereits ausgenützt, fo geht das auf Grund 
der Befugnis bereits entſtandene Recht eines Dritten ſpäteren Ein⸗ 
tragungen vor. 

d) Es wird aber in der Praxis ſtets zu prüfen 
ſein, ob das Recht des Dritten bereits endgültig er⸗ 
worben iſt, insbeſ. ob Valutierung erfolgt, bew. ob der 
Brief ausgehändigt iſt. Beſteht vorerſt nur eine Eigentümer⸗ 
grundſchuld, ſo können gegebenenfalls weitere Übertragungen wegen 
Glaubigerbenachteiligung angefochten werden, auch ſind einſtw. Ver» 
fügungen geboten, die weitere Rechtsänderungen hintanhalten. Hat 
der Eigentümer nur beantragt, die Eigentümerbefugnis zugunſten 
des Dritten auszunutzen, fo kommt m. E. der zwiſchenzeitlich wegen 
mangelnder Valutierung entſtandenen Eigentümergrundſchuld ein Bor» 
rang überhaupt nicht zu, da ein entſprechender Antrag nicht geſtellt iſt. 

RA. Dr. Hans Fritz Abraham, Berlin. 
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noch deren Verlängerung in den Fällen der SS 203, 204, 
206, 207 BGB. ſei im Geſetze zugelaſſen. Alle dieſe Er⸗ 
wägungen nötigten zu einer engen Auslegung des § 16 Abſ. 1 
Satz 1 des Geſ. Allerdings wolle das BayObLG. die Be⸗ 
ſtimmungen des Geſ., wenn irgend angängig, ſo auslegen, 
daß die Geltendmachung der dem Gläubiger verbliebenen 
Rechte nicht unnötig erſchwert oder gar vereitelt werde. 
Allein ſolche allgemeine Billigkeitserwägungen könnten gegen⸗ 
über dem poſitiven Inhalt des Geſetzes keine Beachtung fin⸗ 
den. Auch die Berufung auf Art. 124 DurchfVO., wonach 
die ſofortige Beſchwerde und die ſofortige weitere Beſchwerde 
zum Protokoll des Gerichtsſchreibers des zuſtändigen Gerichts 
oder eines AG. erklärt werden könne, ſei verfehlt. Denn 
dieſe Ausnahmevorſchrift laſſe eine rechtsähnliche Anwendung 
auf die Anordnung des 8 16 Abſ. 1 Satz 1 AufwG. nicht zu 
und rechtfertige eher ein arg. e contr. Nach 87 FF G., deſ⸗ 
fen Anwendbarkeit aus § 73 Aufw®. folge, ſeien gerichtliche 
Handlungen nicht aus dem Grunde unwirkſam, weil ſie ein 
örtlich unzuſtändiges Gericht vorgenommen habe. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift könne aber nicht auf Parteierklärungen, die gegenüber 
dem Gerichte abzugeben ſeien, ausgedehnt werden. Die Ent⸗ 
ſcheidung des RG. 71, 380 ſei im Schrifttum lebhaft be⸗ 
kämpft (Joſef: Gruch Beitr. 54, 588; Wolf: DIE. 1909, 
1488) und werde im RGRKomm. zu 8 1945 Anm. 2 als be⸗ 
denklich bezeichnet (vgl. auch RG. 71, 1041)). Ihr ſei nicht 
beizutreten, weil ſie zu einem nicht zu billigenden Ergebniſſe 
führe. Es ſei nicht annehmbar, daß eine unwirkſame An⸗ 
meldung unwirkſam bleibe, falls das unzuſtändige Gericht 
die Sache alsbald dem zuſtändigen Gericht übermittle, da⸗ 
gegen die Anmeldung wirkſam werde durch ein geſetzwidriges 
Verfahren des Gerichts, indem es ihm nicht zukommende Ver⸗ 
fügungen treffe. Die einzelne Aufwertungsſtelle ſolle die 
Zentralſtelle für alle das gleiche Grundſtück betreffenden Auf⸗ 
wertungsſachen ſein. Eine zuverläſſige Beſcheinigung der im 
Art. 126 Durchf Vo. vorgeſehenen Art könnte nur erteilt 
werden, wenn nicht zu befürchten ſei, daß noch nach Monaten 
wirkſame Anmeldungen überſandt würden, die bei einer un⸗ 
zuſtändigen Aufwerkungsſtelle eingegangen ſeien. Die er⸗ 
wähnten Beſcheinigungen könnten aber zu erheblichen wirt⸗ 
ſchaftlichen Maßnahmen der Beteiligten Anlaß geben. Die 
entſprechende Anwendung des 8 7 FGG. auf bei einer un⸗ 
zuſtändigen Aufwertungsſtelle eingegangene Anmeldungen 
würde die Rechtssicherheit gefährden. Andererſeits werde nicht 
verkannt, daß die vertretene Anſicht zu Härten und Unbillig⸗ 
keiten im einzelnen Falle führen könne. Solche Nachteile ſeien 
aber bei Verſäumung einer Ausſchlußfriſt unvermeidlich. Im 
übrigen wäre die die Gläubigerin vertretende ſtädtiſche Be⸗ 
hörde wohl imſtande geweſen, auf Grund der in ihren Hän⸗ 
den befindlichen Nachweiſe die richtige Aufwertungsſtelle recht⸗ 
zeitig feſtzuſtellen. Den zutreffenden Gründen des KG. ifl 
beizutreten. Zunächſt kann es nicht zweifelhaft ſein, daß nach 
8 16 AufwG®. in Verbindung mit den Art. 117, 118 Durchf⸗ 
VO. v. 29. Nov. 1925 nicht jede beliebige, ſondern die nach 
dieſen Vorſchriften berufene Aufwertungsſtelle für die Ent⸗ 
gegennahme der Anmeldung örtlich zuſtändig iſt. Die außer⸗ 
ordentliche Tragweite der Hypothekenaufwertung für den 
Grundſtückshandel und den Realkredit nötigt zu einer ſtrengen 
Auslegung der Grundſätze über den Anmeldungszwang. Durch 
822 Abſ. 2 AufwöG. iſt der öffentliche Glaube des Grund⸗ 
buchs ſeit dem 1. Juli 1925 bis auf weiteres zugunſten der 
Aufwertungsanſprüche ausgeſchaltet. Steht die Veräußerung 
oder Belaſtung eines Grundſtücks nach dem 1. Jan. 1926 in 
Frage, ſo ſind der Eigentümer und die Beteiligten darauf 
angewieſen, Erkundigungen über den Umfang der angemeldeten 
Rechte bei der zuſtändigen Aufwertungsſtelle einzuholen, und 
dieſe iſt auf Antrag verpflichtet, die im Art. 126 Durchf VO. 
vorgeſehenen Beſcheinigungen über die erfolgten Anmeldungen 
auszuſtellen. Ließe man alle Anmeldungen bei einer örtlich 
nicht zuſtändigen Aufwertungsſtelle als rechtswirkſam gelten, 
ſo würde die Zuverläſſigkeit der von der Aufwertungsſtelle 
über die eingelaufenen Anmeldungen zu erteilende Auskunft 
weſentlich beeinträchtigt werden. Die einzige vom Geſetze ge⸗ 
botene amtliche Grundlage, um während des Schwebens des 
Aufwertungsverfahrens die Hypothekenlaſt des einzelnen 
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Grundſtücks mit einiger Sicherheit berechnen zu können, würde 
damit erſchüttert werden. Dies Ergebnis iſt aber mit der 
von dem Geſetze durch den Anmeldungszwang erſtrebten mög⸗ 
lichſten Sicherung des Grundbuchverkehrs nicht vereinbar. 
Gegenüber den an die Rechtsſicherheit auf dem Gebiete des 
Liegenſchaftsrechts zu ſtellenden allgemeinen Anforderungen, 
müſſen die aus dem Geſetze nicht unmittelbar zu entnehmen⸗ 
den Billigkeitsgründe zurücktreten, welche im einzelnen Falle 
dem Hypothekengläubiger gegen den Verluſt feines Auf 
wertungsanſpruches an ſich zur Seite ſtehen möchten. Die 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen den Ablauf der 
Anmeldungsfriſt iſt nicht zugelaſſen, fo daß es der Gläubiger 
zu tragen hat, ſelbſt wenn er ohne eigene Schuld, z. B. durch 
ein Verſehen der Poſt, die rechtzeitige Anmeldung bei der 
zuſtändigen Aufwertungsſtelle verſäumt hat. Der hier ver⸗ 
tretenen Anſicht ſteht die Entſch. des RG. v. 15. Juli 1909 
(RG. 71, 380) nicht entgegen. Dieſe Entſch. knüpft an den 
erſten Halbſatz im 8 7 FGG. an, welcher vorſchreibt, daß ge⸗ 
richtliche Handlungen nicht aus dem Grunde unwirkſam ſind, 
weil ſie von einem örtlich unzuſtändigen Gerichte vorge⸗ 
nommen ſind. Es wird eine gegenüber einem örtlich unzu⸗ 
ſtändigen Nachlaßgerichte abgegebene Erklärung über die Aus⸗ 
ſchlagung einer Erbſchaft dann für wirkſam erklärt, wenn das 
Nachlaßgericht ſich für zuſtändig gehalten und tätig geworden 
iſt und dadurch dazu beigetragen hat, daß die rechtzeitige Aus⸗ 
ſchlagungserklärung bei dem zuſtändigen Nachlaßgerichte unter⸗ 
blieben ift. Eine dem angeführten §S 7 FGG. ähnliche Vor⸗ 
ſchrift findet ſich in der GBO. nicht (vgl. die beſchränkte Be⸗ 
ſtimmung im 8 10 daſelbſt), und es entſpricht auch der Natur 
der Sache, daß eine Eintragung im Grundbuche auf dem 
Blatte eines beſtimmten Grundſtücks nur dort erfolgen kann, 
wo das Grundbuch geführt wird. Nun finden zwar auf das 
Verfahren der Aufwertungsſtellen im allgemeinen die Vor⸗ 
ſchriften über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit ſinngemäße Anwendung. Allein die Vorſchriften des 
AufwG. über die Aufwertung der Hypotheken ſtehen, wie oben 
ausgeführt iſt, im engen Zuſammenhange mit dem Grund- 
buchrecht. Das tritt auch in dieſem Falle hervor, da gleich⸗ 
zeitig mit der Anmeldung zur Aufwertung die Eintragung 
eines Widerſpruchs im Grundbuche gegen die Löſchung der 
Hypotheken beantragt iſt. Aus dieſem Grunde paſſen die in 
der Entſch. RG. 71, 380 aufgeſtellten Rechtsſätze nicht auf 
den gegenwärtigen Fall. 
(Beſchl. v. 29. Juni 1927; VB 7/27.) 


** 4. 88 17, 67 AufwG. Ein vor dem 15. Juni 1922 
und nach dem 14. Febr. 1924, aber vor dem In⸗ 
krafttreten des AufwG. zwiſchen dem Schuldner 
und dem Zeſſionar abgeſchloſſener Vergleich i. S. 
des 867 Aufw G. ſchließt den im 8 17 daſ. dem 
Zedenten gegebenen Aufwertungsanſpruch aus, 
läßt ihn gar nicht zur Entſtehung kommen.] 7) 

(U. v. 11. Mai 1927; 345/26 V. — Berlin.) (Sch. 

Abgedr. JW. 1927, 1629. 


5. § 20 Ab ſ. 2 AufwG.; § 892 BGB. Die Be⸗ 
ſtimmung in 8 20 iſt im Fall des Eigentums⸗ 
wechſels eknſchränkend auszulegen; die Lö⸗ 
ſchungsbewilligung muß ſpäteſtens zur Zeit des 
Eingehens des Eintragungsantrages beim 
Grundbuchamt oder der nachträglichen Einigung 
vom Gläubiger erteilt ſein, ein obligatoriſcher 
Anſpruch auf Löſchung genügt nicht. J) 

(U. v. 28. Mai 1927; 532/26 V. — Berlin.) Sch.] 

Abgedr. JW. 1927, 1827. 


Zu 4. A. Anm. Abraham, abgedrucht daſelbſt. 

B. Dazu Koſterlitz, Mügel: JW. 1927, 1820, I u. II. 

Gegen dieſe Entſch. d. RG. wendet ſich RA. Dr. v. d. Trend, 
Berlin, in der DStZ. 1927, 747, insbeſ. wegen Verkennung der obli⸗ 
gatoriſchen Natur des Vergleichs. Seine zuſtimmenden Ausführungen 
IW. 1927, 1820, III beziehen ſich nicht auf obiges Urt., ſondern, wie 
SW. 1927, 1922 feſtgeſtellt und aus ihrem Inhalt erſichtlich, auf das 
Urt. JW. 1927, 1926: „Kein Schutz des öffentlichen Glaubens gegen 
den Aufwertungsanſpruch des Zedenten.“ D. S. 

Zu 5. Die klärende Entſch. des NG. über die „dona fides 
superveniens“ im Rahmen des § 20 Abſ. 2 AufwG. 

Der 14. 3 S. des KG. hat in dem Urt. v. 9. Nov. 1926 (DNot. 
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6. § 20 Abſ. 2 AufwG.; 8892 BGB. Erwerb 
im Mai 1924; der Hypothekengläubiger hat Juni 
1923 über „heutige Papiermark zum Nennbe⸗ 
trage“ quittiert. Kennt der Erwerber nur dieſe 
Quittung, dann iſt ihm Erkundigung über die 
ihr vorausgegangenen Vorgänge nicht anzu⸗ 
ſinnen.] 

Für die Kl. war auf dem jetzt der Bekl. gehörigen Grund⸗ 
ſtücke ſeit 1895 eine Tilgungshypothek von 800000 46 
eingetragen, die am 28. Juni 1923 noch in Höhe von 
648 593,30 % zu Recht beſtand. Die damalige Eigentümerin 
des Grundſtücks hatte die Hypothek im März 1922 gekündigt, 
worauf die Kl. ihr zwar die erbetene Aufſtellung über die 
Forderung erteilt, ſich aber gegen Zurückzahlung in bloßer 
Papiermark in ihren Schreiben vom 7. und 25. April 1923 
verwahrt hatte. Nachdem dann Ende Juni 1923 der Papier⸗ 
markbetrag der Hypothek gezahlt war, ſtellte die Kl. eine vom 
30. Juni datierte Urkunde aus, worin ſie — anſchließend an 
die Feſtſtellung, daß von den noch eingetragenen 740 751,50 % 
weitere 92 158,20 % durch Amortiſation getilgt ſeien — den 
Reſtbetrag von der Grundſtückseigentümerin „in heutiger Pa⸗ 
piermark zum Nennbetrage“ gezahlt erhalten zu haben be⸗ 
kannte und die Löſchung der Poſt im Grundbuche bewilligte. 
Dieſe Erklärung überſandte ſie der Eigentümerin mit einem 
Schreiben v. 7. Juli 1923, worin ſie hinzufügte, ſie erkläre 
ſich durch die in Papiermark geleiſtete Zahlung nicht für be⸗ 
friedigt, behalte ſich vielmehr alle ſich hieraus ergebenden 
Anſprüche vor. Nachdem alsdann die III. Steuer Not VO. er⸗ 
gangen war, machte ſie in einem Schreiben v. 17. März 1924 
ihren Aufwertungsanſpruch geltend. Die Hypothek wurde je⸗ 
doch auf den Antrag der damaligen Eigentümerin v. 14. April 
1924 am 25. April gelöſcht und das Grundſtück auf Grund 
notariellen Verkaufs v. 15. Mai am 2. Juni 1924 auf die 
Bekl. umgeſchrieben. Kl. hat die Eintragung eines Wider⸗ 
ſpruchs gegen die Löſchung der Hypothek erwirkt. Mit der 
vorl. Klage verfolgt ſie nunmehr den Anſpruch auf deren 
Wiedereintragung gegen die Bekl. Die Vorinſtanzen haben 
ihren Anträgen ſtattgegeben. Das BG. hat zutreffend an⸗ 
genommen, daß in dem nach 8 892 Abſ. II BGB. für die 
Kenntnis der Bekl. maßgebenden Zeitpunkt des Umſchrei⸗ 
bungsantrags das Grundbuch durch die auf Grund unzu⸗ 
länglicher Bewilligung erfolgte Löſchung der Hypothek der 
Kl. unrichtig geworden war. Zu der ſich daraus ergebenden 
weiteren Frage, ob dieſe Unrichtigkeit der Bekl. bekannt 
geweſen ſei, hat es wie folgt Stellung genommen: Ihrer 
eigenen Darſtellung nach habe ſich die Bekl. lediglich in der 
Hinſicht in einem Irrtume befunden, als ſie erſtens die 
Löſchungsbewilligung als vorbehaltlos aufgefaßt, zweitens für 
den Fall aber, daß darin ein Vorbehalt erblickt werden könne, 
dieſen höchſtens auf die perſönl. Forderung bezogen haben 
wolle. Es komme alſo nur ein Irrtum in der Auslegung der 
Löſchungsbewilligung in Betracht. Auch das ſei ein Rechts⸗ 
irrtum, kein bloßer Tatſachenirrtum. An ſich genüge nun auch 
Rechtsirrtum, um die Kenntnis von der Unrichtigkeit des 
Grundbuchs auszuſchließen. Gleichwohl dürfe die Entſch. nicht 
allein darauf abgeſtellt werden, ob die Bekl. mit Sicherheit 


1927, 160) den Grundſatz aufgeſtellt, daß es zur Anwendung des 
9 20 Abſ. 2 AufivG. genüge, wenn die Erteilung der Löſchungspapiere 
zwar nach dem in § 892 Abſ. 2 BGB. beſtimmten Zeitpunkt, alſo 
nach Eingang des Antrags auf Eintragung der Auflaſſung beim 
Grundbuchamt, jedoch vor Eintragung der Auflaffung erjolgt ſei. Die 
gleiche Auffaſſung hat der 16. ZS. des NG, in dem Urt. v. 15. Dez. 
1926 (DNotV. 1927, 162) vertreten für den Fall, daß zwiſchen der 
Stellung des Eintragungsantrags und der Erteilung nicht nur die 
Erteilung der Löſchungsunterlagen, ſondern die Löſchung der Hypo⸗ 
thek ſelbſt erfolgt iſt, es ſich ſomit nicht um die Anwendung des 
Abſ. 2, ſondern des Abſ. 1 von § 20 Aufiv®. handelt. Gegenüber 
dieſen beiden Entſch. erhob ſich lebhafter Widerſpruch (vgl. insbeſ. 
Nadler S. 229; Abraham: JW. 192,838, 953). Das RG. lehnt 
nunmehr in der vorſtehenden Entſch. die Auffaſſung des 14. 3S. des 
KG. ausdrücklich und mit überzeugender Begründung ab, wenigſtens 
ſoweit es ſich um die Anwendung der Spezialvorſchrift des 8 20 
A bſ. 2 AufwG. mit ihrer Bezugnahme auf 8892 A b ſ. 2 BGB. 
handelt. Gutgläubiger Erwerb gem. 8 20 A b ſ. 2 Aufwß. kommt alſo 
nur in Betracht, wenn die Löſchungsunterlagen zur Zeit der Stellung 
des Eintragungsantrags erteilt waren. Der Schutz des 820 Abſ. 2 
AufwG. verſagt dagegen, wenn die Löſchungsunterlagen nach dem 
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erkannt habe, daß die Löſchungsbewilligung einen ſich auf die 
Hypothek erſtreckenden Vorbehalt enthielt. Unter Umſtänden 
ſei vielmehr der Erwerber auch beim Fehlen ſicherer Kenntnis 
von der Unrichtigkeit des Grundbuchs einem die Unrichtig⸗ 
keit Kennenden gleichzuachten. Nicht jeder Behauptung des 
Erwerbers, daß er ſich in einem Rechtsirrtume befunden habe, 
müſſe geglaubt, die Glaubwürdigkeit ſolcher Behauptung viel⸗ 
mehr vom Gericht ſorgfältig geprüft werden. Darüber hinaus 
ſei aber einem Wiſſenden grundſätzlich gleichzuachten, wer in⸗ 
ſoſern argliſtig gehandelt habe, als ihn das Bewußtſein 
ſeiner Unkenntnis und der naheliegenden Gefahr, durch ſein 
Verhalten einem anderen Nachteile zuzufügen, von dem Tun 
hätte abhalten müſſen. Es ſei ein allgemeiner Rechtsgedanke, 
daß argliſtigem Verhalten der Schutz verſagt werden 
müſſe, indem man es, trotz des Mangels ſicherer Kenntnis, 
einem vorſätzl. oder wiſſentl. gleichftelle. Wenn man von dieſen 
Geſichtspunkten aus die Sachlage prüfe, ſo laſſe ſich zwar eine 
ſichere Kenntnis der Bekl. vom Fortbeſtehen der Hypothek 
trotz Löſchung nicht feſtſtellen. Sichere Erkenntis eines ding⸗ 
lich wirkenden Vorbehalts laſſe ſich ſchon deshalb nicht an⸗ 
nehmen, weil die Rſpr. damals zu dem exit durch die 
III. Steuer NotV O. zu rechtlicher Bedeutung erhobenen, in 
mancher Hinſicht wenig glücklichen und unklaren Rechts⸗ 
gebilde des Vorbehalts noch keine klare Stellung genommen 
hätte. Immerhin ſei aber ſchon damals damit zu rechnen ge⸗ 
weſen, daß der Begriff des Vorbehalts ziemlich weit aufgefaßt 
werden würde. Deſſen ſei ſich auch die ſicherlich rechtskundig 
beratene Bekl. offenbar bewußt geweſen. Sie habe ſich auch 
nicht im Zweifel darüber befinden können, daß die Kl., zu⸗ 
mal dieſe eine Hypothekenbank ſei, mit allen Mitteln die Auf⸗ 
faſſung verfechten werde, daß ſie einen auch die Hypothek um⸗ 
faſſenden Vorbehalt gemacht habe. Aus der unangefochtenen 
Löſchung der Hypothek habe ſie gegenteilige Schlüſſe nicht 
ziehen dürfen, weil dieſe Löſchung erſt wenige Tage vor der 
not. Beurkundung des Kaufvertrags erfolgt, und weil ihr, 
der Bekl., außerdem kurz vor Vertragsſchluß mitgeteilt ſei, 
daß die Kl. noch Anſprüche aus der Hypothek ſtelle. Ein 
Zweifel habe daher für die Bekl. nur in der Richtung ob⸗ 
walten können, ob das Gericht die Löſchungsbewilligung als 
eine ſolche mit Vorbehalt, der ſich auch auf die Hypothek 
erſtrecke, auffaſſen würde. Daß mindeſtens Zweifel beſtanden 
hätten, habe die Beweisaufnahme ergeben. Die Bekl. wolle 
allerdings Zweifel nur in betreff etwaiger perſönl. Auf⸗ 
wertungsanſprüche der Kl. zugeſtehen, während man dingl. 
für ausgeſchloſſen erachtet habe. Das ſei aber völlig unglaub⸗ 
haft. Demzufolge ſei ſich die Bekl. ohne Zweifel bewußt ge⸗ 
weſen, daß auch noch dingl. Aufwertungsanſprüche der Kl. 
drohten, deren künftige Beurteilung im Rechtsſtreit nicht 
abzuſehen geweſen ſei. Unter ſolchen Umſtänden habe es nahe⸗ 
gelegen und ſei es auch ſittliche Pflicht der Beteiligten ge⸗ 
weſen, vor dem Kaufabſchluß mit der Kl. Fühlung zu neh⸗ 
men und ſich mit ihr über ihre recht erhebl. Anſprüche zu 
verſtändigen. Dies habe man aber unterlaſſen in dem Be⸗ 
wußtſein, daß infolge der Vorſchriften über den öffentl. 
Glauben des Grundbuchs ein Eigentumswechſel die Geltend⸗ 
machung der dingl. Aufwertung zum mindeſten erſchweren, 


Eingange des Eintragungsantrages bei dem Grundbuchamt, ſei es auch 
vor der Eintragung, erteilt ſind. Keine Stellung nimmt das RG. 
zu der vom 16. 3 S. des KG. erörterten Frage, wie zu entſcheiden 
tft, wenn es ſich nicht um den Spezialfall des 8 20 A b ſ. 2 AufwöG. 
mit ſeiner Bezugnahme auf 5892 Ab. 2 BGB., ſondern um 8 20 
Abf. 1 Aufiv®. und den dadurch in das AufwG. einbezogenen 8 892 
Abſ. 1 und 2 BGB. handelt, wenn alſo zwiſchen Eintragungs⸗ 
antrag und Eintragung die Löſchung der Hypothek erfolgt iſt. Hier 
bedarf es noch der Klärung durch höchſtrichterlichen Spruch, da die 
frühere Rſpr. des RG. zu § 892 BGB. in dieſer normalerweiſe nur 
ſelten praktiſch werdenden Frage dürftig und widerſpruchsvoll iſt 
(RG. 74, 420 — JW. 1911, 216; 89, 161; 86, 355). 

Die Ausführungen des RG. darüber, wann eine Löſchungs⸗ 
bewilligung „erteilt“ i. S. des 8 20 Abf. 2 AufivG. iſt, entſprechen 
der herrſchenden Lehre. Danach genügt weder ein obligatoriſcher An⸗ 
ſpruch auf Löſchung, noch die Ausſtellung und Beglaubigung der 
Löſchungsbewilligung, ſondern die Löſchungsunterlagen müſſen dem 
Eigentümer oder ſeinem Vertreter oder dem Grundbuchamt von dem 
Gläubiger ausgehändigt fein (vgl. neben den Zit. des RG., KG.: 
JW. 1927, 460; JurR. 1926 Nr. 2343; JW. 1926, 2699; Nadler 
S. 266). RA. Dr. Ernſt Boeſebech, Frankfurt a. M. 
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wenn nicht ganz ausſchließen würde. Ein ſolches Verhalten 
aber ſei argliſtig und habe zur Folge, daß die Bekl. ſich 
auf ihre Unkenntnis hinſichtl. der Unrichtigkeit des Grund⸗ 
buchs nicht berufen dürfe, ſondern ſo zu behandeln ſei, als ob 
fie dieſe gekannt habe. Zu dem gleichen Ergebniſſe gelange 
man auch bei rechtsähnlicher Anwendung eines den Vor⸗ 
ſchriften über die Gläubigeranfechtung zugrunde liegenden 
Rechtsgedankens, wie fie § 22 Abſ. III AufwG. nahelege. 
Wenn nach dieſer Beſtimmung Verfügungen ſchon für anfecht⸗ 
bar erachtet würden, die aus Anlaß einer bevorſtehenden 
Geſetzesänderung in Benachteiligungsabſicht getroffen ſeien, 
fo müſſe dies in weit höherem Maße gelten, wenn ſolche Ver⸗ 
fügungen in der dem anderen Teile bekannten Abſicht vor⸗ 
genommen würden, ſchon nach dem geltenden Recht 
drohende Anſprüche zu vereiteln. Zutreffend iſt es, wenn die 
Rev. ausführt, daß ſich eine rechtsähnl. Anwendung der durch 
beſtimmte Friſten zeitlich eng begrenzten und dadurch zu⸗ 
gleich als Sondervorſchrift gekennzeichneten Beſtimmung des 
822 Abf. III AufwG. rechtsgrundſätzlich verbietet. Wenn im 
§ 22 Abf. III der beſonderen erleichterten Anfechtung nach 
dieſer Vorſchrift nur ſeit dem 1. Jan. 1925 vorgenommene 
Verfügungen des Eigentümers unterworfen ſind, ſo iſt es, 
weil dem erkennbaren Willen des Geſ. zuwiderlaufend, aus⸗ 
geſchloſſen, im Wege rechtsähnl. Anwendung in den Kreis 
der anfechtbaren Verfügungen auch zeitlich weiter zurück⸗ 
liegende Vorgänge einzubeziehen. Daß es ſich in dem Falle 
der unmittelbaren Anwendbarkeit des Geſ. um eine gegen ein 
erſt erwartetes Geſetz ſich richtende Vereitelungsabſicht, hier 
dagegen um eine Benachteiligungsabſicht handelt, die ein 
ſchon geltendes Recht von der Anwendbarkeit ausſchließen will, 
reicht um ſo weniger aus, das Hindernis zu überwinden, das 
die zeitl. Schranke des § 22 Abſ. III Aufwch. bildet, als das 
dem AufwG. voraufgehende Recht der III. Steuer Not VO. 
eine entſpr. Anfechtungsmöglichkeit nicht gewährt hatte. Aber 
auch der Begründung, auf die das BG. in erſter Linie ſeine 
Anerkennung des Klaganſpruchs auf Wiedereintragung der 
Hypothek ſtützt, kann, ſo wie ſie vorliegt, nicht beigepflichtet 
werden. In rechtl. Beziehung geht das BG. zutreffend davon 
aus, daß der gute Glaube i. S. des § 892 BGB., d. h. auf 
den vorliegenden Fall angewendet, die Nichtkenntnis der Bell. 
als Grundſtückserwerberin von dem Fortbeſtehen der Hypothek 
grundſätzlich nicht ſchon dadurch ausgeſchloſſen werde, daß dieſe 
Nichtkenntnis auf Rechtsirrtum beruhte. Rechtl. Irren dem 
Kennen ſchlechthin gleichzuſtellen, hat die Rſpr. (im Anſchluß 
an die Abſchwächung der vom I. Entw. des BOB. beabſicht. 
Regelung durch die 2. Komm., vgl. Gruch. 50, 985 ff.) mit 
Recht abgelehnt. Tatſächlich aber beurteilt das BG., aus⸗ 
gehend davon, daß der Bekl. außer der Löſchung im Grund⸗ 
buch auch der Inhalt der Löſchungsurkunde v. 30. Juni 1923 
(ſonſt jedoch weder der ältere Schriftwechſel noch das Be⸗ 
gleitſchreiben v. 7. Juli 1923) bekauntgeweſen ſei, die Sach⸗ 
lage dahin, daß ſich eine ſichere Kenntnis der Bekl. von der 
Unrichtigkeit des Grundbuchs nicht feſtſtellen laſſe, was zu⸗ 
gunſten der Bekl. mit dem damaligen Stande der Rſpr. über 
das neue Rechtsgebilde des Vorbehalts noch beſonders be⸗ 
gründet wird. Es erachtet aber andrerſeits auch die Über⸗ 
zeugung der Bekl. von dem Nichtfortbeſtehen der gelöſchten 
Hypothek keineswegs für gegeben, zieht vielmehr aus den be⸗ 
ſonderen Umſtänden des Falles, insbeſondere der Perſönlich⸗ 
keit der Bekl. als rechtskundig beratener At. und wiederum 
der Kl. als einer Hypothekenbank, die Folgerung, daß die 
Bekl. die Rechtslage als in hohem Maße zweifelhaft erkannt 
und mit drohenden dingl. Aufwertungsanſprüchen der Kl. 
gerechnet habe. Bei ſolcher Geſtaltung der Dinge aber er⸗ 
achtet es das BG. als naheliegend und auch als ſittl. Pflicht 
der Bekl., vor dem Kaufabſchluſſe ſich mit der Kl. über deren 
echt erhebliche Anſprüche zu verſtändigen“. Habe ſie dies 
abſichtlich unterlaſſen, um durch den Eigentumswechſel die 
Rechtslage der Kl. ſogar zu erſchweren, ſo folge aus ihrer 
damit betätigten Argliſt, daß ſie mit ihrer Berufung auf 
Gutgläubigkeit nicht gehört, vielmehr fo behandelt werden 
müſſe, als ob fie die Unrichtigkeit des Grundbuchs gekannt 
habe. Die tatſächl. Feſtſtellungen des BG. laſſen ſich hier⸗ 
nach dahin zuſammenfaſſen, daß die Bekl. in betreff des 
Jortbeſtehens der kl. Hypothek zwar nicht pofitid ſchlecht⸗ 
gläubig, aber auch keineswegs poſitiv gutgläubig, vielmehr 
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in erhebl. Zweifel geweſen ſei und mit dingl. Aufwertungs⸗ 
anſprüchen der Kl., auch mit deren Erſchwerung durch den 
Eigentumswechſel gerechnet habe. Wenn es nun daraus zwar 
nicht eine rechtl., aber eine ſittl. Pflicht der Bekl. entnimmt, 
ſich vor dem Kaufe des Grundſtücks mit der Kl. über deren 
Anſprüche zu verſtändigen, ſo liegt darin eine rechts⸗ 
irrtüml. Überſpannung deſſen, was dem Käufer eines Grund⸗ 
ſtücks, der ein unbelaſtetes Grundbuchblatt vor ſich hat, ſelbſt 
in den Zeiten der durch den Verfall der deutſchen Währung 
hervorgerufenen Rechtsunſicherheit zugemutet werden durfte. 
Was es unter der „Verſtändigung“ verſteht, ſagt das BG. 
näher nicht. Der Rev. wird aber nicht widerſprochen werden 
können, wenn fie in dieſer Verſtändigungspflicht nichts an⸗ 
deres als die Verpflichtung zu mehr oder minder weitgehen⸗ 
der, erklärter Anerkennung der gegneriſchen Anſprüche er⸗ 
blicken will. Zweifelhafte Anſprüche eines im Grundbuche 
nicht mehr eingetragenen Hypothekengläubigers vor dem Er⸗ 
werbe des Grundſtücks in der oder jener Weiſe anzuerkennen, 
kann aber niemand für verpflichtet erachtet werden. Auch das 
Bewußtſein der Möglichkeit, einem anderen durch den Er⸗ 
werb des Grundſtücks Rechtsnachteile zuzufügen, genügt, wie 
Boeſebeck in ſeiner Fußnote zum Abdruck der angefochtenen 
Entſch. in der JW. 1926, 2215 zutreffend ausführt, für ſich 
allein nicht, um den öffentl. Glauben des Grundbuchs unter 
dem Geſichtspunkt, daß Berufung darauf argliſtig ſei, außer 
Wirkſamkeit zu ſetzen; denn die Rechtsordnung verbietet es 
grundſätzlich nicht, Maßnahmen zum eigenen Vorteile zu 
treffen, auf die Gefahr hin, daß andere dadurch Nachteile er⸗ 
leiden. Erſt wenn dieſes, vom Falle des $ 226 BGB. ab⸗ 
geſehen, in einer Weiſe geſchieht, die gegen die guten Sitten 
verſtößt, erwächſt daraus die Schadenserſatzpflicht gem. § 826 
BGB., die auch im Wege der Gegeneinrede gegen die Be⸗ 
rufung auf den öffentl. Glauben des Grundbuchs geltend ge⸗ 
macht werden kann (RGR Komm.“ § 826 Anm. 6). Dem Er⸗ 
gebniſſe, zu dem der BR. gelangt iſt, würde hiernach nur 
zugeſtimmt werden können, wenn von ihm entweder das Vor⸗ 
liegen eines erhebl., d. h. in den Tatſachen Rechtfertigung 
findenden Rechtsirrtums verneint oder aber zu Laſten der 
Bekl. eine bewußte Benutzung beſtehender ſubjektiver Rechts⸗ 
unſicherheit ſolcher Art feſtgeſtellt worden wäre, daß in der 
von ihr vorſätzlich herbeigeführten Schädigung der Kl. eine 
Verletzung der guten Sitten erblickt werden müßte. Nach bei⸗ 
den Richtungen reichen aber die bisherigen, zum Teile wider⸗ 
ſpruchsvollen Ausführungen des BG. zur Begründung ſeiner 
Entſch. nicht aus. Eine weſentlich andere Beurteilung des 
Verhaltens der Bekl. könnte ſich dagegen als rechtlich be⸗ 
gründet erweiſen, wenn weitere Erhebungen ihre Kennt⸗ 
nis des Briefwechſels vom April und Mai 1923 zwiſchen 
der Kl. und der früheren Eigentümerin, ſowie namentlich 
des Begleitſchreibens v. 7. Juli 1923, womit die Kl. der 
Voreigentümerin die Löſchungsurkunde überſandte, klarſtellen 
würden. Es erſcheint nicht ausgeſchloſſen, daß ſich damit zu⸗ 
gleich Anhalt für die Feſtſtellung ihres Bewußtſeins davon 
ergäbe, daß dem Grundbuchamt in betreff der ausgeſprochenen 
Vorbehalte der Kl. mit der Löſchungsurkunde nur ein ſehr 
unvollſtändiger Tatbeſtand unterbreitet war. Für die Be⸗ 
urteilung der Frage, ob die Bekl. in dem nach 8 892 Abſ. II 
BGB. maßgebenden Zeitpunkt in einem ſie ſchützenden Rechts⸗ 
irrtum befand, würde ſich daraus ſowohl in Anſehung deſſen, 
was ſie bis zur Löſchung der Hypothek erfahren hatte, wie 
in Anſehung der Beeinfluſſung ihrer Erkenntnis der Rechts⸗ 
lage durch die Löſchung eine durchaus veränderte tatſächl. 
Grundlage ergeben. Daneben wird das BG. die Sachlage 
unter dem Geſichtspunkte des 8826 BGB. zu würdigen 
haben. Auch in dieſer Beziehung könnte die erwähnte weitere 
tatſächl. Aufklärung erheblich ſein. Denn eine gegen die 
guten Sitten verſtoßende vorſätzl. Schädigung der Kl., welche 
die Berufung auf den öffentl. Glauben des Grundbuchs 
ſchlagen würde, könnte namentlich dann für vorliegend er⸗ 
achtet werden, wenn ſich feſtſtellen ließe, daß die Bekl. in 
voller Kenntnis der Erklärungen der Kl., ſei es auch immer 
noch in rechtl. Zweifel über das Fortbeſtehen der Hypothek, 
die Löſchung durch ein, wie ſie wußte, mangelhaft unter⸗ 
richtetes Grundbuchamt abgewartet oder ſogar befördert hätte, 
ehe ſie zum Erwerbe des Grundſtücks ſchritt, um ſich dem⸗ 
nächſt unter bewußter Nichtklärung ihrer Zweifel auf die 
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Löſchung zu berufen. Mit ſeiner bisherigen Begründung 
konnte dagegen das BU. nicht aufrechterhalten werden. 
(U. v. 1. Juni 1927; 392/26 V. — Berlin.) [Sch.] 


7. 8 20 Abſ. 2 AufwG. Auf das Vorliegen 
der Löſchungsbewilligung im Zeitpunkt der Ein⸗ 
tragung kann ſich der Erwerber nicht berufen, 
wenn die Löſchung bei Inkrafttreten des Aufw G. 
(14. Juli 1925) noch nicht erfolgt war.] 

Für die Kl., eine Hypothekenbank, ſteht ſeit Vorkriegs⸗ 
zeiten eine Hypothek von 86 000 % eingetragen. Der frühere 
Eigentümer E. verglich ſich mit der Kl. in dem ſog. Rück⸗ 
wirkungszeitraume dahin, daß gegen Zahlung von 840 GM. 
die Kl. die Löſchung der Hypothek bewilligte. E. verkaufte 
am 27. Nov. 1923 das Grundſtück an die Bekl., welcher bei 
der Auflaſſung und der Stellung des Eintragungsantrages 
die Löſchungsbewilligung bekannt war. Im Grundbuche wurde 
aber die Löſchung nicht bewirkt. Die Kl. begehrt die Feſt⸗ 
ſtellung, daß der Bekl. die Vorſchriften über den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs nicht zur Seite ſtehen und die näher 
bezeichnete Hypothek demnach aufzuwerten ſei. Die Bekl. be⸗ 
ruft ſich auf § 20 Abſ. 2 AufwG. Alle Inſtanzen haben der 
Klage ſtattgegeben. Eingetragene Hypotheken ſind grundſätz⸗ 
lich aufzuwerten (8 4 Aufw G.). Selbſt die Zurückzahlung der 
Hypotheken innerhalb der Rückwirkungszeit ſteht nach § 15 
AufwG., ſoweit nicht die dort vorgeſehenen Billigkeitsgründe 
zutreffen, der Aufwertung nicht entgegen, auch wenn der Gläu⸗ 
biger ſeine Rechte nicht vorbehalten hat. Hierbei iſt kein 
Unterſchied gemacht, ob der Gläubiger bei Annahme der Lei⸗ 
ſtung eine löſchungsfähige Quittung ausgeſtellt hat, oder nicht. 
Der Zuſammenhang dieſer Regelung der Aufwertung be⸗ 
ſtehender Hypotheken auch im Falle der Zurückzahlung mit 
den Vorſchriften des § 20 legt ſchon den Gedanken nahe, daß 
eine andere Beurteilung nur bei ſolchen Hypotheken Platz 
greifen ſoll, welche beim Inkrafttreten des AufwG. nicht nur 
zurückgezahlt, ſondern auch erloſchen waren. Dieſer Gedanke 
findet im § 20, wenn man ihn im Zuſammenhange lieſt, einen 
deutlichen Ausdruck. Nicht nur in der üÜberſchrift, die allein 
keine ausſchlaggebende Bedeutung hat, ſondern namentlich im 
Eingange des $ 20 iſt von gelöſchten Hypotheken die Rede. 
§ 20 Abſ. 1 lautet, ſoweit er hier in Betracht kommt: „Iſt 
die Hypothek im Grundbuche bereits gelöſcht, ſo findet ihre 
Wiedereintragung in Höhe der Aufwerkung mit dem ſich aus 
8 6 ergebenden Range ſtatt, ſoweit nicht die Vorſchriften über 
den öffentlichen Glauben des Grundbuchs ... entgegenſtehen.“ 
Wenn darauf im Abſ. 2 die Vorſchriften des BOB. über den 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs eine gewiſſe Erweiterung 
erfahren, ſo kann dies nur gelten, ſofern dieſe Vorſchriften 
überhaupt Anwendung finden ſollen, nämlich wenn die Wieder⸗ 
eintragung gelöſchter Hypotheken in Frage ſteht. Hätte der 
Geſetzgeber die ſich aus dem Wortlaut und der Anordnung 
der Beſtimmungen im 8§ 20 ergebende Beziehung zwiſchen 
Abſ. 2 und Abſ. 1 nicht gewollt, ſo wäre ein deutlicher Aus⸗ 
druck ſeines gegenteiligen Willens erforderlich geweſen. Aber 
auch wenn man den Wortlaut und Sinn des 8 20 Abſ. 2 
AufwG. für ſich allein betrachtet, rechtfertigt er nicht die von 
der Rev. gewünſchte weite Auslegung. Es iſt hier nicht ſchlecht⸗ 
hin beſtimmt, daß die Löſchungsbewilligung der wirklichen 
Löſchung rechtlich gleichſtehe. Sondern die Löſchungsurkunden 
ſollen nur in Betracht kommen, wenn fie in dem im $ 892 
Abſ. 2 BGB. beſtimmten Zeitpunkte bereits erteilt waren oder 
gleichzeitig erteilt wurden. Der Gedanke iſt alſo der, daß es 
lediglich für die Kenntnis des Rechtserwerbers in einem be⸗ 
ſtimmten Zeitpunkte auf die Löſchungsurkunden, im übrigen 
aber auf die wirkliche Löſchung ankommen ſoll, welche nach 
8 892 BGB. an ſich allein entſcheiden würde. Der Erwägung 
des OLG., daß eine endgültige Regelwidrigkeit gegenüber den 
Vorſchriften des BGB. über den öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs nicht, ſondern vielmehr eine baldige Herſtellung 
des Einklanges zwiſchen dem Grundbuch und der durch § 20 
Abſ. 2 AufwG. geſchaffenen Rechtslage als vom Geſetzgeber 
gewollt anzunehmen ſei, iſt zuzuſtimmen. Allerdings fehlt 
es an einer ausdrücklichen Beſtimmung, bis wann die vor⸗ 
ausgeſetzte Löſchung bewirkt ſein muß. Als äußerſter Zeit⸗ 
punkt für die Löſchung ergibt ſich der 14. Juli 1925. Denn 
mit dem am folgenden Tage verordneten Inkrafttreten des 
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AufwG. iſt die ſachliche Aufwertung der eingetragenen Hypo⸗ 
theken nach Maßgabe der einſchlägigen Beſtimmungen rechts⸗ 
wirkſam geworden. Für die engere Auslegung ſpricht weiter 
der § 16 Abſ. 3 AufwG. Dort iſt beſtimmt, daß der Eigen⸗ 
tümer, wenn die Hypothek noch nicht gelöſcht iſt, die Ein⸗ 
tragung eines Widerſpruchs im Grundbuche auf Grund der 
Behauptung beantragen kann, daß nach 8$ 14, 15 eine Auf⸗ 
wertung nicht ſtattfinde. Wäre die Vorſchrift des § 20 Abſ. 2 
auch auf nicht gelöſchte Hypotheken zu beziehen, ſo hätte es 
nahe gelegen, dem Grundſtückserwerber das Recht zu ver⸗ 
leihen, die Eintragung eines Widerſpruchs im Grundbuche 
herbeizuführen, um ſich gegen Aufwertungsanſprüche und die 
etwa noch mögliche Abtretung einer Buchhypothek zu ſchützen. 
Gleichwohl iſt §S 20 Abſ. 2 AufwG. im $ 16 Ab. 3 nicht an⸗ 
gezogen. Nicht gelöſchte Hypotheken find im $ 21 Aufw®. be⸗ 
handelt. Namentlich iſt aber die Entſtehungsgeſchichte des 8 20 
i. S. der engen Auslegung zu verwerten. § 11 Abſ. 4 der 
Regierungsvorlage enthielt die Vorſchrift des § 20 Abſ. 1 
AufwG. ohne die Regelung über das Erlöſchen von Rechten 
im Falle des Zuſchlages bei der Zwangsverſteigerung. In 
der Begründung hierzu heißt es unter anderem: Die Ein⸗ 
tragung der Aufwertung ſoll regelmäßig an der Rangſtelle 
des alten Rechts erfolgen. Eine Ausnahme iſt nur zugunſten 
derjenigen gemacht, die im Vertrauen auf die Richtigkeit des 
Grundbuchs nach der Löſchung Rechte an dem belaſteten 
Grundſtücke erworben haben. Dem wurde in dem Aufwertungs⸗ 
ausſchuſſe des Reichstags zugeſtimmt und von den Kom⸗ 
promißparteien die ſpäter in $ 20 Abſ. 2 aufgenommene Aus⸗ 
dehnung des Schutzes des gutgläubigen Erwerbers gegen 
das Wiederaufleben gelöſchter Rechte auf den⸗ 
jenigen verlangt, der nicht auf Grund des bereinigten Grund⸗ 
buchs, ſondern im Vertrauen auf vorgelegte Löſchungspapiere 
das Eigentum erlangt oder eine Hypothek erworben habe. In 
der weiteren Begründung des Kommiſſionsberichts iſt, wie 
das OLG. zutreffend hervorhebt, von der im Anſchluß an 
die Löſchungsbewilligung alsbald zu bewirkenden Löſchung die 
Rede. Hiernach haben die geſetzgebenden Faktoren von vorn⸗ 
herein die Grundſätze über den öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs nur für anwendbar gehalten, wenn die Hypothek 
zur Zeit des Inkrafttretens des Auw®. gelöſcht war. Hieran 
iſt in der Kommiſſionsberatung bei Schaffung der ſpäter im 
820 Abſ. 2 des Gel. aufgenommenen Beſtimmung feſtgehalten. 
Man hat ſich die Löſchungsurkunden nur als Vorläufer und 
Grundlage der nachfolgenden Eintragung der Löſchung im 
Grundbuche und im Zuſammenhange mit dieſer vorgeſtellt. 
Wie oben bereits gezeigt iſt, hat der hieraus zu entnehmende 
Wille des Geſetzgebers i. d. Faſſ. des § 20 beſonders in dem 
Verhältniſſe der beiden Abſätze zueinander einen deutlichen 
Ausdruck gefunden. Auf dem hier vertretenen Standpunkte 
ſteht die ſtändige Rſpr. des KG. (JW. 1926, 1815; 1927, 
4604; JurR. 1926 Nr. 1413 und 1546; DR. 1927 Nr. 474; 
ferner OLG. Dresden Ring 1926, 219; OLG. Frankfurt a. M. 
JW. 1926, 2708). Im weſentlichen in demſelben Sinne 
haben ſich ausgeſprochen: Mügel, AufwG. 308; Quaſ⸗ 
ſowski 4. Aufl. 247; Nadler 3. Aufl. 227; Michaelis 
99; Neukirch 297. A. M. Hagelberg: Feſtſchr. f. Heinitz 
172, dem Schweitzer: Grundeigentum 1926, 546 zuſtimmt. 
(U. v. 25. Juni 1927; 493/26 V. — Frankfurt i 
ch. 


8. § 22 Ab ſ. 2 AufwG. Der die Berufung auf 
den öffentlichen Glauben des Grundbuchs ge⸗ 
ſtattende Rechtserwerb muß am 1. Juli 1925 be⸗ 
reits vollendet oder wenigſtens unwiderruflich 
i. S. von 8 892 A bſ. 2 BGB. vorbereitet fein. Die 
Vormerkung iſt kein Recht am Grundſtück; für fie 
gilt 822 Abſ. 2 weder unmittelbar noch vermöge 
einer Rückbeziehung des Erwerbs auf den Zeit⸗ 
punkt der Vormerkungeintragung, geſchweige 
denn auf den des Eintragungsantrags; auch der 
Beſitz der Auflaſſungsvolkmacht iſt ohne Be— 
deutung.] 7) 

(U. v. 1. Juni 1927; 482/26 V. — Berlin.) [Sch.] 

Abgedr. JW. 1927, 1828. 


Zu 8. A. Die Entſch. behandelt nicht die Frage, ob der Vormer⸗ 
kung allgemein der öffentl. Glaube des Grundbuchs zuftatten kommt, 
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9. 88 62, 63, 9ff., 31ff. Auf w G.; 88 401, 793, 
1187, 1189 BG B. Die Aufwertung von Handſchein⸗ 
darlehen von AktG. richtet ſich nach den allge- 
meinen Vorſchriften. Dabei iſt eher an einen Ver⸗ 
gleich mit Induſtrieobligationen als mit einer 
Hypothekforderung zu denken. Der Aufwertungs⸗ 
ſatz muß den Fortbeſtand der Akt G. geſtatten. 7) 

(u. v. 25. Mai 1927; 2/27 IV. — Düſſeldorf.) 


Abgedr. JW. 1927, 1830. 


10. 833 AufwGG. Auf den Namen lautende, 
nicht durch Indoſſament übertragbare Hand⸗ 
darlehnsſcheine induſtrieller Unternehmungen 
ſind nicht als Induſtrieobligationen i. S. der 
88 33 ff. Aufw G. anzuſehen.] ) 

(U. v. 25. April 1927; 856/26 IV. — Köln.) [Re] 

Abgedr. JW. 1927, 1829. 


ſondern nur der Einzelfall des 822 Abſ. 2 Aufwch., alſo den Er⸗ 
werb eines Rechtes nach dem 30. Juni 1925. 

Die Entſch. ſtützt ſich im weſentlichen auf den Wortlaut des 
8 22 Abſ. 2, wo — im Anſchluß an die Faſſung des § 892 BGB. — 
von dem „Erwerb eines Rechts an dem Grundſtück“ die Rede iſt. 
Da die Vormerkung unzweifelhaft kein Recht an dem Grundſtück 
i. S. der 88873, 892 BGB. ift, nimmt die Entſch. an, daß ihre 
Entſtehung vor dem 1. Juli 1925 eine Bezugnahme auf den öffent⸗ 
lichen Glauben des Grundbuchs nicht rechtfertige, falls nicht auch das 
vorgemerkte Recht vor dieſem Zeitpunkt entſtanden iſt. 

Gegenüber den überzeugenden Ausführungen der 
Entſch. Kann ich die in meinem Kom m. zu 8 22 (Anm. 3 
Ziff. d) vertretene abweichende Meinung nicht auf⸗ 
rechterhalten. Quaſſows ki, 5. Aufl., S. 330 verweiſt gegen⸗ 
über der Entſch. darauf, daß die Eintragung einer Vormerkung gem. 
8893 BGB. dem Exwerb eines Rechts i. S. des 5 892 BOB. gleich⸗ 
geſtellt werde; fie ſei daher auch i. S. des § 22 Abf. 2 als Rechts⸗ 
erwerb zu behandeln. Es mag ſein, daß der Geſetzgeber dieſe Gleich⸗ 
ſtellung gewünſcht hat, aus dem Wortlaut des Geſetzes kann nur das 
Gegenteil entnommen werden. Man hätte, wie das jetzt in den Fällen 
von Art. II 86 Ziff. 2 u. 4 der Novelle z. AufwG. v. 9. Juli 1927 
geſchehen iſt, die vorgemerkten Rechte den erworbenen ausdrücklich 
gleichſtellen müſſen. 

Wie oben bemerkt, iſt die Frage, ob der Vormerkung im 
Rahmen des 8 20 AufwG. die Vorſchriften über den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs zuſtatten kommen, nicht entſchieden (vgl. 
zu dieſer Frage OQuaſſowski, 5. Aufl., S. 296; Schlegel⸗ 
berger⸗Harmening, 5. Aufl., Anm. 1 zu 820, Neukirch, 
Anm. 4 J, 3 zu 820 und dort Zit.; KG. v. 2. Dez. 1926, 1X 799/26 
und v. 7. Juli 1926, 29 U 4553/26: DNotV. 1927, 96f.; Loe⸗ 
binger: Zur. 1926 Sp. 871; Aſch: daſ. 1927 Sp. 113). 


RA. Dr. Carl Neukirch, Frankfurt a. M. 


B. Die Eutſch. hat ſchwerwiegende Folgen, weil die Vormerkung 
einer Hypothek, die bisher einen dem Erwerb des Rechtes praltiſch 
gleichwertigen Rechtsſchutz verſchaffte, in großem Umfang von Banken 
an Stelle der Eintragung von Sicherungshypotheken verwendet 
worden ift. Sie führt zu dem jtnnmwibrigen Ergebnis, daß gegenüber 
einer Hypothek, die zwiſchen dem 14. Febr. und dem 1. Okt. 1924 
vorgemerkt worden iſt, ſich die damals gelöſchten Aufwertungs⸗ 
hypotheken voll durchſetzen, während die Hypotheken, die nicht ge⸗ 
löſcht waren, mit denen alſo der Vormerkungsgläubiges rechnen 
konnte, nur mit 15% vorangehen (8 6 Aufwch.). 

Die Entſch. beruht auf ſtrenger Wortauslegung des $ 22, die 
dem mangelhaft redigierten Geſetz gegenüber nicht geboten iſt und der 
gegenüber auf die Stellung der 88 20 und 22 im Aufiv®. und den 
zugrunde liegenden Rechtsgedanken zu verweiſen iſt. Der Rechts⸗ 
gedanke ift offenbar der gleiche wie in 8 6: Schutz derjenigen, die 
nach dem bisherigen Grundbuchrecht Rechte erworben haben und in 
deren Rechte ohne ſolchen Schutz durch die Aufwertungsgeſetzgebung 
eingegriffen würde. Dieſer Schutz iſt gegenüber den gelöſchten 
Hypotheken, mit dem im Grundſtücksverkehr nach dem früheren 

echt überhaupt nicht gerechnet werden konnte, naturgemäß weiter⸗ 
gehend als gegenüber den niemals gelöſchten, deren Aufwertung aber 
auf Grund der III. Steuer RNotVO. mit nur 15% angenommen werden 
durfte. Dies führt zur Gleichſtellung von Rechtserwerb und Erwerb 
einer begünſtigten Rechtsſtellung durch eine Vormerkung j. S. beider 
Vorſchriften 8 6 und $ 20, da in 8 6 die vorgemerkten Rechte aus⸗ 
drücklich genannt ſind, während ſie in 8 20 indirekt, nämlich durch 
Bezugnahme auf die Vorſchriften über den Schutz des öffentl. Glau⸗ 
bens inſofern erwähnt ſind, als die Bewilligung einer Vormerkung 
als Verfügung anzuſehen und deshalb 8 893 BGB. darauf anwendbar 
iſt. 9 22 aber will offenbar den 8 20 nicht ſachlich, ſondern nur 
zeitlich einſchränken und nur folchen Verfügungen den Schutz ver⸗ 
ſagen, die unmittelbar vor dem Zuſtaudekommen des Geſetzes ge⸗ 
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11. 865 AufwG. Der Aufwertungsausſchluß 
bei Kontokorrenten oder laufenden Rechnungen 
gilt unabhängig von der Rechtsnatur der in die 
laufende Rechnung aufgenommenen Poſten.] 

Das BG. hat eine laufende Rechnung i. S. des § 65 für 
gegeben erachtet. Der Umſtand, daß das beſondere Konto des 
Kl. unter dem Namen Kapitalkonto geführt, und daß es aus 
dem Privatkonto abgezweigt ſei, ändere an feiner wirtſchaft⸗ 
lichen Funktion nichts. Die periodiſche Zinsberechnung und 
Saldierung, die Berechnung von Zinſeszinſen und die mehr⸗ 
fach vorgekommenen Auszahlungen und Einzahlungen weiterer 
Beträge zeigten, daß es ſich um nichts weiteres handele, als 
um das Abrechnungsverhältnis zwiſchen einem Kaufmann und 
ſeinem Geldkunden, einerlei, ob der Kaufmann als eigentlicher 
Bankier i. S. des 8 66 AufwG. anzufehen ſei oder nicht. An 
dieſer Rechtsnatur des Abrechnungsverhältniſſes könne auch 
der Umſtand nichts ändern, daß für dieſes Kapitalkonto eine 
Kündigungsfriſt und ein höherer Zinsſatz als für das Privat⸗ 
konto vereinbart ſei. Es liege ſonach kein Darlehnsvertrag 
und keine Vermögensanlage vor. Daraus folge, daß das Auf⸗ 
wertungsverlangen des Kl. unberechtigt ſei. Die ſo begründete 
Entſch. des BG. wird durch die Ausführungen der Rev. nicht 
erſchüttert. Die Rev. beruft ſich zunächſt darauf, daß ſchon 


troffen worden find. Da der Regelfall des $ 892 ſich auf Rechts⸗ 
erwerb bezieht, ſpricht 8 22 nur vom Zeitpunkt des Rechtserwerbs. 
Der Fall des 8 893 iſt vergeſſen. Wollte man ihn aber gegenüber 
dem in 88 6 und 20 ausgedrückten Rechtsgedanken anders behandeln, 
fo hätte dies im Geſetz ausdrücklich geſagt fein müſſen. 

ObgiegR. Dr. Vogel, Dresden. 


Zu 9 u. 10. 1. Beide Urt. verneinen die Frage, ob 
Handdarlehnsſcheine, alſo auf den Namen lautende Scheine 
über Teilbeträge eines größeren Darlehns, nach 833 Auf w G. 
wie Induſtrieobligationen aufzuwerten ſind und ver⸗ 
weiſen auf die Aufwertung nach allgemeinen Grundſätzen (8 62, 
gegebenenfalls 8 63 Auſwch.). Sie folgen damit der in der Literatur 
herrſchenden Auffaſſung (Müg en [2] Anm. 5 zu 8 33; Quaſ⸗ 
ſowski [3] IA zu 8833, 34; Schlegelberger, Anm. 7 zu 
833; a. A. Hachenburg: JW. 1925, 25, 33), und mir ſcheint das 
auch richtig. Das Urt. v. 25. Mai führt dieſe Auffaſſung aber nicht 
konſequent durch, will vielmehr dem geſetzgeberiſchen Gedanken, der 
zu 833 geführt hat, nämlich die Induſtrieunternehmungen vor zu 
weitgehenden Aufwertungsanforderungen zu ſchützen, einen gewiſſen 
Einfluß auf die Höhe der Aufwertung der Handſcheindarlehn ein⸗ 
räumen. Es ſieht eine Rechtsverletzung durch das BG. darin, daß 
dieſes in entſprechender Heranziehung der 88 9, 4, 8 Aufm®. als den 
niedrigſten in Betracht kommenden Betrag für die Aufwertung 150% 
erklärte und meint, daß dies mit dem Grundgedanken des 8 33, der 
auch über die eigentlichen Induſtrieobligationen hinaus Geltung be⸗ 
anſpruche, in Widerſpruch ſteht. Das heißt doch nichts anderes, als 
mittelbar den 8 33 (allerdings ohne die Folgerungen aus 89 84, 37) 
auf die Handſcheindarlehn anwenden, obwohl gleichzeitig eine aus⸗ 
dehnende Auslegung des 8 33 oder eine entſprechende Anwendung für 
unmöglich erklärt wird. Die Erwägungen des Gerichts hätten den 
Geſetzgeber veranlaſſen können, die Handſcheindarlehn den Induſtrie⸗ 
obligationen gleichzuſtellen. Der Geſetzgeber hat dies aber, wie in 
dem Urt. ſelbſt dargelegt wird, nicht gewollt. Will man überhaupt 
andere Grundſätze für die Bemeſſung der Höhe der Aufwertung heran⸗ 
ziehen, fo liegt die vom BG. gezogene Parallele der hypothekariſch 
geſicherten Forderung m. E. viel näher, da die für die Handſchein⸗ 
darlehen im vorl. Falle gewählte Sicherung, Grundſchuld für einen 
Treuhänder der Gläubiger, der Sicherung durch Hypothel wirtſchaft⸗ 
lich faſt gleichzuſtellen iſt. 

2. Dagegen verdient das Urt. v. 25. Mai volle Zuſtimmung, 
wenn es darlegt, daß bei Gläubigern ſolcher Handdarlehnsſcheine die 
beſonderen Verhältniſſe des einzelnen Gläubigers nicht berückſichtigt 
werden können, vielmehr, da es ſich um einen Teilbetrag eines Ge⸗ 
ſamtdarlehns handelt, allen Gläubigern gegenüber einheitlich entſchieden 
werden muß. Ebenſo ſcheint mir der weitere, ſoweit ich ſehe, hier 
zum erſtenmal in dieſer Schärfe ausgeſprochene Grundſatz richtig, daß 
bei Bemeſſung der Höhe der Aufwerkung einer Forderung gegen eine 
AktG. in Betracht gezogen werden muß, ob dieſe unter Berückſichti⸗ 
gung ihrer übrigen Verpflichtungen die beanſpruchte Aufwertung er⸗ 
tragen kann, ohne daß ein Konkursgrund nach 8 207 Abſ. 1 KO. 
eintritt (wobei, wie der 3. Sen. in einem Urt. v. 6. Okt. 1925 richtig 
hervorhebt, nicht der Kurswert der Aktien, ſondern der wahre Ver⸗ 
mögensſtand maßgebend ſein muß). Die Vermeidung des Konkurjes 
ſteht der Erhaltung der wirtſchaftlichen Exiſtenz eines Einzelſchuldners 
gleich und muß daher ebenſo berückſichtigt werden wie die Vermögens⸗ 
umſtände eines Einzelſchuldners. 

Staatsſekr. z. D. Dr. C. Heinrici, Berlin. 
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der Form nach eine laufende Rechnung nicht vorliege, weil 
auf dem Kapitalkonto des Kl. ſeit dem 1. Jan. 1919 keine 
Bewegung ſtattgefunden habe. Dem iſt nicht zuzustimmen. 
Wie der erk. Sen. in feiner Entſch. RG. 115, 352 ausgeführt 
hat, gehört es zum Begriff einer laufenden Rechnung, daß in 
regelmäßigen Zeitabſtänden der Saldo gezogen, und daß dieſer 
von der Gegenſeite des Rechnungsführers anerkannt wird. 
Dieſe Erforderniſſe ſind vorliegendenfalls gegeben. Die Bekl. 
hat behauptet, daß die Saldi halbjährlich gezogen ſeien — wie 
ſich auch aus den beigebrachten Auszügen des Kapitalkontos 
ergibt — daß die Kontoauszüge regelmäßig dem Kl. mit⸗ 
geteilt ſeien, und daß dieſer keinen Widerſpruch erhoben habe. 
Dieſe Behauptungen der Bekl. ſind vom Kl. nicht beſtritten 
worden. Dann liegt in der Tat ein Anerkenntnis der halb⸗ 
jährlich abgeſchloſſenen Rechnung vor. Denn — anders als in 
dem ſoeben angeführten Urteile — iſt der Kl. ein Kaufmann; 
deshalb iſt ſein Schweigen auf die Mitteilung der Kontoaus⸗ 
züge als Anerkenntnis zu bewerten. Inſoweit ſind alſo die 
Erforderniſſe einer laufenden Rechnung erfüllt. Im übrigen 
ergibt ſich, daß das Kapitalkonto i. J. 1913 eröffnet worden 
iſt, und zwar find aus dem Privatkonto damals 150 000 % 
übertragen worden. Die Buchungen ſind dann zunächſt ſo er⸗ 
folgt, daß halbjährlich die Zinſen gutgeſchrieben ſind, daß 
aber auch Einzahlungen und Auszahlungen ſtattgefunden 
haben, und zwar ſtets in ſolcher Höhe, daß die Saldi ſich auf 
runde Summen beliefen. Sie betrugen 20000 %, 150 000 , 
100 000 % uſw. Seit dem 1. Jan. 1919 haben die Ein⸗ und 
Auszahlungen auf dem Konto aufgehört, der Saldo iſt mit 
100 000 % konſtant geblieben, die halbjährlichen Zinſen find 
aus dem Kapitalkonto herausgenommen und dem Privatkonto 
gutgebracht worden. Am 31. Dez. 1923 iſt dann das Konto 
abgeſchloſſen. Die Art dieſer Buchungen gibt keinen Anhalt 
dafür, daß das Konto der Form nach nicht mehr als laufende 
Rechnung angeſehen werden könne. Bis zum 1. Jan. 1919 
ſtellte es ſich zweifellos als laufende Rechnung dar. Daß von 
da ab in dem Saldo eine Veränderung nicht mehr ſtattfand, 
kann nicht dahin führen, dem Konto jetzt den Charakter einer 
laufenden Rechnung abzuſprechen; es iſt nichts dafür vor⸗ 
gebracht, daß es dem Kl. nicht frei ſtand, jederzeit wieder 
Ein⸗ oder Auszahlungen vorzunehmen. Des weiteren beruft 
ſich die Rev. darauf, daß in Wahrheit zwiſchen den Par⸗ 
teien nicht ein ſolches Rechtsverhältnis beſtanden habe, wie 
es der Norm nach in einer laufenden Rechnung verbucht zu 
werden pflege. Da die auf dem Kapitalkonto verbuchten Be⸗ 
träge nur mit vierteljährlicher Friſt kündbar geweſen ſeien, 
habe es ſich in Wahrheit um ein Darlehn gehandelt, deſſen 
Aufwertung der Kl. verlangen könne. Auch dieſer von der 
Rev. gezogenen Folgerung iſt nicht beizuſtimmen. Die im 
865 Aufw. enthaltene Beſtimmung iſt mit einer gering⸗ 
fügigen Abänderung aus dem Abj. 3 des $ 12 der III. Steuer⸗ 
Not VO. entnommen. Dieſer Abſ. 3 fand ſich ſeinerzeit in dem 
Regierungsentwurfe der VO. nicht vor. Welches der Grund 
ihrer ſpäteren Einfügung geweſen iſt, läßt ſich aus den Vor⸗ 
arbeiten, ſoweit ſie bekannt geworden ſind, nicht erſehen. 
Möglicherweiſe hat, wenigſtens ſoweit die Vorſchrift auf den 
Bankverkehr Anwendung findet, die Erwägung mitgeſprochen, 
daß die Banken in vielen Fällen für die eingezahlten Gelder 
nur Durchgangsſtation ſind, und daß ſie alſo auf ihre Kunden 
zurückgreifen müßten, wenn ſie ihrerſeits ſelbſt zur Aufwer⸗ 
tung verpflichtet wären. Wenn der Zuſammenhang des Auf⸗ 
wertungsgeſetzes ins Auge gefaßt wird, ſo zeigt ſich, daß im 
neunten Abſchnitt die Anſprüche, deren Aufwertung hier ge⸗ 
regelt wird, zum größten Teile nach ihrem rechtlichen Cha⸗ 
rakter bezeichnet ſind. Das iſt in den 88 63, 64, 66 der Fall; 
hier handelt es ſich um Anſprüche aus Geſellſchaftsverträgen, 
aus Gutüberlaſſungsverträgen, aus Erbauseinanderſetzungen, 
aus Darlehn uſw. Zum Teil ſind ſie auch nach ihrer wirt⸗ 
ſchaftlichen Zweckbeſtimmung bezeichnet, beſonders Vermögens⸗ 
anlagen. Das iſt nun im $ 65 anders, ſoweit dieſer von An⸗ 
ſprüchen aus Kontokorrent oder laufender Rechnung ſpricht. 
Hier iſt das entſcheidende Merkmal die Art, wie über dauernde 
Rechtsverhältniſſe — ſolche werden allein oder jedenfalls in 
erſter Linie in Betracht kommen — Buch geführt und ab⸗ 
gerechnet iſt. Das könnte den Zweifel nahe legen, ob allein 
und ausſchließlich der Umſtand maßgebend ſein ſoll, in welcher 
Art der Rechnungsführer ſeine Buchungen vorgenommen hat, 
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oder ob etwa ſolche Rechtsverhältniſſe gemeint ſind, für die 
die Aufmachung eines Kontokorrents oder einer laufenden 
Rechnung üblicherweiſe hergebracht iſt. Von dieſem Geſichts⸗ 
punkt hat ſich das LG. leiten laſſen, indem es ausführt, daß 
vorliegendenfalls die laufende Rechnung eine äußere Form 
ſei und in Wirklichkeit ein Darlehn vorliege, das eine auf⸗ 
wertbare Vermögensanlage darſtelle. Das letztere iſt jedoch 
vom BG. geleugnet worden und ihm kann in dieſer Hinſicht 
nicht entgegengetreten werden. Was die Abzweigung des 
Kapitalkontos aus dem laufenden Konto angeht, ſo hat das 
BG. angenommen, daß dadurch an der wirtſchaftlichen Funk⸗ 
tion des Kontos nichts geändert ſei. In der Tat hat nach 
dem Vortrage der Parteien Anlaß zur Abzweigung der Um⸗ 
ſtand gegeben, daß der Kl. ſich in Deutſchland einen feſten 
Wohnſitz gründen und zu dieſem Zwecke gewiſſe Kapitalien 
zurückſtellen wollte. Dabei iſt dann verabredet, daß auf dem 
Kapitalkonto eine höhere Verzinſung ſtattfinden, und daß die 
Beträge nur mit vierteljährlicher Friſt gekündigt werden ſoll⸗ 
ten. Es kann nicht anerkannt werden, daß durch dieſe Um⸗ 
buchung die Guthabenforderung des Kl. ihren Charakter als 
Anſpruch aus einer laufenden Rechnung i. S. des $ 65 ein⸗ 
gebüßt hat. Das würde ſelbſt dann nicht der Fall ſein, wenn 
das Guthaben infolge der Vereinbarung einer beſtimmten 
Kündigungsfriſt als feſtes Geld oder als Darlehn anzuſehen 
ſein ſollte. Denn es entſpricht durchaus der kaufmänniſchen 
Übung, daß auch feſte Gelder in Form einer laufenden Rech⸗ 
nung verbucht werden. Die bloße Teilung eines Kontos in 
zwei Konten beſagt an ſich nichts. Ob beſondere Fälle denkbar 
ſind, in denen die Herausnahme einzelner Poſten aus der all⸗ 
gemeinen Rechnung die Wirkung hat, daß 8 65 auf dieſe 
Poſten nicht anzuwenden iſt, bedarf nicht der Erörterung. 
Denn für den vorliegenden Fall hat das BG. feſtgeſtellt, daß 
die Kontoteilung eine ſolche Wirkung nicht gehabt hat, viel⸗ 
mehr die „wirtſchaftliche Funktion“ des Kapitalkontos dieſelbe 
geblieben iſt. Das kann aus den angegebenen Gründen nach 
der en dieſes Falles nicht als rechtsirrtümlich angefehen 
werden. 

(U. v. 18. Mai 1927; 347/26 I. — Naumburg.) [Ku.] 


* 12. 8 67 Aufw G.; § 779 BG B. Vereinbarung 
eines Aufgelds von 100% Anfang Juli 1923 bei 
Rücknahme einer erſt 1927 fälligen Friedens» 
hypothek. f) 

Das LG. hat nicht hinreichend klargeſtellt, daß unter 
den Parteien eine Ungewißheit über das Beſtehen einer Auf⸗ 
wertungspflicht des Bekl. beſtand, daß ſie eine ſolche Pflicht 
ſich wenigſtens als möglich vorſtellten, daß demnach der Ver- 
gleich die Frage der Aufwertung betraf. Er fällt in den 
Sommer 1923. Der erk. Sen. hat in RG. 116, 1431) dar⸗ 
auf hingewieſen, daß vor ſeinenr Urt. v. 28. Nov. 1923 (RG. 
107, 782) die Aufwertung nicht nur faſt ausnahmslos in der 
Rechtslehre, ſondern, mit Ausnahme des OLG. Darmſtadt, 
ganz allgemein von der Rſpr. abgelehnt wurde, und daß auch 
die Reichsregierung noch bis in die erſte Zeit nach dem Er⸗ 
laſſe der genannten Entſch. ſtets den Standpunkt vertreten 
habe, daß eine Aufwertung unmöglich ſei. Daher bedürfe es, 
um annehmen zu können, daß Vertragſchließende bis zu jener 


1) JW. 1927, 1149. 
2) JW. 1924, 38. 


Zu 12. Die Entſch. betrifft die noch reichlich ungeklärte und 
in vieler Beziehung unbefriedigend behandelte Beſtimmung des Ver⸗ 
gleichsbegriffs i. S. §8 67 Aufwcß. Schon der bürgerlich⸗ rechtliche 
Vergleichsbegriff iſt an ſich und in ſeiner Beziehung zu den daran 
geknüpften Rechtsfolgen äußerſt mangelhaft durchgearbeitet. Die 
Rechtsfolge des 8 779 BGB., daß der als Vergleich ſich darſtellende 
Vertrag ohne Anfechtung nichtig iſt, wenn der als feſtſtehend zugrunde 
gelegte Sachverhalt der Wirklichkeit nicht entſpricht, läßt erkennen, 
daß das Weſentliche des bürgerlichen Vergleichsbegriffs das iſt, daß 
nicht ein neues Geſchäft geſchloſſen wird, ſondern ein bereits be⸗ 
ſtehendes, das irgendwie objektiv oder ſubjektiv in Unklarheit geraten 
iſt, wieder zu befeſtigen verſucht wird. Der Paragraph will nun hier 
dem vorbeugen, daß aus dem zur Beſeitigung irgendeiner beſtimmten 
Differenz geſchloſſenen neuen Vertrage Folgerungen in bezug auf 
andere Punkte des Geſamtverhältniſſes gezogen werden, die mit dem 
Abkommen gar nicht getroffen werden follten. Er gehört an ſich als 
Ergänzung zu den 88 119 und 141 BGB., inſofern er von dem 


N 


56. Jahrg. 1927 Heft 37/38] 


Entſch. überhaupt an die Möglichkeit einer Verpflichtung des 
Hypothekenſchuldners zur Aufwertung der Hypothek gedacht 
haben, ſtets der Feſtſtellung beſonderer Umſtände. Das 
LG. hat ſolche bisher nicht feſtgeſtellt. Sollte ein Aufwertungs⸗ 
vergleich nicht gegeben ſein, ſo würde eine Vereinbarung vor⸗ 
liegen, die nicht den Abſ. 1 und 2 des 867 AufwG. über 
Vergleiche, wegen der Zeit ihres Abſchluſſes ebenſowenig 
feinem Abſatz 3 unterſteht. Die Behandlung derartiger Ver⸗ 
einbarungen hat das AufwG. nicht, wie vor ihm der Art. I 
§ 13 der III. Steuer NotVO., ausdrücklich geregelt. Daraus 
aber, daß Aufwertungsvergleiche, alſo eine beſondere Art von 
Vereinbarungen, unter den im 8 67 AufwG. beit. Voraus⸗ 
ſetzungen vom Geſ. „unberührt“ bleiben ſollen, folgt im 


Anfechtungserfordernis befreit, dem neuen Abkommen den Be⸗ 
ftätigungscharakter nimmt und auch von den Subtilitäten des 
Irrtumsbegriffs des 8 119 Abſtand nimmt. Hier wie ſonſt iſt durch 
die geſetzliche Definikion des Tatbeſtandes die Sachlage verwirrt, 
anftatt fie zu klären. Das Wort Vergleich ſagt an ſich ſelbſt und 
nach dem vernünftigen Sprachgebrauch viel mehr und viel Klareres 
aus, als die Definition vom „Streit“ und der „Ungewißheit“ und 
dem „gegenſeitigen Nachgeben“, die keineswegs auf einfachere und 
klarere, ſondern auf verwickeltere und unklarere Begriffe als den 
„definierten“ zurückgeht. Das Moment des gegenſeitigen Nachgebens 
it ſchon für die Rechtſprechung des 8 779 BGB. geradezu ſinnlos, 
denn warum der Irrende an dem Irrtum nicht gebunden ſein ſoll, 
wenn er auf Grund desſelben teilweiſe nachgegeben hat, nicht 
aber, wenn er, weitergehend, ganz (aljo der andere gar nicht) nach⸗ 
gegeben hat, iſt ſchlechterdings nicht erſichtlich. Ebenſo iſt es mit der 
Preſſung der Begriffe Streit und Ungewißheit. Gerade die Streitig⸗ 
keiten des 8 67 AufmG. ergeben, daß die Definition mehr ſchadet als 
nützt. Was ein „Auſwertungsvergleich iſt, darüber würden kaum ſoviel 
Meinungsverſchiedenheiten entſtehen, wenn ſie nicht beſtünde, als 
nun, wo ſie beſteht. Nur ſo iſt es zu dem Gegenbegriff der „Verein⸗ 
barungen“, die keine Vergleiche ſind, gekommen, und dazu, daß man 
letztere als unverbindlich erklärt, obwohl die eigenartige Faſſung des 
Geſetzes, die bezüglich der „Vergleiche“ ſowohl feſtſtellt, wann ſie 
verbindlich, als auch, wann ſie unverbindlich ſind, ganz beſonders 
wenig Anlaß und Anhalt zu einem Gegenteilsſchluß bietet, weil der⸗ 
ſelbe zu genau dem entgegengeſetzten Reſultat kommt, wenn er an 
Abſ. 1 des 8 67 geknüpft wird, als wenn er ſich an Abf. 1 anſchließt. 
Solange dieſer ganze Fragenkomplex nicht einmal grundſäglich 
ſowohl für 8 779 BOB. wie für 8 67 AufwG. durchgearbeitet und 
durchgedacht wird, und zwar nach dem Geſetz der ſpezifiſchen Kau⸗ 
ſalität zwiſchen Tatbeſtand und Rechtsfolge, wonach es gilt, in 
lebensmäßig erfaßten oder geſetzlich definierten Tatbeſtänden dasjenige 
zu finden, was vernünftigerweiſe für die Anknüpfung der Rechtsfolge 
daran beſtimmend geweſen iſt, und bei Grenzfällen die Anwendung 
der Analogie oder des Gegenſchluſſes davon abhängig zu machen, ob 
dieſes Element oder ein in bezug auf die vernunftgemäße Anknüpfung 
der Rechtsfolge gleichwertiges in dem in Frage ſtehenden Tat⸗ 
beſtande vorhanden iſt oder nicht, wird dieſer Komplex überhaupt 
nicht befriedigend gelöſt werden können, und beſteht immer die Gefahr, 
daß man aus Abneigung gegen den $ 67 Abſatz 1 mit feiner Auf⸗ 
wertungsbeſchränkung eine ſonſt überwundene dialektiſche Beweis⸗ 
führungsart in für die Rechtsfolge un weſentlichen Begriffsmerkmalen 
vornimmt, um das Anwendungsgebiet des 8 767 Abſ. 1 einzuſchränken. 
An der vorliegenden Entſch. iſt anzuerkennen, daß ſie bezüglich 
des Momentes des gegenſeitigen Nachgebens dieſer Ver⸗ 
ſuchung entgeht, allerdings in Anlehnung an unweſentliche Einzel⸗ 
heiten, deren Fehlen an der Sache ſelbſt nichts andern, würde, anſtatt 
in grundſätzlicher Erkenntnis, daß hier die Definition das Definierte 
nicht richtig wiedergibt, und Wille des Geſetzes natürlich nicht die 
Definition als Selbſtzweck, ſondern das Definierte als Zweck iſt, dem 
die Definition als Mittel zu dienen und gegebenenfalls zu weichen 
hat. Ganz unbefriedigend iſt dagegen die Stellungnahme zum Moment 
der Ungewißheit, ſowohl nach Frageſtellung wie nach Beantwortung. 
Es iſt hiſtoriſch ſchlechterdings nicht richtig, daß bis zum 28. Nov. 
1923 die Aufwertung nicht nur faſt ausnahmslos in der Rechtslehre, 
ſondern mit Ausnahme von Darmſtadt ganz allgemein von der 
Rechtſprechung abgelehnt wurde. An ſich kommt es hierauf zwar 
nicht an, denn, wie ſich die Aufwertung gegenſeitiger Verkräge zu⸗ 
nächſt in der Geſtalt der Clausula darſtellte, jo fteilte ſich die Auf⸗ 
wertung einjeitiger Geldforderungen zunächſt in der Geſtalt des 
Sperrgedankens einerſeits und der Verzugsaufwertung andererſeits 
dar, war aber immer ſchon mit ſich ſelbſt identiſch. Vor allem war 
der Sperrgedanke und die Rücknahmeentſchädigung Aufwertungserſatz 
und das Sich⸗Sträuben gegen Rücknahme Aufwertungsverlaugen. 
In Wahrheit war außerdem die Geſamtaufwertung in dem 
Augenblicke, wenn auch zunachſt unerkannt, durchgedrungen, wo die 
Begründung des Leiſtungsweigerungsrechtes des Lieferanten auf den 
Aquivalenzgedanken geſtützt wurde (RG. 103, 177,328). Damit fiel, 
a dies auch erſt allmählich zum Bewußtſein gebracht werden mußte, 
ie Notwendigkeit, die Aufwertung auf den Verzug des Schuldners 
. 
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Wege des Umkehrſchluſſes, wie der erk. Sen. mit dem Bay⸗ 
Obs. (vgl. Ring, Rſpr. in Aufw. 1927, 9) und der im 
Schrifttum faſt durchweg vertretenen Meinung annimmt, daß 
das AufwG. mit feinen die Aufwertung betreffenden Be⸗ 
ſtimmungen die anderen Vereinbarungen erfaſſen will, wenn 
es dem Gläubiger hinſichtlich der Aufwertung mehr Rechte 
verleiht, als er ſie ohne Eingreifen des Geſ. nach der Ver⸗ 
einbarung hätte. Es iſt als Ausnahmebeſtimmung anzuſehen, 
daß gem. 867 zur Behebung der Aufwertungszweifel be⸗ 
rechnete Vergleiche Rechtsbeſtand gegenüber den die Auf⸗ 
wertung unter gewiſſen Vorausſetzungen und in feſtgeſetzter 
Höhe regelnden Vorſchriften des AufwG. behalten ſollen. 
Andere Vereinbarungen dagegen werden nur inſoweit auf⸗ 


zu ſtützen oder bei Verzug des Gläubigers mit feiner Gegenleiſtung 
auszuschließen, und damit war im Grunde und in Wirklichkeit der 
Schritt von der Verzugsaufwertung zur wirklichen Aufwertung ein⸗ 
ſeitiger Geldforderungen bereits getan. 

Aber dieſer Gedankengang war nicht nur ſachlich gegeben, 
ſondern auch ſehr lange vor dem vom RG. erwähnten Zeitpunkte 
erkannt und erörtert, ſowohl in den Prozeßſchriften, die naturgemäß 
in erſter Linie dafür in Betracht kamen, als auch in der Öffentlichkeit, 
jo vom Unterzeichneten in Diskuſſionen der Juriſtiſchen Geſellſchaft zu 
Berlin und der Studiengeſellſchaft für Währungs⸗ und Finanzreform 
von Ende 1922 und Anfang 1923 und in der Anmerkung JW. 
1923, 332 zum Warſchauer Urt. v. 26. Febr. 1922, welches dem 
Darmſtädter Urt. vorausging, und dem Vortrag v. 14. Mai 1923 im 
Berl. AnwVerein. Vor allem war der Gedanke gerade der Hypotheken⸗ 
aufwertung bekanntlich von Mügel ſyſtematiſch vertreten und 
hatte zur Bildung des ſog. Silberſteinſchen Ausſchuſſes und zu den 
geſetzgeberiſchen Vorſchlägen des Sperrgeſetzes geführt. Es kann alſo 
nicht wohl geſagt werden, daß im Juli 1923 nicht ſchon mit größter 
Energie ſeit langem die Anſicht vertreten war, nicht nur, daß die 
Rechtsmoral eine Geſetzesänderung verlange, ſondern daß die Auf⸗ 
wertung geltendes Recht ſei. Durch die Erkenntniſſe des 20. und 
30. Sen. des KG. v. 20. April und 12. Mai 1923: IW. 1928, 
692/3, 938 und mehrfacher anderer OLG. war dies ſchon vor dem 
Urt. des Ferienſenats des RG. v. 6. Aug. 1923: JW. 1923, 803 von 
maßgebenden Gerichten anerkannt (vgl. Geiler, Abraham, 
v. d. Trench in Geldentwertung in der Rſpr. [Mai 1923] S. 39, 
87, 113 ff. u. a. m., ſo daß es nicht zutrifft, daß in dieſer Zeit die An⸗ 
nahme, daß die Beteiligten an die Möglichkeit einer Aufwertungs⸗ 
pflicht des Hypothekenſchuldners gedacht haben, noch weiterer als 
der vom LG. Königsberg angenommenen Begründung bedurft 
haben ſoll, zumal es ſonſt anerkannten Rechts it, daß der Streit 
nur ein ſubjektiver und einſeitiger zu ſein braucht, ſo daß es gar 
nicht darauf ankommt, ob der Fordernde mit ſeiner Forderung im 
Recht war, ſich für berechtigt halten durfte oder vom Gegner ſie 
möglicherweiſe berechtigt gehalten werden konnte, daß damals aber 
die Gläubiger ſchon die Nichtaufwertung als himmelſchreiendes 
Unrecht anſahen, und zwar ohne Rückſicht auf die Geſetzeswort⸗ 
laute, kann m. E. nicht zweifelhaft ſein. Und daß ein Glas⸗ 
ſchleifereibeſitzer, alſo ein anſcheinend großer Induſtrieller und eine 
Verſicherungsgeſellſchaft im Juli 1923 die Aufwertung durch Geſetz 
oder Richterſpruch für unmöglich gehalten haben, erſcheint nach Vor⸗ 
ſtehendem geradezu ausgeſchloſſen. Die Begründung des Aufwertungs⸗ 
verlangens der Gläubigerin ſpricht keineswegs dagegen, da bei der 
überwiegenden Gegenmeinung das formulierte Hervortreten mit poſi⸗ 
tiven Aufwertungsanſprüchen ſeine erheblichen praktiſchen Bedenken 
hatte, und daher die kaufmänniſche Vorausſicht ſehr wohl dazu 
führen konnte, das Aufwertungsverlangen in das Gewand der Ab⸗ 
geltung, ſpäterer Währungsbeſſerung zu kleiden, welches Gewand im 
übrigen gar nichts daran ändert, ſondern nur beſtätigt, daß ein 
Entgelt für den Minderwert des damaligen Geldes gegeben werden 
ſollte. 

Ein Streit oder eine Ungewißheit im Wortſinne und daher auch 
ein Nachgeben im Wortſinne über die Aufwertungsfrage konnte 
natürlich damals überhaupt nicht ſtattfinden, weil die Hypothek bis 
1927 feſt war. Das für 8 67 Weſentliche, daß der Geldentwertung 
freiwillig in einer Zeit, wo die Erfolge noch zweifelhaft waren, vom 
Schuldner Rechnung getragen iſt und daher der Gläubiger dem Sinne 
der Vertragstreue zuwiderhandelt, wenn er Nachzahlung verlangt, 
während er bei endgültiger Ablehnung der Aufwertung den erhaltenen 
Mehrbetrag nicht zurückgezahlt hätte, greift daher auch hier durch, 
und auf dieſen Sinn der Beſtimmung, ſtatt auf Einzelheiten ihres 
Wortlautes, muß man auch dann abſtellen, wenn das den Auf⸗ 
wertungsfreunden ſchwer fallt. Denn der ſittliche Gedanke, daß der 
freiwillig aufwertende Schuldner den Vorteil ſeiner freiwilligen Auf⸗ 
wertung behalten ſoll, wie ihn der Gläubiger bei Nicht⸗Durchdringen 
des Aufwertungsgedanhens behalten hätte, iſt durchaus gleichberechtigt 
dem ſittlichen Gedanken, daß der Schuldner an ſich aufwerten muß. 
Nachdem das Geſetz dem einen und dem anderen Rechnung getragen 
hat, ſollte es hier nicht korrigiert werden 
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rechterhalten, als fie den Anforderungen des Gef. genügen, 
d. h. als der Betrag, deſſen Zahlung der Schuldner zugeſagt 
hat, die Sätze des Gef. erreicht oder überſteigt. Andernfalls 
iſt der Gläubiger den Betrag nachzufordern berechtigt, der ſich 
aus dem Unterſchiede zwiſchen der nach dem Aufn. feſt⸗ 
zuſetzenden Auſwertungsſumme und der vertraglich verſpr. 
Zahlung ergibt. 

(U. v. 22. Juni 1927; 564/26 V. — LG. Königsberg.) 

lSch. 


2. Sonſtiges bürgerliches Recht. 


13. § 171 BG B. Ohne Vollmacht erteilt zu 
haben, haftet für die Handlungen eines anderen, 
wer ſich ſo geriert, als hätte er die Vollmacht 
erteilt.] 

Das BG. gründet die Haftung der Bekl. für das frag⸗ 
liche Darlehn darauf, daß ſie ein Verhalten ihres Angeſtellten 
B. geduldet hätten, durch das bei Außenſtehenden die Mei⸗ 
nung habe erweckt werden müſſen, B. ſei zum Abſchluß ſolcher 
Geſchäfte im Namen der Bekl. bevollmächtigt. Es führt dazu 
aus, daß B. im Einverſtändnis mit den Bekl. ſich als Direk⸗ 
tor des J.-Konzerns Abt. Groß-Berlin bezeichnet habe, wo⸗ 
durch der Anſchein erweckt worden ſei, daß er ein Angeſtellter 
in gehobener Stellung ſei und eine eigene Abt. der J.-Geſell⸗ 
ſchaften leite, durch welche dieſe ihre Geſchäfte in Groß-Berlin 
ausführen ließen. Dafür kämen namentlich die am Geſchäfts⸗ 
raum angebrachten Schilder mit der Aufſchrift „J.-Konzern 
Abt. Groß⸗ Berlin“ ſowie ein im Geſchäftsraum angebrachtes 
Schild mit folgendem Inhalt in Betracht: „Alleinzeichnungs⸗ 
berechtigt iſt für die Abt. Groß-Berlin nur Herr Direktor B., 
der wie untenſtehend zeichnet: J.-Konzern Abt. Groß⸗Berlin 
B.“ Den Einwand der Bekl., daraus hätte nichts entnommen 
werden können, als daß Quittungen über Zahlungen an die 
Geſellſchaft nur gelten ſollten, wenn ſie von B. unterſchrieben 
ſeien, lehnt das BG. ab und jagt, die mit dem J.-Konzern 
in geſchäftliche Beziehungen tretenden Perſonen hätten dieſe 
Mitteilung nach Treu und Glauben nicht als auf Quittungs⸗ 
unterſchriften beſchränkt auffaſſen können, ſondern hätten durch 
ſie in der Meinung beſtärkt werden müſſen, daß B., der Herr 
Direktor, unbeſchränkt zeichnungsberechtigt und mithin be⸗ 
vollmächtigter Vertreter der Bekl. ſei. Wenn den Bekl. dieſes 
äußerlich wahrnehmbare, bei ordnungsmäßig vorgenommener 
Kontrolle ihres Angeſtellten nicht zu überſehende Verhalten 
des B. entgangen ſein ſollte, ſo würden ſie dadurch nicht 
von ihrer Haftung dafür befreit. Sie haftete dem Kl. 
ſo, als ob ſie dem B. die Vollmacht zur Aufnahme des 
Darlehns erteilt hätten. Die Rev. ſagt, es gebe nur zwei 
Geſichtspunkte, unter denen die Haftung der Bekl. ſich recht⸗ 
fertigen ließe, den einer wirklichen Vollmacht und den eines 
Verſtoßes gegen 8826 BGB.; beide träfen hier nicht zu. Das 
iſt aber nicht richtig. Vielmehr iſt es in Rſpr. und Schrift⸗ 
tum anerkannt, daß jemand auch dann für die Handlungen 
eines anderen haftbar gemacht werden kann, wenn er ein 
Verhalten an den Tag legt, das bei Dritten die Meinung her⸗ 
vorzurufen geeignet iſt, daß er den anderen zum Handeln in 
ſeinem Namen bevollmächtigt habe (RG. 65, 295; 100, 48; 
SW. 1925, 1753 10; 1927, 1089 u. 1465; Warngtſpr. 1926 
Nr. 154). In Warngſpr. 1926 Nr. 154 hat das RG., nach 
Ablehnung der Haftung aus § 831 BGB., von ſich aus den 
Geſichtspunkt des Rechtsſcheins der Vollmacht zur Erörterung 
geſtellt. Das BG., das die Haftung der Bekl. aus dem an⸗ 
gegebenen Grunde für gegeben erklärt, hatte keinen Anlaß, das 
Vorliegen der Vorausſetzungen für die Anwendung des § 826 
BGB. zu prüfen; deshalb iſt alles gegenſtandslos, was die 
Rev. nach der Richtung ausführt, daß dieſe Vorausſetzungen 
nicht gegeben ſeien. Zwar berührt ſich der Begriff eines irre⸗ 
führenden Verhaltens der Bekl. i. S. des oben Geſagten 
einigermaßen mit dem Begriff des ſchuldhaften Handelns. 
Aber das iſt nur eine äußerliche Annäherung; rechtsgrund⸗ 
ſätzlich braucht zur Begründung der Haftung aus einer zu ver⸗ 
mutenden Vollmacht dem Geſchäftsherrn weder Verſtoß gegen 
die guten Sitten nach § 826 noch auch nur ein fahrläſſiges 
Handeln i. S. von $ 276 BGB. zur Laſt zu fallen. 


(u. v. 4. Juli 1927; 61/7 IV. — Berlin.) a.] 
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** 14. § 242 BG B. Die Erhebung von Auf⸗ 
wertungsanſprüchen erſt im September 1925 iſt 
nicht verſpätet.] 

Der Kl. betrieb früher in Kiel eine Fiſchräucherei und 
Fiſchkonſervenfabrik. Durch Verträge v. 2. Jan. 1910, 22. Nov. 
1911, 3. Aug. 1913 und 24. Mai 1916 verkaufte er das ganze 
Geſchäft nebſt der Firma und die dazugehörigen Grundſtücke 
an die beiden Bekl. je zur Hälfte. Zahlungen hat er von 1919 
bis 1922 erhalten. Er hat ſie ohne Vorbehalt angenommen. 
Einen Aufwertungsanſpruch machte er erſtmals durch Schrei⸗ 
ben ſeines RA. v. 21. Sept. 1925 geltend. Das BG. hat feine 
Anſprüche anerkannt. Das BG. iſt ohne Rechtsirrtum der An⸗ 
ſicht, daß in der vorbehaltloſen Annahme der Zahlung vom 
2. Nov. 1922 ein Verzicht des Kl. auf die jetzt beanſpruchte 
Aufwertung nicht zu finden ſei. Ebenſo iſt ihm darin bei⸗ 
zupflichten, daß auch das ſpätere Verhalten des Kl. einen 
Verzicht im Rechtssinne nicht ergibt. Der Kl. hat, indem er 
ſein Geſchäft und ſeine Grundſtücke veräußerte, ſehr bedeu⸗ 
tende Vermögenswerte weggegeben. Daß er, wie es der Be⸗ 
griff des Verzichts im Rechtsſinn erfordern würde, den Willen 
gehabt hat, die Folgen der Geldentwertung auch ſoweit ſie die 
Käufer trafen, auf ſich zu behalten und ſo den Schaden, den 
er ohnehin durch den Währungsverfall erlitt, noch weiter zu 
vergrößern, folgt jedenfalls noch nicht aus ſeinem Still⸗ 
ſchweigen bis zum 21. Sept. 1925 und auch nicht aus ſeinen 
Briefen v. 4. Nov. 1924 und 4. April 1925, auch wenn in 
dem erſten der beiden Briefe die ſeinen Verluſt betreffende 
Bemerkung nicht, wie er behauptet, auf ein anderes Geſchäft, 
ſondern auf die hier in Rede ſtehenden Kaufverträge Bezug 
haben ſollte. Auf einen ſolchen Willen des Kl. könnte viel⸗ 
mehr nur geſchloſſen werden, wenn außerdem ein beſonderer. 
Grund erkennbar wäre, der ihn zu dieſem Entgegenkommen 
gegenüber den Bekl. veranlaßte. An einem ſolchen Grunde 
fehlt es aber. Soweit das BG. die Annahme eines Verzichts 
ablehnt, iſt denn auch ein Reviſionsangriff nicht erhoben. Wohl 
aber iſt die Rev. der Meinung, das BG. hätte unter einem 
anderen — von ihm ebenfalls erörterten — Geſichtspunkte 
zur Abweiſung der Klage kommen müſſen, unter dem Geſichts⸗ 
punkte nämlich, daß der Kl. gemäß § 242 BGB. Aufwertung 
nicht mehr verlangen könne, weil er erſt im September 1925 
mit dem Verlangen hervorgetreten ſei und deshalb durch ſein 
untätiges Verhalten den Anſpruch verwirkt habe. Dieſer Auf- 
faſſung kann nicht beigetreten werden. Der Gedanke, daß ein 
ausſchließlich im Währungszerfalle begründetes Aufwertungs⸗ 
recht beſtehe, hatte im November 1922, als die hier in Rede 
ſtehende Zahlung geleiſtet wurde, noch nicht Eingang ge- 
funden. In der Rſpr. des RG. iſt er erſt durch das Urteil 
v. 28. Nov. 1923 (RG. 107, 78%)) zur Anerkennung gelangt, 
aber auch dieſes Urteil, das den beſonderen, nachher geſetzlich 
geregelten Fall der Hypothekenaufwertung zum Gegenſtand 
hatte, hat die jetzige Rſpr. nur eingeleitet. Zahlreiche Einzel⸗ 
fragen, darunter auch die, unter welchen Vorausſetzungen bei 
fog. erledigten Geſchäften, wie ein ſolches hier vorliegt, Auf⸗ 
wertung verlangt werden könne, wurden erſt ſpäter geklärt 
und ſind teilweiſe noch im Fluſſe. Nun ſind allerdings ſchon 
gegen Ende des Jahres 1924 und zu Anfang des Jahres 1925 
Urteile auch des RG. ergangen, in denen ausgeſprochen iſt, 
daß die vorbehaltloſe Annahme des geſchuldeten Papiermark⸗ 
betrags die nachträgliche Geltendmachung des Aufwertungs⸗ 
anſpruchs nicht ausſchließt. Nach den Umſtänden des gegen⸗ 
wärtigen Falles kann es aber nicht als rechtsirrig angeſehen 
werden, wenn das BG. ein mit der ſchuldigen Rückſichtnahme 
auf die Lage der Bekl. unvereinbares und damit gegen die 
Grundſätze von Treu und Glauben verſtoßendes Verhalten 
des Kl. nicht darin findet, daß er erſt am 21. Sept. 1925 das 
Aufwertungsverlangen erhoben hat. Es kommt dabei in Be⸗ 
tracht, daß der Kl. noch im April 1925 nicht an ſeinen Auf⸗ 
wertungsanſpruch geglaubt hat, und daß auch abgeſehen da⸗ 
von, wie es weiter ausführt, nichts dafür vorliegt, daß län⸗ 
gere Zeit vor dem September 1925 dieſer Glaube bei ihm 
vorhanden war. Sodann iſt zu berückſichtigen, daß der Kl. 
nicht bloß die hier in Rede ſtehenden 50 000 % in entwertetem 
Gelde erhalten hat, ſondern daß Teilzahlungen der Bekl. vor⸗ 
ausgegangen ſind, die ebenfalls in die Inflationszeit fielen, 
ſo in d. J. 1919 bis 1921 — neben der Tilgung der Hypo⸗ 


) JW. 1924, 38. 
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thekenſchuld von 70000 / — vier Zahlungen von je 10000 4. 
Daraus ergab ſich nach dem Stande der Rſpr. Unſicherheit, 
wie weit das Aufwertungsverlangen auszudehnen war und 
das entſchuldigte den Kl., wenn er nicht alsbald, nachdem 
überhaupt bei erledigten Geſchäften die Aufwertung anerkannt 
war, ſeine Anſprüche geltend machte. Zutreffend weiſt die 
Reviſionsbeantwortung in dieſer Hinſicht darauf hin, daß der 
Kl., ſobald er überhaupt mit einem Aufwertungsverlangen 
hervortrat, die ihn zu einer beſtimmten Stellungnahme zwin⸗ 
gende negative Feſtſtellungsklage zu gewärtigen hatte, die die 
Bekl. im vorliegenden Rechtsſtreit erhoben haben. Schließlich 
ſind aber auch hier von Belang die Gründe, die gegen einen 
Verzicht des Kl. ſprechen. Die Verträge, um die es ſich hier 
handelt, waren ſo bedeutungsvoll für die Beteiligten, und der 
Kl. war durch die in entwertetem Gelde geleiſteten Zahlungen 
ſo ſtark benachteiligt, daß die Bekl. kaum erwarten konnten, 
der Kl. werde von einem etwaigen Nachforderungsrechte keinen 
Gebrauch machen. Je weniger ſie aber Anlaß zu dieſer Er⸗ 
wartung hatten, um ſo mehr mußten ſie darauf gefaßt bleiben, 
daß ſie noch in Anſpruch genommen würden. 
(U. v. 3. Juni 1927; 460/26 II. — Kiel.) [Nu.] 


15. 8242 BG B. Annahme eines 1897 gemachten 
40 Jahre bindenden Verkaufsangebots i. J. 1920, 
allein maßgebend iſt für die Aufwertung die 
Zeit des Angebots; eine im Jan. 1920 empfangene 
Zahlung iſt bei Erbteilungsanſprüchen dann 
nicht als vollwertig anzuſehen, wenn der Wie⸗ 
deraufrollung des Rechts verhältniſſes kein 
überwiegendes berechtigtes Intereſſe des 
Schuldners entgegenſteht; Klärung der Rſpr. 
über die Frage der Rückwirkung und des Um⸗ 
fanges der freien Aufwertung iſt erſt 1924—1925 
eingetreten; Abwarten der Geltendmachung bis 
dahin bedeutet keine Verwirkung des Aufwer⸗ 
tungsanſpruchs.]J f) 

Die Mutter der Kl., die Wwe. E,, und deren Bruder 
waren je zur Hälfte Miteigentümer des in der Gemeinde V. 
belegenen Ritterguts W. Zu not. Protokoll v. 10. April 1897 
räumte Ww. E. ihrem genannten Bruder und ſeinen Erben 
aber höchſtens für eine Zeit von 40 Jahren, v. 1. Jan. 1898 
an gerechnet, ein Kaufrecht bez. ihres Hälfteanteils an dem 
Grundbeſitz für den Kaufpreis von 80000 % ein. Ww. E. iſt 
i. J. 1902 geſtorben und von vier Töchtern, darunter von der 
Kl. beerbt worden. Die Anteile der übrigen drei Erben hat 
GEHN. H. bereits vor dem Kriege erworben. Die Kl. und 


Zu 15. Ein Urteil von großer praktiſcher Ve⸗ 
deutung! 

IJ. Das RG. knüpft an feine bisherige Rſpr. zur Frage der 
Aufwertung bei Offertverträgen an. Mit Recht legt es keinen weſent⸗ 
lichen Wert darauf, daß im gegenwärtigen Fall auf Grund früherer 
Bindung der äußeren Form nach ein neuer Kaufvertrag beurkundet 
worden iſt. 

II. Im Rahmen der bisherigen Aufwertungsrechtſprechung han⸗ 
delte es ſich regelmäßig nur um ſolche Fälle, bei denen ein Reſtkauf⸗ 
geld geſtundet war, wo alſo der Goldmarkbetrag des aufzuwerten⸗ 
den Anſpruchs, ſei es gem. § 2 Aufwch., ſei es nach allgemeinem 
Recht, zu beſtimmen war. Im gegenwärtigen Fall iſt nach Annahme 
der Offerte eine Stundung des Kaufgeldes nicht mehr er⸗ 
folgt. Die endgültige Formulierung des Verkrages geſchah am 1. Febr. 
1920. Gezahlt wurde am 20. Febr. 1920. Dem Weſen nach liegt alſo 
Barzahlung im Anſchluß an die Annahme der Offerte vor. Auch in 
dieſem Falle gewährt das RG. die Umwertung. 

III. Aus der Entſch. darf nicht etwa gefolgert werden, daß das 
RO. eine Umwertung allgemein bei Zug⸗um⸗Zug⸗Geſchäften aus der 
Inflationszeit billige. Wohl aber erachtet es eine Umwertung dann 
für zuläſſig und in der Regel der Fälle für geboten, wenn eine aus 
der Vorinflationszeit ſtammende Bindung erſt in der Suflationzzeit 
angenommen wurde. Das NG. geht hierbei bis in die Anfangsperiode 
des Jahres 1920 zurück. Berückſichtigt man, daß noch bis weit in 
die Inflationszeit hinein das NG. den Verkäufer für verpflichtet er⸗ 
achtete, in Papiermark zu erfüllen, und daß erſt die Entſch. v. 6. Jan. 
1923 (RG. 106, 8 = JW. 1923, 288) zum erſtenmal zum Ausdruck 
brachte, daß die Annahme der unter ganz anderen Verhältniſſen ab⸗ 
gegebenen Offerte eine Erhöhung des Papiermarkkaufpreiſes recht⸗ 
fertige, fo ergibt ſich, daß nach der Rſpr. des RG. bei einer Fülle 
von Offertverträgen eine Wiederaufrollung der Rechtsverhältniſſe, 
eine Nachprüfung der im Zeichen des Satzes „Mark gleich Mark“ 
bewirkten Leiſtungen möglich wird. 
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GEHN. H. erklärten zu not. Protokoll v. 1. Febr. 1920 u. a.: 
„Zufolge Vertrag ... v. 10. April hat Wwe. E. für eine 
Zeitdauer von 40 Jahren ihrem Bruder A. ein Kaufrecht 
bezüglich ihres Anteils an den Grundſtücken eingeräumt.. 
C. E. überträgt ihrem Oheim A. H. ihre Beteiligung an den 
Grundſtücken ... Wir bewilligen und beantragen, A. H. nun⸗ 
mehr als den alleinigen Eigentümer dieſer Grundſtücke in das 
Grundbuch einzutragen. A. H. hat an C. E. den Betrag von 
26 667 46 als Abfindung zu zahlen ...“ Dieſer Betrag iſt 
am 20. Febr. 1920 an die Kl. gezahlt worden. Der Bell. iſt 
alleiniger Erbe des am 4. Nov. 1920 geſtorbenen A. H. 
LG. hat verurteilt, OLG. abgewieſen; die Rev. iſt begründet. 
Das RG. iſt in ſtändiger Rſpr. davon ausgegangen, daß bei 
Kaufverträgen, die ſich aus zeitlich weit auseinanderfallen⸗ 
dem Angebot und Annahme zuſammenſetzen, für die Bemeſſung 
der Aufwertung der Zeitpunkt des den Preis enthaltenden 
Angebots, nicht dagegen der Tag der Annahme maßgebend 
iſt (fo z. B.: JW. 1926, 1538; Zur. 1925 Nr. 1102; DIZ. 
1925, 1120; RG. 115,13 1)). Daß die Rechte des Verkäufers 
erſt mit dem Zuſtandekommen des Vertrags entſtehen, iſt, 
entgegen der Anſicht des BG., für die Frage, welcher Zeit⸗ 
punkt der Aufwertung zugrunde zu legen iſt, nicht ent⸗ 
ſcheidend. Vielmehr iſt der Grund der Bemeſſung der Auf⸗ 
wertung nach dem Zeitpunkte des Angebots der, daß das An⸗ 
gebot nach Treu und Glauben ſo auszulegen iſt, daß der Ver⸗ 
käufer nur zu einem Preiſe veräußern will, der dem Geld⸗ 
wertſtande zur Zeit des Angebots entſpricht, wie auch nur 
die damaligen Verhältniſſe ein Urt. darüber zulaſſen, ob 
billig oder teuer verkauft iſt. Entſchließt ſich derjenige, an den 
das Angebot gerichtet iſt, ſpäter zu der Annahme des An⸗ 
gebots, ſo kann er es nur ſo annehmen, wie es nach Treu 
und Glauben zu verſtehen iſt (Urt. des erk. Sen. v. 16. März 
1927 V 417/26). Dementſprechend iſt in Fällen der ange⸗ 
gebenen Art der Käufer zur Aufwertung des Kaufpreiſes 
nach dem Zeitpunkte des Angebots verpflichtet. Allerdings 
unterſcheidet ſich der vorliegende Fall, wie auch das BG. 
nicht verkennt, von den durch Angebot und Annahme zuſtande 
gekommenen Kaufverträgen inſofern, als hier der Kaufvertrag 
nicht lediglich durch Annahme des Angebots wirkſam ges 
worden, vielmehr ein beſonderer Kaufvertrag abgeſchloſſen 
worden iſt. Aber der Unterſchied der beiden Fälle iſt doch 
lediglich ein rein äußerlicher. Wirtſchaftlich betrachtet liegen 
beide Fälle gleich. Die Verträge v. 1. Febr. 1920 und v. 
10. April 1897 bilden, wie die Rev. zutreffend hervorhebt, 
wirtſchaftlich und rechtlich ein Ganzes. Der Vertrag v. 1. Febr. 
1920, der nicht nur auf den Vertrag v. 10. April 1897 Be⸗ 
zug nimmt, ſondern auch die gleiche Preisfeſtſetzung wie dieſer 
enthält, hat feine rechtliche Grundlage in dem letzteren Ver⸗ 


IV. Rechtskräftige Entſch., die zur Auflaſſung verurteilen, ſtehen 
der Wiederaufrollung nicht entgegen, ſelbſt dann nicht, wenn Zug 
um Zug gegen Leiſtung eines Papiermarkbetrages verurteilt iſt; denn 
die Enkſch. über eine lediglich im Wege des Zurückbehaltungsrechts 
geltend gemachte Gegenforderung ſchafft keine Rechtskraft (vgl. RO. 
v. 22. Sept. 1926, V 544/25 JW. 1926, 2568). 

V. Das RGUrt. enthält klare Formulierungen zu der Frage des 
Aufwertungsverzichts (vgl. die eingehende Darſtellung des Standes 
der bisherigen Rſpr. bei v. Velſen: Zeitgem. Steuer⸗ u. Fiaganz⸗ 
fragen 8. Ig. Heft 7 S. 153). Ein Aufwertungsverzicht liegt nur 
dann vor, wenn der Berechtigte in voller Kenntnis der ihm zur 
ſtehenden Aufwertungsanſprüche hierauf verzichtet, und auch der 
Schuldner einen ſolchen Verzicht angenommen hat, ſo daß auch er 
ſich des Beſtehens eines Aufwertungsauſpruchs bewußt geweſen fein 
müßte. Dieſe Vorausſetzungen werden bis in die ſpäte Juflationszeit 
hinein faſt nie gegeben ſein. 

VI. Nachdem das RG. ferner in einem oben nicht beſonders 
abgedruckten Teil der Entſch. nochmals die Rechtsgrundſätze der 
Entſch. RG. 114, 399 f. JW. 1927, 660 beſtätigt hat, wonach unter 
Umſtänden bei längſt abgewickelten, als erledigt betrachteten Schuld⸗ 
verhältniſſen die Einſchränkung oder Ausſchließung des nachträglichen 
Aufwertungsverlangens am Platze fein kann, führt das RG. wieder⸗ 
holt aus, daß auch von einer Verwirkung der Aufwertungsanſprüche 
nur die Rede ſein kann, wenn der Berechtigte ſichere Kenntnis von 
dem ihm zuſtehenden Anſpruch erlangt und trotzdem noch längere Zeit 
geſchwiegen hat. Auch von einer ſolchen Verwirkung wird nur ſelten 
die Rede fein können, insbeſ. bei einer Frage wie der hier ſtrittigen, 
die erſt jetzt geklärt wird. 

RA. Dr. Hans Fritz Abraham, Berlin. 


1) JW. 1927, 367. \ 
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trage. Das BG. wird mit feiner Annahme der Sachlage nicht 
gerecht und verletzt die für die Aufwertung nach allgemeinen 
Grundſätzen maßgebende Vorſchrift des 8 242 BGB., wenn 
es die Kl. bei dem Abſchluß v. 1. Febr. 1920 an eine Kauf⸗ 
preisfeſtſetzung feſthält, die in der Zeit eines weit höheren 
Geldwertes getroffen worden iſt. Im übrigen wären auch 
die weiteren Ausführungen des BG. nur zutreffend, wenn 
die Kl. durch die Aufgabe ihres urſprünglichen Widerſtandes 
gegen die Abfindung in Papiermark auf den ihr zuſtehenden 
Aufwertungsanſpruch verzichtet hätte. Ein ſolcher Verzicht 
könnte aber nur dann angenommen werden, wenn ſich die Kl. 
ihres Aufwertungsanſpruchs bewußt geweſen wäre und wenn 
ſie dieſen ihr bekannten Aufwertungsanſpruch hätte auf⸗ 
geben wollen. Am 1. Febr. 1920 war ſich aber noch niemand 
eines Anſpruchs auf Aufwertung bewußt. Das BG. nimmt 
auch ſelbſt an, daß der Kl. die Unzuläſſigkeit ihres Wider⸗ 
ſtandes von rechtskundiger Seite entſprechend der damaligen 
Rſpr. zum Bewußtſein gebracht worden ſei und daß ſie dar⸗ 
auf ihren Widerſtand aufgegeben habe, geht alſo ſelbſt davon 
aus, daß die Kl. ſchließlich die Überzeugung erlangt habe, 
daß ſie lediglich einen Papiermarkanſpruch beſitze. Überdies 
würde aber die Außerung eines Verzichtwillens der Kl., da 
das BGB. im Bereich der Schuldverhältniſſe einen Rechts⸗ 
verzicht nur durch Erlaßvertrag kennt (8 397), auch auf ſeiten 
des Gehgt. H. i. S. des § 145 ff. BGB. Annahme voraus⸗ 
ſetzen. Eines auf ſolche Annahme gerichteten Willens könnte 
auch GehR. H. nur dann geweſen fein, wenn auch er ſich des 
Beſtehens eines Aufwertungsanſpruchs bewußt geweſen wäre. 
Das nimmt aber das BG. erſichtlich gerade nicht an. Wenn 
daher die Kl. ihren Widerſtand ſchließlich aufgegeben hat, ſo 
ging ſie damit ihres Rechtes auf Aufwertung nicht verluſtig. 
Der RevBekl. hat noch ausgeführt, daß die Kl. infolge langen 
Zögerns mit Erhebung des Aufwertungsanſpruchs dieſen An⸗ 
ſpruch verwirkt habe. Auch hierzu wird das BG. noch Stellung 
zu nehmen haben. Dabei wird es weſentlich ſein, feſtzuſtellen, 
wann die Kl. ſichere Kenntnis von dem ihr zuſtehenden Auf⸗ 
wertungsanſpruch erlangt und wann ſie zuerſt an den Bekl. 
mit dem Begehren nach Aufwertung herangetreten iſt. Zu be⸗ 
achten iſt dabei, daß die Aufwertung in der Rſpr. auch des 
RG. zwar ſchon im Laufe des Jahres 1923 grundſätzlich an⸗ 
erkannt worden iſt, daß aber im einzelnen, z. B. in An⸗ 
ſehung des Maßes der Aufwertung, wie weit ſie zeitlich rück⸗ 
wärts anzuerkennen und wie die vorbehaltloſe Annahme einer 
Zahlung rechtlich zu beurteilen ſei, erſt in den Jahren 1924 
und 1925 eine Klärung in der Rſpr. herbeigeführt worden iſt 
(Urt. des erk. Sen. v. 2. Juni 1926 V 492/25). 
(U. v. 18. Juni 1927; 22/27 V. — Düſſeldorf.) 


*** 16. § 283 BGB. Zur Begründung dieſes An⸗ 
ſpruches können auch Umſtände geltend gemacht 
werden, die vor Erlaß des Urteils entſtanden 
ſind. Dagegen können Einwendungen des Bekl., 
die er ſchon im Vorprozeß erhoben hat oder hätte 
erheben können, nicht beachtet werden.] /) 

Durch Urteil des LG. Düſſeldorf v. 16. Nov. 1920 iſt 
der Bekl. verurteilt worden, der Firma J. in B. auf Grund 
eines am 11. Sept. 1919 beſtätigten Kaufvertrages ſechs 
Keſſelwagen gegen Zahlung des Kaufpreiſes von 24800 46 zu 
liefern. Das Urteil iſt rechtskräftig geworden dadurch, daß 
das OLG. am 7. Juli 1922 die Berufung, das RG. am 
8. Okt. 1923 die Rev. zurückwies. Nach erfolgloſer Voll⸗ 
ſtreckung des Urteils und nach vergeblicher Setzung einer Friſt 
gemäß § 283 BGB. verlangt mit der gegenwärtigen Klage 
die Kl. als Rechtsnachfolgerin der J. vom Bekl. Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung. Den der Geſamtſumme von 
25 840 ſchw. Fr. entſprechenden Betrag in deutſcher Währung 
fordert die Kl. vom Bekl. Dieſer beruft ſich darauf, daß ein 
Erſatzabkommen, das er im Jan. 1921 mit der J. im Ein⸗ 
verſtändnis deren Abkäuferin getroffen habe, den Erfüllungs⸗ 
anſpruch ſowohl wie jeglichen Schadenserſatzanſpruch aus⸗ 

Zu 16. Was das RG. in den obigen Entſchchründen über 
den rechtspolitiſchen Zweck des in 8 283 BGB. gewährten Rechts⸗ 
behelfes, über das Verhältnis von Erfüllungs⸗ und Schadenserſatz⸗ 
anſpruch und über das Verhältnis des letzteren zur Rechtskraft des 
Urteils ausführt, trifft das Richtige und iſt klar und überzeugend. 

Prof. Dr. Titze, Berlin. 
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ſchließe, was im früheren Rechtsſtreite nur durch ein Miß⸗ 
verſtändnis ſeines Prozeßbevollmächtigten nicht geltend ge⸗ 
macht worden ſei, ſo daß die Benutzung des rechtskräftigen 
Urteils gegen Treu und Glauben und die guten Sitten ver⸗ 
ſtoße. Das OLG. wies die Klage ab, die Rev. hatte Erfolg. 
Der BR. kommt zur Abwiiſung der Klage, weil er der An⸗ 
ſicht iſt, daß zur Rechtfertigung des Klageanſpruchs aus 8 283 
BGB. nur Umſtände dienen können, die nach dem Erlaß des 
rechtskräftigen Urteils eingetreten ſind. Tatſachen, die in der 
früheren Zeit liegen, könne die Kl., die bis dahin Erfüllung 
des Vertrages verlangt habe, zur Begründung von Schadens⸗ 
erſatzanſprüchen wegen Nichterfüllung nicht verwerten. Mit 
Recht macht die Rev. geltend, daß für eine derartige Be⸗ 
ſchränkung der $ 283 BGB. — hinzuzufügen iſt: auch der 
8325 Abſ. 2 BGB. — keinen Anhalt bietet, Schadenserſatz 
vielmehr in gleichem Maße verlangt werden kann, wie wenn 
ſchon durch Friſtſetzung nach der Fälligkeit gemäß § 326 
BGB. der Erfüllungsanſpruch verloren gegangen und der 
Schadenserſatzanſpruch entſtanden iſt. Die gegenteilige Auf⸗ 
faſſung des BG. kommt darauf hinaus, den vertragstreuen 
Teil, wie dies die Rſpr. vor Inkrafttreten des BGB. tat, 
nach rechtskräftiger Verurteilung des ſäumigen Gegners an 
dem Erfüllungsanſpruch feſtzuhalten und ihm nur einen An⸗ 
ſpruch auf das Intereſſe wegen des nicht befolgten Urteils 
zu gewähren (vgl. RG. 66, 66). Das RG. hat in der hier 
angeführten Entſch. des näheren dargelegt, daß das BGB. 
abſichtlich von der ſeitherigen Rſpr. abgewichen iſt (a. a. O. 
S. 67). Den Erfüllungsanſpruch kann der Gläubiger geltend 
machen, ſolange er will, und zu beliebiger Zeit kann er nach 
vergeblicher Friſtſetzung zum Schadenserſatzanſpruch über⸗ 
gehen, ohne daß hieran durch das rechtskräftige Urteil, das 
ihm ſeinen Erfüllungsanſpruch zuſpricht, etwas geändert wird. 
Ob der Bekl. Aufwertung des Papiermarkkaufpreiſes hätte 
verlangen könven, gegen deſſen Zahlung er zur Lieferung ver⸗ 
urteilt worden war, bedarf hier nicht der Entſch. Denn durch 
die Beantwortung dieſer Frage wird die Berechtigung des 
Schadenserſatzanſpruchs der Kl. grundſätzlich nicht berührt. 
Der Bekl. hat ſelbſt nicht geltend gemacht, daß er ſeinerzeit 
Aufwertung vergeblich verlangt und etwa deswegen dem 
Urteil zuwider nicht geliefert hätte. Bei der erneuten Ver⸗ 
handlung wird zu beachten ſein, daß der Schadenserſatz⸗ 
anſpruch lediglich an die Stelle des bereits rechtskräftig feſt⸗ 
ſtehenden Erfüllungsanſpruchs getreten ift. und daß infolge 
deſſen Einwendungen des Bekl. nicht mehr berückſichtigt wer⸗ 
den können, die in dem rechtskräftig abgeſchloſſenen Rechts⸗ 
ſtreit entweder ſchon behandelt worden find (vgl. RG.: JW. 
1916, 831) oder doch — 8 767 Abſ. 2 ZPO. — hätten gel⸗ 
tend gemacht werden können (vgl. RG. 96, 211); 107, 162), 
insbeſ. 19). Das iſt, ganz abgeſehen von der Beſtimmung 
des § 767 Abſ. 2 ZPO., ſchon deshalb nicht möglich, weil 
gegenüber der Klage aus § 283 (8 325 Abſ. 2) BGB. der 
Bekl. auf Vertragsbedingungen, die ihn von der Lieferung 
befreien könnten, nicht mehr zurückkommen kann; denn der 
Kl. ſtellt gar nicht mehr den Vertragsanſpruch zur Entſch., 
ſtützt ſich vielmehr darauf, daß über dieſen ſchon rechtskräftig 
entſchieden worden iſt (ogl. RG. 107, 233 8)). Danach kann 
ſich der Bekl. im gegenwärtigen Rechtsſtreit auf das angeb⸗ 
liche Erſatzabkommen v. Jan. 1921, ſoweit es ſich um den 
Grund des Anſpruchs handelt, überhaupt nicht mehr berufen. 
Denkbar wäre es höchſtens inſofern, als er etwa geltend 
machen wollte, daß damit ſchon von vornherein eine Schadens⸗ 
erfaßforderung auch auf Grund des $ 283 BGB. für die Zu⸗ 
kunft hätte ausgeſchloſſen werden ſollen (vgl. RG. a. a. O.). 
Dafür bietet aber das Vorbringen des Bekl. bisher keinen 
Anhalt. Daß nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt auch kein 
Verſtoß der Kl. gegen Treu und Glauben oder gegen die 
guten Sitten in der Benutzung des rechtskräftigen Urteils zu 
erblicken iſt, hat das LG. bereits zutreffend ausgeführt. Ob 
etwa die Höhe des Schadens durch das angebliche Ab⸗ 
kommen v. Jan. 1921 und eine für den Fall derzeitiger 
Lieferung beſtehende Verpflichtung der J. zur Kaufpreis⸗ 
aufwertung beeinflußt wird, bleibt der Prüfung des BG. 
vorbehalten. 

(U. v. 4. Mai 1927; 329/26 J. — Düſſeldorf.) (Ka.] 


) JW. 1919, 715. JW. 1923, 826. „ JW. 1923, 463. 
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17. 8313 BG B. Erwerb eines Grundſtücks 
durch einen Geſellſchafter für die Geſellſchaft 
berechtigt den anderen Geſellſchafter zur For⸗ 
derung der Auflaſſung an die Geſellſchaft, nicht 
der ideellen Hälfte an ihn. Keine Anwendung 
des 8 313 B66 B. 


Das BG. ſtellt in erſter Linie feſt, der Kl. und der Bekl. 
ſeien ſchon vor dem am 21. Sept. 1921 erfolgten Abſchluß des 
notariellen Kaufvertrags darüber einig geweſen, gemeinſchaft⸗ 
lich das hier in Betracht kommende Grundſtück nebſt dem 
darin betriebenen Kolonialwarengeſchäft zu erwerben und das 
Geſchäft weiter zu betreiben; der Kaufvertrag ſei dann aller⸗ 
dings allein auf den Namen des Bekl. abgeſchloſſen worden, 
weil der Verkäufer nicht länger habe warten wollen, und auf 
ihn ſei dann der Koſtenerſparnis wegen das Grundſtück auch 
im Grundbuche umgeſchrieben worden. Die Rechte des Kl. 
aus dem gemeinſchaftlichen Erwerb des Grundſtücks ſollten da⸗ 
durch aber nicht berührt werden. Nach Auffaſſung des BG. 
iſt in der Vereinbarung der Parteien ein Geſellſchaftsvertrag 
zu erblicken, welcher der Form des 8 313 BGB. auch inſoweit 
nicht bedurft habe, als daraus die Verpflichtung des Bekl. 
zu 1, dem Kl. das Eigentum an dem Grundſtück zur ideellen 
Hälfte zu verſchaffen, hergeleitet werde; die mit der fiduziari⸗ 
ſchen Rechtsſtellung des Bekl. in Widerſpruch ſtehenden Hand⸗ 
lungen rechtfertigten das Verlangen des Kl. nach einer den 
wahren wirtſchaftlichen Verhältniſſen entſprechenden äußeren 
Rechtsgeſtaltung, obwohl der Kl. ſich zunächſt mit der Ein⸗ 
tragung des Bekl. als Eigentümer einverſtanden erklärt habe. 
Dann konnte der Bekl. den ihm aus dem Kaufvertrag zu⸗ 
ſtehenden Auflaſſungsanſpruch formlos zur Hälfte an den Kl. 
abtreten, indem er zwar nach außen auch nach Umſchreibung 
des Grundſtücks fiduziariſcher Alleineigentümer blieb, im 
Innenverhältnis aber der Kl. Miteigentümer zur Hälfte wer⸗ 
den ſollte. Hiernach leitet das BG. den Anſpruch des Kl. auf 
Verſchaffung der ideellen Hälfte des Eigentums an dem Hauſe 
aus dem zwiſchen den Parteien beſtehenden Geſellſchafts⸗ 
verhältnis her. Mit Recht wird dieſe rechtliche Schlußfolge⸗ 
rung von der Rev. beanſtandet. Es ſteht zwar im Einklang 
mit der Rſpr. (vgl. RG. 82, 299 — 3021) und dort angeführte 
frühere Entſch. ZW. 1909, 72211), wenn im angefochtenen Ur⸗ 
teile davon ausgegangen wird, daß ein auf Erwerb eines 
Grundſtücks zu einem gemeinſamen geſellſchaftlichen Zwecke 
gerichteter Vertrag der Formvorſchrift des 8 313 BGB. nicht 
unterliegt. Ein ſolcher Geſellſchaftsvertrag hat nicht, wie 8313 
BGB. vorausſetzt, die Verpflichtung zur übertragung von 
Grundeigentum zum Inhalte, vielmehr ſtellt ſich die Ver⸗ 
pflichtung lediglich als die geſetzliche Folge des dem Vertrag 
entſprechend vorgenommenen Eigentumserwerbes dar. Die 
Übertragung des Eigentums dient lediglich der Erfüllung des 
Geſellſchaftsvertrags. Ebenſo unterliegt es keinen rechtlichen 
Bedenken, daß das BG. auch in dem Falle die Notwendigkeit 
der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung verneint, wenn 
die Vereinbarung über gemeinſamen Erwerb und Nutzung des 
Grundſtücks erſt nach dem Kaufabſchluß, aber vor der Auf⸗ 
laſſung getroffen ſein ſollte. Es würde dann in dieſer Ver⸗ 
einbarung eine Abtretung des durch den Kaufvertrag für den 
Bekl. begründeten Anſpruchs auf Auflaſſung an die Geſell⸗ 
ſchaft bzw. an den Mitgeſellſchafter zu erblicken ſein. Für eine 
ſolche Abtretung würde ebenfalls nicht die Formvorſchrift des 
8 313 BGB. gelten (RG. 53, 268— 270; 97, 329— 331; 108, 
60622); Warngſpr. 1916 Nr. 275). Für das Innenverhältnis 


) JW. 1915, 987. 2) JW. 1924, 812. 


Zu 17. Das RG. faßt in obiger Entfch. feine Grundſaätze über 
die Frage, wann die Form des § 313 BGB. bei geſellſchaftlicher 
Einbringung von Grundſtücken nötig ſei, zuſammen und zieht hieraus 
eine beſondere Folgerung. Es ſtellt feſt: 

1. daß ein auf den Erwerb eines Grundſtücks zu einem gemein⸗ 
ſamen geſellſchaftlichen Zwech gerichteter Vertrag nicht der 
Formvorſchrift des § 313 BGB. unterliegt; 

2. daß gerichtliche und notarielle Form auch dann nicht nötig 
iſt, wenn die Vereinbarung über gemeinſamen Erwerb und 
Nutzung des Grundſtücks erſt nach dem Kaufabſchluß, aber 
vor der Auflaſſung getroffen iſt; 

3. daß die Geſellſchafter nicht zu ideellen Teilen an einem der⸗ 
art erworbenen Grundſtück beteiligt ſind, ſondern daß Eigen⸗ 
tum zur geſamten Hand vorliegt. 
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der Parteien, für die Verpflichtung des Bekl., auf Grund des 
Geſellſchaftsvertrags das erworbene Grundſtück als gemein⸗ 
ſames Eigentum der Geſellſchaft gelten zu laſſen, iſt der Um⸗ 
ſtand ohne rechtliche Bedeutung, daß der Bekl. aus beſonderen 
Gründen das Grundſtück allein auf ſeinen Namen erwarb und 
auch allein im Grundbuch als Eigentümer eingetragen wurde. 
Er hatte inſoweit nur die Stellung eines Treuhänders und 
war auf Grund der Vereinbarungen verpflichtet, das Grund⸗ 
ſtück als Geſellſchaftseigentum zu behandeln und nur für Ge⸗ 
ſellſchaftszwecke darüber zu verfügen. Da nach den Feſtſtel⸗ 
lungen des BG. die Regelung, daß das Grundſtück auf den 
Namen des Bekl. eingetragen werden ſollte, nur eine vor⸗ 
läufige ſein ſollte, ſo war an ſich ein Anſpruch des Kl. auf 
Herſtellung einer dem inneren Verhältniſſe der Parteien ent⸗ 
ſprechende Rechtsgeſtaltung nach dem Geſellſchaftsvertrage 
nicht ausgeſchloſſen; der Sachverhalt iſt alſo inſofern ein etwas 
anderer, als derjenige, welcher der Entſch. RG. 109, 380 zu⸗ 
grunde lag, wo nur eine Einbringung dem Werke nach be⸗ 
abfichtigt war, ohne daß eine Übertragung des Eigentums 
ſelbſt erfolgen ſollte. Aber das BG. irrt, wenn es aus der 
Vereinbarung über den gemeinſamen Erwerb des Grundſtücks 
für Zwecke der Geſellſchaft die rechtliche Folgerung glaubt zie⸗ 
hen zu können, daß mit dem Erwerbe des Grundſtücks ein An⸗ 
ſpruch des Kl. auf die ideelle Hälfte des erworbenen 
Hauſes nach dem Geſellſchaftsvertrage entſtanden ſei. Der 
auf den Erwerb des Grundſtücks für den gemeinſchaftlichen 
Geſchäftsbetrieb gerichtete Geſellſchaftsvertrag verpflichtete den 
für die Geſellſchaft handelnden Bekl. nicht, das Grundſtück in 
Erfüllung des Geſellſchaftsvertrages zur ideellen Hälfte auf 
feinen Mitgeſellſchafter, den Kl., zu übertragen, ſondern aus 
dem Geſellſchaftsvertrage ergab ſich nur eine Verpflichtung, 
das Grundſtück in das Geſamteigentum der Geſellſchafter zu 
bringen. Beide Geſellſchafter hatten, wenn zwiſchen ihnen nicht 
die vorläufige Regelung getroffen worden wäre, wonach der 
Bekl. nach außen allein als Eigentümer eingetragen werden 
ſollte, zuſammen als Eigentümer eingetragen werden müſſen 
unter Angabe des zwiſchen ihnen beſtehenden Geſellſchafts⸗ 
verhältniſſes. Die Herſtellung einer den wahren Rechts⸗ 
beziehungen entſprechenden Geſtaltung hätte alſo nicht zu einem 
quotenweiſen Miteigentum des Kl. und des Bekl., ſondern zu 
einem ungeteilten Geſamthandeigentum der Geſellſchafter füh⸗ 
ren müſſen. Dafür, daß die Parteien bei Abſchluß des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrags etwas anderes wollten, als das Grundſtück als 
Geſellſchaftseigentum, d. h. als Eigentum der Geſellſchafter 
zur geſamten Hand zu erwerben, bieten die Urteilsgründe kei⸗ 
nen genügenden Anhalt. Wenn es in ihnen auch heißt, die 
Parteien ſeien einig geweſen, das Grundſtück gemeinſam je 
zur Hälfte zu erwerben, ſo kann das ſehr wohl i. S. eines 
Miteigentums zur geſamten Hand nach Maßgabe des Anteils 
am Geſellſchaftsvermögen aufgefaßt werden und enthält keine 
zweifelsfreie Vereinbarung quotalen Miteigentums. Es würde 
aber auch in einem ſolchen Falle die oben hervorgehobene 
Ausnahme von der Vorſchrift des 8 313 BGB. nicht Platz 
greifen. Denn die Eigentumsübertragung wäre dann nicht 
mehr die bloße Erfüllung des zwiſchen den Beteiligten ab⸗ 
geſchloſſenen, auf gemeinſchaftlichen Erwerb des Grundſtücks 
gerichteten Geſellſchaftsvertrags, ſondern der Bekl. hätte die 
beſondere Verpflichtung übernommen, dem Kl. das Eigentum 
an der ideellen Hälfte des zu erwerbenden Grundſtücks zu 
übertragen, und eine ſolche Verpflichtung müßte gemäß $ 313 
BGB. beurkundet werden. Aus dem vom Kl. angeführten Ur⸗ 


Alles dies find Grundſätze, die bereits in ſtändiger Praxis vom 
NG. anerkannt find. Hieraus ſolgert nun das RG. für den be⸗ 
ſonderen Fall, daß, wenn derart ein Grundſtück zu einem gemein⸗ 
ſamen geſellſchaftlichen Zwecke erworben iſt, der, der das Grundſtück 
als Treuhänder auf ſeinen Namen erworben hat, nicht verpflichtet iſt, 
dem andern Geſellſchafter das Eigentum an der ideellen Hälfte des 
Grundſtücks zu übertragen, ſondern es beſteht nur ein Anſpruch des 
Geſellſchafters gegen den eingetragenen Eigentümer, das Grundſtück 
in das Geſamteigentum der Geſellſchafter zu bringen, alſo das Grund» 
ſtück entweder auf die OHG, falls eine ſolche zwiſchen den beiden 
Parteien beſteht, zu übertragen oder auf beide Geſellſchafter unter 
Angabe des zwiſchen ihnen beſtehenden Geſellſchaftsverhältniſſes. Dieſer 
Folgerung iſt mit Rückſicht auf die angeführten einzelnen Rechts⸗ 
grundfätze des RG. durchaus beizutreten. 
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teile des 5. 35. v. 27. Febr. 1926, V 295/25 ergibt ſich keine 
abweichende Auffaſſung. Hiernach läßt ſich aus dem vom BG. 
feſtgeſtellten Geſellſchaftsverhältnis ein Anſpruch des Kl. gegen 
den Bekl. auf Verſchaffung des Eigentums an dem Grund⸗ 
ſtück zur ideellen Hälfte nicht herleiten. Das angefochtene 
Urteil, das nach dem in erſter Linie geſtellten klägeriſchen 
Antrage erkannt hat, mußte deshalb aufgehoben werden. Mit 
Rückſicht auf den vom Kl. geſtellten Hilfsantrag, mit dem das 
BG. ſich entſprechend dem von ihm eingenommenen Stand⸗ 
punkte noch nicht befaßt hat, war die Sache zur anderweiten 
Verhandlung an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. Da der 
Bekl. das Beſtehen eines Geſellſchaftsverhältniſſes zwiſchen 
ihm und dem Kl. und die Zugehörigkeit des Grundſtücks zum 
Geſellſchaftsvermögen beſtreitet, auch durch Verkauf des Grund⸗ 
ſtücks an Dritte Handlungen vorgenommen hat, durch welche 
die geſellſchaftlichen Rechte des Kl. an dem Grundſtück ge⸗ 
fährdet werden, ſo ſtehen nach dem bisher vom BG. eingenom⸗ 
menen tatſächlichen Standpunkte dem klägeriſchen Antrage auf 
Feſtſtellung der Zugehörigkeit des Grundſtücks zum Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen und der daraus ſich ergebenden beſchränkten 
Verfügungsberechtigung des Bekl. auf Unterlaſſung von Ver⸗ 
fügungen über das Grundſtück und auf Bewilligung der Ein⸗ 
tragung einer entſprechenden Verfügungsbeſchränkung in das 
Grundbuch keine rechtlichen Bedenken entgegen. 


(U. v. 24. Mai 1927; 482/26 II. — Stettin.) [Ku.] 


18. 88 313, 276, 1826 BG B. Auch eine beſonders 
feierliche ernſtgemeinte Beteuerung des Ver- 
ſprechens der Auflaſſung erſetzt den Formmangel 
nicht; nur ſchuldhaft erregter Irrtum über die 
Formbedürftigkeit ſteht der Berufung auf den 
Formmangel entgegen.] /) 

Die Vorinſtanzen nehmen an, daß man beklagterſeits 
bei den in Frage kommenden Verhandlungen die ernſtliche 
Abſicht gehabt habe, den formnichtigen Vertrag zu erfüllen, 


Zu 18. Die Entſch. iſt ein typiſches Beiſpiel für die oft un⸗ 
10 5 allmähliche Fortbildung des Rechts in den Händen der 

raxis. 

J. Das RG. hat die allgemeine Argliſteinrede (exceptio doll 
generalis), die ſchon im gemeinen Recht eine erhebliche Rolle 
ſpielte, auch unter dem neuen Recht in immer ſtärkerem Maße 
angewandt. Da wir ſtatt eines allgemeinen Verbotes des Rechts- 
mißbrauches nur die enge und unpraktiſche Beſtimmung des Schi⸗ 
kaneverbotes im BGB. haben, dient heute die allgemeine Argliſt⸗ 
einrede der Praxis vor allem zur Bekämpfung des Mißbrauches 
eines formalen Rechts. So erklärt es ſich, daß die allgemeine 
Argliſteinrede nicht mehr bloß auf 8 826 BGB. gegründet wird, 
ſondern als Ausdruck der alles beherrſchenden Norm des 8 242 
BGB. erſcheint: das Verhalten einer Partei ſteht im Widerſpruch 
mit den Anforderungen, die Treu und Glauben mit Rückſicht auf 
die Verkehrsſitte an fie ſtellen (ogl. meine Note zu JW. 1924, 
405). Hierdurch aber wird offenbar, daß der fog. allgemeinen 
Argliſteinrede kein juriſtiſcher Eigenwert mehr zukommt; unter 
ihrem Namen wachſen allmählich neue verſchiedenartige Rechts⸗ 
prinzipien heran (vgl. dazu die erfreuliche Frankfurter Diff. von 
Willy Brenner: Die exceptio doli generalis in den Entſch. des 
RG. 1926). (Nebenbei ſei bemerkt, daß die Schrift auf S. 49 N. 98 
bemerkenswerte Ausführungen Hecks zu ſeiner Abhandlung Arch⸗ 
ZivPrax. N. F. Bd. 4 S. I ff. enthält.) 

1. Das RS. iſt u. a. allmählich auch dazu übergegangen, 
unter Berufung auf die allgemeine Einrede der Argliſt einer rechts⸗ 
mißbräuchlichen Benutzung der Verjährungseinrede und der Gel⸗ 
tendmachung einer auf Formmangel beruhenden Nichtigkeit ent⸗ 
gegenzutreten. In beiden Fällen verlief aber die Entwickelung nicht 
gleichmäßig (vgl. z. B. die Überficht bei Staudinger zu 8 242 
und bei Staub zu § 346 Anm. 21 ff. und Anhang Anm. 21 ff. 
zu § 350 Anm. 81). 

a) Beidemal geht das RG. grundſätzlich davon aus — mit 
Recht —, daß die bloße Berufung auf den Formmangel oder die 
einfache Geltendmachung der Verzährungseinrede niemals argliſtig 
oder unſittlich ſein kann (RG. 52, 7; 96,315 = JW. 1919, 903; 
64, 222; 78, 134 JW. 1912, 286). 

Aber beidemal kann doch durch die beſonderen Umſtände des 
Falles, die Art und Weiſe, wie jemand in ſchroffem Widerſpruch 
zu feinem ganzen bisherigen Verhalten jetzt die Nichtigkeit geltend 
macht oder die Eiurede vorſchützt, ein Verſtoß gegen die guten 
Sitten oder ein treuwidriges Verhalten vorliegen. Bei Begrün⸗ 
dung der exceptio doli generalis in ſolchen Fällen ſtritten eine 
engere und eine weitere Auffaſſung um die Herrſchaft. Bald ſoll 
die allgemeine Argliſteinrede nur gegeben ſein, wenn die Berufung 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 


und daß man erſt ſpäter den Entſchluß gefaßt habe, den 
Vertrag nicht zu erfüllen. Die rechtl. Beurteilung der Vor⸗ 
inſtanzen beruht auf dem Gedanken, es verſtoße gegen Treu 
und Glauben und gegen das Anſtandsgefühl aller billig und 
gerecht Denkenden, daß die bekl. Seite im Gegenſatz zu den 
früher „in einer ſo feierlichen Weiſe“ gemachten Verſprechun⸗ 
gen jetzt — nach den ausgebrochenen Zwiſtigkeiten — die Auf⸗ 
laſſung verweigere. Im Hinblick auf das geſetzl. Form⸗ 
erfordernis des 8 313 Satz 1 BGB. kann weder der Einwand 
eines gegenwärtigen Verſtoßes gegen Treu und Glauben (der 
gegenwärtigen Argliſt, RG. 107, 357) als begründet noch 
ſonſthin ein Verſtoß gegen die guten Sitten als dargetan an⸗ 
erkannt werden. Für den erſtgedachten Einwand iſt nach den 
in der Rſpr. das RG., insbeſ. in RG. 107, 357 ff. ausge⸗ 
führten und in der Folge feſtgehaltenen Grundſatzen (vgl. 
RG.: JW. 1926, S. 1810; WarnRſpr. 1926 Nr. 113; 22. 
1926 Sp. 696; JurR. 1926 Nr. 368; auch V 200/24, Urt. 
v. 20. Okt. 1924; V 194/26, Urt. v. 24. Nov. 1926; V 
339/26, Urt. v. 19. März 1927; V 491/26, Urt. v. 23. April 
1927) zu erfordern, daß auf der Seite desjenigen der der 
Geltendmachung der Formnichtigkeit entgegentritt, ein Irr⸗ 
tum über die rechtliche Notwendigkeit der Form vorgelegen 
hat und daß dieſer Irrtum vom Geſchäftsgegner ſchuldhaft, 
mindeſtens fahrläſſig (§S 276 BGB.) verurſacht iſt. Keine der 
beiden Vorausſetzungen iſt dem feſtgeſtellten Sachverhalt zu 
entnehmen. Aus dem Klagvortrag ſelbſt erhellt vielmehr, 
daß beide Teile die Notwendigkeit der Form gekannt haben, 
eine Beirrung hierüber oder auch nur ein Verſuch dazu hat, 
nicht ſtattgefunden. Von einem Verſchulden der bekl. Seite 
im Zeitpunkt der umſtrittenen Zuſagen kann gleichfalls keine 
Rede ſein, da das BG. feſtſtellt, daß man beklagterſeits zu 
jener Zeit die ernſtliche Abſicht gehabt habe, die Zuſagen 
zu erfüllen, und in ſolcher Abſicht die Zuſagen erteilt habe. 
Haben aber beide Teile die Notwendigkeit der Formwahrung 
gekannt, ſo beruht es auf dem Einverſtändnis auch des Kl., 


auf die Nichtigkeit oder die Verjährung eine nach 88826 BGB. 
vorſätzlich ſittenwidrige Handlung war (RG. 64, 223; 85, 119) 
— dabei müßte, wie Staub, 8346, A. 21 mit Recht hervorhebt, 
ein Verſtoß gegen die guten Sitten ſubjektiv wie objektiv auch 
wirklich feſtſtehen —, bald ſoll jedes Verhalten, das auch nur ob⸗ 
jektiv gegen die guten Sitten verſtieß, genügen, um die Einrede 
der Argliſt zu begründen (Rg. 57, 376; Warn. 1908 Nr. 38). Ob⸗ 
wohl gegen die Verjährungseinrede wie gegen die Berufung auf 
einen Formmangel die „allgemeine Argliſteinrede“ gerührt wird, 
hat bezeichnenderweiſe auf jedem Gebiet eine andere Auffaſſung 
ſich durchgeſetzt! 

b) Gegen die Verjährungseinrede wird die Einwendung der 
Argliſt ſchon dann gewährt, wenn derjenige, der die Einrede der 
Verjährung vorbringt, durch fein Verhalten den Gläubiger von der 
Einhaltung der Friſt abgehalten hat, wenn auch ohne Argliſt, ja 
5000 ohne Verſchulden (RG. 87, 281 = JW. 1916, 184; 109, 


c) Engere Grenzen zieht das RG. der Argliſtreplik gegen die 
Berufung auf die Nichtigkeit wegen Formmangels. Hier genügt es 
nicht, daß eine Partei durch ihr Verhalten objektiv die Nichtbeach⸗ 
tung der Form herbeigeführt hat und ſich nun trotzdem ſpäter auf 
dieſen Mangel beruft, ſondern ſie muß beim Gegner einen Irrtum 
über die rechtliche Notwendigkeit der Form ſchuldhaft, alſo zu min⸗ 
deſt fahrläſſig, hervorgerufen haben. Daher iſt die Argliſtreplik 
ohne weiteres verſagt, wenn der Einwendende beim Geſchäfts⸗ 
abſchluß ſich der Notwendigkeit der Form bewußt war (RG.: JW. 
1926, 11441), mag ihn auch der Gegner von der Einhaltung der 
Form aus ſonſtigen Gründen abgehalten haben. Aber auch dann, 
wenn er die Formwahrung unterlaſſen hat, obwohl er ſich dee 
Formnotwendigkeit bewußt fein mußte („Fahrläſſigkeit“), und exit 
lange Zeit nach dem Vertragsabſchluß den Formmangel geltend 
macht, liegt noch keine Argliſt vor, weil und ſolange es an einer 
Einwirkung auf die Meinung des Gegners über die Notwendigkeit 
der Form fehlt (NG. 96, 315 — JW. 1919, 993). An dieſem erſt 
in Bd. 107, 357 näher präziſierten und eingehend begründeten 
Standpunkt hat das NG. inzwiſchen feſtgehalten, worauf ſich das 
vorliegende Urt. mit Recht beruft. Daß aber die neueren Entſch. 
mit früheren Urt. voll in Einklang ſtänden, dürfte durch unſer Urt. 
ebenſpwenig wie durch Warn. 1926 Nr. 136 bewieſen werden. Aber 
das hat auch nichts zu fagen; liegt doch kein Grund vor (horror 
pleni?), daß ſich das RG. ſcheuen müßte zuzugeben, daß es erſt 
in allmählichem Fortſchreiten zu ſeinem heute eingenommenen 
Standpunkt gelangt iſt. Man wird ſich eines Lächelns nicht erweh⸗ 
ren können, wenn man die gewundene Begründung lieſt, warum 
die im Urt. zitierten früheren Entſch., die ganz gewiß den Grund⸗ 
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daß mit der Beurkundung der getroffenen Abreden zugewartet 
worden iſt, und er muß die Folgen dieſes Zuwartens tragen, 
ohne fie auf den Gegner abwälzen zu können. Der für dieſen. 
Einwand vorausgeſetzte Irrtum über die rechtliche Not⸗ 
wendigkeit der Form kann nicht durch einen tatſächlichen 
Irrtum darüber erſetzt werden, ob im gegebenen Falle die 
Zuſage, auch wenn nur formlos erteilt, werde erfüllt werden. 
Der hier in Rede ſtehende Einwand, wie er in der Rſpr. des 
RG. ausgeſtaltet und in den weiteren Zuſammenhang des 
Verſchuldens bei dem Vertragsſchluß (culpa in contrahendo) 
geſtellt iſt, ergibt daher für die Kl. keine Stütze. Eine Ab⸗ 
weichung von den im Vorſtehenden angeführten Grundſätzen 
ergeben auch nicht die weiteren — älteren — Entſch. des R., 
auf die ſich die Vorinſtanzen ftügen wollen, nämlich Warn⸗ 
Rſpr. 1908 Nr. 38 und RG. 96, 315 nebſt der dort ange⸗ 
führten Entſch. WarnRfpr. 1917 Nr. 174. Daß die beiden 
letztangeführten Entſch. gegenüber RG. 107, 357 nichts Gegen⸗ 
teiliges enthalten, hat der in jenen erk. (III.) 3. bereits in 
feiner Entſch. Warngiſpr. 1926 Nr. 136 auf S. 199 in Abſ. 2 
ausgeſprochen, die ſich im übrigen ganz in der Richtung der 
oben dargelegten Grundſätze bewegt (vgl. auch Recht 1924 
Nr. 1443). In der Entſch. Warngiſpr. 1917 Nr. 174 iſt dar⸗ 
auf abgeſtellt, der Mieter habe die Unterzeichnung der Ver⸗ 
tragsurkunde lediglich hinausgeſchoben, der Vermieter ſich 
dabei beruhigt und ſo ſei es zum Formmangel gekommen: 


ſatz noch nicht mit der Klarheit wie heute erkannt hatten, doch 
„ganz in der Richtung“ der dargelegten Grundſätze liegen. Beſon⸗ 
ders hübſch iſt das Geſtändnis zu Warn. 1908 Nr. 38: „danach 
ſcheint (IJ) auch dieſem Urt. die Annahme einer fahrläſſigen Be⸗ 
irrung des Gegners über die rechtliche Notwendigkeit der Form 
zugrunde zu liegen.“ Von einem beim Gegner erzeugten Irrtum 
iſt aber in dieſer Entſch. mit keinem Wort die Rede und ob „Ver⸗ 
ſchulden“ in techniſchem Sinne zu verſtehen iſt oder nicht gleich⸗ 
bedeutend mit „Verhalten“ gebraucht werde, iſt wenigſtens aus 
der bei Warneyer abgedruckten Entſcheidung nicht erſichtlich 
(daher auch der Streit in der Literatur, den RG. 107, 363 er⸗ 
wähnt; richtig Brenner a. a. O. S. 20 Note 25). 

d) So auffällig dieſe verſchiedenartigen Vorausſetzungen der 
allgemeinen Argliſteinrede ſein müßten, wenn es ſich bei ihr wirk⸗ 
lich um einen einheitlichen und eigenwertigen Rechtsbegriff handeln 
würde, ſo leicht erklärt ſich die Sonderbehandlung jeder Gruppe, 
wenn man erkennt, daß es ſich hier um Anwendung von zwei 
verſchiedenen Rechtsprinzipien handelt. Bei der Replik gegen die 
Verjährungseinrede wird der im § 208 für einen Sonderfall an⸗ 
erkannte Rechtsgedanke analog angewandt (Brenner a. a. O. 
S. 74 ff. unterſcheidet innerhalb dieſer Gruppe zwei Untergruppen), 
während ſich der Argliſteinwand gegenüber der Berufung auf 
einen Formmangel als eine Anwendung der Haftung aus culpa in 
contrahendo darſtellt. Das letztere hakte das RG. 107, 362 ſchon 
erkannt, und das vorſtehende Urt. beruft ſich ausdrücklich darauf, 
daß der Argliſteinwand in der Rechtſprechung des RG. „in den 
weiteren Zuſammenhang des Verſchuldens bei dem Vertragsſchluß 
(culpa in contrahendo) geſtellt iſt“. Dieſe Erkenntnis iſt durchaus 
erfreulich; damit iſt re vera für ein weites Gebiet auf den unge⸗ 
nauen und nicht einheitlichen Begriff der allgemeinen Argliſteinrede 
verzichtet. Die Rechtſprechung hat die wahren Gründe erkannt, 
warum in unſeren Fällen das Verhalten einer Partei mit Treu 
und Glauben in Widerſpruch ſteht. Jetzt konnten die Voraus⸗ 
ſetzungen und Wirkungen dieſes neuen Rechtsgedankens feſtgelegt 
werden, ſo daß er in Zukunft geeignet iſt, allein die Entſcheidung 
zu tragen; damit wird für das Rechtsleben auf einem wichtigen 
Gebiet ein bedeutender Gewinn an Stetigkeit und Rechtsſicherheit 
erzielt ſein. 

e) Bei dem grundſätzlichen Vekenntnis des NG. zum Haf⸗ 
tungsprinzip aus culpa in contrahendo in ſolchen Fällen müſſen 
zwei Fragen aufgeworfen werden: 

a) Erfordert das Prinzip ein Verſchulden? Während Shering 
das Prinzip — wie ſchon der Name jagt — auf ein Verſchulden — 
wenn auch, wie er übrigens ſpäter ſelbſt erkannte, gekünſtelt — 
aufbaute, hat unſer Geſetz die Haftung aus dem Verhalten bei den 
Vertragsverhandlungen in Einzelfällen auch ohne Verſchulden an⸗ 
erkannt; da aber unſer geltendes Recht grundſätzlich dem Verſchul⸗ 
densprinzip folgt, ſind dieſe Ausnahmen keiner allgemeinen Ana⸗ 
logie fähig; mit Recht erfordert daher das NÖ. zumindeſt Fahr⸗ 
läſſigkeit (ogl. Stoll, Lg. 1923, 545,6; unrichtig Raiſer, 
ArchgivPrax. N. F. 7, 25 ff); die Fahrläſſigkeit muß natürlich bei 
der Verletzung einer dem Gegner gegenüber beſtehenden Sorgfalts⸗ 
pflicht begangen werden. Die Sorgfaltspflicht kann aber nur darin 
beſtehen, beim Gegner keine irrtümlichen Vorſtellungen hervor⸗ 
zurufen, nicht aber in der Fürſorge für Wahrung der Form. Eben 
deshalb kann das bloße Unterlaſſen der Formeinhaltung, obwohl 
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das ergebe nicht den Tatveſtand des — hier wie ſonſt zu⸗ 
meiſt ſogenannten — Einwands der Argliſt. Als ſolcher iſt in 
der Entſch. RG. 96, 315 angeführt, „wenn eine Partei beim 
Vertragsſchluß die Form für unnötig erklärt und ſich ſpäter 
trotzdem auf den Formmangel beruft“: hierbei iſt allerdings 
weder geſagt, ob Fahrläſſigkeit vorausgeſetzt iſt, noch iſt von 
Irrtumserregung bezüglich der Notwendigkeit der Form die 
Rede. Aber es iſt unmittelbar darauf (S. 315 unten) als 
Unterſcheidungsmerkmal des gegebenen von dem bei den voran⸗ 
gegangenen Rechtsausführungen vorausgeſetzten Falle aus⸗ 
drücklich beigefügt, hier „fehle die Einwirkung auf den Irr⸗ 
tum des Gegners über die Notwendigkeit der Form“. In 
Warn. 1908 Nr. 38 endlich hatte der Kl., der ſich auf die 
Formgültigkeit des Vertrags berief, ſelbſt das Abkommen für 
formlos gültig gehalten und durch ſeinen Einwand, die Be⸗ 
urkundung ſei nicht nötig, ſelbſt die Formnichtigkeit ver⸗ 
anlaßt. Worin eine Fahrläſſigkeit des Kl. in dieſer Hinſicht 
gefunden werde, iſt nicht näher ausgeführt; aber es wird dem 
Kl. eingehalten, daß ſein eigenes „damaliges Verſchul⸗ 
den“ die alleinige Urſache ſei, weshalb die Form nicht ge⸗ 
wahrt ſei. Danach ſcheint auch dieſem Urteil die Annahme 
einer fahrläſſigen Beirrung des Gegners über die rechtliche 
Notwendigkeit der Form zugrunde zu liegen. Auch ein Ver⸗ 
ſtoß gegen die guten Sitten, der i. S. 8 826 BGB. die bekl. 
Seite unter dem Geſichtspunkt des 8 249 BGB. zur Auf⸗ 


eine Partei ſich der Formnotwendigkeit hätte bewußt ſein müſſen, 
keine culpa in contrahendo ſein (im Ergebnis richtig NG. 96, 
315 = ZW. 1919, 993). 

ß) Folgt aus dem Prinzip der culpa in contrahendo nicht 
ohne weiteres eine Beſchränkung der Haftung auf das negative In⸗ 
tereſſe, während doch die „Argliſtreplik“ zur Durchführung des 
Vertrages führt, obwohl er tatſächlich nichtig iſt? RG. 107, 365 
hat demgegenüber — im Ergebnis richtig (über die nicht einwand⸗ 
freie Begründung vgl. Brenner a. a. O. S. 24 ff.) — den Ver⸗ 
trag als gültig behandelt, und ich habe 23.1923, 546 dargelegt, 
daß aus der culpa in contrahendo keine prinzipiellen Fol⸗ 
gerungen für den Umfang der Schadenserſatzpflicht gezogen werden 
dürfen. Vielmehr iſt wegen Verſchuldens während der Vertrags⸗ 
verhandlungen immer derjenige Schaden zu erſetzen, der durch 
dieſes pflichtwidrige Verhalten kauſal herbeigeführt wurde. 

2. Schon die hier gezeigte verſchiedene Bedeutung des all⸗ 
gemeinen Argliſteinwandes beweiſt, daß unter einer gemeinſamen 
Etikette verſchiedenartige Rechtsbehelfe zuſammengefaßt ſind, und 
es muß die Frage aufgeworfen werden, ob es id, bei der exceptio 
doli generalis noch um einen einheitlichen Rechtsgedanken handelt, 
1 die BEN Sonderfälle verbindet, und welche Bedeutung ihr 
zukommt. 


a) Reichel: JW. 1927, 658 — dem Hallermann: JW. 
1927, 9738 zuſtimmt — bemerkt, die exceptio doli generalis er- 
ſcheine „in zwei Formen, die miteinander nicht viel mehr als den 
Namen gemeinſam haben“. Aber von den beiden Formen, die 
Reichel dann als ſolche der exceptio doli generalis vorführt, 
fällt die fog. exceptio doli praeteriti nach der herkömmlichen Ter⸗ 
minologie überhaupt nicht unter den allgemeinen Argliſteinwand. 
Die exceptio doli praeteriti iſt nichts anderes als eine einfache 
exceptio doli specialis (vgl. meine Note JW. 1926, 7952; gegen die 
Verwiſchung der Grenzen zwiſchen exceptio doli generalis und spe- 
cialis ſchn Wendt, ArchgZizprax. 100,9; auch Breuner a. a. O. 
S. 7 ff.). Von einer exceptio doli generalis ſpricht man nur dann, 
wenn erſt und ausſchließlich das jetzt eingenommene Verhalten des 
Gegners die Vorausſetzungen für einen ſubjektiven Vorwurf ent⸗ 
hält (Windſcheid 1 8 47 N. 7; Dernburg 1 8 138 N. 10; 
Wendt, ArchgivpPrax. 100 S. 8/10; Enneccerus 1 8 208 III: 
Staudinger 8 242 A. 2a; Staub $ 346, A. 21), eine Unter⸗ 
ſcheidung, die ſich aus dem Wortlaut der römiſchen Formel (si in 
ea re nihil dolo malo Ai Ai factum sit neque fiat) ohne weiteres 
ergab. Aber auch die Fälle, die Reichel sub b „exceptio doli 
praesentis“ (was gleichbedeutend mit exceptie doli generalis iſt) 
einreiht, zeigen, daß nicht viel mehr als ein gemeinſamer Name 
vorliegt. Es finden ſich hier Fälle echter gegenwärtiger Argliſt (un⸗ 
redliches Handeln durch das Verhalten im Rechtsſtreit) wie bloß 
objektiv treuwidrigen Verhaltens, Fälle der Geſetzesauslegung wie 
der Lückenergänzung. Ganz mit Recht hebt Reichel hervor, daß es 
ſich bei dieſer exceptio um einen Einwand handelt, nicht um eine 
Einrede i. S. des BGB. 

b) So kann es nicht überraſchen, wenn neuerdings der Ver⸗ 
ſuch gewagt wurde, die exceptio doli generalis „als einen einheit⸗ 
lichen oder gar eigenwertigen Hilfsbegriff der geltenden Rechts⸗ 
ordnung“ trotz ihrer häufigen Verwendung in der Praxis über⸗ 
haupt zu ſtreichen und nachzuweiſen, daß in allen Fällen, in denen 
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laſſung verpflichten könnte (RG. 107, 365 oben; Warngſpr. 
1926 Nr. 136 auf S. 199 unten; zu jüngſt V 158/26, Urt. 
v. 13. April 1927; vgl. auch ſchon RG. 58, 356 1)), liegt 
nicht vor. Waren die „unter Edelmannswort“ gemachten Zu⸗ 
ſagen, als ſie gemacht wurden, von der ernſtlichen Abſicht 
getragen, ſie zu erfüllen, ſo kann in ihrer „feierlichen“ Er⸗ 
klärung für ſich allein noch kein Verſtoß gegen die guten 
Sitten gefunden werden; ein ſolcher kann erſt darin geſucht 
werden, daß im Rechtsſtreit jene Zuſagen verleugnet wurden, 
ihre Erfüllung abgelehnt worden iſt. Da es ſich aber bei dem 
Einwand der Formnichtigkeit nach 8 313 Satz 1 um die an 
ſich zuläſſige Geltendmachung eines beſtehenden Rechtsbehelfs 
handelt, kann darin ein zum Schadenserſatz verpflichtender 
Sittenvorſtoß nur unter beſonderen Umſtänden, nach der hier 
gegebenen Sachlage nur dann gefunden werden, wenn jenem 
früheren Verhalten die Kraft einer rechtlichen Verpflichtung 
beigemeſſen werden kann. Das iſt für den vorliegenden Fall 
nach den bereits angeführten grundlegenden Feſtſtellungen des 
BG. zu verneinen. Es liegt im Weſen einer geſetzl. Form⸗ 
vorſchrift begründet, daß, wenn die Form nicht gewahrt iſt, 
die Erklärung des rechtsgeſchäftl. Willens nicht verpflichtet. 
Und dies auch dann nicht, wenn er in beſonders nachdrück⸗ 
lichen Worten verlautet, in feierlicher Form bekräftigt wird. 
Das Erfordernis der geſetzl. Form kann nicht durch eine von 
den Beteiligten gewählte ſonſtige Feierlichkeit des Ausdrucks 
erſetzt werden. Die vom Geſetz vorgeſchriebene Form kann 
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die Praxis mit dieſem Begriff arbeitet, die Löſung auf anderem 
Wege beſſer gefunden werden kann (Brenner in der zit. Schrift). 
Brenner verwirft die allgemeine Argliſteinrede, weil ſie nicht 
bloß überflüſſig, ſondern auch unbrauchbar und ſchädlich ſei. Sie ver⸗ 
decke die maßgebenden Frageſtellungen, verdränge mühſam heraus⸗ 
gearbeitete klare und reine Rechtsbegriffe und bewirke eine un⸗ 
organiſche Fortbildung des Rechtes. Hinter dem ſchillernden Be⸗ 
griff verberge ſich Geſetzesauslegung, Rechtsgeſchäftsauslegung und 
reie Rechtsfindung. Der angeblich einheitliche Begriff enthalte 
keinen eigenwertigen Rechtsſatz, wohl aber verſchleiere er die Er⸗ 
kenntnis der durch ihn verhüllten, nach Vorausſetzung und Wir⸗ 
kung ganz verſchiedenartigen Rechtsſätze, die aus den geſchichtlich 
gewordenen Einzelvorſchriften abzuleiten ſeien. 

c) Beiden Schriftſtellern iſt darin zuzuſtimmen, daß der Be- 
griff der exceptio doli generalis keinen juriſtiſchen eigenwertigen 
Rechtsſatz enthält; er iſt nur ein Sammelname für“ recht verſchie⸗ 
denartige Erſcheinungen und ſchon die Bezeichnung an ſich iſt ver⸗ 
fehlt: die exceptio iſt keine Einrede, ſondern ein Einwand; weit⸗ 
hin bringt die Praxis unter dieſen Namen Fälle, in, 
Vorbem, vor 87 Abſ. 3 S. 234 f. und dortige Rſpr.) nach der 
Geſetzesänderung von 1923 nicht mehr in Betracht. „Nicht be⸗ 
rechtigt“ iſt ein Fahrer, wenn „die Benutzung durch ihn nicht 
mehr als im wefentlichen mit der vom Halter gebilligten Be⸗ 
nutzung übereinſtimmend erachtet werden kann“ (RGZ. 119, 
351 = IM. 1928, 402 e, 657 28. Aus der Verwendung des Begrif⸗ 
fes „„mweſentlichen“ und aus der weiter anerkannten Tat⸗ 
ſache, daß natürlich Abweichungen von erlaubter Fahrgeſchwin⸗ 
digkeit oder Verſtöße gegen ſonſtige Verkehrsvorſchriften durch 
den beauftragten Fahrer die Fahrt nicht zur Schwarzfahrt machen 
(R.: HöchſtRRſpr. 1931, 661), ergeben ſich die Schwierigkeiten 
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der Auslegung. Wenn man auch dem RG. darin wird zuſtimmen 
müſſen, daß die Abgrenzung im allgemeinen Tatfrage ſein wird, ſo 
kann doch zweifelhaft ſein, ob das Verbot für einen Fahrer, in⸗ 
nerbalb eines Stadtbezirks einen Wagen zu fahren, eine ſolche 
Bedeutung hat, daß die Übernahme der Führung innerhalb die⸗ 
ſes Bezirks die Fahrt zu einer im „Weſentlichen“ vom Willen 
des Halters abweichenden macht. Es iſt zwar richtig, daß das 
Verbot des Halters, ein Fahrzeug innerhalb eines beſtimmten 
Bezirks zu fahren, die Fahrt inſoweit zu einer verbotenen, gegen 
den Willen des Halters ſtattfindenden macht, aber bei welcher 
Intenſität des Verbots, von welchem Meilenſtein ab liegt die 
weſentliche Abweichung vor? 

Dem Zweck des 83 Abſ. 2 Allg VerſBed. wird doch mit 
der Stellungnahme des RG. im Verhältnis der Parteien nur 
ſehr ungenügend Rechnung getragen. Die Beſtimmung bezweckt 
immerhin erkennbar, den Verſicherungsnehmer dazu zu veranlaſ⸗ 
ſen, einen Fahrer zur Fahrt überhaupt nur zu berechtigen, 
wenn er im Beſitz des für das Fahrzeug vorgeſchriebenen Füh⸗ 
rerſcheins iſt: Ungeübte und führerſcheinloſe Fahrer ſtellen ein 
beſonders hohes Riſiko dar, das durch die AllgVerſBed. aus⸗ 
geſchloſſen werden ſoll (ogl. Stiefel Anm. 2). Nur wenn dem 
Verſicherungsnehmer die Verpflichtung zur Verwendung nur für 
die Fahrzeugart geprüfter Fahrer wirkſam auferlegt wird, 
wird der Zweck dieſer Beſtimmung erreicht. Die Abgrenzung, 
der Fahrer dürfe im Stadtgebiet nicht fahren, war ſicherlich un⸗ 
zulänglich: Iſt damit der rechtliche Stadtbezirk gemeint, der völ⸗ 
lig unbelebt ſein kann oder der tatſächliche, in dem auch 
ſehr viel geringere Gefahrenſtellen u. U. vorhanden ſein können 
als außerhalb des Stadtbezirks. Hätte im vorl. Falle der Halter 
das Fahren des Fahrers W. ſchlechthin verboten, ſo kann 
kein Zweifel daran beſtehen, daß eine weſentliche Abwei⸗ 
chung bei der Führung des Fahrzeugs vorlag, daß die Fahrt 
durch W. unerlaubt war. Dagegen erſcheint mir unter Berück⸗ 
ſichtigung des Zweckes der Beſtimmung des 83 Abſ. 2 das Ver⸗ 
bot, beſchränkt auf den „Stadtbezirk“, wegen ſeiner Un⸗ 
beſtimmtheit nicht geeignet zu ſein, den Fahrern klare Be⸗ 
ſtimmung an die Hand zu geben, wann ſie fahren durften, wann 
nicht. § 3 Abſ. 2 Allg VerſBed. bezweckt den Schutz des Verſiche⸗ 
rers gegenüber dem Verſicherungsnehmer. Wenn dieſer die ſich 
aus dieſer Beſtimmung ergebenden Verhaltungsvorſchriften 
dahin verletzt, daß er für einen ſchwer abzugrenzenden Bezirk 
einem Fahrer ohne entſprechenden Führerſchein die Führung 
des Fahrzeugs überläßt, ſo kaun die bloße Verletzung dieſer 
unbeſtimmten Grenze m. E. nur bei ganz außergewöhnlichen 
Umſtänden dieſen Teil der Fahrt als weſentlich vom 
Willen des Halters abweichend erſcheinen laſſen. 

Mir ſcheint es kein billiges Ergebnis, daß in dieſem Pro⸗ 
zeß die Laxheit des Verſicherungsnehmers geſchützt wird, wäh⸗ 
rend im Schadensprozeß doch mit aller Wahrſcheinlichkeit die 
Haftpflicht des Halters bejaht werden wird. 

RA. Carl, Düſſeldorf. 
* 


„ 16. NG. — 8 94 VVG.; § 242 BOB. Eine Verpflichtung 
des Verſicherers, eine Abſchlagszahlung auf die Verſicherungs⸗ 
ſumme zu leiſten, iſt im VBG. zwar nur für die Feuerverſiche⸗ 
rung und für die Viehverſicherung ausgeſprochen (88 94, 124 
VVG.) Aber auch bei anderen Verſicherungsarten kann unter 
Umſtänden der Verſicherer in Berückſichtigung des § 242 BGB. 
zur Leiſtung einer Abſchlagszahlung verpflichtet ſein. f) 


Der Kl. hatte feinen von der D. -Akteh. erworbenen 
D.⸗Laſtkraftwagen Nr. 52 256 bei der Bekl. laut Verſiche⸗ 
rungsſchein Nr. 11824 v. 29. Jan. 1935 an auf ein Jahr 
zum Zeitwert gegen Fahrzeugſchaden verſichert. Am 12. Juni 
1935 wurde der Wagen ſchwer beſchädigt. Die Bekl. erkannte 
ihre Entſchädigungspflicht grundſätzlich an. Nach verſchiedenen 
Verhandlungen, wäh dend welcher auch ein Sachverſtändiger 
der Bekl. ſich über die Höhe der Ausbeſſerungskoſten äußerte, 
forderte der Kl. die Bekl. mit Schreiben v. 31. Aug. 1935 auf, 
wegen der Entſchädigungszahlung das in 8 9 ihrer AllgVerſ⸗ 
Bed. vorgeſehene Sachverſtändigenverfahren einzuleiten. Die 
Bekl. erklärte jedoch, die Beendigung der geſamten Aus⸗ 
beſſerung abwarten zu wollen. 


Der Kl. erhob darauf Anfang Okt. Klage auf Zahlung 
der erforderlichen Ausbeſſerungskoſten mit 9538,10 AM nebit 
Zinſen an die D.-AtG., an welche die Anſprüche aus der 
Verſicherung zur Sicherung des noch rückſtändigen Kaufpreis⸗ 
reſtes abgetreten waren, auf Erſtattung von 25 AM, für ein 
eingeholtes Gutachten und auf Feſtſtellung, daß die Bekl. 
verpflichtet ſei, ihm allen durch die verſpätete Auszahlung der 
Entſchädigung verurſachten Schaden zu erſetzen. Auf Grund 
eines vom LG. vorgeſchlagenen Zwiſchenvergleichs zahlte die 
Bekl. zunächſt 7000 AM, und zwar 1094,40 AM am 20. Dez. 
1935 an den Kl. ſelbſt und den Reſt drei Tage ſpäter an die 
D.⸗AktG., und ferner, nachdem die jetzt einberufene Sachver⸗ 
ſtändigenkommiſſion den Schaden auf 9851,45 AM feſtgeſetzt 
hatte, am 24. Jan. 1936 weitere 2851,45 AM an den Kl 
ſelbſt. Damit war der erſte Klagantrag erledigt. Der Kl. iſt 
nunmehr von ſeinem Feſtſtellungsantrage zum Zahlungs⸗ 
antrage übergegangen; er verlangt für die Zeit vom 1. Aug. 
1935 bis 24. Jan. 1936 = 177 Tage an Verzugsſchaden durch 
Verdienſtausfall je 100 K, alfo 17 700 KN nebſt Zinſen. 
Das LG. hat die Bekl. zur Zahlung von 25 AM für das Gut⸗ 
achten verurteilt und den Klaganſpruch wegen des Verzugs⸗ 
ſchadens dem Grunde nach für berechtigt erklärt. Das OLG. 
hat die Verurteilung zur Zahlung der 25 AM beſtehen laſſen, 
den Schadenserſatzanſpruch wegen des Verdienſtausfalles aber 
nur für die Zeit vom 15. Okt. bis 22. Dez. 1935 (69 Tage) 
dem Grunde nach für berechtigt erklärt und die Klage in Obhe 
von 10800 AM (108 Tage) abgewieſen. 


NG. verwies zurück. 


Nach 8 9 AllgVerſBed. der Bekl. iſt die Entſchädigung 
an den Verſicherungsnehmer 14 Tage nach endgültiger Feſt⸗ 
ſtellung des Entſchädigungsbetrages zu zahlen. Bei Streitig⸗ 
keiten über die Höhe der Entſchädigung entſcheidet nach 87 
Allg Verſ Bed. eine Sachverſtändigenkommiſſion, beſtehend aus 
je einem Sachverſtändigen des Verſicherers und des Verſiche⸗ 
rungsnehmers, an deren Stelle, wenn ſie ſich nicht einigen, 
ein Obmann tritt. Gegen die Gültigkeit dieſer Beſtimmungen 
beſtehen keine Bedenken. § 11 VVG. verbietet nur die Hin⸗ 
ausſchiebung der Fälligkeit des Verſicherungsanſpruchs bis 
zur Feſtſtellung durch Anerkenntnis, Vergleich oder rechts⸗ 
kräftiges Urt., nicht aber bis zur Feſtſtellung der Höhe der 
Entſchädigung durch Sachverſtändige. Da unter den Parteien 
über die Höhe der Entſchädigung Streit beſtand, wurde dem⸗ 
nach die Entſchädigung erſt fällig, nachdem die Sachverftän- 
digenkommiſſion entſchieden hatte. Die Rev. des Kl. irrt, 
wenn ſie meint, er habe die Bekl. durch eine vorher erfolgende 
Mahnung wegen der ganzen geſchuldeten Entſchädigung in 
Zahlungsverzug ſetzen können. Denn Zahlungsverzug kann 
nur eintreten, wenn die Forderung fällig iſt. Wohl aber 
geriet die Bekl. mit ihrer Verpflichtung, die Sachverſtändigen⸗ 
kommiſſion zu berufen, ſpäteſtens in Verzug, als der Kl. 
mit ſeinem Schreiben vom 31. Aug. 1935 dieſe Berufung 
von ihr verlangte (RGUrt. v. 4. Okt. 1904, VII 115/04, 
abgedruckt in Veröffentlichungen des Aufſichtsamts für Pri⸗ 
vatverſicherung 1905 S. 61 Nr. 130). Die Bekl. iſt ſomit 
nach $ 286 BGB. zum Erſatz des hieraus entſtandenen Scha⸗ 
dens verpflichtet. Sie muß deshalb ihren Gläubiger ſo ſtellen, 
wie er bei rechtzeitiger Berufung der Sachverſtändigenkom⸗ 
miſſion geſtanden haben würde. In dieſem Falle würde er, 
wie der Berg. tatſächlich feſtſtellt, die Entſchädigung am 
15. Okt. 1935 erhalten haben. 


Der Vorderrichter hat aber unerörtert gelaſſen, ob die 
Bekl. nicht bei der gebotenen Rückſicht auf Treu und Glauben 
im Verkehr verpflichtet war, dem Gläubiger ſchon vor der 
Entſcheidung der Sachverſtändigenkommiſſion eine Abſchlags⸗ 
zahlung zu leiſten. Im VVG. iſt eine ſolche Verpflichtung 
zwar nur für die Feuerverſicherung und für die Viehverſiche⸗ 
rung ausgeſprochen (88 94, 124 VVG). Aber auch bei an⸗ 
deren Verſicherungsarten kann die Sache ſo liegen, daß der 
Verſicherer in Berückſichtigung der Beſtimmung des 8 242 
BGB. zur Leiſtung einer Abſchlagszahlung verpflichtet iſt. 
In dem hier zu entſcheidenden Falle war der Unterſchied in 
der Schadensberechnung der Parteien verhältnismäßig gering. 
Die Bekl. wollte die von ihrem Sachverſtändigen R. als 
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Schaden errechnete Summe von 9000 AM nicht zahlen, weil 
ſie annahm, der Kl. werde die Ausbeſſerung ſelbſt billiger 
vornehmen, und bot ihm im Vergleichswege Zahlung von 
7000 K.. Der Kl. lehnte den vorgeſchlagenen Vergleich ab 
und forderte mit Schreiben v. 31. Aug. 1935 die Bekl. auf, 
ihm den geforderten Betrag von 9538,20 AM zu zahlen oder 
den von ihr anerkannten Betrag zur Auskeh⸗ 
ve zu bringen und wegen des Reſtes das Sachverſtän⸗ 
ee einzuleiten. Bei dieſer Sachlage hätte die 

ekl. ſofort denjenigen Betrag zahlen muſſen, den fie auch 
nach ihrer Anſicht ſchuldete, und das Sachverſtändigenver⸗ 
fahren auf den Mehrbetrag beſchranken müſſen. Die Zurück⸗ 
haltung jeder Entſchädigung bis zur Entſcheidung der Sach⸗ 
verſtändigenkommiſſion über den ſtreitigen Mehrbetrag wider⸗ 
ſpricht bei deſſen verhältnismäßiger Geringfügigkeit jedem 
geſunden Rechtsempfinden. Durch die Aufforderung des Kl., 
den von ihr anerkannten Betrag zu zahlen, geriet die Bekl. 
deshalb in dieſer Höhe jedenfalls ſchon am 31. Aug. 1935 
in Verzug. 

Die Rev. des Kl. rügt aber mit Recht die Übergehung 
ſeiner unter Beweis geſtellten Behauptung, daß er ſchon vor 
dem 31. Aug. 1935 die Bekl. wiederholt mündlich auf Aus⸗ 
zahlung des Schadensbetrages gemahnt habe. Dieſe Behaup⸗ 
King war erheblich. Zwar konnte die Bekl. durch eine ſolche 
Mahnung mangels Fälligkeit der geforderten Leiſtung nicht 
ir Zahlungsverzug wegen der ganzen geforderten Summe 
. u die EN zu einer Zeit erfolgte, als 

. die Ermittelungen der Bekl. über die Höhe d ö 
ber de Keen e e. ae, oT 
ung enthalten ſein, nunmehr d 0 
von der Bekl. anerkannten Betrag zu zahl ee 
Reſtbetrages die Sachverſtändi fon da) alen parte 
| £ genkommiſſion zu be 
die Bekl. mit der Erfüllung dieſer Verpfli e 
I lichtungen in V 
zug kommen. Die beantragte Pan kr 9 FR 
zu der Seftftelfung führen, daß bie serhebung konnte alſo 
genannten Zeitpunkten hätte 1 Ane e ee 


(RG., VII. Ziv Sen., U. v. 30. April 1937, VII 276/36.) 


Anmerkung: Die Entſch. enthält eini 
2 5 ge bemerkenswerte 
We en zum Recht der Schadenregulierung (8 64 


1. Daß das in den meiſten AllgVerſ Bed. — ausge⸗ 
en in ‚den Wee eng ee an outomatiſches⸗ 
fiche d (3. B. Krankenverſicherung, Lebensver⸗ 
1 e Haftpflichtverſicherung — vorgeſehene Sachver⸗ 
Mär igenverfahren nicht gegen $11 VVG. verſtößt, ſpricht 
08 en a 72 9 und in der Rſpr. iſt 
0 erfahren bis i 2 
dieſem Geſichtspunkt bemängelt a 11 


2. Wo nach der Geſtaltung des Vertragsrechts allein der 
Verſicherer berechtigt iſt, das Suchverſtändigenverfahren 
1 Gang zu bringen, wie z. B. nach 8 13 Nr. 4 Satz 1 Allg⸗ 
nn iſt er dazu dem Anſpruchsberechtig⸗ 
Er gegenüber auch verpflichtet; dieſe Verpflichtung it 
ha zu erfüllen, d. h. ſobald Streitigkeiten über die Höhe 
5 Entſchädigung entſtanden ſind, die ſich nicht anders bei⸗ 
egen laſſen. Verzögert daher der Verſicherer die Einberufung 
der Kommiſſion, fo kann er nach § 286 BGB. ſchadenserſatz⸗ 
pflichtig werden. Andere AllgVerſ Bed., z. B. 8 16 (2) a Allg⸗ 
Feuer Verſ Bed., geben beiden Parteien das Recht, das Sach⸗ 
verſtändigenverfahren zu betreiben und notfalls einen Zwangs⸗ 
gutachter für den ſäumigen Teil ernennen zu laſſen. In einem 
ſolchen Falle, würde dem Verſicherungsnehmer der Ein⸗ 
wand aus 8254 BGB. entgegengehalten werden konnen, 


wenn er von ſeinem Recht, die Kommiſſion ei j 
einzuberufen, 
keinen Gebrauch macht. g A . 5 


3. Nach § 242 BGB. ſoll der Verſicherer, der ſei . 
ſatzpflicht dem Grunde nach ra 1 5 4 
der Entſchädigung nur teilweiſe ſtreitig iſt, gehalten ſein, den 
unſtreitigen Teil unter Umſtänden, z. B. wenn der ſtreitige 
Teil weitaus geringer iſt, ſchon zu zahlen, bevor die Sachver⸗ 
ſtändigenkommiſſion entſchieden hat. Mag auch das RG. in 


ſie ohne Verzug nach Einforderung 


letzter Zeit den Gedanken von Treu und Glauben im Ver⸗ 
ſicherungsverkehr zum Nachteil der Verſicherer vielfach ein 
wenig überſpannt haben: dem hier geſchaffenen Rechtsſatz kann 
indeſſen unbedenklich zugeſtimmt werden. Mit Recht verweiſt 
das RG. auf die 88 94, 124 VVG., die dem Verſicherungs⸗ 
nehmer das Recht auf eine Abschlagszahlung geben. Wie die 
Begr. zum VVG. (Gerhard⸗ Hagen S. 405) ergibt, han⸗ 
br 8 ſich hier um ausgeſprochene Billigkeitsvorſchriften: 

er Verſicherungsnehmer ſoll nicht darunter leihen müſſen, 
daß die Seftftellung des Schadens ſich verzögert. Dieſelben Er⸗ 
wägungen treffen auch für andere Verſicherungszweige als 
für die Feuer- und die Viehverſicherung zu, insbeſ. für ſolche 
Zweige, die nicht im VVG. geregelt ſind und für die daher 
eine entſprechende geſetzliche Vorſchrift nicht erlaſſen werden 
konnte. Das Vertragsrecht iſt hier mit gutem Veiſpiel we 
egangen; ein Recht auf Abſchlagszahtung gewah en . 8 die 
9 0 Nr. 1 Saß 2 Allg wtontageVerſ Bed., 516 Nr. 1 Sapl 
AllgSturmſchäden Vers Bed., 8 19 Nr. 2 Satz 1 AllgWaſſerVerſ-⸗ 
Bed., 816 (2) AllgEinbrVerſBed. 


Um Mißverftändniffe zu vermeiden, muß jedoch betont 
werden, daß die Erſagpflicht des Verſicherers dem Grunde 
nach feſtſtehen muß (Prölß Anm. 3 zu 8 94. 


RA. Dr. Erich R. Prölß, Hamburg. 
= 


== 17. RG. — 8 149 BBS.; 8 3 Allg VerſBed. Beweislaſt bei 
einer Klage des gegen Haftpflicht Verſicherten gegen die Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaft auf Zahlung der Verſicherungsſumme. 


Hinſichtlich der Verteilung der Beweislaſt wegen der 
Prämienabforderung v. 22. Jult 1933 kann dem angef. Urt. 
nicht beigetreten werden. Da der verletzte Kl. aus den von 
ihm gepfändeten Rechten des Verſicherten P. klagt, muß er 
gem. 8 149 VVG. nachweiſen, daß die Tatſache, für die 
dieſer verantwortlich iſt, mithin der Unfall, wegen deſſen er 
Schabenserſatzanſprüche gegen den Verſicherten erhoben hat, 
in die Verſicherungszeit fällt (vgl. R.: JW. 1936, 29785). 
Nun nennt der Verſicherungsſchein als ſolche den Zeitraum 
v. 1. Juli 1933 bis 1. Juli 1943. Indeſſen genügt dieſe An⸗ 
gabe nicht, um den Unfall als in der Verſicherungszeit er⸗ 
folgt erſcheinen zu laſſen, wenn, wie unſtreitig, als der 
Unfall geſchah, der Verſicherungsvertrag überhaupt noch nicht 
abgeſchloſſen war. Unfalltag war der 19. Juli 1933. Der 
Verſicherungsantrag P. v. 24. Juni 1933 aber bedurfte der 
Annahme der bekl. Verſicherungsgeſellſchaft, und dieſe kann 
mangels einer ſonſtigen Erklärung früheſtens in dem ſtreitigen 
Zugang der Prämienabforderung v. 22. Juli 1933 ſeitens der 
Bezirksagentur der Bell, falls dieſe ausſcheidet, jedoch erſt 
in der Einlöſung des Verſicherungsſcheins durch P. am 
16. Aug. 1933 erblickt werden. Beide Annahmeerklärungen 
würden nach dem Unfall liegen. Eine Rückdatierung des Ver⸗ 
ſicherungsbeginns auf den 1. Juli 1933 kommt hiernach nur 
dann in Frage, wenn die Zahlung der Erſtprämie am 16. Aug. 
1933 rechtzeitig und nicht etwa verzögerlich erfolgt war. 
Bereits der Verſicherungsantrag beſagt zu Frage D We, daß 
der Verſicherungsbeginn am 1. Jult 1933 rechtzeitige Prä⸗ 
mienzahlung vorausſetze, und in 83 Allg VerſBed. heißt es, 
daß der Verſicherungsſchutz vorbehaltlich einer anderen Ver⸗ 
einbarung mit der Einlöſung des Verſicherungsſcheins, in 
dem (hier gegebenen) Falle aber, daß die Erſtprämie erſt 
nach dem als Verſicherungsbeginn feſtgeſetzten Zeitpunkt ein⸗ 
gefordert werde, mit dieſem Zeitpunkt nur beginne, wenn 
bezahlt werde. Der Kl. 
hat danach, da der Verſicherungsvertrag erſt nach dem Un⸗ 
fall als geſchloſſen zu betrachten it, wenn er trotzdem den 
Verſicherungsſchutz auf den 1. Juli 1933 zurückbezogen wiſſen 
will, die rechtzeitige Zahlung der Erftprämie i. S. von 83 
AllgVerſBed. darzutun, d. h. zu beweiſen, daß vor der am 
16. Aug, 1933 erfolgten Begleichung dieſer Prämie die Zah⸗ 
lung ihm ſeitens der Bekl. nicht bereits geraume Zeit früher, 
nämlich nicht, wie ſie behauptet, ſchon mit Brief v. 22. Juli 
1933 abgefordert worden iſt. Es iſt alſo fehlſam, wenn das 
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BG. die nach Abwägung der Beweisergebniſſe hinſichtlich 
des Zugangs des Briefes v. 22. Juli 1933 noch nicht be⸗ 
ſeitigten Zweifel zu Laſten der von ihm für beweispflichtig 
angeſehenen Bekl. gehen läßt, vielmehr gingen dieſe zu Laſten 
des für das Hineinfallen des Unfalls in die Verſicherungszeit 
beweispflichtigen Kl., da unſtreitig dem Verſicherten P. eine 
vorläufige Deckungszuſage nicht erteilt war (vgl. RG3. 152, 
2443), 

(RG., VII. ZivSen., U. v. 25. Mai 1937; VII 1 

* 


Reichs verſicherungsordnung 


18. RG. — 8 898 RVO. 8 898 RVO. findet auch auf Be⸗ 
rufskrankheiten Anwendung. Die Berufskrankheiten ſind den 
Betriebsunfällen hinſichtlich der Unfallverſicherung bereits durch 
die allgemeine Regelung in 8 547 Abſ. 1 Satz 2 gleichgeſtellt. 
Beweislaſt. 


Der ſeit Juni 1929 im Dienſt der Bekl. ſtehende Kl. wurde 
bei dieſer von Mitte Auguſt 1929 ab als Elektroſchweißer be⸗ 
ſchäftigt. Er hatte eine damals neuartige Lichtbogen⸗Schweiß⸗ 
anlage zu bedienen. Der Kl. hat ſeine Arbeit am 6. Dez. 1930 
krankheitshalber einſtellen müſſen. Nach ſeiner Behauptung iſt 
er ſeitdem erwerbsunfähig. Seine Krankheit — angeblich ein 
Magenleiden — führt er auf das Einatmen der beim Schwei⸗ 
ßen entſtehenden Dämpfe und Schwebſtoffe zurück. Insbeſ. 
ſchreibt er dem in den Schweißdrähten enthaltenen Mangan 
eine verhängnisvolle Einwirkung zu. 

Die BerGen. hat dem Kl. keine Entſchädigung gewährt. 
Die von der Bekl. über die Erkrankung des Kl. an die Ber⸗ 
Gen. und das Verf. erſtatteten Anzeigen haben mangels 
hinreichender Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Berufs⸗ 
krankheit nicht zu einem Rentenverfahren geführt. 

Der Kl. nimmt die Bekl. wegen des Verluſts feiner Er⸗ 
werbsfähigkeit auf Schadenserſatz gem. § 618 und 8 823 
BGB. in Anſpruch. 

Das 2G. hat der Klage ſtattgegeben. Das BG. hat auf 
Abweiſung erkannt. Die Rev. des Kl. bezweckt die Wiederher⸗ 
ſtellung des landgerichtlichen Urteils. 

RG. verwies an das BG. zurück. 

Das BG. geht davon aus, daß der Kl. ſelbſt fein Leiden 
in der Hauptſache auf die beim Schweißen entſtehenden 
Mangandämpfe zurückgeführt hat. Eine Vergiftung durch Ver⸗ 
bindungen des Mangans rechnet aber den Berufskrank⸗ 
heiten zu (vgl. Nr. 5 der Anlage zur II. VO. über Aus- 
dehnung der Unfallverficherung auf Berufskrankheiten vom 
11. Febr. 1929). Das BG. läßt daher zugunſten der Bekl. 
den § 898 RVO. Platz greifen, wonach eine Erſaßpflicht des 
Unternehmers ſeine zuvorige ſtrafrechtliche Verurteilung wegen 
vorſätzlicher Körperbeſchädigung des Angeſtellten vorausſetzt. 
Da es unſtreitig hieran fehlt, läßt das BG. den Klageanſpruch 
ſchon an dieſen Erwägungen ſcheitern. 

Die Rev. iſt demgegenüber der Auffaſſung, daß der 8 898 
RVO. auf Berufskrankheiten überhaupt keine Anwendung 
finde. Denn er ſpreche nur von „Unfällen der in 88 544 und 
546 bezeichneten Art“ — alſo den eigentlichen Betriebs ⸗ 
unfällen —, ohne einen Hinweis auf $ 547, der den Be⸗ 
rufskrankheiten gewidmet iſt, zu enthalten. Die Rev. verkennt 
indeſſen, daß die Berufskrankheiten den Betriebsunfällen hin⸗ 
ſichtlich der Unfallverſicherung bereits durch die allgemeine 
Regelung in 8547 Abſ. 1 Satz 2 gleichgeſtellt worden find. 
Hiernach hat die Unfallverſicherung auf diejenigen Krank- 
heiten, die von der Reichsregierung als Berufskrankheiten 
bezeichnet werden, Anwendung zu finden, ohne Rückſicht dar⸗ 
auf, ob eine ſolche Krankheid durch einen Unfall oder durch 
anderweitige ſchädigende Einwirkungen verurſacht iſt. Damit 
greift für den geſamten Bereich der Unfallverſicherung hin⸗ 
ſichtlich der Berufskrankheiten die gleiche Regelung Platz, wie 
ſie für die eigentlichen Betriebsunfälle getroffen worden iſt, 
ohne daß dies in jeder Einzelbeſtimmung der RVO. erwähnt 
zu werden brauchte. Die Gleichſtellung iſt in 83 VO. vom 


11. Febr. 1929 noch beſonders dadurch zum Ausdruck gebracht, 
daß die Erkrankung an einer Berufskrankheit der Körperver⸗ 
letzung durch Unfall und der Tod infolge einer Berufskrankheit 
der Tötung durch Unfall gleichgeſetzt worden ſind. Es würde 
auch innerlich nicht gerechtfertigt ſein, hinſichtlich der dem 
Unternehmer in § 898 RVO. eingeräumten Haftungsver⸗ 
günſtigung zwiſchen Betriebsunfällen und Berufskrankheiten 
einen Unterſchied zu machen. Die Haftungsvergünſtigung des 
Unternehmers iſt nämlich die Kehrſeite des dem Verſicherten 
gewährten Verſicherungsſchutzes, der in gleicher Weiſe die Be⸗ 
triebsunfälle und Berufskrankheiten umfaßt. 

Die Rev. wendet ſich aber mit Erfolg dagegen, daß das 
BG. fi) nach dem Klagevorbringen ohne weiteres für be⸗ 
techtigt hält, das Vorliegen einer Berufskrankheit zu unter- 
ſtellen. Denn das BG. nimmt als feſtſtehend an, daß Mangan⸗ 
verbindungen lediglich das Nervenſyſtem — nicht das Ver— 
dauungsſyſtem — zu ſchädigen vermögen. Wenn es im An— 
ſchluß daran einen urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen den 
Mangandämpfen und dem Leiden des Kl. verneint, hätte es 
erſt recht das Vorliegen einer Berufskrankheit ablehnen müſ⸗ 
ſen, zumal dafür nicht der Kl., ſondern die den Schutz aus 
§ 898 RO. begehrende Bekl. beweispflichtig war. (Wird aus⸗ 
geführt.) 

(RG., III. Ziv Sen., U. v. 16. Febr. 1937, III 45/36.) 
v. B.] 
* 


19. RG. — 8 1542 NO.; 821 a FürſpflBO.; 8254 


SG.; 8 536 ZPO. 


I. Hinausgehen über den Monatsſatz einer Rente ohne 
Anfechtung des Urteils durch einen Kl. verſtößt nicht gegen & 536 
ZPO. wenn der Geſamtbetrag der Renten im Rahmen des 
landgerichtlichen Urteils bleibt. 

II. Der dem Verletzten zuſtehende Erſatzanſpruch geht in⸗ 
ſoweit auf den Verſicherungsträger über, als dieſer für einen 
in einem beſtimmten Zeitraum eintretenden Schaden Erſatz zu 
leiſten hat. Die für die Vergangenheit geleiſteten Verſicherungs⸗ 
beträge können nicht einer Schadensrente für die Zukunft gegen⸗ 
übergeſtellt werden. 

III. Der Fürſorgepflichtige wird lediglich in dem Um⸗ 
fange ſeiner Fürſorgepflicht an Stelle des Verletzten Gläubiger 
des Schädigers. Wird die Fürſorgepflicht infolge eines nur die 
Beziehungen zwiſchen dem Verletzten und dem Fürſorgepflich⸗ 
tigen berührenden Umſtandes beſeitigt, ſo entfällt damit der 
Übergang, ohne daß es einer beſonderen Rückübertragung be⸗ 
darf (RG. 72, 430 = ZW. 1910, 157). 

IV. Einem ausſchließlich künſtleriſch ausgebildeten und 
eingeſtellten Verletzten kann Umſchulung auf einen Handwerks⸗ 
oder Arbeiterberuf nicht zugemutet werden. 

Der Verletzte iſt nicht verpflichtet, Zahlungen für Mehr⸗ 
bedürfniſſe und Verdienſtentgang zu einer Ausbildung für Um⸗ 
ſchulung zu verwenden. 

Ein vierzigjähriger, an zwei Fingern der linken Hand ver⸗ 
letzter Geiger muß alle Kräfte daran ſetzen, um ſeine Arbeits⸗ 
kraft nicht brach liegen zu laſſen. Schädiger und Verletzter müſ⸗ 
ſen zuſammenwirken (Verletzter durch Angabe nach ſeiner Auf⸗ 
faſſung in Betracht kommender Berufe, Schädiger durch Prü⸗ 
fung der Ausbildungs⸗ und Berufsmöglichkeiten und durch An⸗ 
bietung der Ausbildungskoſten), um dem Verletzten wieder eine 
nutzbringende Betätigungsmöglichkeit zu eröffnen. +) 

Der Kl. zu 1, durch Vertrag v. 26. Nov. 1927 als 
Geiger bei dem Pfalzorcheſter mit einer Beſoldung nach 
Gruppe 4b der Stadt Ludwigshafen angeſtellt, wurde am 
1. Nov. 1932 gelegentlich der Rückfahrt von einem Konzert 
dieſes Orcheſters bei einem Zuſammenſtoß der von ihm be⸗ 
nutzten Straßenbahn der Bekl. zu 2 mit dem von dem Bekl. 
zu 1 geführten Kraftwagen an der linken Hand verletzt; der 
vierte und fünfte Mittelhandknochen ſowie das Grundglied 
des vierten Fingers wurden gebrochen. Auch nach der Be⸗ 
endigung der Heilbehandlung (4. Juli 1933) blieb eine ſtarke 
Bewegungsbehinderung in den Gelenken des vierten und 
fünften Fingers der linken Hand zurück, ſo daß er ſie nicht 
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mehr auf die Saiten der Violine krümmen kann. Eine Beſſe⸗ 
rung dieſes Zuſtandes iſt nicht zu erwarten. Der Kl. kann 
ſeinen Beruf als Geiger daher nicht mehr ausüben und iſt 
mit Wirkung v. 30. April 1933 vom Pfalzorcheſter entlaſſen 
worden. 
0 „Der Kl. zu 1 begehrt jetzt u. a. Zahlung einer Rente 
in Höhe derjenigen Beträge, die ihm nach ſeiner Berechnung 
ohne den Unfall als laufend ſteigendes Gehalt und als Pen⸗ 
ſion zugefloſſen wären. 
1 Die Kl. zu 2 (Ehefrau) hatte Feſtſtellung der weiteren 
entenzahlungspflicht der Bekl. nach dem Tode des Kl. 
beantragt. 
Die Bekl. beſtreiten die von dem Kl. aufgeſtellte Be⸗ 
rechnung und machen geltend: Dem Kl. ſei auf Grund ſeines 
Auſtellungsvertrages auch ein Anſpruch auf Unfallrente oder 
Ruhegehalt erwachſen; in dieſer Höhe ſtänden ihm Schadens⸗ 
erſatzſorderungen infolge geſetzlichen Überganges nicht mehr zu. 
Im übrigen ſei der Kl. verpflichtet, den Schaden durch Er⸗ 
greifung eines anderen Berufs zu mindern, da er, allgemein 
geſehen, nur geringfügig erwerbsbeſchränkt ſei. 
di Das LG. bat u. a. dem Rentenanſpruch ſtattgegeben und 
ie Klage der Frau abgewieſen. Auf die gegen eine Ver⸗ 
da zur Rentenzahlung gerichtete Ber. der Bekl. hat 
as OLG. die Rente geringfügig herabgeſetzt. 
Die Bekl. haben beantragt, die Vorentſch. hinſichtlich des 
Kl. zu 1 aufzuheben. 
Die Rev. blieb erfolglos. 


Bei der Zuerkennung der Penſionsbezüge hat der Vorder⸗ 
richter nicht gegen 8 536 ZPO. verſtoßen. Wenn er auch ohne 
einen entſprechenden Berufungsantrag des Kl. infolge Nicht- 
abzugs der 10 % Verſorgungsverbandsbeiträge für dieſe 
Feit über den in erſter Jnſtanz zuerkannten Satz von 
299,23 AM hinausgegangen und einen Betrag von 309,11 N 
monatlich zugeſprochen hat, ſo liegt der insgeſamt an Renten 
zugeſprochene Betrag doch unter der von dem LG. zuerkannten 
Summe. Bei dem einheitlichen Unfallerſatzanſpruch iſt aber 
nicht die für einen einzelnen Zeitabſchnitt ausgeworfene Teil⸗ 
En die Summe der Reutenbeträge für 8 536 ZPO. 

gebend. 


Den Einwendungen der Bekl., daß die Schadensforde— 
a des Kl. teilweiſe kraft Geſetzes auf Ber gs e 
8 er auf das Pfalzorcheſter übergegangen ſeien, ſoweit dieſe 
1 5 Kl. gegenüber zu Verſorgungsleiſtungen verpflichtet ge⸗ 
Ka Dr VO. nur hinſichtlich des dem Kl. für 
1 ai bis Juli 1933 zugefloſſenen Krankengeldes 

I. Die Rev. meint, es ſei auch das dem Kl. für die 
a vom 2. Nov. 1932 bis 30. April 1933 silhehiofjen 
Krankengeld von insgeſamt 447,34 AM ohne Rückſicht darauf 
abzuſetzen, daß es ihm für eine Zeit bezahlt worden ſei, für 
welche er von den Bekl. keinen Schadenserſatz fordere. Dem 
iſt entgegenzuhalten, daß die aus einem Unfall entſpringen⸗ 
den Schadensrenten jeweils den Erſatz für einen beſtimmten 
Zeitraum umfaſſen. Daher müſſen die Schadensrenten und 

ie mit ihnen zuſammentreffenden Verſicherungsleiſtungen 
9 den gleichen Zeitraum gegenübergeſtellt werden. Es han⸗ 
115 ſich nicht um eine Aufrechnung aller Verſicherungs⸗ 
1 111 gegen die geſamten Schadenserſatzanſprüche, ſondern 
aneh 109 darum, daß der dem Verletzten zuſtehende Erſatz⸗ 
N auf den Verſicherungsträger übergeht, ſoweit der 
ene en für dieſen Schaden, d. h. für den in 
leiten beſtimmten Zeitraum eintretenden Schaden, Erſatz zu 
Verſie hat. Daher können die für die Vergangenheit geleiſteten 
0 ſicherungsbeträge nicht einer Schadensrente für die Zus 
inft entgegengehalten werden. Es kann daher auch dahin⸗ 
91 0 bleiben, ob dem Kl. für die Zeit vom 2. Nov. 1932 
19295 „April 1933 nicht auch ein dem Krankengeld ent⸗ 
I ender Schadenserſatzanſpruch (etwa aus Bedürfnisver⸗ 
wan erwachſen war. Soweit den nach anderen Geſichts⸗ 
dez a baia de en Verſicherungsleiſtungen kein entſprechen⸗ 
1 5 195 enserſatzanſpruch gegenüberſteht, iſt inſoweit nichts 

anden, was übergehen könnte; keineswegs aber geht des⸗ 
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wegen ein auf Erſatz anderen oder ſpäteren Schadens ge⸗ 
zichteter Anſpruch auf den Verſicherungsträger über. 

2. Zu Unrecht rügt die Rev., daß dem Kl. ein Ver⸗ 
ſorgungsanſpruch gegenüber der Reichsverſicherungsanſtalt für 
Angeſtellte aus § 30 AngVerſch. entſtanden und fein Scha⸗ 
denserſatzanſpruch in dieſer Höhe auf den Verſicherungsträger 
übergegangen ſei. Denn der im weſentlichen auf Vermutungen 
beruhende Vortrag läßt jeden Beweisantrag für die Erfüllung 
der geſetzlichen Vorausſetzungen eines ſolchen Verſorgungs⸗ 
anſpruchs vermiſſen, ſo daß das BG. hierauf nicht einzu⸗ 
gehen brauchte. Ein Verſtoß gegen 8139 RD. iſt in der 
Reviſionsſchrift nicht gerügt worden. 

Das gleiche gilt für die hierin aufgeſtellte Behauptung, 
der gegenüber der Reichsverſicherungsanſtalt ruhegehaltsberech⸗ 
tigte Kl. könne nach Anſtellung bei dem Pfalzorcheſter dieſem 
gegenüber nicht ſchlechter geſtellt ſein und müſſe ſchon deshalb 
einen entſprechenden Anſpruch gegen das Pfalzorcheſter er⸗ 
worben haben. Denn hier fehlt außerdem die Angabe irgend⸗ 
eines Rechtsgrundes dafür, daß die gegenüber einem Verband 
etwa erfüllten Vorausſetzungen auch für die gegenüber einer 
anderen Perſon maßgebenden Bedingungen von Bedeutung ſind. 

3. Das BG. hat den $ 7 der Anſtellungsurkunde dahin 
ausgelegt, daß das Pfalzorcheſter ſich gegenüber dem Kl. zu 
Penſionsleiſtungen nur in dem gleichen Umfange und nur 
unter den gleichen Vorausſetzungen verpflichtet habe, wie es 
von dem Verbande Erſatz zu bekommen hatte. Dieſe Auslegung 
iſt möglich und daher für das Rev. bindend. 

4. Das BG. erwägt auch zutreffend, das Vorliegen eines 
Betriebsunfalls unterſtellend, die Möglichkeit eines Unfall⸗ 
fürſorgeanſpruchs des Kl. nach Art. 93 GemO. i. Verb. m. 
Art. 89 ff. BBG. und dem RünfFürſG., der zwar auch auf 
der Vereinbarung in $ 7 des Anſtellungsvertrages beruht, der 
aber nach § 8 der Verbandsſatzung nicht an eine Wartezeit 
gebunden iſt. Der Vorderrichter verneint aber das Beſtehen 
eines ſolchen Anſpruchs und die Wirkſamkeit eines entſprechen⸗ 
den Forderungsübergangs aus folgenden Gründen: Der An⸗ 
ſpruch hätte nach Art. 97 BBG. bei Vermeidung des Aus⸗ 
ſchluſſes innerhalb zweier Jahre ſeit dem Unfall bei dem 
Pfalzorcheſter angemeldet werden müſſen. Das ſei nicht ge⸗ 
ſchehen. Der Kl. habe daher keinen derartigen Anſpruch mehr. 
Infolgedeſſen ſei auch ein entſprechender auf Art. 101 BBG. 
beruhender Übergang der Schadenserſatzforderung wieder in 
Wegfall gekommen. 

Das Pfalzorcheſter hatte nun zwar annehmbar von dem 
Unfall ſelbſt innerhalb der Friſt Kenntnis erhalten, da es 
den Kl. deswegen auch entlaſſen hat; es hatte daraufhin das 
Vorliegen der Vorausſetzungen von ſich aus zu prüfen (Art. 97 
Abi. 3 BBG.). Wenn es dieſe Prüfung aber unterließ, weil 
es etwa einen Betriebsunfall nicht als vorliegend erachtete, 
ſo konnte die Friſt nur noch durch Anſpruchsanmeldung ge⸗ 
wahrt werden (Reindl, Anm. 2 zu Art. 97 BBG. ). 

Die Rev. wendet ein, der Unfallfürſorgeanſpruch ſei dem 
Kl. mit dem Unfall erwachſen, mit ſeiner Entſtehung ſei der 
Schadenserſatzanſpruch in entſprechender Höhe auf das Pfalz⸗ 
orcheſter übergegangen, für eine ſpätere Übertragung auf den 
Kl. jehle es jedoch an einer geſetzlichen Beſtimmung. Die 
Rſpr. hat jedoch die den Forderungsübergang enthaltenden 
Vorſchriften aus den ihnen zugrunde liegenden Rechtsgedanken 
heraus dahin ausgelegt, daß der Fürſorgepflichtige lediglich 
in dem Umfang ſeiner Fürſorgepflicht an Stelle des Ver⸗ 
letzten zum Gläubiger des Schädigers werde. Wenn dieſe Für⸗ 
ſorgepflicht infolge eines nur die Beziehungen zwiſchen dem 
Verletzten und dem Fürſorgepflichtigen berührenden Umſtandes 
beſeitigt werde, ſo entfalle damit der Übergang, ohne daß es 
einer beſonderen Rückübertragung bedürfe. An dieſer im An⸗ 
ſchluß an RGZ. 72, 430 entwickelten Rſpr. iſt feſtzuhalten. 

5. Auch der Angriff gegen die Ablehnung eines mit⸗ 
wirkenden Verſchuldens des Kl. vermag keinen unmittelbaren 
Erfolg zu haben. Wenn die Bekl. behaupten wollen, daß der 
Kl. es ſchuldhaft unterlaſſen habe, den Schaden durch einen 
anderweiten Erwerb zu mindern, ſo ſind ſie — auch bei An⸗ 
nahme einer Aufklärungspflicht des Verletzten über ſeine Ver⸗ 
hältuiſſe — für alle Vorausſetzungen hierfür beweispflichtig. 
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Soweit hierbei ein neuer Erwerb nur bei einem Berufs⸗ 
wechſel möglich iſt, kann dem Kl., wovon auch der Vorder⸗ 
richter zutreffend ausgeht, keine Tätigkeit zugemutet werden, 
die ſeinem Bildungsgrad und ſeiner bisherigen Stellung nicht 
entſpricht (R GRKomm. Anm. 3 zu 8 843 BGB. nebſt Ver⸗ 
weisen). Daher ſcheiden die Hinweiſe der Bekl. auf diejenigen 
Fälle aus, in denen ſich andere Perſonen etwa nach dem 
Kriege in einer Notlage ohne Rückſicht auf dieſe Voraus⸗ 
ſetzung auf jeden überhaupt erreichbaren Beruf haben um⸗ 
ſtellen müfjen. Denn die Bekl. müſſen ſich entgegenhalten 
laſſen, daß der Kl. ohne den Unfall, für den ſie haftbar ſind, 
ſeinen bisherigen Beruf behalten haben würde; ſie können 
nicht verlangen, daß er ſich aus der von ihnen geſetzten Ur⸗ 
ſache heraus ſchlechter ſtellen muß. Sie können daher eine 
Schadensminderung durch Neuerwerb, d. h. einen Berufs⸗ 
wechſel, nur im Rahmen ſeines bisherigen Lebenskreiſes ver⸗ 
langen. 

Von dieſem Ausgangspunkt aus hat das BG. nach den 
bisher zu überſehenden Verhältniſſen und dem bisherigen Par⸗ 
teivortrage die Zumutbarkeit eines Berufswechſels aus tatſäch⸗ 
lichen Feſtſtellungen verneint. In ſeinem bisherigen Beruf als 
Geiger ſei der Kl. vollkommen erwerbsunfähig. Von künſtleri⸗ 
ſchen Berufsmöglichkeiten erwägt das BG. die Erteilung muſik⸗ 
theoretiſchen Unterrichts, der aber deswegen nicht in Frage 
komme, weil der Kl. ſich hierdurch keine auch nur nennens⸗ 
werte Einnahmequelle verſchaffen könne. Seinem Lebens⸗ 
lauf nach ſei dem ausſchließlich künſtleriſch ausgebildeten 
und eingeſtellten Kl. ferner ein Handwerks- oder Arbeitsberuf 
nicht zuzumuten. Einen kaufmänniſchen Beruf könne er zwar er⸗ 
lernen, jedoch würde das Ausfindigmachen einer Lehrſtelle 
und ſpäter einer bezahlten Stelle bei dem Alter des am 
22. März 1894 geborenen Kl. ihm unüberwindliche Schwierig- 
keiten machen. 

Der Kl. war auch in der Zwiſchenzeit zur Vorbereitung 
auf irgendeinen Beruf nicht gehalten. Zu einem ausſichtsloſen 
Berufswechſel iſt er nicht verpflichtet. Der Kl. war auch nicht 
verpflichtet, mit irgendeiner Berufsvorbereitung bereits in dem 
Zeitpunkt zu beginnen, in welchem die Bekl. auf Grund einſt⸗ 
weiliger Verfügung oder freiwillig Zahlungen an ihn ge⸗ 
leiſtet haben; denn dieſe Zahlungen waren lediglich ein Erſatz 
für den Verdienſtentgang, ſie enthielten aber keine darüber 
hinausgehenden Beträge für die durch Ausbildungskoſten ver⸗ 
mehrten Bedürfniſſe. 

Aus alledem ergibt ſich, daß eine Schadensminderungs⸗ 
pflicht des Verletzten nach dem bisherigen Vortrag der Par⸗ 
teien noch nicht als ſchuldhaft verletzt angeſehen werden kann. 
Die Folge iſt aber entgegen der Meinung der Rev. nicht, daß 
deswegen eine Entſch. über die zukünftigen Unterhaltsrenten 
entfällt. Denn der dem Kl. durch den Unfall entgangene Ver⸗ 
dienſt kann ſchon jetzt für die ganze Lebenszeit des Kl. feſt⸗ 
geſtellt werden. Daher iſt die Rente voll zuzuſprechen. Es 
bleibt den Bekl. überlaſſen, bei Vorausſehbarkeit neuer Ge⸗ 
ſtaltung dieſe im Wege des § 323 ZPO. geltend zu machen, 
wie bereits in RG. 145, 196 (199) = JW. 1934, 2976 1? 
Schlußſatz ausgeſprochen worden iſt. 

6. Die Schadensminderungspflicht des Kl. entfällt nicht 
etwa ohne weiteres auch für die Folgezeit. Der, abgeſehen von 
einer geringeren Beweglichkeit der beiden letzten Finger der 
linken Hand kerngeſunde Kl. muß ſich mit aller Deutlichkeit 
entgegenhalten laſſen, daß ihm bei ſeinem Alter anfangs der 
Vierziger nichts daran gelegen ſein ſollte, und daß es ihm 
auch nicht geſtattet ſein kann, ſein ganzes ferneres Leben 
lang tätigkeitslos eine Rente zu verzehren, ohne daß er ernſt⸗ 
lich bemüht iſt, ſich wieder ſelbſt einen Verdienſt zu ſchaffen. 
Dies um ſo weniger, als er bisher, ſolange es ſich um die 
Feſtſtellung ſeiner Erfolgsausſichten ohne den Unfall handelte, 
feine künſtleriſchen Fähigkedsen ſehr hoch einſchätzte; er wird 
daher auch zu erwägen haben, ob nicht auch eine ſonſtige 
Tätigkeit auf (insbeſ.) künſtleriſchem Gebiet (in einem Muſi⸗ 
kalienverlag oder ähnliches) in Frage kommt. Jedenfalls iſt 
er nicht ohne weiteres berechtigt, ſeine Arbeitskraft brach liegen 
zu laſſen. 

Die ganze Frage kann nur bei verſtändigem Zuſammen⸗ 


wirken beider Parteien gelöſt werden. Der Verletzte darf ſich 
ſeinerſeits bei der Wahl eines überhaupt in Betracht kommen⸗ 
den Berufskreiſes nicht paſſiv verhalten. Denn er allein iſt 
in der Lage anzugeben, welche Tätigkeiten ſeinen Neigungen 
und Fähigkeiten noch am eheſten entſprechen. Er muß den 
Bekl. daher wenigſtens in großen Gebieten angeben, welche 
Tätigkeiten überhaupt für ihn in Betracht kommen, innerhalb 
deren ſie ihm eine andere Erwerbsmöglichkeit nachweiſen 
ſollen. Stehen dann die an ſich möglichen Gebiete feſt, ſo 
haben die Bekl. Ausbildungs⸗ und Berufsmöglichkeit im 
einzelnen darzutun und die Mehrkoſten zur Verfügung zu 
ſtellen. Wenn dem Verletzten danach der indanın zu einem 
anderen Beruf angeſonnen werden kann, der eine Ausbildung 
kosten der fo iſt der Kl. nach Zurverfügungſtellung der Mehr⸗ 
koſten verpflichtet, wenigſtens mit der Ausbildung zu beginnen, 
ſofern auch nur mit einiger Wahrſcheinlichkeit damit zu rechnen 
iſt, daß er in dieſem Beruf eine Stellung findet. 
(RE, VI. ZivSen., II. v. 12. Nov. 1936, VI 145/36.) 
C. 


Anmerkung: Dem Urteil iſt zuzuſtimmen. 


I. Die Frage, wann ein Urteil ſich im Rahmen der Be- 
rufungsanträge hält, d. h. wann dem Erfordernis genügt iſt, 
daß es nicht zum Nachteil deſſen abgeändert iſt, der allein 
ein Rechtsmittel eingelegt hat, hat zu Meinungsverſchieden⸗ 
heiten und Schwierigkeiten vor allem früher bei bedingten 
Endurteilen geführt und hat bei dieſen auch zu einer Reihe 
von widerſprechenden grundſätzlichen Entſch. des NG. geführt, 
die miteinander vereinbar ſein ſollten. Auf dieſe Entſch. ſei 
deshalb hingewieſen, weil ſie zum Teil auch noch für das jetzige 
Recht bedeutungsvolle grundſätzliche Ausführungen enthalten. 
Im übrigen iſt anerkannt, daß im Wechſel der Begrün⸗ 
dung der Eutſch keine Abänderung zum Nachteil des Ber- 
Kl. liegt, etwa wenn der Anſpruch ganz oder teilweiſe aus 
dem Geſichtspunkte der ungerechtfertigten Bereicherung ſtatt 
aus dem des Vertrages zugeſprochen wird (vgl, Jonas, 
§ 536 Anm. II). Auch hier gilt aber die Einſchränkung, daß 
einem Kl., der nur einen vertraglichen Anſpruch zu- 
geſprochen erhalten will und das auch zum Ausdruck bringt, 
nicht aus anderen Geſichtspunkten ein Anſpruch zugeſprochen 
werden darf. Hier liegt der Fall aber anders. Die Rente des 
Kl. iſt gekürzt und inſoweit den Anſprüchen der Bekl. und 
alleinigen Berl. Rechnung getragen. Dagegen iſt auf der 
anderen Seite, ohne Antrag des Kl., ein weiterer Betrag 
zugeſprochen, der eine Erhöhung der geſamten Rente nur des: 
halb nicht herbeigeführt hat, weil die Kürzung in der Geſamt⸗ 
ſumme größer war als der Geſamtbetrag der Erhöhung. Der 
Fall liegt doch etwas anders als bei der bloßen Anderung 
der Begründung. Aber es iſt zutreffend, daß der Anſpruch 
auf, Erſatz des aus dem Unfall entſtehenden Schadens ein— 
heitlich ift (vgl. nur die Verjährung!) und daß deshalb 
möglich iſt, daß die Ermäßigung zugunſten des BerkKl. 
auf der anderen Seite durch eine Erhöhung infolge ab- 
weichender, dem Berl. günſtigerer Berechnung wieder aus⸗ 
geglichen wird. Die Geſamtſumme der Rente, die das LG 
zuerkannt hat, bildet auch in einem ſolchen Falle die 
Grenze, die das BG. nicht überſchreiten kann. Bei Gel⸗ 
tendmachung zweier verſchiedener Anſprüche, eigentlich ſchon 
bei Zuſammentreffen von Kürzung etwa des Anſpruches 
aus Sachſchaden mit einer Erhöhung des Anſpruches auf 
Rente, wäre m. E. eine derartige „Ausgleichung“ der Scha⸗ 
denspoſten untereinander unmöglich. 


II. Nach der jetzt feſtſtehenden Rſpr. geht der Erſatz⸗ 
anſpruch des Geſchädigten im Umfang der Erſatzleiſtung eines 
öffentlich-rechtlichen Verſicherungsträgers mit dem Entſtehen 
des Anſpruchs auf die Leiſtung des Verſicherers auf den 
Verſicherungsträger über (RGZ. 148, 19 = JW. 1935, 
2554). Der Verletzte bleibt auch nicht etwa bis zur Gel⸗ 
tendmachung dieſes Anſpruches durch den Verſicherungsträ⸗ 
ger zu deſſen Geltendmachung befugt (RG.: SeuffArch. 89 
Nr. 113). Gerade die Durchführung dieſes Grundſatzes bedingt 
aber auch, daß Anſpruch des Verletzten und Befriedigung 
durch den Verſicherungsträger für den gleichen Zeitraum 
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einander gegenübergeſtellt werden. Die Auffaſſung des RG. 
it alſo nur die folgerichtige Weiterbildung ſeines Stand⸗ 
punktes hinſichtlich des Forderungsübergauges, der zutreffend 
iſt. Das bedeutet aber nicht, daß Anrechnung nur auf die 
entſprechenden Anſprüche zu erfolgen habe, etwa der Auf⸗ 
wendungen an Heilungskoſten auf den Anſpruch an Heilungs⸗ 
koſten, wie das KG.: JW. 1936, 2560“ will (anſcheinend 
ebenſo der gleiche Senat JW. 1936, 29365). Dieſe Auf⸗ 
faſſung iſt ſchon von Prölß in der Anm. zu der erſten 
Entſch. mit Recht abgelehnt, auch das R. hat fie im Ur⸗ 
teil VI 361/35 VAC. 1936, 223 DAutoR. 224 aus- 
drücklich abgelehnt. 

III. Dem Rechtsſatz zu III iſt unbedenklich zuzuſtimmen. 
Grundgedanke des Forderungsüberganges iſt die Abſicht, den 
Verſicherungsträger inſoweit an die Stelle des Verletzten 
treten zu laſſen, als er tatſächlich geleiſtet hat oder in Zukunft 
leiſtet. Schutz des Verſicherungsträgers im Rahmen ſeiner 
wirklichen Leiſtung, nicht Vorteil des Schädigers iſt Zweck des 
Forderungsüberganges. Die Ablehnung des Überganges für 
Anſprüche, die niemals durch die Verſicherungsträger be⸗ 
friedigt worden ſind, iſt daher innerlich durchaus gerecht 
fertigt. Außerdem ſoll verhindert werden, daß der Verletzte 
von zwei Seiten für die gleichen wirtſchaftlichen Nachteile 
kraft Geſe zes Entſchädigung erhält. Mit dieſer Begrün⸗ 
dung iſt ſchon RGZ. 72, 430 (433 f.) JW. 1910, 157 dem 
Geſchädigten die volle Schadensrente für eine Zeit zuge⸗ 
ſprochen worden, für die die Berufsgenoſſenſchaft wegen Ver⸗ 
weigerung einer Unterſuchung und eines Heilverfahrens durch 
den, Verletzten von der Leiſtungspflicht durch eine ſchieds⸗ 
gerichtliche Entſch. freigeſtellt war. An der Richtigkeit dieſes 
Standpunktes kann auch kein Zweifel beſtehen. 

IV. Am bedeutungsvollſten ſind die Ausführungen des 
Urteils zur Frage des Umfanges der Ersahpflict d der 


Mitwirkungspflicht des Verletzten bei der Behebung der Un- 
fallfolgen. f 


il, Die Anforderung an die Bekl., vollen Beweis für 
anderweitere Erwerbsmöglichkeit des Kl. zu erbringen, iſt im 
vorliegenden Falle nicht überſpannt, da der Kl. Berufs⸗ 
geiger war und ſtarke Bewegungsbehinderungen an der Hand 
hatte. In anderen Fällen wird man aber bei dem heute an⸗ 
SF 5 annten Mangel an fachlich vorgebildeten Kräften vieler 
Berufszweige bei leichteren Verletzungen vom Kl. Entkräftung 
des A nſcheinsbeweiſes dafür verlangen können, daß er 
die Möglichkeit der Minderung des Schadens durch Auf 
nahme der Arbeit hatte. 


2. Zutreffend iſt auch, daß dem Verletzten keine Tätig⸗ 
keit zugemutet werden kann, die ihn in die Lage vieler Be⸗ 
rufsoffiziere und Auslandsvertriebenen bringen würde, näm⸗ 
lich in den Zwang einer Tätigkeit, die nur beſtimmt iſt, das 
Leben zu friſten, die der früheren Stellung und der Vor⸗ 
bildung des Verletzten aber in keiner Weiſe entſpricht. Es 
würde kein Erſatz des Schadens ſein, wenn dem Leiter 
eines größeren Betriebes Minderung des Schadens durch 
Tätigkeit als Kellner oder dem Kl. hier Verkauf von Streich⸗ 
hölzern oder Schuhwichſe zugemutet würde und der durch ſolche 
Tätigkeit erzielbare Gewinn an der von dem Bekl. geſchul⸗ 
deten Erſatzſumme abgeſetzt würde. Dafür, daß dieſer Grund⸗ 
ſatz nicht mißverſtanden wird und von der Möglichkeit einer 
ähnlichen, wenn auch vielleicht büromäßigeren oder mit Ande⸗ 
rungen verknüpften Tätigkeit Gebrauch gemacht werden muß, 
iſt ſchon durch das Urteil am Schluſſe der Begründung Sorge 
getroffen, wo als mögliche Tätigkeit des Kl. die in einem 
Muſikalienverlag oder eine ähnliche Tätigkeit erwähnt wird. 
Ein Berufs wechſel, der für den Unverletzten nicht außerhalb 
des Bereiches einer gewiſſen Wahrſcheinlichkeit liegt, iſt an 
ſich auch dem Verletzten zuzumuten. Das iſt auch das, was 
mit der Formulierung, daß dem Verletzten nur eine Tätig⸗ 
keit „im Rahmen des bisherigen Lebenskreiſes“ zugemutet 
werden kann, zum Ausdruck kommt. Die Ablehnung eines 
Handwerker⸗ oder Arbeiter⸗ (Arbeit s⸗ ift wohl ein Schreib⸗ 
fehler des Urt.) Berufs als dem Kl. unzumutbar durch das 
BG. iſt daher ſicherlich zutreffend. Richtig ſcheint mir auch 
die Ablehnung einer Zumutbarkeit der Umſtellung auf einen 
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rein kaufmänniſchen Beruf, nicht nur mit Rückſicht auf das 
Alter des Kl., ſondern wohl auch mit Rückſicht darauf, daß 
Alter und ausſchließlich künſtleriſche Einſtellung und Aus⸗ 
bildung in ihrem Zuſammenwirken einen Erfolg in dieſer an 
ſich zumutbaren Laufbahn ſehr unwahrſcheinlich machen. Daß 
hier die Ausſichten noch ſchlecht find, wird Übrigens vom 
R.: DAutoR. 1937, 111 als zutreffend bezeichnet. 

3. Zutreffend iſt auch, daß die für den Verdienſtentgang 
beſtimmten Zahlungen an den Kl. nicht von ihm dazu ver⸗ 
wandt werden mußten, um ſich für einen neuen Beruf aus⸗ 
zubilden. Denn dieſe Beträge gingen jedenfalls für den ver⸗ 
heirateten Kl. nicht über etwa 300 8 hinaus, ſo daß nach 
der ſozialen Stellung des Kl. erhebliche Beträge nicht übrig⸗ 
blieben. Anders wäre die 


Sache allerdings m. E. zu be⸗ 
urteilen, wenn etwa Zahlungen von größerer Höhe, vielleicht 
1000 RM im Monat, von dem Bekl. geleiſtet worden wären 
und dieſe nicht für Heilung oder Kuren überwiegend hätten 
verwandt werden müſſen. Denn dann würde die Verwendung 
eines Teilbetrages zu einer Berufsumſtellung in den Rahmen 
ordnungsmäßiger Wirtſchaft des Verletzten fallen, die von 
ihm verlangt werden müßte. * 5 

4. Zuzuſtimmen ift alſo dem RG., daß die Frage, o 
der Kl. in Zukunft ſeiner Mitwirtungsvpflicht nachkommt, 
nach § 323 ZPO. prozeſſual behandelt werden muß. Hier 
liegt der wichtigſte Grundſatz der Entſch, daß Zuſammen. 
wirten von Schädiger und Verletzten gefordert wird, um 
die Arbeitskraft des an ſich kerngeſunden Kl. für ſich und die 
Geſamtheit wieder nutzbar zu machen. Es iſt nur zu Die 
grüßen, wenn es in dem Urt. heißt: „Der, abgeſehen von 
einer geringeren Beweglichkeit der beiden letzten Finger der 
linken Hand kerngeſunde Kl. muß ſich mit aller Deutlichkeit 
entgegenhalten laſſen, daß ihm bei ſeinem Alter anfangs der 
Vierziger nichts daran gelegen ſein ſollte und daß es ihm 
auch nicht geſtattet ſein kann, ſein ganzes ferneres Leben 
lang tätigkeitslos eine Rente zu verzehren, ohne daß er 
ernſtlich bemüht iſt, ſich wieder ſelbſt einen Verdienſt zu 
ſchaffen. alla, 

Das Urteil behandelt nicht bie g 
bei der Beurteilung des Zuſammen 
ſchwerden mit dem Unfall in Betra 
wäre zu wü jehen, daß dieſe richtigen und ſtrengen An⸗ 
forderungen au den eigenen Geſundungs⸗ und Arbeitswillen 
des Verletzten auch bei den Entſch. über das Mitverſchulden 
des Verletzten bei einer ſogenannten Unfallneuroſe etwas 
ſchärfer zum Ausdruck kommen, als das in ſtändiger Rſpr., 
zuletzt JW. 1936, 13562 und JW. 1936, 27938, geſchehen 
iſt (weiter noch JurgRdſchPrVerſ. 1936, 345). Ich habe icon 
in meiner Anm. zu der Entf. JW. 1936, 2793 neben 
meinen Bedenken zur Beweiswürdigung und zur Frage des 
urſächlichen Zuſammenhanges darauf hingewieſen, daß die 
Anforderungen an den Willen des Verletzten in Unfall⸗ 
prozeſſen in kaum tragbarer Weiſe herabgemindert ſind. Es 
iſt deshalb vielleicht doch ein Anſatz zu einer gewiſſen Ab⸗ 
weichung von der bisherigen Rſpr. (gl. auch VI 234/36: 
JurRdſchPrVerſ. 1937, 72), wenn es am Schluſſe des Ur⸗ 
teils heißt: „Wenn dem Verletzten danach der Übergang zu 
einem anderen Beruf angeſonnen werden kann, der eine 
Ausbildung erfordert, ſo iſt der Kl. nach Zurperfügung⸗ 
ſtellung der Mehrkoſten verpflichtet, wenigſtens mit 
der Ausbildung zu beginnen, ſofern auch nur mit eini- 
ger Wahrſcheinlichkeit damit zu rechnen it, daß in dieſem Be⸗ 
rufe ſich eine Stellung findet.“ 1 RN 

Es kann dem Intereſſe aller, der Geſamtheit wie den 
einzelnen Beteiligten nur dienlich ſein, wenn dieſer Ge⸗ 


ſichtspunkt in Zukunft ſtärker betont und angewandt wird. 
RA. Carl, Düſſeldorf. 


enau gleichen Fragen, die 
hanges neurotiſcher Be⸗ 
cht kommen. Immerhin 
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20. DRG. — 8 1542 RVO. Berückſichtigung des Anſpruchs⸗ 
übergangs auf Verſicherungsträger bei Schadenserſatzklagen. Ab⸗ 
wendung einer dem Kl. nachteiligen Koſtenentſcheidung durch 
Anderung des Klageantrags. 

Es erſcheint zwar angebracht, auch 
Klageanſprüchen bei der Feſtſtellung der Anſprüche dem Grunde 
nach einen Vorbehalt des uͤberganges von Anſprüchen auf 
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bei den bezifferten 
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andere Verſicherungsträger zu machen. Die Feſtſtellung, in⸗ 
wieweit ein Forderungsübergang im einzelnen ſtattgefunden 
hat, kann jedoch dem Höheverfahren überlaſſen bleiben. 

Für die Koſtenentſcheidung hinſichtlich der Koſten der Be⸗ 
rufung wird aber der Geſichtspunkt des Forderungsüber⸗ 
ganges auf die Berufsgenoſſenſchaft deshalb ausſcheiden müſ⸗ 
ſen, weil der Kl. ſich darauf berufen kann, daß erſt durch Des 
ſcheid v. 15. April 1937 ihm eine Unfallentſchädigung zu⸗ 
geſprochen worden iſt, während vorher eine Entſchädigung mit 
der Begründung abgelehnt worden iſt, daß es ſich nicht um 
einen Betriebsunfall handele. Wenn auch nach $ 1542 RVO. 
die Erſatzanſprüche im Augenblick des Eutſtehens auf die Ver⸗ 
ſicherungsträger übergehen, ſo muß doch dem Geſchädigten die 
Möglichkeit zugebilligt werden, die geſamten Entſchädigungs⸗ 
anſprüche ſo lange ſelbſt gerichtlich geltend zu machen, als bis 
ihm bekannt wird, daß die Entſchädigungspflicht der öffent⸗ 
lichen Verſicherungsträger durch die Verwaltungsentſcheidung 
feſtſteht (vgl. RG. 76, 215 JW. 1911, 552; Lehmann, 
„RVO.“, 4. Aufl., 8 1542 Anm. 10). Hinſichtlich der Unfall⸗ 
rente hat alſo der Kl. durch rechtzeitige Anderung ſeines An— 
trages ſich vor der Verpflichtung zur Koſtentragung inſoweit 
bewahrt. 

(OLG. Düſſeldorf, 8. Ziv Sen., Urt. v. 14. Juni 1937, 8 U 
49/37.) 
* 


21. OLG. — 81542 RVO. Auf den Träger der öffentlichen 
Verſicherung gehen nur die Anſprüche über, die ſeinen Leiſtun⸗ 
gen an den Verletzten entſprechen. 

Der Senat iſt in Übereinſtimmung mit dem in JW. 1935, 
2554 abgedr. Urteil der Auſicht, daß die Einzelanſprüche des 
Verletzten nur inſoweit übergehen, als finne und zweckent⸗ 
ſprechende Leiſtungen von dem Verſicherungsträger gemacht 
worden ſind. Es wäre z. B. nicht gerechtfertigt, etwaige An⸗ 
ſprüche auf Erſatz eines Sachſchadens (z. B. an der Kleidung 
oder am Fahrrad) auf die Verſicherungsträger, die nur Lei⸗ 
ſtungen zum Ausgleich von Körperſchäden oder von Verdienſt⸗ 
ausfall gemacht haben, übergehen zu laſſen. Ebenſowenig kann 
die Auffaſſung gebilligt werden, daß der Anſpruch auf Schmer- 
zensgeld übergeht. Abgeſehen davon, daß dieſer nach 8 847 
Abſ. 1 Satz 1 BGB. unübertragbar iſt, würde es dem Sinn 
und dem Zweck dieſes Anſpruches widerſprechen, wenn er durch 
völlig anders gerichtete Leiſtungen der Verſicherung dem Ver- 
letzten entzogen würde. Es darf nicht überſehen werden, daß 
das Schmerzensgeld eine billige Entſchädigung für erlittene 
Schmerzen und ein Ausgleich aller immateriellen Nachteile ſein 
19 die durch keine Verſicherungsleiſtungen behoben werden 
önnen. 


Demzufolge iſt der Senat der Anſicht, daß zwiſchen den 
Einzelanſprüchen des Verletzten und den Einzelleiſtungen des 
Verſicherungsträgers eine Zweckgemeinſchaft beſtehen muß. 


Demgemäß kann ſich der Verſicherungsträger wegen ſeiner 
Heilungsaufwendungen nur an den Heilungsanſpruch des Ver— 
letzten halten. Er kann ferner den Anſpruch des Verletzten auf 
Erſatz des Verdienſtausfalls nur inſoweit in Anſpruch nehmen, 
als er Leiſtungen macht, die zu dem Verdienſtausfall in Be⸗ 
ziehung ſtehen. Dabei iſt der Kl. (Berufsgenoſſenſchaft) aller⸗ 
dings zuzugeben, daß der Zeitraum, für den der Verſicherungs⸗ 
träger ſolche laufende Aufwendungen macht, ſich nicht mit dein 
Zeitraum des Verdienſtausfalles völlig zu decken braucht. 

Bei der Entich, ift weiter zu beachten, daß in Fällen, in 
denen mehrere Verſicherungsträger Leiſtungen an den Verletz— 
ten gewähren, die eutſprechenden Anſprüche auch auf den an⸗ 
deren Verſicherungsträger übergehen und beide nebeneinander 
berechtigt ſind, ſofern das Geſetz nicht im Einzelfall dem 
einen der mehreren Verſicherungsträger eine Vorzugsſtel⸗ 
lung gibt. 

(OLG. Kaſſel, Urt. v. 29. April 1937, 2 U 246/36.) 


* 


22. LG. — 88 1636 ff. RV O.; SS 831, 839 BGB. Für Kla⸗ 
gen gegen eine Ortskrankenkaſſe auf Leiſtungen aus der Kran⸗ 
kenverſicherung nach der RV iſt der ordentliche Rechtsweg nicht 
gegeben. Die Zuläſſigkeit des Rechtswegs kann auch nicht auf 
dem Umweg über die Erhebung eines Schadenserſatzanſpruches 
erreicht werden. 


Der Kl. verlangt von der Bekl. Erſtattung von Koſten, die 
durch einen Kuraufenthalt ſeiner Ehefrau, die bei der Bekl. frei⸗ 
willig verſichert iſt, entſtanden ſind. — Der Kl. erhebt alſo einen 
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Anſpruch auf eine Verſicherungsleiſtung der Bekl., zu der dieſe 
nach den Vorſchriften der RVO. verpflichtet geweſen ſein ſoll. 
Es iſt hiernach zunächſt die Frage zu prüfen, ob der Rechtsweg 
für dieſen Anſpruch überhaupt zuläſſig iſt ($ 13 GG.). Dies 
iſt zu verneinen. — Die Vorſchriften, die die Zuläſſigkeit des 
Rechtsweges regeln, gehören dem öffentlichen Recht an. Sie er⸗ 
geben ſich vorliegend aus den Beſtimmungen der RVO. die den 
Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten in der Weiſe aus⸗ 
ſchließen, daß fie andere Behörden als zuſtändig bezeichnen, fo 
insbeſ. hinſichtlich der Krankenverſicherung in den 88 1636 ff. 
RVO., wo beſtimmt iſt, daß bei Streit über die Leiſtungen aus 
der Krankenverſicherung das VerfA. in erſter Juſtanz entſcheidet. 
Im vorl. Falle hat allerdings der Kl. ſeinen geltend gemachten 
Anſpruch in die Form eines bürgerlich-rechtlichen Anſpruchs ge⸗ 
kleidet, in dem er dieſen unter dem Geſichtspunkte des Ver⸗ 
trages, der Geſchäftsführung ohne Auftrag oder des 8831 BGB. 
geltend macht, letzten Endes auch aus 8 839 BGB. herleiten will, 
indem er behauptet, die von dem Vertrauensarzt der Bekl. vor⸗ 
genommene Unterſuchung der Ehefrau des Kl. ſei fehlerhaft ges 
weſen, jo daß auf Grund dieſer mangelhaften Unterſuchung die 
erforderliche Heilung der Ehefrau unterblieben ſei. 


Der Umſtand, daß der geltend gemachte Anſpruch ein ver- 
mögensrechtlicher iſt und unter einem bürgerlich- rechtlichen Tat⸗ 
beſtande erhoben wird, iſt nicht geeignet, den Rechtsweg zu 
eröffnen —, denn auch in dem Falle, daß ſich die Klage auf 
einen privatrechtlichen Grund ſtützt, handelt es ſich nach wie vor 
um einen Streit, der dem urſprünglichen öffentlichen Rechts⸗ 
verhältnis entſpringt, deſſen Regelung dem ordentlichen Rechts- 
wege entzogen iſt. Dies ergibt ſich im vorl. Falle ſchon aus fol⸗ 
genden Erwägungen. Die Ehefrau des Kl. wurde von dem Kaſ⸗ 
ſenarzt behandelt, der eine Erholungskur für erforderlich hielt. 
Die nachprüfende Unterſuchung des Vertrauensarztes am 
27. Aug. 1935 verneinte die Frage der Arbeitsunfähigkeit und 
die Notwendigkeit einer Kur. Die Verſicherte hat ſich dann einer 
Unterſuchung durch den Amtsarzt des Geſundheitsamts unter- 
zogen und nach deſſen Außerung etwa drei Wochen ſpäter zur 
Kur begeben. Erſt im Nov. 1935 hat die Verſicherte einen An⸗ 
trag auf Erſtattung der Koſten bei dem Verf. geſtellt (§ 1636 
RWO .). Das Verfahren iſt durch einen ablehnenden Beſcheid des 
Vorſitzenden gem. $ 1657 RVO. zum Abſchluß gekommen. Die 
gegen dieſen Entſcheid nach der RVO. zuläſſigen Rechtsmittel, 
die es ermöglicht hätten, die nach der Behauptung der Verſicher⸗ 
ten unrichtige Behandlung ihres Leiſtungsantrages nachzuprü— 
fen, ſind von der Ehefrau des Kl. nicht erhoben worden. Es 
würde ſich hiernach bei der Bejahung der Zuläſſigkeit des ordent⸗ 
lichen Rechtsweges die Folge ergeben, daß die ordentlichen Ge— 
richte berufen wären, unter dem Geſichtspunkte bürgerlich⸗recht⸗ 
licher Haftungsgründe darüber zu entſcheiden, worüber nach 
öffentlich-rechtlicher Geſetzesbeſtimmung allein beſondere Ver⸗ 
waltungsbehörden in genau geregeltem Rechtszuge zu entſcheiden 
befugt ſind. Es iſt deshalb unrichtig, wenn der Kl. meint, es 
handle ſich hier um bürgerlich-rechtliche Anſprüche, die nicht un⸗ 
mittelbar auf der RVO. beruhten. Dies beſagt auch nicht der 
Schlußſatz der Entſch. des VerſA., denn es iſt durchaus denk⸗ 
bar, daß ſich außerhalb des öffentlich -rechtlich geregelten Ver⸗ 
ſicherungsverhältniſſes bürgerlich-rechtliche Schadenserſatzan⸗ 
ſprüche ergeben können, wie etwa in ſolchem Falle, daß der Ver⸗ 
ſicherte in den Gebäuden der Kaſſe einen Unfall erleidet —, 
oder etwa vom Kaſſenarzt falſch behandelt wird. Vorliegend 
wird aber nichts anderes verlangt als eine Kaſſenleiſtung, denn 
nicht der Wortlaut und die Begründung des Antrages iſt für 
die Entſch. der Frage, ob der Rechtsweg zu eröffnen iſt, maß⸗ 
gebend, ſondern allein Weſen und Zweck des Antrages. 


Auf die Frage, ob möglicherweiſe die Zuläſſigkeit des 
Rechtsweges auf dem Umwege über Art. 131 RVerf., 8 839 BGB. 
zu eröffnen ſei, braucht hier nicht näher eingegangen zu werden. 
Der Vertrauensarzt, dem fahrläſſiges Handeln bei der Nach⸗ 
unterſuchung vorgeworfen wird, war weder Beamter, noch An⸗ 
geſtellter der Bekl., ſondern des Krankenkaſſenverbandes. Die 
beklagte Ortskrankenkaſſe iſt hierfür jedenfalls nicht paſſiv le⸗ 
gitimiert. 


(LG. Köln, 11. K., Urt. v. 6. April 1937, 118 48/87.) 
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66. Jahrg. 1937 Heft 37/88] 


Blutſchutzgeſetz 
23. RG. — 8 2, 5 Blutſchutzcz. Auch der Staatsangehörige 
deutſchen oder artverwandten Blutes handelt nach deutſchem 
Voltsbewußtſein ſelbſt ehrlos und beſleckt ſelbſt die Ehre des 
deutſchen Volkes, wenn er mit einer Jüdin Geſchlechtsverkehr 
treibt. — Abgrenzung von Verſuch und vollendetem Verbrechen. 


Die Rechtsausführungen des LG. ſtehen im Einklang mit 
der Entſch. des Großen Senats für Straffachen des NO, vom 
9. Dez. 1936: NS. 70, 375/977 = JW. 1937, 160 1%, wonach 
„Geſchlechtsverkehr“ zwar nicht ſchon mit der „Vornahme un. 
züchtiger Handlungen“, aber auch nicht nur mit „Beischlaf“ 
gleichzuſetzen iſt, ſondern darunter auch ſolche geſchlechtlichen Be⸗ 
tätigungen zwiſchen Juden und Staatsangehörigen deutſchen 
oder artverwandten Blutes zu verſtehen ſind, durch die der eine 
Teil ſeinen Geſchlechtstrieb auf einem anderen Wege als durch 
Vollziehung des Beiſchlafs befriedigen will. Der erk. Senat hat 
keinen Anlaß, von dieſer grundſätzlichen Entſch. abzuweichen. 
Zu den Ausführungen der RevBegr. iſt zu bemerken: 

1. Daß unter „Geſchlechtsverkehr“ nur der Beiſchlaf zu ver⸗ 
ſtehen ſei, trifft nicht zu. Es genügt, dieſerhalb auf die Begrün⸗ 
dung des Beſchluſſes des Großen Senats für Strafſachen vom 
9. Dez. 1936 = N St. 70, 375/377 zu verweiſen, der ſich der 
erk. Sen. anſchließt (ebenſo ſchon RGSt. 71, 4, 5 JW. 1937, 
468 12; RGSt. 71, 7, 8 JW. 1937, 467 11). Beiſchlafsähnlich⸗ 
120 a Verkehrs ift nicht einmal erforderlich (vgl. R&St. 71, 
‚8. 

2. Es trifft nicht zu, daß die Begründung dieſes Beſchluſ⸗ 
ſes des Großen Senats für Strafſachen nur für 1 N 
in dem ein Jude mit einer deutſchblütigen Deutſchen einen 
nicht in der Form des Beiſchlafs vorgenommenen Geſchlechts— 
verkehr gehabt hat, nicht aber auf den hier vorl. Fall des nicht⸗ 
beiſchlafsmäßigen Geſchlechtsverkehrs eines deutſchblütigen Deut⸗ 
ſchen mit einer Jüdin. Die Begründung dieſes Beſchluſſes trifft 
vielmehr auch auf dieſen Fall zu. Der Grund des Geſetzgebers 
für das Verbot ſolchen Geſchlechtsverkehrs iſt 1. die Reinerhal⸗ 
tung des deutſchen Blutes und 2. der Schutz der deutſchen Ehre. 
Der erſte Grund rechtfertigt nur das Verbot von Handlungen, 
aus denen Miſchlinge zwiſchen Juden und deutſchblütigen Deut⸗ 
ſchen entſtehen können, alfo den Beiſchlaf und ſonſtige Handlun! 
gen, bei denen eine Befruchtung möglich iſt. Der zweite Grund 
trifft aber, auch wenn es nicht zum Beiſchlaf kommt, für beide 
Fälle zu, nicht nur für den Fall des Verkehrs eines Juden mit 
einer deutſchblütigen Deutſchen. Den deutſchen Ehrbegriffen 
widerſtrebt es auch, wenn ein deutſchblütiger Deutſcher mit einer 
Jüdin in Geſchlechtsverkehr tritt; auch hierin liegt ein Angriff 
gegen die Ehre des deutſchen Volkes. 

Es iſt zwar richtig, daß nach deutſchem Volksbewußtſein in 
erſter Linie die Frau Trägerin und Hüterin der geſchlechtlichen 
Unantaſtbarkeit und Ehre des deutſchen Volkes iſt und daß des⸗ 
halb allgemein die Geſchlechtsehre der deutſchen Frau einen 
höheren Schutz genießt als die des deutſchen Mannes. Aber auch 
der Staatsangehörige deutſchen oder artverwandten Blutes han⸗ 
delt nach deutſchem Volksbewußtſein ſelbſt ehrlos und befleckt 
ſelbſt die Ehre des deutſchen Volkes, wenn er mit einer Jüdin 
. treibt (ebenſo Freisler: DStrafr. 1936, 
Die Vorgeſchichte des Blutſchutzch., das allerdings haupt⸗ 
ſächlich deshalb erlaſſen worden iſt, um die AT . 
ſchen Frauen vor der Geſchlechtsgier jüdiſcher Männer zu ſchüt⸗ 
zen, rechtfertigt ebenfalls nicht die Annahme des BeſchwF., daß 
das Geſetz als einen Angriff gegen die deutſche Ehre nur ſolche 
Fälle unter Strafe ſtellen wollte; das Gegenteil dieſer Auffaſ⸗ 
ſung ergibt ſich gerade daraus, daß ausdrücklich jeder „außer⸗ 
eheliche Verkehr zwiſchen Juden und Staatsangehörigen deut⸗ 
ſchen oder artverwandten Blutes“ verboten worden iſt, alſo 
offenſichtlich auch der Fall, wo der jüdiſche Teil nicht ein Mann, 
jondern eine Frau iſt, daß alſo offenbar auch dieſer Fall, 
n eine Befruchtung möglich war, als ein Angriff gegen die 
Reinerhaltung des deutſchen Blutes und die Ehre des deutſchen 
Volkes, und wenn eine Befruchtung ausgeſchloſſen iſt, als ein 


Angriff gegen die Ehre des deutſchen Volkes angeſehen wor⸗ 
den iſt. 

Auch die Begründung des Beſchluſſes des Großen Senats 
für Strafſachen v. 9. Dez. 1936: RGSt. 70, 375/77 = JW. 
1937, 160 10 ergibt keineswegs, daß hierbei nur an den Ge⸗ 
ſchlechtsverkehr männlicher Juden mit einer deutſchblütigen 
Deutſchen gedacht worden iſt; dieſer Beſchluß begründet es ge- 
rade, mit dem Geſichtspunkte des Schutzes der deutſchen Ehre, 
„daß ebenſo wie der Beiſchlaf auch ſolche geſchlechtlichen Betäti⸗ 
gungen — Handlungen und Duldungen — 3 w! chen Juden 
und Staatsangehörigen deutſchen oder art 
verwandten Blutes unterbleiben, durch die der eine Teil 
feinen Geſchlechtstrieb auf einem anderen Wege als durch Voll 
ziehung des Beiſchlafs befriedigen will“. Dieſe Begründung iſt 
offenbar abſichtlich fo allgemein gehalten, um auf die beiden 
möglichen Fälle der Raſſenſchande zu paſſen, und kann daher 
nicht zur Stützung der Anſicht des Beſchwß. dienen. 

Richtig iſt natürlich, daß die beiden Möglichteiten der Raſ⸗ 
ſenſchande verſchiedene Tatbeſtände ſind, wenn ſie auch durch das⸗ 
ſelbe Geſetz mit Strafe bedroht find (gl. Fre isler: DStrafr. 
1936, 385, 391, 392). Dies kann es bei anormalem Geſchlechts⸗ 
verkehr bielleicht rechtfertigen, den Fall des Geſchlechts 
verkehrs eines deutſchblütigen Deutſchen mit einer Jüdin milder 
als den umgekehrten Fall zu beſtrafen. Dem hat das LG. aber 
offenbar bei der Strafzumeſſung Rechnung getragen. 

3. Die Rechtsanſicht des Beſchwß., eine vollendete Raſſen⸗ 


angenommen werden, daß es, wie der Beſchluß des Großen Se⸗ 
nats v. 9. Dez. 1936 es für erforderlich erklart hat, den Willen 
der Befriedigung, nicht nur den der Erregung des Geſchlechts— 
triebes feſtſtellen wollte. 

4, Unrichtig iſt auch die Anſicht des Beſchw§., ſelbſt wenn 
mit den Handlungen des Angekl. die Befriedigung der Ge⸗ 
ſchlechtsluſt beabſichtigt geweſen, aber nicht erreicht worden ſei, 
io komme höchſtens verſuchte Raſſenſchande in Betracht. Auch 
der Beiſchlaf bezweckt die Befriedigung des Geſchlechtstriebes; 
trotzdem liegt vollendeter Beiſchlaf ſchon dann vor, wenn es nicht 
zur Befriedigung des Geſchlechtstriebes gekommen iſt, ſondern 
nur eine Vereinigung der Geſchlechtsteile ſtattgefunden hat. Ent⸗ 
ſprechend genügt im vorl. Falle für die Erſatzhandlungen, mit 
denen der Täter ſeinen Geſchlechtstrieb befriedigen will, die Vor⸗ 
nahme dieſer Handlungen. Dieſe find hier als ſolche ſtrafbar, 
nicht erſt die Erreichung des beabſichtigten Erfolges; denn „Ger 
ſchlechtsverkehr“ ſind ſchon die Handlungen, die die Befriedigung 
des Geſchlechtstriebes bezwecken, alſo der Beiſchlaf oder die ihn 
erſetzenden Handlungen. Es liegt alſo kein bloßer Verſuch der 
Raſſenſchande vor, und daher kommt ein freiwilliger Rücktritt 
vom Verſuch nach § 46 Nr. 1 StGB. nicht in Betracht. 

(RG., 5. StrSen. v. 5. Juli 1937, 5 D 422/37.) 
* 


* 24. RG. — 85 Abſ. 2 Blutſchutzcz. Die Beſtimmung der 
Strafart — Zuchthaus oder Gefängnis — ſteht im pflichtmäßi⸗ 
gen Ermeſſen des Tatrichters. Der Tatrichter darf das Verhal⸗ 
ten des an der Raſſenſchande beteiligten, nicht ſtrafbaren Tei⸗ 
les bei der Strafzumeſſung berückſichtigen. 

Der Strafrahmen iſt in 95 Abſ. 2 Blutſchutzch. (§ 11 Ausf⸗ 
BO.) ſehr weit geſpannt, nämlich von einem Tag Gefängnis bis 
zu fünfzehn Jahren Zuchthaus. Weder im Geſetz ſelbſt noch in 
den AusfVO. iſt ausdrücklich ausgeſprochen, daß eine der bei⸗ 
den Strafarten — und welche von ihnen — in „erſter Linie“ 
in dem Sinne angedroht ſei, daß ſie grundſatzlich fur einen 
ſog. Regelfall (Normalfall) beſtimmt ſei, und daß von ihr zu 
der anderen Strafart nur übergegangen werden durfe, wenn das 
durch beſondere Umſtände des Einzelfalles — demnach bei Ge⸗ 
fängnis zu ungunſten, bei Zuchthaus zugunſten des Täters — 
gerechtfertigt werde. 
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Eine ſolche grundſätzliche Regelung der Strafart läßt ſich 
aber auch ſonſt nicht aus der Strafdrohung entnehmen. Sie ſoll 
dem geſetzlichen Verbot des außerehelichen Geſchlechtsverkehrs 
zwiſchen Juden und Staatsangehörigen deutſchen oder artver⸗ 
wandten Blutes den ſtrafrechtlichen Nachdruck und Schutz ver⸗ 
leihen, wie es hinſichtlich des gleichgerichteten geſetzlichen Ver⸗ 
bots der Eheſchließung die Strafvorſchrift im §5 Abf.1 Blut⸗ 
ſchutzG. tut. Während indes in diefer Strafvorſchrift ausſchließ⸗ 
lich Zuchthaus angedroht wird, ohne Möglichkeit einer Milde⸗ 
rung, hat das Geſetz im 8 5 Abſ. 2 dadurch, daß es „Gefängnis 
oder Zuchthaus“ androht, den ganz anders gearteten Strafrah⸗ 
men geſchaffen und damit zum Ausdruck gebracht, daß der Tat⸗ 
richter im einzelnen Falle auch die Straf art nach ſeinem pflicht⸗ 
mäßigen Ermeſſen zu beſtimmen habe, ohne daß er dabei an 
geſetzlich feſtgelegte Regeln gebunden ſei. 

Der Rev. der StA. muß der Erfolg aber auch verſagt wer⸗ 
den, ſoweit ſie die beſonderen Strafzumeſſungsgründe des LG. 
beanſtandet. 

Die durch die Strafdrohung geſchützten Rechtsgüter ſind 
die Reinheit des deutſchen Blutes und die deutſche Ehre (Über⸗ 
ſchrift und Vorſpruch des Geſetzes). Die Strafvorſchrift hat 
demnach nicht den Schutz der Ehre, insbeſ. der Geſchlechtsehre, 
der einzelnen beteiligten deutſchblütigen Frau zum Gegen⸗ 
ſtand und zum Ziele; darüber verhalten ſich andere Strafvor⸗ 
ſchriften. Der Schutz und damit die Strafvorſchrift des Blut⸗ 
ſchutz. dienen vielmehr den Belangen des ganzen deutſchen 
Volles, nämlich der raſſiſchen Reinheit ſeines Blutes, ſowie 
ſeiner Ehre. Die Strafbemeſſung muß daher grundſätzlich, ſo⸗ 
weit das Blutſchutzch. in Betracht kommt, darauf abgeſtellt 
werden, welcher Umfang und welches Maß an Verſchulden dem 
feſtgeſtellten Angriff des Täters auf die durch die Strafvorſchrift 
geſchützten Rechtsgüter innewohnt. Das wird nach den geſam⸗ 
ten äußeren und inneren Umſtänden der Tat, wie nach der 
Perſönlichkeit des Täters zu prüfen ſein, und in dieſem Zuſam⸗ 
menhang darf der Tatrichter bei der Ausübung feiner Ermej- 
ſensbefugnis auch das Verhalten des anderen, an der Tat be⸗ 
teiligten, aber nach der ausdrücklichen geſetzlichen Regelung nicht 
ſtrafbaren Teiles berückſichtigen. 

Wenn es auch im Urteil nicht beſonders ausgeſprochen 
worden iſt, daß das LG. von dieſer Rechtslage bei der Bemeſ⸗ 
ſung der Strafe ausgegangen iſt, daß es alſo ſeine tatrichterliche 
Ermeſſensbefugnis auf dieſer rechtlichen Grundlage ausgeübt 
hat, ſo ergibt ſich doch aus dem Zuſammenhang ſeiner Ausfüh⸗ 
rungen, daß es in dieſer Weiſe vorgegangen iſt. 

Wäre das LG. der Auffaſſung geweſen, die Verhängung 
von Zuchthaus ſei nur zuläſſig bei ehrloſem Handeln oder 
niedriger Geſinnung des Täters, vielleicht ſogar nur bei be⸗ 
ſonders ehrloſem Handeln, bei beſonders niedriger Geſinnung, 
ſo hätte es rechtlich geirrt. Derartige Vorausſetzungen ſtellt die 
Strafvorſchrift im $5 Abſ. 2 Blutſchutz Z. keineswegs auf. Das 
pflichtmäßige Ermeſſen des Tatrichters iſt auch für die Anwen⸗ 
dung der Zuchthausſtrafe frei von beſtimmten Vorausſetzungen. 
Er hat vielmehr in tatrichterlicher Würdigung der geſamten 
Lage darüber zu entſcheiden, ob die Tat zuchthauswürdig iſt oder 
nicht. Nur dieſe Frage hat aber erſichtlich das LG. auch mit den 
Ausführungen erörtern wollen, in denen von ehrloſem Handeln 
und niedriger Geſinnung die Rede iſt. Ein Anhalt dafür, daß es 
angenommen hätte, es komme nach dem Geſetze entſcheidend auf 
das Vorliegen ſolcher Vorausſetzungen an, ergibt ſich aus ihnen 
nicht. 
Wenn endlich das LG. im Rahmen dieſer Ausführungen 
auch auf die Art der Beziehungen eingeht, die vor langen Jah⸗ 
ren zu dem Geſchlechtsverkehr des Angekl. mit der J. geführt 
und den Angekl. davon abgehalten haben, ihn nach dem Inkraft⸗ 
treten des Blutſchutzc G. aufzugeben, jo iſt auch inſoweit kein 
Rechtsfehler bei der Ausübung der tatrichterlichen Ermeſſens⸗ 
befugnis erkennbar. In ihnen wird in der Hauptſache betont, 
daß die Anknüpfung des Verhältniſſes vom Angekl. ohne 
Anwendung verwerflicher Mittel herbeigeführt worden ſei. Da⸗ 
neben iſt allerdings von einer Heiratsabſicht die Rede, die auch 
jetzt noch beſtehe. Aber dieſe Abſicht wird nicht als beſonderer 
Milderungsgrund verwertet, ſondern ebenfalls nur zur Erklä⸗ 
rung dafür, daß die Anknüpfung des Verhältniſſes von vorn⸗ 
herein ernſt und nicht nur geſchlechtlich gemeint geweſen ſei. 


Daß das LG. ſogar das vom Standpunkt des Geſetzes und auch 
ſchon von früherer Auffaſſung aus ſcharf mißbilligt, ſpricht 
es ausdrücklich aus. Um ſo weniger kann angenommen werden, 
daß das LG. bei der Erörterung und Würdigung der Art der 
Beziehungen zwiſchen dem Augekl. und der J. von rechtlich fal⸗ 
ſchen Vorſtellungen beeinflußt worden iſt. 
(RG., 1. StrSen. v. 19. Jan. 1937, 1 D 961/36.) 
{= RGsSt. 71, 147.) 


* 
= 25. RG. — Jude i. S. des 8 2 BlutſchutzG. iſt auch der⸗ 
jenige, der nach 85 Abſ. 2 der 1. VO. zum RBürgerG. als 
Jude gilt. — Nach erfolgter Aushändigung der Einbürgerungs⸗ 
urkunde kann nicht mehr nachgeprüft werden, ob die geſetzlichen 
Vorausſetzungen für die Verleihung der Staatsangehörigkeit 
vorgelegen haben. 

1. Jude i. S. des 8 2 Blutſchutzch. iſt nach 8 1 Abſ. 3 der 
1. VO. zur Ausführung des Blutſchutzch. v. 14. Nov. 1935 auch, 
wer nach $5 Abſ. 2 der 1. VO. zum RBürgerG. v. 14. Nov. 
1935 als Jude gilt. Dies hat das RG. bereits wiederholt aus⸗ 
geſprochen (vgl. z. B. RGSt. 70, 301 JW. 1936, 3052 u; 
RSSt. 70, 353 = JW. 1937, 160 1 RGSt. 71, 29 = JW. 
1937, 881%). Der erk. Sen. hat keine Veranlaſſung, von dieſer 
Rſpr. abzuweichen. Der Abſ. 3 des $ 1 der obengenannten Blut⸗ 
ſchutzw O. nimmt auf den ganzen $5 der 1. VO. z. RBür⸗ 
ger G. Bezug, nicht nur auf deſſen Abſ. 1. Damit bringt er zum 
Ausdruck, daß auch i. S. des BlutſchutzGG. derjenige als Jude 
anzuſehen iſt, der nach der angezogenen Beſtimmung als Jude 
gilt. Dies geht auch aus dem Abſ. 2 des 81 der BlutſchutzVO. 
hervor, der ſich mit dem Begriff „jüdiſcher Miſchling“ befaßt. 
Er verweiſt auf den $2 Abſ. 2 der 1. VO. zum RBürger®., wo 
beſtimmt iſt, daß jemand, der von einem oder zwei der Raſſe 
nach volljüdiſchen Großelternteilen abſtammt, nur dann juͤdi⸗ 
ſcher Miſchling iſt, wenn er nicht nach §5 Abſ. 2 als Jude gilt. 
Alle dieſe Beſtimmungen haben den Zweck, eine klare Abgren- 
zung zwiſchen den Begriffen „Inde“ und „jüdiſcher Miſchling“ 
zu ſchaffen. } 

Das RGurt. v. 12. Okt. 1936, 2D 633/36, auszugsweiſe 
abgedruckt in JW. 1936, 3472/73, bezieht ſich auf einen anders 
liegenden Fall und befaßt ſich jedenfalls nicht grundſätzlich mit 
der hier in Rede ſtehenden Rechtsfrage. 

2. Die Strͤ. hat die deutſche Staatsangehörigkeit des 
BeſchwF. rechtsirrtumsfrei feſtgeſtellt. Gegen die Auslegung der 
„Renaturaliſationsurkunde“ v. 19. Mai 1913 iſt rechtlich nichts 
einzuwenden. Nach der zutreffenden Auffaſſung der Str. iſt 
dem Beim. durch dieſe Urkunde damals die preußiſche Staats⸗ 
angehörigkeit verliehen worden. Ob ſeinerzeit die geſetzlichen 
Vorausſetzungen für dieſe Verleihung vorgelegen haben, kann 
nach der Rſpr. des PrOVc., der ſich der erk. Sen. anſchließt, 
ſpäter nicht mehr nachgeprüft werden. Durch die Aushändigung 
der Naturaliſationsurkunde iſt die Staatsangehörigkeit vielmehr 
unter Ausſchluß jeder Nachprüfung ihrer tatſächlichen oder 
rechtlichen Vorausſetzung begründet worden (OVG. 55, 234). 
Seit dem Inkrafttreten des Geſ. über den Neuaufbau des Rei⸗ 
ches v. 30. Jan. 1934 (RGBl. I, 75) iſt der Beſchw§. deutſcher 
Staatsangehöriger. 

Übrigens würde das Blutſchutzc d auf ihn auch Anwendung 
finden, wenn er ſtaatenlos wäre ($15 der 1. VO. zur Ausfüh⸗ 
rung des BlutſchutzGG.). 

3. Der Angekl. hat alle Tatumſtände gekannt, die ihn zum 
Juden i. S. des Blutſchutz cg. machen. Er wußte insbes., daß er 
beim Erlaß des RBürgerG. und des BlutſchutzGG. der jüdiſchen 
Religionsgemeinſchaft angehört hat (vgl. RGSt. 70, 303 = 
JW. 1936, 3052 4, und daß er deutſcher Staatsangehöriger war. 
Wenn er trotzdem den Geſchlechtsverkehr mit den drei deutſch⸗ 
blütigen Frauen deutſcher Staatsangehörigkeit nicht für ſtraf⸗ 
bar gehalten haben ſollte, ſo wäre dies für die Schuldfrage un⸗ 
beachtlich (RGSt. 70, 354 = IW. 1937, 160 12, unten und RGSt. 
71, 28 [81] = JW. 1937, 8819). 

4. Schließlich laſſen auch die Strafzumeſſungsgründe keinen 
Rechtsirrtum erkennen. Die Schwere der verhängten Strafe iſt 
jedenfalls ausreichend begründet, und zwar insbeſ. mit der in 
den Fällen B. und S. feſtgeſtellten ganz beſonders gemeinen 
Handlungsweiſe des Beſchw§. 

(RG., 5. Str Sen. v. 7. Juni 1937, 5 D 302/37.) 
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26. RG. — 88 2, 179 StGB. Wenn das Geſetz die Straf 
barkeit einer Täuſchung bewußt auf beſtimmte Irrtums⸗ 
fälle beſchränkt, wie dies im § 179 StGB. geſchehen iſt, fo ist 
es nicht angängig, die betr. Strafvorſchrift auf andere Irr⸗ 
tumsfälle rechtsähnlich anzuwenden (vgl. RGSt. 70, 173 [175] 
= IM. 1936, 1673 11; RGSt. 70, 177 [186] = JW. 1936, 1539 17). 

Der verheiratete Beihiwg., der wußte, daß er das Mäd⸗ 
chen nicht heiraten konnte, hat lediglich Heiratsabſichten vor⸗ 
gefpiegelt; Ilſe K. hat ihm den außerehelichen Beiſchlaf bewußt 
gewährt. Auf einen ſolchen Tatbeſtand iſt die Vorſchrift des 8 179 
SGB. aber weder unmittelbar noch rechtsähnlich anzuwenden. 

(RG., 5. StrSen. v. 24. Mai 1937, 5 D 313/37.) 


* 

27. RG. — 5 42 b SGB. Richten fi die Angriffe nur 
gegen die Ungeſtörtheit des Lebenskreiſes eines einzelnen, ohne 
daß ſie über die lediglich als läſtig zu bezeichnende Störung die⸗ 
ſes einzelnen hinaus (hier Erſtattung falſcher Anzeigen, 8 164 
SGB.) eine Wirkung auszuüben vermöchten, jo fehlt regel⸗ 
mäßig das Merkmal der Gefährdung der öffentlichen Sicherheit. 
Ebenſo RGeEntſch. v. 28. Jan. 1935; 20 10/35: JW. 1935, 2367. 

(RG., 2. StrSen. v. 8. Juli 1937, 2 D 364/37.) 


* 


28. RG. — 8 42 b StGB. Zur Erfüllung der Vorausſetzun⸗ 
gen des § 42 b StGB. reicht die Gefahr künftiger Angriffe auf 
die Ehre anderer nur in beſonderen Ausnahmefällen aus. 


Der Angekl., deſſen Ehe unter Abweiſung der Widerklage 
aus dem alleinigen Verſchulden des Bekl. wegen ſchwerer 
Mißhandlung und Beſchimpfung geſchieden worden war, iſt 
von der Anklage der Verleumdung der Richter des 30. Ziv⸗ 
Sen. des KG., gegen die er wegen der in der Eheſcheidungs⸗ 
ſache getroffenen Entſch. unbegründete Vorwürfe erhoben 
hatte, freigeſprochen worden, weil er infolge Querulanten⸗ 
wahns wegen krankhafter Störung ſeiner Geiſtestätigkeit un⸗ 
fähig war, das Unerlaubte der Tat einzuſehen oder nach 
dieſer Einſicht zu handeln (851 StGB.). Es iſt jedoch feine 
e in eine Heil⸗ oder Pflegeanſtalt angeordnet 

n. 

Vorausſetzung für die Anordnung der Unterbringun 
in 8 42b StGB. iſt, daß von dem Verurteilten ein ſolches 

aß von Gefahr ausgeht, daß dadurch der Veſtand der 
Rechtsordnung unmittelbar bedroht und eine wirkſame Ab⸗ 
hilfe für die Zukunft im Intereſſe ſeiner Aufrechterhaltung 
geboten und auf andere Weiſe als durch die beantragte Siche⸗ 
rungsmaßnahme nicht zu erreichen iſt (RGSt. 68, 149 = 
JW. 1934, 1662 ꝛs m. Anm.). Hierzu iſt erforderlich, daß ſich 
aus der Handlung, die den Anlaß zum Antrag auf Unter⸗ 
bringung gegeben hat, in Verbindung mit dem Geiſteszuſtand 
und dem Vorleben des Angekl., die dringende Gefahr ergibt, 
daß er auch künftig Handlungen begeht, die nicht nur im 
Falle ſeiner Zurechnungsfähigkeit ſtrafbar wären, ſondern die 
auch eine erhebliche Störung der Rechtsordnung herbeizufüh⸗ 
ren geeignet wären. Zu beachten iſt hierbei, daß der Sinn 
und der Zweck des $ 42 b StGB., wie der erk. Sen. in feiner 
Entſch. v. 28. Jan. 1935, 2 D 10/35: JW. 1935, 2368 
dargelegt hat, dahin geht, die Unterbringung verbrecheriſcher 
und infolgedeſſen gefährlicher Geiſtesgeſtörter zu ermöglichen 
nicht aber dahin, Geiſtesgeſtörte, die für ihre Umgebung oder 
für Dritte läſtig geworden ſind, unterzubringen. 
7 Zur Erfüllung dieſer Vorausſetzungen kann die Gefahr 
ünftiger Angriffe auf die Ehre anderer nur in beſonderen 
ene, ausreichen. Vor allem beſteht vorliegend 
975 durchgreifende Bedenken, daß durch die Unterbringung 
es Angekl. in einer Heil⸗ oder Pflegeanſtalt die Möglichkeit 
nicht ausgeſchloſſen werden kann, daß er auch in der Anſtalt 
1 Schriftſätze und Eingaben, die Beleidigungen jener 
8 ichter enthalten, verfaßt und zur Abſendung bringt oder 
urch andere abſenden läßt. Tatſächlich hat er auch in den W. 
Heilſtätten, in denen er zur Zeit auf Grund Beſchl. des LG. 
vorläufig untergebracht iſt, ſolche Eingaben verfaßt und dem 
Senat zur Begründung ſeiner Rev. überſandt. 
Im angef. Urteil wird nun angeführt, der Angekl. 
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drohe in den Eingaben, die auszugsweiſe wiedergegeben wer⸗ 
den, eindeutig ſtrafbare Handlungen für den Fall an, daß 
ſeinem Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens nicht 
ſtattgegeben werde. Der vernommene Sachverſtändige habe 
erklärt, die Möglichkeit, daß der Angekl. ſolche Drohungen 
wahr machen werde, ſei vorhanden. Sonach ſeien alſo weikere 
Angriffe des Angekl. auf strafrechtlich geſchützte Güter zu be⸗ 
fürchten. 

Dieſe Ausführungen reichen nicht aus, die getroffene 
Sicherheitsmaßnahme zu rechtfertigen. Da die Frage, ob die 
öffentliche Sicherheit die Unterbringung des Angekl. in einer 
Heil⸗ oder Pflegeanſtalt erfordert, nicht nur eine Tat⸗, ſon⸗ 
dern auch eine Rechtsfrage darſtellt, wäre die genaue Angabe 
aller für die Überzeugung des Gerichts maßgebenden Gründe 
erforderlich geweſen, damit das Rev. in die Lage verſetzt 
wird, nachzuprüfen, ob das LG. nicht auf Grund rechtsirriger 
Erwägungen ſeine Überzeugung gebildet hat. Dieſen Erforder⸗ 
niſſen iſt hier nicht durch die Angabe Genüge geſchehen, der 
Angekl. drohe in den Eingaben „eindeutig ſtrafbare Hand⸗ 
lungen“ und Angriffe „auf ſtrafrechtlich geſchützte Güter“ an, 
der Sachverſtändige habe die Möglichkeit bejaht, daß der An⸗ 
gekl. „ſolche Drohungen“ wahr machen werde. Vielmehr hatte 
dargelegt werden müſſen, welche ſtrafbare Handlungen ſeitens 
des Angekl. zu befürchten ſind. Zum mindeſten hätten Ziel 
und Richtung dieſer Angriffe näher bezeichnet und die tatſäch⸗ 
lichen Unterlagen angegeben werden müſſen, auf die ſich die 
Anſicht des Sachverſtändigen und die Überzeugung des LG. 
hinſichtlich der ſeitens des Angekl. drohenden Gefahr gründet. 
Genauere Angaben nach dieſer Richtung ſind hier ſchon des⸗ 
halb geboten, weil der Angekl. bis jetzt ſich — abgeſehen von 
ſeinen ehelichen Zwiſtigkeiten — niemals irgendwelcher gewalt⸗ 
tätiger oder ſtrafbarer Handlungen ſchuldig gemacht hat. 

(RG., 2. StrSen. v. 29. April 1937, 2 D 191/37.) 


* 


29. RG. — 8 42 b StGB. Bei der Prüfung der Frage, ob 
die öffentliche Sicherheit die Unterbringung des Angekl. erfor⸗ 
dert, ſind die Tatbeſtände aller Vergehen zu berückſichtigen ohne 
Rückſicht darauf, ob wegen der Vergehen die erforderlichen Straf⸗ 
anträge geſtellt und die ſonſtigen Prozeßvorausſetzungen erfüllt 
ſind oder nicht. 

Das LG. hat ausgeführt, für die ſelbſtändige Anordnung 
der Unterbringung in einer Heil⸗ oder Pflegeanſtalt im Wege 
des Sicherungsverfahrens nach 88 429 a ff. SPD. ſeien Prozeß⸗ 
vorausſetzungen in Geſtalt von Strafanträgen, Verfolgungs⸗ 
ermächtigungen oder Verfolgungsanordnungen hinſichtlich der 
vom Angekl. im Zuſtande der Zurechnungsunfähigkeit be⸗ 
gangenen, mit Strafe bedrohten Handlungen nicht erforderlich. 
Inſoweit hat ſich inzwiſchen der 3. StrSen. des NG. in dem 
Urt. v. 13. Mai 1937, 3 D 309/37 JW. 1937, 1799 46 auf 
den gegenteiligen Standpunkt geſtellt. Er erachtet aus ver⸗ 
fahrensrechtlichen Gründen auch für das Sicherungsverfahren 
das Vorliegen eines Strafantrags für „die mit Strafe be⸗ 
drohte Handlung“ für erforderlich, insbeſondere deshalb, weil 
nach § 429d StPO. die Überleitung des Sicherungsver⸗ 
fahrens in das ordentliche Verfahren vorgeſehen ſei. Man 
könnte andererſeits betonen, daß das Sicherungsverfahren 
nicht auf Beſtrafung des Täters abziele, ſondern im Gegen⸗ 
teil gerade für diejenigen Fälle, in denen eine Beſtrafung 
nicht eintreten könne, geſchaffen worden ſei, daß es alſo dem 
Grundgedanken der Neuerung widerſtrebe, wenn man die 
Durchführung des Sicherungs verfahrens von einem auf 
Beſtrafung gerichteten Antrag des Verletzten abhängig 
machte. Der erk. Sen. braucht indeſſen zu dieſer Frage zur 
Zeit nicht abſchließend Stellung zu nehmen. Im vorliegenden 
Falle iſt nämlich das Fehlen der gedachten Prozeßvoraus⸗ 
ſetzungen unſchädlich, weil neben der nur auf Antrag zu ver⸗ 
folgenden Beleidigungen, dem nur auf Anordnung des RIM. 
zu verfolgenden Vergehen nach § 2 Abſ. 1 des Gef. gegen 
heimtückiſche Angriffe auf Staat und Partei v. 20. Dez. 1934 
und dem nur mit Ermächtigung des Führers zu verfolgenden 
Vergehen nach § 94 Abſ. 2 StGB. der Angekl. durch das 
Schreiben einer Poſtkarte auch ein Vergehen i. S. von 8134 a 
SGB. („Deutſchland kein Rechtsſtaat, ſondern ein Ver⸗ 
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brecherſtaat“) begangen hat. Für die Verfolgung eines Ver⸗ 
gehens nach 8 1344 StGB. iſt aber kein Strafantrag und 
keine Verfolgungsanordnung oder »ermächtigung erforderlich. 
Rechtlich einwandfrei hat das LG. im übrigen die Vor⸗ 
ausſetzungen für die Anwendung des § 42 b StGB. dargetan 
und insbeſondere feſtgeſtellt, daß die öffentliche Sicherheit 
die angeordnete Unterbringung des Angekl. erfordere. Bei der 
Prüfung des Sachverhalts nach dieſer Richtung hin war das 
Landgericht nicht gehindert, die Tatbeſtände der Beleidigungen, 
des Vergehens nach 8 2 Abſ. 1 Heimtücke J. und des Ver⸗ 
gehens nach § 9 Abſ. 2 StGB. in den Kreis feiner Erwägun⸗ 
gen einzubeziehen, ohne Rückſicht darauf, ob wegen dieſer Ver⸗ 
gehen Strafanträge geſtellt oder ſonſtige Prozeßvorausſetzun⸗ 
gen erfüllt ſind oder nicht, weil es hier lediglich darauf an⸗ 
kommt, ein Bild von der Perſönlichkeit des Angekl. und von 
dem Umfang der Gefährdung der öffentlichen Sicherheit zu 
gewinnen (ebenſo der 3. StrSen. des RG. in ſeinem oben 
angezogenen Urt., dem der erk. Sen. inſoweit beitritt). Indem 
das LG. darauf hinweiſt, daß bei der krankhaften Veranlagung 
des Angekl. von ihm weitere, nicht unerhebliche Angriffe auf 
den Staat und führende Perſönlichkeiten der Verwaltung und 
Rechtspflege zu erwarten ſeien, daß dieſe Angriffe, zumal 
dann, wenn ſie wiederum durch Verbreitung von Flugblättern 
verſucht werden ſollten, geeignet ſeien, Unruhe in der Öffent- 
lichkeit hervorzurufen, und daß andere Maßnahmen, dieſe 
vom Angekl. ausgehende Gefahr zu beſeitigen, nicht zur Ver⸗ 
fügung ſtünden, ſtellt es in zwar knapper, aber doch aus⸗ 
reichender Weiſe klar, daß angeſichts des beſonderen geiſtigen 
Leidens des Angekl. nur feine Überwachung in einer ge- 
ſchloſſenen Anſtalt die Fortſetzung feines gefährlichen Trei⸗ 
bens verhindern kann. 
(RG., 1. StrSen. v. 18. Juni 1937, 1 D 279/37.) 


* 


30. RG. — 8 42 Kk StGB. Die Entmannung eines Sittlich⸗ 
keitsverbrechers kann wiederholt angeordnet werden, wenn feſt⸗ 
ſteht, daß die frühere Anordnung der Entmannung infolge un⸗ 
ſachgemäßer Ausführung ohne Erfolg geblieben iſt. 

Die Verurteilung wegen Sittlichkeitsverbrechens nach 
8 176 Abi. 1 Nr. 3 StGB. in zwei Fällen läßt keinen Rechts⸗ 
irrtum erkennen. Der Angekl. hat in beiden Fällen gewußt, 
daß die Kinder das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet hatten. 
Er hat die beiden Handlungen verübt, um ſeine trotz der 
Entmannung noch vorhandenen und piychifch feſt fixierten 
geſchlechtlichen Neigungen zu befriedigen. Daß die Entman⸗ 
nung nicht in jedem Falle das Erlöſchen des Triebes nach 
geſchlechtlicher Befriedigung und der damit zuſammenhängen⸗ 
den pſychiſchen Vorgänge zur Folge hat, iſt bekannt. Dies ift 
darauf zurückzuführen, daß der Geſchlechtstrieb teils körper⸗ 
lich, teils pſychiſch verwurzelt iſt, und daß teils die eine, teils 
die andere Wurzel des Triebes vorherrſcht. In den Fällen, in 
denen der Trieb vorwiegend pſychiſch bedingt iſt, kann es 
ſomit vorkommen, daß die Entmannung den Geſchlechtstrieb 
nicht beſeitigt. Die Feſtſtellungen des LG., das über dieſe 
Fragen einen Sachverſtändigen gehört hat und ſich bei ſeinen 
Ausführungen auf deſſen Gutachten ſtützt, ſtehen ſomit mit 
allgemeinen Erfahrungsſätzen nicht in Widerſpruch. 

Allerdings bedarf in ſolchen Fällen die Frage, ob der 
Täter für die von ihm nach der Entmannung begangenen 
Taten ſtrafrechtlich verantwortlich gemacht werden kann, ganz 
beſonders ſorgſältiger Prüfung. Dies iſt jedoch hier geſchehen. 
Das LG. iſt in Übereinſtimmung mit dem Gutachten des ver⸗ 
nommenen Sachverſtändigen und auf Grund des Eindrucks, 
den es in der Hauptverhandlung von der Perſönlichkeit des 
Angekl. gewann, zu der Überzeugung gekommen, daß der 
Angekl. im vollen Umfange die nötigen intellektuellen Fähig⸗ 
keiten beſaß, um die Geſetzwidrigkeit und die Tragweite ſeiner 
Handlungsweiſe zu erfenneN und entſprechend dieſer Einſicht 
zu handeln (8 51 Abſ. 1 StGB.), und daß er trotz feiner 
charakterlichen Schwäche gegenüber geſchlechtlichen Reizen auch 
nicht vermindert zurechnungsfähig ($ 51 Abf. 2 StGB.) war. 

Auch die Annahme des LG., daß der Angekl. als gefähr⸗ 
licher Gewohnheitsverbrecher i. S. des $ 20a StGB. zu er⸗ 
achten iſt, iſt frei von Rechtsirrtum. Daß der Begriff des 


Gewohnheitsverbrechers nicht auf beſtimmte Straftaten oder 
auf beſtimmte Gruppen von gleichartigen oder verwandten 
Delikten beſchränkt iſt, ſondern daß fi fein Anwendungs⸗ 
bereich grundſätzlich auf alle Gebiete und Arten der verbreche⸗ 
riſchen Betätigung, insbeſondere auch auf die gewohnheits⸗ 
mäßigen Sittlichkeitsverbrecher erſtreckt, iſt in Schrifttum und 
Rſpr. anerkannt. Die formellen und ſachlich- rechtlichen Vor⸗ 
ausſetzungen des 8 20a SGB. find vom LG. rechtlich be⸗ 
denkenfrei dargetan. Nach $ 42 e SGB. iſt in ſolchen Fällen 
die Anordnung der Sicherungsverwahrung geboten, wenn die 
öffentliche Sicherheit es erfordert. Der Angekl. iſt wegen 
Sittlichkeitsverbrechen, die er an Kindern unter 14 Jahren 
verübte, ſiebenmal vorbeſtraft. Die wiederholten langdauern⸗ 
den Strafverbüßungen ſind bei ihm völlig wirkungslos ge⸗ 
blieben. Es vergingen immer nur kurze Zeitſpannen, bis er 
ſich wiederum hemmungslos ſeiner verbrecheriſchen Gewohn⸗ 
heit hingab. Dies geſchah ſogar nach ſeiner am 11. Sept. 
1935 erfolgten Entmannung. Auch von der Verbüßung der 
jetzt verhängten Zuchthausſtrafe iſt eine nachhaltige Wirkung 
nicht zu erwarten. Es beſteht vielmehr die Wahrſcheinlichkeit, 
daß er auch in Zukunft ſein Treiben mit Kindern fortſetzen 
und ſo die öffentliche Sittlichkeit aufs ſchwerſte gefährden 
wird. Der Angekl. iſt ein alleinſtehender Mann ohne jede 
Familienbindung und Beaufſichtigung. Es geht ſomit von 
ihm ein ſolches Maß von Gefahr aus, daß der Beſtand der 
die öffentliche Sicherheit gewährleiſtenden Rechtsordnung un⸗ 
mittelbar bedroht erſcheint und eine wirkſame Abhilfe für die 
Zukunft im Intereſſe ſeiner Aufrechterhaltung geboten und 
auf andere Weiſe als durch die Sicherungsverwahrung nicht 
zu erreichen iſt. ’ 

Angeſichts der Beſonderheit und Schwere der von dem 
Angekl. ausgehenden Gefahr war die Frage zu prüfen, ob 
gegen den Angekl. unter den gegebenen Umſtänden nicht noch⸗ 
mals die Entmannung hätte ausgeſprochen werden können. 
Die Vorausſetzungen, die der 8 42 k Abſ. 1 Nr. 1 StGB. für 
die Entmannung aufſtellt, ſind erfüllt. Die Frage, ob die 
Entmannung gegen einen Sittlichkeitsverbrecher wiederholt 
ausgeſprochen werden kann, tft nicht ohne weiteres zu ver⸗ 
neinen. Dieſer wiederholte Ausſpruch würde jedoch nur dann 
Sinn und Zweck haben, wenn feſtſtünde, daß eine früher aus⸗ 
geſprochene Entmannung den gewünſchten Erfolg deshalb nicht 
gehabt hat, weil ſie unſachgemäß oder unvollſtändig aus⸗ 
geführt wurde. Dies wird daher in derartigen Fällen ſtets 
zu prüfen ſein, weil die Gefahr nicht von der Hand zu weiſen 
iſt, daß derartige gewohnheitsmäßige Sittlichkeitsverletzer auch 
in den Anſtalten, in welchen ſie zwecks Durchführung der 
Sicherungsverwahrung untergebracht werden, ihr verbreche— 
riſches Treiben zum Schaden anderer fortſetzen. 

Im vorliegenden Falle iſt die Frage eingehend geprüft 
worden, worauf die Rückfälligkeit des Angekl. trotz durch⸗ 
geführter Entmannung beruht. Aus den Darlegungen des 
LG. ergibt ſich, daß die trotz Entfernung der Keimdrüſen bei 
dem Angekl. aufgetretene Rückfälligkeit lediglich auf dem 
pſychiſch und im Willen des Angekl. feſt verankerten Hang be- 
ruht, ſomit bei dem Angekl. einer jener ſeltenen Ausnahmo⸗ 
fälle vorliegt, in welchen die Entmannung weder das volle 
Erlöſchen noch eine ausreichende Herabminderung des Ge⸗ 
ſchlechtstriebes zur Folge hat. 

(RG., 2. Str Sen. v. 10. Juni 1937; 2 D 258/37.) 
* 


31. RG. — Nach 544 SGB. richtet ſich die Bemeſſung 
der Verſuchsſtrafe nicht nach der für das vollendete Verbrechen 
oder Vergehen im Einzelfall angemeſſene, ſondern 
nach der im Geſetz angedrohten Strafe (vgl. RGSt. 35, 282 
bis 283; 59, 154/155). Freilich iſt dadurch nicht ausgeſchloſſen, 
daß der Richter bei der Strafbemeſſung den gewollten Erfolg, 
alſo die Tat, wie ſie ſich bei der Vollendung geſtaltet hätte, 
würdigt, jedoch nur dann, wenn ſich dies nach dem Ergebnis 
der Beweisaufnahme überhaupt feſtſtellen läßt (vgl. das an⸗ 
geführte Urteil RGSt. 59, 154/155, ferner RGurt. 1 D 388/36 
v. 23. Juni 1936 = JW. 1936, 2553 20). 

(RG., 4. StrSen. v. 29. Juni 1937, 4 D 389/37.) 
* 
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a 32. RG. — 8 46 Nr. 2 StGB. Nicht jede „Beobachtung“ 
oder Wahrnehmung“ einer ſtrafbaren Handlung ſtellt ſich recht⸗ 
lich als Entdeckung“ der Tat dar. f) 


Die Angekl. hat dem zwei Monate alten Kinde mittels 
des Diezels „Eſſigeſſenztropfen eingeflößt“. Was unter 
„Diezel“ zu verſtehen iſt, wird im Urteil nicht mitgeteilt. Da 
es ſich um einen nicht allgemein geläufigen Ausdruck handelt, 
iſt ferner, zumal mangels weiterer Darlegungen, nicht erkenn⸗ 
bar, in welcher Weiſe das „Einflößen“ geſchehen iſt. Die 
Eſſigeſſenz ift geeignet, ein Kind zu töten, und es wird als 
„Anſchauung“ eines vernommenen ärztlichen Sachverſtändigen 
— von dem nicht erkennbar gemacht iſt, ob er der behandelnde 
Arzt war — mitgeteilt, daß die durch die Säure im vorliegen⸗ 
den Fall hervorgerufene Bronchitis mit entſtehender Lungen⸗ 
entzündung den Tod des Kindes hätte herbeiführen können. 
Weshalb jedoch der tödliche Erfolg nicht eingetreten iſt, wird 
im Urteil nicht erörtert. Die „Wirkung“ der Eſſigeſſenztropfen 
war der Angekl. bekannt. Sie hat jedoch geglaubt, das Kind 
werde „langſam abſterben“. 

Die Frage, ob ein Verſuch als beendigt 1. S. des 8 46 
SGB. anzuſehen iſt, entſcheidet ſich nach der Vorſtellung, die 
der Täter ſelbſt davon gehabt hat, was zur begrifflichen 
Vollendung der Tat gehöre, und ob er alle Handlungen vor⸗ 
genommen hat, die nach dieſer ſeiner Vorſtellung für den 
gewollten Erfolg erforderlich wären. Statt näherer Aus⸗ 
führungen kann auf die beiden Entſch. (NGEt. 68, 82 — 
JW. 1934, 1356 % m. Anm.; NOS. 68, 306, 308, 309 — ZW 
1935, 28415 m. Anm.) verwieſen werden. Welche Vorſtellung 
ſich nun die Angekl. im Sinne der in dieſen Entſch. dar⸗ 
gelegten maßgebenden Geſichtspunkte gemacht hat, bleibt un⸗ 
klar. Es ift nicht feſtgeſtellt, welche Menge der Eſſigeſſenz 
fie für erforderlich hielt, damit der gewollte Erfolg der 
Tötung eintrete, und ob ſie die nach ihrer Vorſtellune er⸗ 
forderliche Menge dem Kinde bereits beigebracht cer 
ihm erſt nach und nach — mittels des Diezels — beibringen 
wollte. Das kann hier von beſonderer Bedeutung ſein, weil 
das Schwch. offen läßt, ob die weitere Einlaſſung der Angel 
Sig iſt, daß ſie „ſofort“, nachdem ſie dem Kinde „den 

iezel mit den Eſſigeſſenztropfen gegeben“ und das Kind zu 
. angefangen habe, den „Diezel wieder weggenommen“ 
05 Kinde den Mund abgewiſcht und ihm auch Milch ein⸗ 
fai ößt habe, um die Folgen abzuwenden, da fie Reue be⸗ 
er habe. Wenn dieſe Einlaſſung zuträfe, fo könnte das 
arauf hindeuten, daß die Angekl. ihre Tat noch nicht für 
abgeſchloſſen gehalten, ſondern noch mehr Eſſigeſſenz hätte 
Ee wollen, die Tat alſo vorzeitig abgebrochen hätte. 
s wäre demgemäß zu prüfen geweſen, ob ein noch nicht oder 
ein bereits beendigter Verſuch vorlag. Bei dieſer Frage handelt 
es ſich im weſentlichen um eine Tatfrage, die auf der oben er⸗ 
örterten rechtlichen Grundlage der Vorſtellung und des Wol⸗ 
lens des Täters zu entſcheiden iſt. Der vom SchwG. offen⸗ 
al Sachverhalt läßt an ſich, wenn er zuträfe, rechtlich 
10 ſe daß ern 1 0 be Verſuch bereits fehlgeſchlagen 

5 aß ei icktritt nicht mehr in 9 a . 

q. a. a 1 ee nicht Meme a 

ür die Nachprüfung des Urteils in der RevInſt. mu 
demnach davon ausgegangen werden, daß jede ae 
Rücktrittsmöglichkeiten nach 8 46 StGB. verliegen kann. Beide 
Bien voraus, daß der Rücktritt freiwillig geſchieht. Ob dieſe 
hene onen erfüllt iſt, hängt ebenfalls entſcheidend von der 
0 Pe Vorſtellung und dem Wollen des Täters ab 

Der Rücktritt nach der Nr. 2 des 8 46 StGB. fett weiter 
voraus, daß der Täter den Erfolg 1 eigene Tüctgtelt ab⸗ 
1 e hat und daß dies in einem Zeitpunkt geſchieht, in 

em die (Verſuchs⸗ Handlung noch nicht entdeckt war. In 
Einer Beziehung kommt es alſo darauf an, ob der tödliche 
ed ohne die von der Angekl. behaupteten weiteren Hand⸗ 
Nite eingetreten wäre. Die Entſch. iſt eine tatrichterliche 
oe des Schm®., bei deren Löſung es in größerem Um⸗ 
Mrd als es bisher geſchehen iſt, auf die Einzelheiten der 
ß erſuchs handlungen und der Rücktritts handlungen 
er Angekl. und auf deren Bedeutung im Hinblick auf den 
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Tötungserfolg einzugehen, insbeſondere den behandelnden Arzt 
zu vernehmen haben wird (88 250, 256 StPO.). Das 
Shw®. hat dieſe Aufklärung nicht für erforderlich gehalten, 
weil es einen beendigten Verſuch und weiterhin annahm, es 
habe bereits eine Entdeckung i. S. des § 46 Nr. 2 vor⸗ 
gelegen. Die Unzulänglichkeit der erſteren Annahme iſt oben 
bereits dargetan. Aber auch die zweite Annahme iſt nicht 
rechtlich einwandfrei begründet. 

Die Entdeckung findet das Schw. darin, daß das 
Verbrechen der Angekl. im Zeitpunkt ſeiner Verübung von der 
14jährigen Maria B. beobachtet worden ſei. Die B. hielt ſich 
während des geſamten Tuns der Angekl. mit ihr im ſelben 
Zimmer auf, und auf ihre Bekundungen ſtützt das Schw. 
feine Feſtſtellungen mit. Das Schwch. ſcheint nun anzu⸗ 
nehmen — nähere Darlegungen fehlen —, daß ſchon jede „Be⸗ 
obachtung“ einer ſtrafbaren Handlung durch einen anderen 
rechtlich die „Entdeckung“ i. S. des 9 46 Nr. 2 StÖB. dar⸗ 
ſtelle. Eine ſolche Annahme in dieſer Allgemeinheit würde 
indes zu weit gehen. Die Entdeckung im Sinne der Vorſchrift 
erfordert allerdings die Wahrnehmung — ſei es der ſtraf⸗ 
baren Handlung ſelbſt, ſei es ihrer Wirkungen — durch einen 
anderen. Aber nicht jede Wahrnehmung braucht auszureichen, 
dem anderen klarzumachen, daß eine ſtrafrechtliche Handlung 
in Frage ſteht. Eine ſolche Aufklärung des anderen gehört 
indes grundſätzlich zum Begriff der Entdeckung im Sinne der 
Vorſchrift, wenn auch nicht erforderlich iſt, daß der andere 
eine Vorſtellung — insbeſondere eine richtige Vorſtellung — 
über die etwa in Betracht kommenden Strafvorſchriften, alſo 
über die rechtliche Einreihung der Straftat hat. Es ift auch 
nicht grundſätzlich erforderlich, daß der andere alle Einzel⸗ 
heiten der Handlung wahrnimmt, die für ihre abſchließende 
tatſächliche oder rechtliche Beurteilung nötig ſind. Aber ſeine 
Aufklärung muß doch ſo weit reichen, daß er den Erfolg der 
etwa wahrgenommenen Handlungen des Täters oder die wahr⸗ 
genommenen Wirkungen einer Tat verhindern kann oder daß 
auf ſeine Wahrnehmungen ein ſtrafrechtliches Verfahren gegrüns 
det werden kann. Ob er trotz feiner Wahrnehmungen untätig 
bleibt, iſt ohne grundsätzliche Bedeutung. Der andere kann an 
ſich auch ein unmündiges Kind ſein. Die hier dargelegten 
Grundſätze entſprechen dem, was in der Rſpr. des RG., jo 
insbeſondere RGSt. 1, 375, 377; 3, 93, 94; NS. Rſpr. 4, 
37; RGSt. 38, 402, 403; 66, 61, 62, 63; 3 D 905/24 vom 
8. Dez. 1924; 1 D 65/25 v. 24. Febr. 1925; 2 D 904/28 
v. 15. Nov. 1928; 1 D 646/30 v. 8. Juli 1930 entwickelt 
und feſtgehalten worden iſt; bei der anſcheinend abweichenden 
Meinung in RGSSt. 62, 303, 305, der andere müſſe die 
wirkliche ſtrafrechtliche Bedeutung erkannt haben, liegt 
offenbar nur ein Vergreifen im Ausdruck vor. Ob im ein⸗ 
zelnen Falle der Umfang der Aufklärung ausreicht, daß dieſen 
Anforderungen entſprechend eine Entdeckung im Sinne der 
Vorſchrift angenommen werden muß, iſt Tatfrage (ogl. hierzu 
u. a. RGSSt. 66, 62). 

(NG., 1. StrSen. v. 28. Mai 1937, 1 D 357/37.) 


Anmerkung: 1. Das geltende Recht trifft für den Rücktritt 
vom Verſuch bekanntlich eine verſchiedene Regelung, je nach⸗ 
dem es ſich um einen unbeendigten Verſuch (8 46 Nr. 1) oder 
einen beendeten Verſuch (§ 46 Nr. 2) handelt. Die Entſch. des 
NG. geht daher mit Recht davon aus, daß vorerſt die Frage, 
ob im gegebenen Fall ein unbeendeter oder ein beendeter Ver⸗ 
ſuch gegeben iſt, der Klärung bedarf. 

Für die Unterſcheidung der beiden Verſuchsarten gibt es 
zwei Möglichkeiten, die man herkömmlich als „objektive“ und 
„ſubjektive“ Abgrenzung bezeichnet. Nach der „objektiven“ An⸗ 
ſchauung iſt der Verſuch beendigt, wenn der Tater alles zur 
Herbeiführung des Erfolges ſeinerſeits Erforderliche getan, d. h. 
alſo die Ausführungshandlung abgeſchloſſen hat; im anderen 
Falle iſt der Verſuch ein unbeendigter. Nach der „ſubjektiven“ 
Anſchauung entſcheidet über die Abgrenzung die Vorſtellung des 
Täters: „die Vorſtellung, die der Täter ſelbſt davon gehabt hat, 
was zur begrifflichen Vollendung der Tat gehöre, und ob er alle 
Handlungen vorgenommen hat, die nach dieſer ſeiner Vorſtel⸗ 
lung für den gewollten Erfolg erforderlich wären“ (RG.). Be⸗ 
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endet iſt danach der Verſuch alfo, wenn der Täter das zur Her⸗ 
beiführung des Erfolges Erforderliche getan zu haben glaubt. 

Wenn das RG. ſich auch im vorl. Falle zu dieſer ſubjek⸗ 
tiven Auffaſſung bekennt, ſo entſpricht dies ſeiner ſtändigen 
Praxis; nur ältere Entſch. (wie z. B. RGSt. 38, 402) hatten 
gelegentlich den objektiven Standpunkt zum Ausdruck gebracht. 
Doch gibt gerade der hier zu erörternde Fall wiederum Anlaß, 
beide Standpunkte, insbeſ. die Frage der Brauchbarkeit der aus⸗ 
ſchließlich ſubjektiven Abgrenzung, zu überprüfen. 

Dabei iſt zunächſt die Bedeutung des ſubjektiven Maßſtabes 
noch etwas deutlicher herauszuſtellen; dies iſt geſchehen in der 
vom RG. auch hier in Bezug genommenen ROSt. 68, 62 ff. 
(64) JW. 1934, 1577 7: „Es kommt — fo heißt es dort — 
nur darauf an, was ſich der Täter als Wirkung des von ihm 
Veranlaßten vorgeſtellt und was er gewollt hat. Die innere Stel- 
lungnahme des Taters iſt mithin der maßgebende Ausgangs⸗ 
punkt für die Beurteilung, wann ſich ſeine im Rahmen eines 
Unternehmens entwickelte Tätigkeit als beendeter Verſuch dar— 
ſtellt. Hat er die Handlungen ausgeführt, durch die ſich nach 
ſeiner Vorſtellung vom Fortgang der von ihm angenommenen 
Entwicklung der Dinge ein Erfolg ergeben ſoll, der den Tat⸗ 
beſtand der vollendeten Straftat erfüllt, ſo liegt in ſeinem Tun 
ein bendeter Verſuch der beabſichtigten ſtrafbaren Hand⸗ 
lung.“ 

Fragt man nach den Gründen, die das RG. zur Wahl des 
rein ſubjektiven Standpunktes veranlaßten, ſo findet man nicht 
viel mehr als den Hinweis, daß die ſubjektive Anſchauung auch 
bei der grundlegenden Beſtimmung des Verſuchs überhaupt 
maßgeblich ſei. „Wie es für den Begriff des Verſuchs als ſol⸗ 
chen nicht entſcheidend iſt, ob die begonnene Ausführungshand⸗ 
lung in ihrer Fortführung — objektiv — geeignet geweſen wäre, 
den verbrecheriſchen Tatbeſtand zu verwirklichen, d. h. die Tat 
zu vollenden, ſo iſt ein ſolches — objektives — Merkmal auch 
für die Beurteilung der Frage unweſentlich, ob beendeter oder 
nichtbeendeter Verſuch vorliegt“ (RGGSt. 43, 138). Überzeugend 
iſt dieſe Begründung für ſich allein noch nicht. 

Doch hat ſich der ſubjektive Standpunkt auch in der Wiſ⸗ 
ſenſchaft durchgeſetzt (vgl. Mezger, Lehrb. S. 400; Frank 
zu § 43 IV); er wird bezeichnenderweiſe hier auch von ſolchen 
vertreten, die im übrigen bei der Verſuchsbeſtimmung der ob⸗ 
jektiven Anſchauung huldigen (ſo z. B. Frank a. a. O.). Die 
Gründe, die für dieſen Standpunkt geltend gemacht werden, lie⸗ 
gen allerdings auch hier ſtark an der Oberfläche, ſind jedenfalls 
alles andere als durchſchlagend. Frank (zu § 43 IV) hält die 
ſubjektive Abgrenzung für zwingend, und zwar aus folgendem 
Grund: wolle man den beendeten Verſuch objektiv abgrenzen 
(der Täter hat alles zur Vollendung Erforderliche getan), ſo 
könne von Verſuch gar nicht mehr geſprochen werden, da der 
Erfolg hier eintreten müſſe. Dieſes (offenbar von v. Bar, 
„Geſetz und Schuld“ II, 518 übernommene) Argument hat Schule 
gemacht, und doch handelt es ſich um einen ziemlich offenſicht⸗ 
lichen Trugſchluß: es wird dabei verkannt, daß Abſchluß der 
Ausführungshandlung und Eintritt des Erfolges zeitlich und 
räumlich getrennt ſein können, vielfach auch getrennt ſind (z. B. 
beim Eingeben von Gift, Brandanlegen uſw.), ſo daß ſich hier 
für den Täter auch nach Abſchluß der Ausführungshandlung (be- 
endeter Verſuch) noch die Möglichkeit bietet, die Vollendung der 
Tat (Erfolgseintritt) zu verhindern. Nicht durchſchlagend iſt da⸗ 
her auch der Einwand Mezgers (Lehrb. S. 400), objektiv 
könne nur darüber entſchieden werden, ob das Delikt (nicht 
aber: ob der Verſuch) beendigt iſt oder nicht. In ähnlicher Rich⸗ 
tung bewegt ſich die Anſicht, die objektive Abgrenzung ſei des⸗ 
halb ausgeſchloſſen, weil über die Frage, ob eine Fortſetzung 
des Handelns erfolgen und welcher Art es ſein ſolle, nur 
der Verbrechensplan des Täters entſcheide (ſo M. E. 
Mayer, Lehrb. S. 370 A. 8; übereinſtimmend Mezger, 
Lehrb. S. 400). Daran iſt ſo viel richtig, daß man das Endziel 
des Täters kennen muß; im übrigen läßt ſich aber eine objek⸗ 
tive Entſch. darüber, ob der Täter das zur Herbeiführung des 
Erfolges ſeinerſeits Erforderliche getan hat, ſehr wohl treffen. 

So ſtellt ſich denn die Frage nach der Wahl des Stand⸗ 
punktes — trotz der ſeit langem dauernden Auseinanderſetzungen 
(über den Streitſtand vor dem Inkrafttreten des StGB. berichtet 
Berner, Ger. S. 17, 81 ff.) — heute wieder erneut, und — 
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dies iſt das Weſentliche — man wird verſuchen müſſen, über 
die bisherigen, wenig tragfähigen Argumente hinauszukommen 
und bis zu dem grundſätzlichen Standort vorzudringen: der 
Frage nach dem Sinn der Verſuchsbeſtrafung und der Straf⸗ 
befreiung beim Rücktritt vom Verſuch. Dabei wird zu beachten 
ſein, daß das Ziel der Begründung eines Willensſtrafrechtes 
keineswegs ohne weiteres zur ausſchließlichen Feſtlegung auf die 
ſubjektive Abgrenzungsmethode zwingt. Zugleich iſt auch auf eine 
praktiſche Folgerung hinzuweiſen: nämlich die unverkennbar 
höheren Beweisſchwierigkeiten, die ſich bei Durchführung des 
ausſchließlich ſubjektiven Standpunktes ergeben. Dies zeigt ge⸗ 
rade der vorl. Sachverhalt recht ſinnfällig: Die — offenbar 
wenig ausführlichen — Angaben des ſchwurgerichtlichen Urteils 
laſſen m. E. immerhin die Annahme zu, daß es ſich nach der ob⸗ 
jektiven Auffaſſung beim Vorgehen der Angekl. um einen be⸗ 
reits beendeten Verſuch der Tötung handelt, denn die dem Kind 
eingeflößte Eſſenz war als Tötungsmittel allgemein geeignet und 
nach der Anſchauung eines vernommenen Sachverſtändigen hätte 
die durch die Säure im vorl. Fall hervorgerufene Bronchitis 
mit entſtehender Lungenentzündung den Tod des Kindes her⸗ 
beiführen können. Es käme dann noch auf die — allerdings im 
Schwurgerichtsurteil nicht geklärte — Frage an, ob die Angekl. 
den Todeserfolg durch eigene Tätigkeit abgewendet hat. Die 
von ihm vertretene ſubjektive Auſchauung zwingt nun aber das 
RG., dem Schw. darüber hinaus weitere Auflagen bzgl. der 
Tatfeſtſtellung zu machen: welche Menge der Eſſigeſſenz die An⸗ 
gekl. ſelbſt für erforderlich hielt, um den Todeserfolg herbeizu⸗ 
führen; ob ſie die nach ihrer Vorſtellung erforderliche Menge 
dem Kind eingeflößt hatte oder ob ſie noch ein weiteres Beibrin⸗ 
gen der Eſſenz für notwendig hielt. Wie ſchwierig es ſein kann, 
auf Grund der Einlaſſung der Angekl. derartige, für die recht⸗ 
liche Beurteilung vom ſubjektiven Standpunkt aus entſchei⸗ 
dende Feſtſtellungen zu treffen, liegt auf der Hand. 

Von dieſen praktiſchen Erwägungen abgeſehen, bedarf es 
der grundſätzlichen Frageſtellung: Worin erblicken wir den Sinn 
der Verſuchsbeſtrafung und der Rücktrittsregelung? Wir beſtra⸗ 
fen die verſuchte Tat als Außerung verbrecheriſchen Willens, 
jedoch nicht ſchlechthin, ſondern nur, wenn ſie den Beginn der 
Straftat enthält. In der Umfchreibung des Tatbeginnes, bei 
der ſich ebenfalls die Möglichkeit objektiver oder ſubjektiver Um⸗ 
grenzung bietet, hat ſich die Amtliche Strafrechtskommiſſion be⸗ 
merkenswerterweiſe nicht auf einen ausſchließlich — nicht ein⸗ 
mal in erſter Linie — ſubjektiven Standpunkt geſtellt, ſondern 
die objektive und ſubjektive Betrachtung folgendermaßen mit⸗ 
einander verbunden: „Als Beginn iſt jede Handlung anzuſehen, 
die ſich, wenn auch nur nach der Vorſtellung des 
Täters vom Sachverhalt, unmittelbar auf die Ver 
wirklichung des Tatbeſtaudes richtet.“ Schon hier mag die Frage 
angedeutet werden, ob ſich demgemäß nicht auch für die Betrach- 
tung des Rücktritts vom Verſuch eine Verbindung des objektiven 
mit dem ſubjektiven Standpunkt empfiehlt. 

Weshalb ſich der ausſchließlich ſubjektive Standpunkt kei⸗ 
neswegs zwingend aus einer Strafrechtsanſchauung ergibt, die 
auf ein Willensſtrafrecht abzielt — ein Ergebnis, das im erſten 
Augenblick überraſchen mag —, läßt ſich leicht darlegen. Der 
Täter, der mit ſeiner Handlung eine wirkliche oder vermeint⸗ 
liche Gefährdung herbeigeführt hat, muß, um ſich Straffreiheit 
zu verſchaffen, die wirkliche oder vermeintliche Gefährdung wie⸗ 
der beheben. Die Außerung ſeines guten Willens bzw. die Abkehr 
vom verbrecheriſchen Willen, die ſicherlich ſehr weſentlich iſt, hilft 
ihm allein noch nicht; er iſt mit Beginn ſeiner Tätigkeit ein 
Riſiko eingegangen und muß daher den tatſächlich oder ver⸗ 
meintlich drohenden Erfolg abwenden. 

An dieſen Grundgedanken ausgerichtet, ergibt ſich für das 
Verhältnis der objektiven und fubjektiven Abgrenzung beim 
Rücktritt vom Verſuch folgendes: Regelmäßig wird die Vor⸗ 
ſtellung des Täters von der Bedeutung ſeiner Handlung mit dem 
übereinſtimmen, was tatſächlich als Ausführungshandlung er⸗ 
forderlich iſt; hier deckt ſich die objektive mit der ſubjektiven 
Abgrenzung, mit der Maßgabe allerdings, daß der Nachweis 
an Hand der objektiven Merkmale meiſt der einfachere ſein wird. 
— Anders liegt folgender Fall: Den Täter, der ſein Verhalten 
für noch nicht abgeſchloſſen hält, erfaßt Reue und er unterläßt 
weitere Tätigkeit; in Wahrheit hat er bereits alles zum Erfolgs⸗ 
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eintritt Erforderliche getan (Beiſp. A. hat dem B. eine genügend 
ſtarke Doſis Gift eingegeben; er ſelbſt halt weiteres Beibringen 
von Gift für erforderlich, unterläßt dies aber. Ein Dritter Arzt! 
verhindert durch Gegengift den Tod des B.). Wenn hier durch 
Eingreifen eines Dritten der Erfolg abgewendet wird, ſo läßt 
es ih — auch vom Standpunkt eines Willensſtrafrechtes aus 
— nicht rechtfertigen, daß dem Täter völlige Straffreiheit ge- 
währt wird (Strafmilderung läßt ſich de lege ferenda vertre⸗ 
ten), denn der Täter hat zwar guten Willen durch fein freiwilli⸗ 
ges Nichtweiterhandeln bewieſen, nicht aber die durch ihn ſelbſt 
bewirkte Gefährdung beſeitigt. Hier führt alſo die ſubjektive An⸗ 
ſchauung — nach ihr iſt unbeendigter Verſuch anzunehmen — 
zu unbefriedigenden Ergebniſſen, nämlich zu einer nicht zu 
rechtfertigenden Strafbefreiung. — Hält der Täter — und da⸗ 
mit kommt die dritte Fallgruppe zur Erörterung — allerdings 
einen tatſächlich noch nicht beendeten Verſuch für einen beende 
ten (er glaubt irrtümlich, alles Erforderliche ſchon getan zu 
haben), ſo muß er, um ſeinen guten Willen zu beweiſen und 
Straffreiheit zu verdienen, diejenige Form des Rücktritts wäh⸗ 
len, die ſeiner Vorſtellung entſpricht, d. h. er muß hier dem Er 
folg durch eigene Tätigkeit entgegenwirken (jo auch von Hip⸗ 
pel, DStrR. II, 411. — Beiſp.: Der Täter, der dem anderen 
eine nach ſeiner Meinung zur Tötung bereits ausreichende, in 
Wahrheit aber noch nicht genügende Doſis Gift beigebracht hat, 
veranlaßt einen Arzt zum Einſchreiten). Inſofern iſt alſo, wenn 
die Vorſtellung des Täters über das tatſächlich Verwirklichte hin⸗ 
ausgeht, die ſubjektive Abgrenzung geboten, jedoch nur in die- 
ſem Umfang. 

Man kann infolgedeſſen nach den hier entwickelten Grund- 
gedanken in Anlehnung an die Verſuchsformel der Amtlichen 
Strafrechtstommiſſton für die Abgrenzung von beendetem und 
unbeendigtem Verſuch unter Verbindung der objektiven und der 
ſubjektiven Anſchauung folgendes ſagen: Beendet iſt der Ver⸗ 
ſuch, wenn der Täter, ſei es auch nur nachſeiner Vor⸗ 
8 a EN vo 1 = 5 1 Ut, alles zur Herbeiführung des 

rfolges ſeinerſei rforderliche getan im übrigen li 
unbeendeter Verſuch vor. "ut een 
Da die Abgrenzung zwiſchen beiden Verſuchsarten weder 
im geltenden Geſetz getroffen iſt noch auch im künftigen StGB. 
getroffen werden wird, bleibt fie nach wie vor Aufgabe der Rip. 
und Wiſſenſchaft. Zu wünſchen wäre daher, daß das RG. den 
von ihm bisher vertretenen, einſeitig ſubjektiven Standpunkt 
überprüfen und ſeine Rſpr. in der vorl. Frage der bereits im 
Entwurf der Amtlichen Strafrechtskommiſſion erkennbaren Ent⸗ 
wicklung der heutigen Rechtsanſchauungen zum Verſuch anpaſ— 
ſen möchte; wünſchenswert wäre dies einmal, um unnötige, aus 
der rein ſubjektiven Auffaſſung ſich ergebende Beweisſchwierig⸗ 
keiten, zum andern, um undbillige, auch unter dem Geſichtspunkt 
ee nicht zu rechtfertigende Entſch. zu ver⸗ 

2. Beſondere Beachtung verdienen ſodann in der vorl. 
Entſch. die Ausführungen über den Begriff der Entdeckung und 
ſein Verhältnis zur Freiwilligkeit des Rücktritts. Dem RG. iſt 
durchaus darin zuzuſtimmen, daß von einer Entdeckung nicht 
ſchon dann geſprochen werden kann, wenn ein Dritter den Tat⸗ 
vorgang im Ganzen oder in einzelnen Teilen nur „beobachtet“ 
hat. Es liegt ſchon in der Wortbedeutung der „Ent⸗Deckung“, daß 
damit die Sinnerfaſſung eines Vorganges verbunden 
ſein muß. „Entdeckt“ iſt alſo eine ſtrafbare Handlung nur, wenn 
der beobachtende Dritte ſich klargemacht hat, daß bei dem Tat⸗ 
vorgang ein Verbrechen in Frage ſteht. Eine richtige Vorſtel⸗ 
de ee Beurteilung der Tat und die in Be- 
7 ommenden Strafvorſchrift 6 8 9 it 9 
für nic erforderlich ſchriften erklärt das RG. mit Recht 

rößere Schwierigkeiten bereitet nun aber die Aufgabe 

das Merkmal der Entdeckung in ein angemeſſenes en 
zu dem der Freiwilligkeit des Rücktritts zu bringen. Hier ver⸗ 
anlaßt die vorl. Entſch. wiederum zu grundſätzlichen Erwägun⸗ 
Br — Während das Geſetz für den Rücktritt vom unbeendigten 
f erſuch (846 Nr. 1) die Freiwilligkeit, wenn auch nicht gerade 
9 treffend, ſo doch immerhin umſchreibt, fehlt es im 8 46 Nr. 2 
1 Wendung, die die Freiwilligkeit des Rücktritts bezeich⸗ 
95 1 deſſen haben wir das Merkmal der Entdeckung. Aus 
r Entſtehungsgeſchichte der Vorſchrift dürfen wir den Schluß 


ziehen, daß mit dieſem Merkmal eine Beweisfrage geregelt wer⸗ 
den ſollte: dem Täter iſt die Unfreiwilligkeit des Rücktritts 
nachzuweiſen; zur Erleichterung des Beweiſes iſt das Merkmal 
der Entdeckung aufgenommen. Daß es damit gelungen wäre, die 
BL zu beheben, kann allerdings ſchwerlich behauptet 
werden. 

Man hat nun vielfach gefolgert, das Geſetz habe in ſeiner 
Regelung eine ausſchließliche und unwiderlegliche 
Vermutung geſchaffen: der vor der Entdeckung ſtattfin⸗ 
dende Rücktritt gelte immer als ein freiwilliger, der nach der. 
Entdeckung erfolgende immer als ein unfreiwilliger Rücktritt (ſo 
Frank zu 846 III, 2; Mezger, Lehrb. S. 405; Köhler, 
DStrafR. 473). Daß dieſe Vermutung häufig nicht den tatſach⸗ 
lichen Vorgang trifft, bedarf keiner näheren Darlegung: der 
Täter kann ebenſogut vor der Entdeckung unfreiwillig zurück⸗ 
treten (etwa weil ſich ihm ein unüberwindbares Hindernis ent⸗ 
gegenſtellt) wie er nach der Entdeckung noch freiwillig zurück⸗ 
treten kann (weil er, bevor er ſich entdeckt weiß, den Tatent⸗ 
ſchluß — etwa aus Reue — aufgibt). Daß die dem Geſetz ent⸗ 
nommene Vermutung (im oben gekennzeichneten Sinn) ein 
„Fehler“ des Geſetzes ſei, hat man daher offen zugegeben, und 
man empfindet ihn um ſo ärgerlicher, als ja das Merkmal der 
Entdeckung ſelbſt wieder unvorausgeſehene Schwierigkeiten und 
Zweifelsfragen mit ſich gebracht hat, von denen die in der 
vorl. Entſch. behandelte nur eine von vielen darſtellt. 

Das RE. hat ſich von Anfang an bemüht, den „Fehler“ 
des Geſetzes möglichſt zu beheben und die Auslegung des 8 46 
Nr. 2 ſo zu geſtalten, daß ſie zu brauchbaren Ergebniſſen führt. 
Es ging davon aus, daß der den beiden Geſetzesvorſchriften (9 46 
Nr. 1 und 2) zugrunde liegende Zweck der gleiche ſei: dem Täter 
Straffreiheit zu verſchaffen, wenn er aus freien Stü cken 
den Erfolg abwendet. Ebenſo wie zu § 46 Nr. 1 wird alſo auch 
beim Rücktritt vom beendeten Verſuch ($ 46 Nr. 2) der Freiwil⸗ 
ligkeit die entſcheidende Bedeutung beigemeſſen, die Frei⸗ 
willigkeit als das tragende Merkmal angeſehen (jo z. B. 
RGsSt. 38, 403; 57, 279; 61, 117; f. auch Freiesleben⸗ 
Kirchner⸗Niethammer, ErgBd. zu Olshauſen 
S. 68). Von hier aus betrachtet, verliert das Merkmal der Ent 
deckung jedenfalls die Bedeutung einer ausſchließlichen 
Vermutung, und es ergibt ſich die Aufgabe, jenes Merkmal mit 
dem Grunderfordernis der Freiwilligkeit möglichſt in Einklang 
zu bringen. 

Auf dieſem Wege kam das RG. zu dem bemerkenswerten 
Satz, daß 8 46 Nr. 2 auch andere Beweiſe der Unfreiwillig⸗ 
keit des Rücktritts, außer dem der Entdeckung, zulaſſe (3. B. 
Furcht vor Entdeckung); aus der Nichtentdeckung zieht es alſo 
nicht ohne weiteres den Schluß auf die Freiwilligkeit, ſtellt es 
vielmehr auf die Prüfung der Freiwilligkeit im Einzelfall ab. 
„Ebenſo wie bei der Nr. 1 entfällt die Vorausſetzung der Frei⸗ 
willigkeit, wenn der Entſchluß, den noch ausſtehenden Erfolg 
der Tat abzuwenden, nicht durch innere Beweggründe, ſondern 
durch äußere Umſtände — wie im vorl. Falle durch Herbei⸗ 
kommen eines Entdeckers — hervorgerufen iſt. Wollte man dies 
nicht annehmen, ſo würde der Täter, der bereits alles zur Aus⸗ 
führung der Tat notwendige getan, günſtiger geſtellt ſein als 
derjenige, welcher damit erſt begonnen hat. Derartiges kann 
das Geſetz nicht gewollt haben“ (RGSt. 38, 403). Dem iſt nichts 
hinzuzufügen. 

So hat die Rſpr. des RG. die Bedeutung des Merkmals 
der Entdeckung hinter die der Freiwilligkeit zurückgeſtellt: das 
Merkmal erſcheint hier nicht als ausſchließliche und unwider⸗ 
legliche Vermutung der Freiwilligkeit des Rücktritts, ſondern es 
dient — wie es bei Olshauſen zu 8 46 Nr. 19 heißt — nur 
zur „mittelbaren Kennzeichnung der Freiwilligkeit“. Allerdings 
eine Grenze in der Auslegung des 8 46 Nr. 2 glaubt auch 
das RG. einhalten zu müſſen; eine Grenze, die ſich aus dem 
angeblich rein objektiv aufzufaſſenden Merkmal ergibt: iſt die 
Handlung des Täters entdeckt, fo hat der Rücktritt als unfrei⸗ 
williger zu gelten, auch wenn der Täter, der ſich noch nicht 
entdeckt weiß, noch ſo ſehr aus freien Stücken gehandelt hat. 

Man fragt ſich, warum das RG. es nicht auch hier un⸗ 
ternommen hat, das Merkmal der Entdeckung mit dem der 
Freiwilligkeit in Ubereinſtimmung zu bringen. Möglich wäre 
dies durch eine Verbindung objektiver und ſubjektiver Betrach⸗ 
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tungsweiſe: nicht die Entdeckung allein, ſondern die Tatſache 
der dem Täter bewußt gewordenen Entdeckung begründet die 
Annahme der Unfreiwilligkeit. Hat man die in der Geſetzesfaſ⸗ 
ſung vielfach verunglückte Rücktrittsvorſchrift bereits ſo weit zu⸗ 
rechtgebogen, wie das RG. es getan hat, ſo iſt nicht einzuſehen, 
warum nicht auch noch dieſer Schritt ſollte getan werden kön⸗ 
nen, um den Sinn der Rücktrittsregelung voll zur Entfaltung 
zu bringen. Eine Anderung des reichsgerichtlichen Standpunktes 
in dieſer Frage würde bedeuten, daß die Rechtsanwendung be⸗ 
reits auf dem Boden des geltenden Rechts denjenigen Grund⸗ 
ſatz zu immer reinerer Geltung bringt, der ſchon nach den frühe— 
ren Entwürfen wie auch jetzt nach dem Entwurf der Amtlichen 
Strafrechtskommiſſion ohne jede Verklauſulierung maßgeblich 
ſein ſoll: Befreiung von der ſonſt verwirkten Strafe zugunſten 
deſſen, der aus freien Stücken vom Tatverſuch zurücktritt. 

Nur wenn man dem — allerdings im Geſetz objektiv be⸗ 
zeichneten — Merkmal der Entdeckung jene ſubjektive Ergänzung 
(Bewußtwerden der Entdeckung beim Täter) gibt, laſſen ſich für 
eine natürliche Auffaſſung diejenigen Erforderniſſe erklären, die 
das RG. aufſtellt: der beobachtende Dritte müſſe das Handeln 
als Straftat aufgefaßt haben, ferner in der Lage fein, den Er- 
folg der wahrgenommenen Handlungen des Täters zu verhin— 
dern bzw. auf Grund ſeiner Wahrnehmungen die Durchführung 
eines Strafverfahrens zu ermöglichen; auf ſein Tätigwerden 
oder Untätigbleiben ſelbſt komme es nicht an. Alle dieſe Feſtſtel⸗ 
lungen können doch nur einen Sinn haben, wenn man es letzt⸗ 
lich auf die Einwirkung abſtellt, der infolge der Entdeckung der 
Täter ſelbſt unterliegt: ob und gegebenenfalls in welcher Weiſe 
ihn die Entdeckung durch den Dritten zu ſeinem Rücktritt ver⸗ 
anlaßt hat. 

Prof. Dr. Heinrich Henkel, Breslau. 
* 


* 33. RG. — 58 51 Abſ. 1 und 2, 42 b, 164 StGB. Soweit 
§ 51 Abſ. 2 in Frage ſteht, kann ein Angekl. auf die Nachprüfung 
des Schuldſpruchs wirkſam verzichten. Dagegen kann die Rev. 
nicht auf die Anordnung einer Sicherungsmaßregel beſchränkt 
werden, wenn § 51 Abſ. 1 StGB. vorliegt. - 

8 164 StGB. Die Dienititellen der NSDAP. find den öffent⸗ 
lichen Behörden gleichzuſtellen. Das Parteigerichtsverfahren ift 
dem behördlichen Verfahren ſeit dem 1. Sept. 1935 gleichzu⸗ 
erachten. f) 

Die vom Angekl. erklärte Beſchränkung der Rev. auf die 
im Urt. ausgeſprochene Unterbringung in eine Heil- oder 
Pflegeanſtalt iſt im Ergebnis nicht möglich. 

Nach ſtäudiger Rſpr. kann ein Teil einer Entſch. ſelb⸗ 
ſtändig wirkſam angefochten werden, wenn er losgelöſt und 
getrennt von den nicht angefochtenen Entſcheidungsteilen eine 
in ſich ſelbſtändige Prüfung und Beurteilung zuläßt (RGSt. 
42, 241; 47, 227, 228; 65, 296). Das trifft in der Regel 
auch für das Verhältnis der Schuldfrage zur Straffrage zu 
mit der Folge, daß nicht nur der Schuldſpruch ſelbſt, ſondern 
auch die Feſtſtellungen, auf die er geſtützt iſt, der Nachprüfung 
durch den Rechtsmittelrichter entzogen werden können. 

Vorausſetzung einer Anordnung aus § 42 b StGB. iſt 
nicht allein, daß die öffentliche Sicherheit dieſe Maßregel er⸗ 
fordert, ſondern auch, daß der Angekl. eine mit Strafe be⸗ 
drohte Handlung begangen hat, und daß dies im Zuſtand 
fehlender oder verminderter Zurechnungsfähigkeit geſchehen 
iſt. In der Entſch. des 1. Sen. v. 20. Nov. 1934 (RGSt. 69, 
12 ff. = JW. 1935, 9341: m. Anm.) iſt ausgeſprochen, daß 
die Nachprüfung der Anordnung aus § 42 b StB. — und 
zwar in den Fällen beider Abſätze dieſer Beſtimmung — nicht 
auf die Frage beſchränkt werden kann, ob die Maßregel durch 
die öffentliche Sicherheit geboten iſt, ſondern daß ihre ſämt⸗ 
lichen geſetzlichen Vorausſetzungen einer Nachprüfung zugäng⸗ 
lich ſind und das Rev. in die Lage kommen kann, die An⸗ 
ordnung aufzuheben, weds eine mit Strafe bedrohte Handlung 
oder der Geiſteszuſtand des Angekl. nicht ausreichend dar⸗ 
getan ſei. Der 1. Sen. hat allerdings dabei eine Beſchrän⸗ 
kung des Rechtsmittels als ſolchen auf die Anfechtung der 
Sicherungsmaßregel als zuläſſig bezeichnet. Er hat in dem 
von ihm behandelten Fall des § 51 Abſ. 1 StGB. von einer 
Erſtreckung der Wirkung der Rev. auf die Freiſprechung als 
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jedenfalls zwecklos abgeſehen, da nach der damaligen Faſſung 
des § 358 Abſ. 2 StpO., auch bei Annahme voller Zurech⸗ 
nungsfähigkeit entgegen dem erſten Urt., doch wieder auf 
Freiſprechung erkannt werden müſſe. Der dabei als nach da⸗ 
maligem Recht unvermeidbar bezeichnete Widerſpruch, daß 
dann die Unterbringung fortfallen muß, aber der Angekl. 
nicht beſtraft werden kann, beſteht nach der Neufaſſung 
des $ 358 StPO. nicht mehr. Der erk. Senat vertritt auch 
im Hinblick auf die eingetretene Veränderung der Rechtslage 
die Auffaſſung, daß hier zwiſchen den Fällen des § 51 Abſ. 1 
und denen des $ 51 Abſ. 2 Sté B. zu unterſcheiden iſt. So⸗ 
weit $ 51 Abſ. 2 StGB. in Frage ſteht, kann ein Angekl. 
regelmäßig wirkſam auf eine Nachprüfung des Schuldſpruchs 
verzichten (RGSt. 69, 110 = JW. 1935, 1855% m. Anm. 
und RGSt. 69, 314 JW. 1935, 338411). Er kann auch 
in ſolchem Fall ſeine Anfechtung auf die Maßregel aus § 42 b 
StGB. beſchränken, da dieſe hier neben die Strafe tritt (ogl. 
auch RGUrt. v. 5. Mai 1937, 2 D 224/37 und v. 8. Dez. 
1936, 1 D 953/36). Nach den in RGSt. 69, 12 ff. = ZU. 
1935, 9347 m. Anm. enthaltenen Grundſätzen kann auch in 
ſolchem Falle eine Nachprüfung geboten ſein, ob eine mit 
Strafe bedrohte Handlung dargetan oder die Zurechnungs⸗ 
fähigkeit rechtlich bedenkenfrei beurteilt iſt; dies führt dann 
gegebenenfalls zur Aufhebung der Maßregel aus 8 42 b 
StGB., während es bei der daneben ausgeſprochenen Strafe, 
die der Verurteilte nicht beanſtandet und hingenommen hat, 
ſein Bewenden behält. Anders aber liegt es, wenn das Ge⸗ 
richt die Vorausſetzungen des § 51 Abſ. 1 StGB. angenom⸗ 
men hat. Dann iſt die Sicherungsmaßregel an Stelle der 
Strafe getreten und dadurch bedingt, daß das Gericht zuvor 
eine mit Strafe bedrohte, aber nicht ſchuldhaft begangene 
Handlung feſtſtellt. Bei dieſer ganz beſonders gearteten Ver⸗ 
fahrenslage iſt die Frage der Anordnung zur Unterbringung 
ſo untrennbar mit der Tat⸗ und Schuldfrage verbunden, daß 
nur eine einheitliche Beurteilung möglich iſt. Nur eine ſolche 
Sachbehandlung ſchließt in ſich widerſpruchsvolle Entſchei⸗ 
dungen über die Schuld aus und entſpricht der wahren Ge- 
rechtigkeit. Das vom Angekl. eingelegte Rechtsmittel erſtreckt 
ſich daher notwendig auf den Urteilsſpruch in ſeiner Ge— 
ſamtheit. 

Für die Anwendung des § 164 StGB. iſt es — von 
hier nicht in Betracht kommenden Möglichkeiten abgeſehen — 
Vorausſetzung, daß ein anderer bei einer Behörde verdächtigt 
worden iſt. Dies trifft ohne weiteres zu bei dem Schreiben an 
den Regierungspräſidenten und auch bei den Eingaben an 
den Stellvertreter des Führers (RGSt. 71, 35, 36 = JW. 
1937, 75414). Bezüglich der Schreiben an die Gauleitung hat 
das LG. mit Recht angenommen, daß hier die Dienſtſtellen 
der NSDAP. den öffentlichen Behörden gleichzuſtellen 
ſind. Die dafür maßgebenden grundſätzlichen Erwägungen ſind 
der Entſch. RGSt. 69, 357,359 = JW. 1935, 331325 zu ent⸗ 
nehmen. Eine ſolche Gleichſtellung iſt jedenfalls für die hier 
allein zur Erörterung ſtehende Frage des ſtrafrechtlichen 
Schutzes aus § 164 StGB. geboten, deſſen Grundgedanken 
die Bekämpfung verächtlichen Denunziantentums und erhöhter 
Schutz ſowohl des einzeluen als auch der Rechtspflege iſt. Für 
das kommende Strafrecht iſt bei dem Tatbeſtand der falſchen 
Verdächtigung eine ſolche Gleichſtellung auch ausdrücklich vor⸗ 
geſehen (Gürtner, „Das kommende deutſche Strafrecht“, 
Bei. Teil, 2. Aufl., S. 76/77 und 347). 

Weitere Vorausſetzung des 8 164 StGB. iſt, daß die 
aufgeſtellten unwahren Behauptungen darauf abzielten oder 
geeignet waren, ein behördliche Verfahren oder andere be⸗ 
hördliche Maßnahmen gegen den Angegriffenen herbeizu- 
führen. Dabei iſt es nicht erforderlich, daß die Stelle, der 
gegenüber die Verdächtigungen erhoben ſind, ſelbſt ein be⸗ 
hördliches Verfahren oder behördliche Maßnahmen treffen 
köunte oder daß fie auch nur zur Weitergabe der Ein— 
gaben an eine dafür zuſtändige Behörde verpflichtet wäre. 
Das Urt. hat angenommen, daß hier „Parteidienſtverfahren“ 
in Betracht kämen. Dieſe Beurteilungsweiſe liegt nach dem 
Sachverhalt am nächſten, da der Angekl. dem Kreisleiter Ver⸗ 
fehlungen in dieſer Eigenſchaft vorgeworfen und ihn als zu 
dieſem Amt völlig ungeeignet bezeichnet hat. Die Frage, ob 
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ein parteigerichtliches Verfahren oder Maßnahmen vorgeſetzter 
Parteidienſtſtellen unter $ 164 StGB. fallen, iſt bisher vom 
RG. nicht bejahend beantwortet worden. In RGSt. 71, 
34 ff. — JW. 1937, 75418 iſt dazu bemerkt, daß die Frage 
möglicherweiſe je nach dem entſcheidenden Zeitpunkt verſchie⸗ 
a zu beurteilen iſt. Die angezogene Entſch. kommt zu dem 
Ergebnis, daß auch noch für die Zeit nach dem Inkrafttreten 
des Geſ. v. 1. Dez. 1933 Verfahren der Parteigerichte und 
Maßnahmen von Parteidienſtſtellen nicht als ſolche von Be— 
hörden anzusehen ſind; offengelaſſen iſt aber ausdrücklich, ob 
ſie nicht unter der — in dem entſchiedenen Fall nicht in Be⸗ 
tracht kommenden — Geltung des § 2 StGB. in der Faſſung 
des Geſ. v. 28. Juni 1935 den Verfahren oder Maßnahmen 
öffentlicher Behörden gleichzuachten ſind. Dieſe Frage, die für 
den vorliegenden Fall praktiſche Bedeutung hat, iſt zu bejahen. 
Das Verfahren vor den Parteigerichten erfolgt jetzt nach 
den Richtlinien für die Parteigerichte der NSDAP. vom 
17. Febr. 1934, die vom Oberſten Parteirichter erlaſſen ſind. 
Sie ſind vom Stellvertreter des Führers genehmigt worden; 
damit iſt die in § 8 des Geſ. v. 1. Dez. 1933 dem Reichs⸗ 
kanzler als Führer der NSDAP. vorbehaltene Inkraftſetzung 
der Vorſchriften über die Parteigerichtsbarkeit wirkſam erfolgt 
8 auch Erlaß des RIM. v. 20. Juni 1936, 1052 Va 
4627/86, bei Haidu⸗Fiſcher, „Recht der NS Daß.“ 
Se Die Gerichte des Staates ſind ſeitdem verpflichtet, 
den Parteigerichten Rechtshilfe zu leiſten (§ 44 der Richt- 
linien; 36 Einhsh.). Dieſe Rechtshilfe beſchränkt ſich auch 
nicht auf die Vernehmung von Parteigenoſſen, ſondern er- 
ſtreckt ſich auf alle der deutſchen Gerichtsbarkeit unterwor⸗ 
fenen Perſonen. Es liegt nur im Zuge dieſer Entwicklun 
wenn nach dem Geſetz über die Vereidigung durch die Partel⸗ 
gerichte v. 30. Sept. 1936 (RG Bl. I, 358) die Parteirichter 
ſoweit fie die Fähigkeit zum Richteramt haben, Zeugen und 
Sachverſtändige ſelbſt vereidigen können. Das Geſetz erkennt 
ausdrücklich an, daß ein ſolcher Eid dem vor einer zur Ab⸗ 
8 von Eiden zuſtändigen Behörde geleiſteten Eid gleich⸗ 
el =. 5555 mit Inkraftſetzung der Richtlinien vom 
7. Febr. 1934 erfolgte Ausgeſtaltung des parteigerichtlichen 
Verfahrens führt dazu, daß es für die des 8 10 
Steh B. je hrt dazu, daß es für die Anwendung des 8 164 
anderm ſeit dem 5 Sept. 1935, dem Jukraſttreten der Ab- 
Ko 00 des 8 2 Steh ., einem behördlichen Verfahren 
Kan nehten it. Vom gleichen Zeitpunkt an müſſen auch 
9 von Parteidienſtſtellen außerhalb des Partei— 
1 en Pe den behördlichen Maßnahmen i. S. des 
1 4 B. gleichgeſtellt werden. Das folgt ohne weiteres 
1 aß nach den Ausführungen unter 1 — jedenfalls 
in dem hier behandelten Umfang — die Dienſtſtellen der 
eye den Behörden des Staates gleichſtehen. 
Be LG. hat bei dem Angekl. ohne Rechtsirrtum die 
8 12 8 a 5 — Abf. 0 ende als gegeben er⸗ 
achtet. | -torterung ſtehende Frage der Anwen— 
0 8 42 b Sté B. genügt es nicht, He den äußeren 
eſtand einer mit Strafe bedrohten Handlung als vor⸗ 
den den, feſaustellen, vielmehr bedarf auch die innere Tatſeite 
“ Prüfung. Es kann ſich dabei allerdings nur darum han⸗ 
ee Urt. darüber zu gewinnen, wie der Sachverhalt ſich 
1 2 ich darſtellen würde, wenn der Angekl. nicht zurechnungs⸗ 
"fähig wäre. Mit dieſer Zielrichtung find die für den inne⸗ 
995 Tatbeſtand bedeutſamen Regungen und Vorſtellungen 
es Angetl, aus denen die Tat hervorgegangen iſt, nachzu⸗ 
an ſoweit dies bei feiner Geiſtesverfaſſung möglich ift 
Wenn 4 D 1334/34 v. 23. Nov. 1934: IM. 1935, 532; 
NO 10 90/35 v. 12. März 1935: Js. 1935, 2368). Die 
even hat Mer angenommen, daß der Angekl. unfähig ift, das 
nerlaubte ſeines Tuns einzuſehen. Andererſeits iſt dem Urt. 
zu entnehmen, daß der Angekl., dem eine faſzinierende Be⸗ 
rebſamkeit und Überzeugungskraft zugeſprochen wird, nicht 
995 1 ſondern durchaus verſtandesbedingt vor⸗ 
a N 5 
en „Handel se nicht an einem Willensmangel, Tone 
bei dem hiernach anzulegenden Ma i = 
Nettungsfäpigfeit des Angekl. ausreicht um e 
Bi „Handeln wider beſſeres Wiſſen“ anzunehmen, kann 
nerhin zweifelhaft ſein. Für alle übrigen Verdächtigungen 
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begnügt ſich das Urt. mit der Feſtſtellung, daß der Angekl. 
„jedenfalls leichtfertig“ gehandelt habe, weil er die ihm nach 
ſeiner Angabe von dritter Seite zugetragenen Behauptungen 
ohne irgendwelche Nachprüfung ihrer Richtigkeit weitergegeben 
habe. Grundſätzlich beſteht zwar für einen — zurechnungs⸗ 
fähigen — Anzeigenden zur Vermeidung des Vorwurfs der 
Leichtfertigkeit eine Erkundigungspflicht. Die Anforderungen 
dafür dürfen aber nicht überſpannt werden. Es kommt weſent⸗ 
lich auf die perſönliche Vorſtellung des Täters an, insbeſon⸗ 
dere darauf, ob er nach ſeiner bisherigen in der Angelegenheit 
gemachten Erfahrung bei irgendwelchen noch möglichen Erkun⸗ 
digungen eine andere ſachdienliche Aufklärung und Richtig⸗ 
ſtellung erwarten konnte. Nur ein hartnäckiges ſchuldhaftes 
Feſthalten an einem etwa eingewurzelten Irrtum vermag die 
Leichtfertigkeit zu begründen, die nach allem eta der groben 
Fahrläſſigkeit gleichzuachten iſt (RGSt. 71, 34, 37 = JW. 
1937, 754 und RGSt. 71, 174 = JW. 1937, 1793 52). Die 
vom LO. gegebene Begründung würde ſchon bei einem zu⸗ 
rechnungsfähigen Täter nicht ausreichen. Die Schutzbehaup⸗ 
tung des Angekl., er habe den ihm auf ſeine erſte Eingabe 
erteilten Beſcheid der Oberſten Parteileitung, daß ſeine Vor⸗ 
würfe gegen den Kreisleiter ſich als unbegründet erwieſen 
hätten, nicht erhalten, iſt bisher nicht als widerlegt erachtet 
worden. Den Urteilsgründen iſt keine Feſtſtellung dahin zu 
entnehmen, daß ihm jemals auf ſeine Eingaben ein ſachlicher 
Beſcheid zugegangen wäre; erwähnt wird lediglich eine am 
14. Febr. 1936, alſo erſt nach der letzten zur Aburteilung 
ſtehenden Eingabe v. 11. Febr. 1936 erfolgte energiſche War⸗ 
nung durch den Gauleiter. In dieſem Zuſammenhang wird 
auch Charakter und Leumund der Perſonen mit von Bedeu⸗ 
Pe fein, die dem Angekl. die Verdächtigungen zugetragen 
aben. 

Das LG. hat zwar dargetan, daß der Angekl. eine Ge⸗ 
fahr für die öffentliche Sicherheit darſtellt. Es ſpricht auch 
weiter aus, daß eine wirkſame Abhilfe auf andere Weiſe 
als durch Unterbringung nicht zu erreichen ſei. Dies ſteht 
aber in Widerſpruch zu der Annahme, die Gefahr einer Fort⸗ 
ſetzung des bisherigen Treibens durch den Angekl. beſtehe zum 
mindeſten, ſolange der Angekl. im Falle ſeiner Freilaſſung in 
ſeiner alten, ihn zum Teil in törichter und kritikloſer Weiſe 
unterſtützenden Umgebung verbleibe und von dieſer möglicher⸗ 
weiſe wieder dazu mißbraucht werde, das Vertrauensverhält— 
nis zwiſchen dem Kreisleiter und der Bevölkerung ſeines 
Kreiſes zu ſtören. Bei dieſer Begründung wird die Möglich— 
keit nicht ausgeſchloſſen, daß der Angekl., wenn er — wie es 
inzwiſchen auch geſchehen iſt — ſeinen Wohnſitz fortverlegt 
und in neuer Umgebung in andere Obhut kommt, von ſeinem 
Querulieren abläßt. Es bedarf daher noch einer weiteren 
Prüfung, ob wirklich andere Maßnahmen als die vom Ges 
richt angeordnete Unterbringung nicht ausreichen würden. 


(RG., 2. StrSen. v. 14. Juni 1937; 2 D 234/37.) 


Anmerkung: 1. Die Entſch. ſtellt ſich zunächſt, ſoweit die 
verfahrensrechtliche Seite in Betracht kommt, als eine durch 
den Wegfall des Verbots der reformatio in peius bedingte Fort⸗ 
entwicklung der bisherigen Rſpr. dar. Das RG.: JW. 1935, 
934 17 hatte ausgeſprochen, daß im Fall des 8 51 Abſ. 1 StGB. 
die Rev. auf die Anfechtung der Sicherungsmaßnahme be- 
ſchränkt werden könne, ſo daß alſo die Freiſprechung als ſolche 
in Rechtskraft überging. Die Entſch., die an ſich den gleichzei⸗ 
tigen grundſätzlichen Erwägungen widerſpricht, daß die Frage 
der Anordnung der Sicherungsmaßnahme gem. 8 42 b StGB. 
in engſtem Zuſammenhang mit der Feſtſtellung einer mit 
Strafe bedrohten Handlung und des Geiſteszuſtandes des 
Angekl. ſteht, beruht auf dem rein praktiſchen Geſichtspunkt, 
daß wegen des Verbots der reformatio in peius eine Aufhebung 
des Urteils in feinem freiſprechenden Teil nur eine leere For 
malität bedeuten würde, da in der erneuten Hauptverhand⸗ 
lung doch wieder auf Freiſprechung zu erkennen wäre. 

Nach Wegfall des Verbots der reformatio in peius ſieht 
das RG. mit Recht keine Veranlaſſung mehr, wenigſtens im 
Falle des § 51 Abf. 1 StGB., von dem Grundſatz der einheit⸗ 
lichen Nachprüfung der Sicherungsmaßnahme und der Tat⸗ 
und Schuldfrage abzugehen. Die Beſchränkung der Rev. auf die 
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Sicherungsmaßnahme hat demnach nicht mehr die Folge, daß 
die Freiſprechung in Rechtskraft übergeht. 

2. Auch die Gleichſtellung der Gauleitung bzw. anderer 
Dienſtſtellen der NSDAP. mit den Behörden ſowie partei⸗ 
gerichtlicher Maßnahmen mit behördlichen Maßnahmen — min⸗ 
deſtens ſoweit § 164 StGB. in Betracht kommt — entſpricht 
der fortgeſchrittenen politiſchen und rechtlichen Entwicklung. Die 
durch $2 StGB. möglich gewordene Gleichſtellung (ſ. a. Urt. des 
RG. v. 28. Mai 1937: DI. 1937, 1155) ſtellt einen Schulfall der 
ſachgemäßen Anwendung dieſer Geſetzesbeſtimmung dar, denn 
hier handelt es ſich nicht um eine Überſchreitung bewußt vom 
Geſetzgeber gezogener Grenzen, ſondern um das vom geſunden 
Volksempfinden geforderte Schließen einer unbeabſichtigten 
Lücke des Geſetzes. 

3. Die Entſch. läßt erkeunen, welche außerordentlichen 
Schwierigkeiten ſich ergeben, wenn im Falle des $ 164 StGB. 
gem. § 42 b i. Verb. m. 8 51 Abſ. 1 nicht nur der äußere Tat⸗ 
beſtand einer mit Strafe bedrohten Handlung feſtgeſtellt, ſon 
dern auch die innere Tatſeite geprüft werden ſoll. Handelt es 
ſich bei der falſchen Anſchuldigung doch um ein Delikt, bei wel⸗ 
chem die inneren Vorgänge im Seelenleben des Täters, ſein 
Beurteilungsvermögen für vielleicht nicht einfach liegende Sach⸗ 
verhalte, ſeine intellektuellen Fähigkeiten von beſonderer Be⸗ 
deutung ſind. Die Feſtſtellung einer ſtrafbaren Handlung gem. 
8164 StGB. bei einem zurechnungsunfähigen Täter, die bei 
anderen Straftaten, wie etwa beim Diebſtahl, auch hinſichtlich 
der ſubjektiven Seite verhältnismäßig einfach erfolgen wird, 
könnte hier faſt als Widerſpruch in ſich erſcheinen. Für die An⸗ 
wendung des 8 42 b im Falle des 8164 StGB. wird deshalb 
in der Praxis verhältnismäßig ſelten Raum ſein, ſo unerfreu⸗ 
lich dies im Intereſſe der Bekämpfung des gefährlichen Ver⸗ 
leumdertums auch erſcheinen mag. 

Stel. Dr. Richter, Berlin. 
* 


a 34. RG. — 8 61 StGB. Wer Strafantrag ſtellen kann, 
verliert ſein Antragsrecht nicht durch Aufgabe des Rechts, in 
das der Täter eingegriffen hat. - 


Der Nebenkläger war Inhaber einer Werkswohnung. Der 
BeſchwF. hat feine Untergebenen unter Mißbrauch des An⸗ 
ſehens, das er als ihr Vorgeſetzter genoß, dazu überredet, einige 
Scheiben der Werkswohnung des Nebenklägers einzuwerfen. Als 
Inhaber der Werkswohnung war der Nebenkläger berechtigt, 
Strafantrag wegen Sachbeſchädigung — 8 303 AGB. — zu 
itellen (vgl. RGSt. 63, 76; 65, 354 [357]; 68, 305 = JW. 
1934, 3205 20). Nicht entſcheidend iſt, ob das Werk die neuen 
Scheiben in dieſem Fall auf Werkskoſten hat einſetzen laſſen. 
Es iſt auch ohne Belang, daß der Nebenkläger den Strafantrag 
erſt geſtellt hat, nachdem er die Werkswohnung bereits ge⸗ 
räumt hatte. Denn das Geſetz ſagt nirgends, namentlich nicht in 
861 StGB., daß der Antragsberechtigte ſein Antragsrecht, das 
durch die Verletzung entſtanden iſt, verliert, ſobald er nicht mehr 
Inhaber der Rechte iſt, in die durch die betreffende Straftat 
eingegriffen iſt (vgl. auch RGSt. 1, 29 [31]; 70, 94 [97] = 
JW. 1936, 930 10). 

(RG., 5. StiSen. v. 22. März 1937, 5 D 996/36.) 


(= RGsSt. 71, 137.) 
* 

35. RG. — 8 73 StGB. In Sonderfällen iſt Tateinheit 
zwiſchen einem Verbrechen gegen 8 174 Abſ. 1 Nr. 1 StGB. und 
Beleidigung rechtlich möglich. 

Im vorl. Sonderfalle iſt es rechtlich nicht zu beanſtanden, 
daß das LG. bei dem Verbrechen gegen 8 174 Abſ. 1 Nr. 1 SGB. 
Tateinheit mit Beleidigung und damit auch Tateinheit mit der 
fortgeſetzten Beleidigung angenommen hat. Im Verhältnis zu 
8185 StGB. iſt 8 174 Abſ. 1 Nr. 1 StGB. zwar das engere 
Strafgeſetz, da dieſer Paragraph nicht die menſchliche Ehre über⸗ 
haupt, ſondern die Geſchlechtsehre ſchützt. Durch dieſen engeren 
Tatbeſtand wird zwar regelmäßig der weitere der tätlichen Be⸗ 
leidigung ausgeſchloſſen. Für die Anwendung des 873 StGB. 
iſt aber Raum, wenn es ſich — wie hier — nicht lediglich um 
unzüchtige Berührungen handelt, ſondern eine weitergehende 
Willensdetätigung des Angekl. in Betracht kommt, die für ſich 


men worden. 
(RG., 5. StrSen. v. 31. Mai 1937, 5 D 335/37.) 
* 


36. RG. — 88 76, 79 StGB, Das die Geſamtſtrafe feſt⸗ 
ſetzende Gericht hat auch über die Nebenſtrafen ohne Rückſicht auf 
die Rechtskraft des früheren Urteils auf Grund ſelbſtändiger 
Prüfung zu entſcheiden und darf nicht einfach eine in dem frühe⸗ 
ren Urteil verhängte Nebenſtrafe in ſein Urteil übernehmen. 

Das LG. hat bei der nach § 79 StB. erfolgten Bil⸗ 
dung einer Geſamtſtrafe mit der durch Urt. v. 16. Sept. 1936 
rechtskräftig erkannten Strafe von einem Jahre Zuchthaus 
und Verluſt der bürgerlichen Ehreurechte auf zwei Jahre 
zwar die Geſamtfreiheitsſtrafe von fünf Jahren Zuchthaus 
ohne Rechtsirrtum gebildet, doch ſind ſeine Ausführungen zur 
Nebenſtrafe des Verluſtes der bürgerlichen Ehrenrechte rechts⸗ 
irrig. Wenn eine Geſamtſtrafe zu bilden iſt, ſo müſſen die 
Nebenſtrafen nebeu der Geſamtſtrafe verhängt werden 
(8 76 StGB.). Das hat zur Folge, daß die neben den für die 
Geſamtſtrafe in Betracht kommenden Einzelſtrafen etwa ſchon 
feſtgeſetzten Nebenſtrafen wegfallen und das Gericht neben 
der Geſamtſtrafe eine neue einheitliche Nebenſtrafe des 
Verluſtes der bürgerlichen Ehrenrechte verhängen muß. Die 
Rechtskraft des früheren Urteils ſteht nicht entgegen, da der 
879 Stch B., der auch den § 76 StGB. mit anführt, das die 
Geſamtſtrafe feſtſetzende Gericht gerade zu einem Eingriff in 
die Rechtskraft des früheren Urteils ermächtigt. Der § 76 
SGB. hat auch die rechtliche Zuläſſigkeit der dort erwähnten 
Nebenſtrafen zur ſelbſtverſtändlichen Vorausſetzung. Über ſie 
hat demnach das die Geſamtſtrafe feſtſetzende Gericht ohne 
Rückſicht auf die Rechtskraft des früheren Urteils auf Grund 
felbftändiger Prüfung zu entſcheiden, und es darf deshalb eine 
in dem früheren Urteil verhängte Nebenſtrafe nicht in ſein 
Urteil übernehmen (vgl. RGSt. 36, 89/90 zu 2; RGUrt. vom 
19. März 1925, 3 D 58/25 JW. 1925, 13935; NOS. 
68, 176 JW. 1934, 2055 16). Das LG. hat dies aber ge- 
tan und zu Unrecht mit der Begründung, daß aus den beiden 
Nebenſtrafen keine Geſamtſtrafe gebildet werden könne, beide 
Nebenſtrafen zuſammengerechnet und auf Aberkennung der 
bürgerlichen Ehrenrechte auf die Dauer von zehn Jahren er⸗ 
kannt. Es hätte die im früheren Urteil erkannte Nebenſtrafe 
wegfallen laſſen und, da es von vornherein entſchloſſen war, 
eine Geſamtſtrafe zu bilden, von einer Nebenſtrafe für die neu 
abgeurteilte Blutſchande abſehen und nur eine einzige Neben⸗ 
ſtrafe neben der von ihm erkannten Geſamtſtrafe aussprechen 
müſſen. 

(RG., 5. StrSen. v. 14. Juni 1937, 5 D 367/37.) 
* 


* 37. RG. — 8 130 a StGB. Die Begriffe „ſtaatliche Ange⸗ 
legenheiten“ und „Gefährdung des öffentlichen Rechtsfriedens“ 
ſind nicht eng auszulegen; ihr Vorhandenſein muß aber mit ge⸗ 
nauen Feſtſtellungen, nicht mit allgemeinen Erörterungen nach⸗ 
gewieſen werden. 


Soweit die Ausführungen der Stra. Stellung zu den 
einzelnen Rechtsbegriffen nehmen, die im 8 130 4 StGB. 
enthalten ſind, iſt dazu noch folgendes zu bemerken. 

Nicht zu bemängeln iſt, wie das Gericht den Begriff der 
ſtaatlichen Angelegenheiten i. S. des $ 130 a Steh B. weit ge⸗ 
faßt hat. Schon nach der früheren Rſpr. (RGSSt. 27, 430) 
wurden unter den Angelegenheiten des Staates im Sinne 
dieſer geſetzlichen Beſtimmung „alle Angelegenheiten im wei⸗ 
teſten Sinne verſtanden, die den Staat als ſolchen angehen, 
alle Angelegenheiten, bei denen es ſich um feine Rechte und 
Pflichten, feine Intereſſen und Aufgaben handelt, die — wie 
die Privatangelegenheiten durch die Geſetze des Privat⸗ 
rechts — durch diejenigen des öffentlichen Rechts geordnet 
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und geſtaltet werden“. Inzwiſchen iſt durch die geſchichtliche 
Wendung zum nationalſozialiſtiſchen Staate der Bereich des 
ſtaatlichen Lebens nicht eingeſchränkt, ſondern erweitert wor⸗ 
1 Alles, was zum Beiſpiel über den Begriffsinhalt von 
Blat, Boden und RNaſſe ſowie über ihre Auswirkungen und 
Anforderungen für das Leben der Geſamtheit und des ein- 
zelnen ernſthaft öffentlich vorgetragen oder gelehrt wird, geht 
in der Regel die nationalſozialiſtiſche Bewegung und daher auch 
den von ihr getragenen nationalſozialiſtiſchen Staat an, und 
zu den Angelegenheiten des Staates in dem hier erörterten 
. gehören auch die Orduung des Preſſeweſens ſowie die 
Einflußnahme auf die Verbreitung insbeſondere der Preſſe, 
die das Volk in nationalſozialiſtiſchem Geiſte aufklären und 
ſchulen will. Ferner können Angelegenheiten, mit denen ſich 
der Staat bisher noch nicht befaßt hat, die alſo in dieſem 
engeren Sinne noch keine ſtaatlichen Angelegenheiten ſind, 
i. S. des 8 130 a StGB. von dem Prediger oder dem Vor⸗ 
tragenden in den Kreis der „Angelegenheiten des Staates“ 
hereingezogen werden; das kann dadurch geſchehen, daß der 
Sprecher ſie zum Staate in Beziehung bringt, etwa durch eine 
Behauptung, der Staat habe gegenüber dieſer oder jener Au⸗ 
gelegenheit eine beſtimmte Einſtellung oder Wirkungsweiſe. 
Andererſeits iſt es aber auch möglich, daß ein Geiſtlicher 
beiſpielsweiſe ſeiner Gemeinde den Gottesbegriff erläutert 
und hierbei im Gegenſatze zum Gottesbegriff auch von Blut 
und Boden oder Raſſe ſpricht, ohne dabei irgendwie ſtaatliche 
Angelegenheiten zu erörtern. Es kommt immer auf Art und 
Jug ce f ifa 5 Einzelfalle an. 
0 te Prüfung der Frage, ob ein Geiſtlicher in ei 
öffentlichen Frieden gefährdenden Weiſe ü den 5 
nicht von einer zu engen Auslegung des Begriffs der Ge⸗ 
c ee Friedens ausgehen. Im Schrifttum 
8 unternommen worden, dieſen Begriff einſchrä 
kend auszulegen. Manche wollten eine Gefäh 510 19 ffent⸗ 
* " \ * 2 
lichen Friedens nur unter der Pbrdlgge al 
das Gefühl der öffentlichen Sicherheit in ſeinem Beſtande 
gefährdet würde, das unter dem Schutze der ſicheren Rechts⸗ 
pflege eines machtvollen Staates bei allen Staatsangehörigen 
unden zu ſein pflegt; — andere wollten als eine Gefähr⸗ 
ung des öffentlichen Friedens nur anſehen, daß der Zu⸗ 
10 der allgemeinen Rechtsſicherheit durch die Gefahr der 
utſtehung von Unruhen oder von Angriffen auf die Rechte 
anderer bedroht würde. Demgegenüber hat die Rſpr. ſchon 
früh den richtigen Standpunkt eingenommen, daß ſowohl das 
1 als auch das andere i. S. des 8 1302 — ebenſo auch 
i. S. des 8 130 — SGB. genüge, „den öffentlichen Frieden 
zu gefährden“ (RGSt. 15, 117; 18, 314; 34, 268; RGurt. 
v. 6. Febr. 1928, 2 D 927/27 JW. 1928, 221815), und daß 
zum Tatbeſtande der ſtrafbaren Handlung auch ſchon das 
. 1 ee Gefahr hinreichen könne (RGSt. 
2 z bgl. zu beiden Fragen 20. 
1986, 1 0 1 JW. 1957, 605). a 
ndererjeit3 betrifft jedoch die Gefährdung, die der 
1 StGB. mit Strafe bedroht, nur I ne 
5 echts frieden, alſo nicht auch den Zuſtand des Gewiſſens 
fh einzelnen. Eine packende Predigt oder eine andere öffent⸗ 
ba Ausſprache über weltanſchauliche oder religiöſe Fragen 
ann die Gewiſſen der Hörer bis in den tiefſten Grund auf⸗ 
Mien und in große ſittliche oder religiöſe Erregung oder 
hi he bringen; ſolche Erſcheinungen geiftigen Kampfes der 
eltanſchauungen oder religiöſen Bekenntniſſe, der nach aller 
geſchichtlichen Erfahrung gerade der deutſchen Volksſeele 
immer ein Bedürfnis war und bleiben wird, brauchen aber 
den öffentlichen Rechts frieden nicht zu ſtören oder in eine 
auch nur entfernte Gefahr zu bringen. Daher könnte ein 
ee vorliegen, wenn der Tatbeſtand des 8 130 a 
5 115 im vorliegenden Falle ſchon darin gefunden werden 
0 te, daß ein „innerer Widerſpruch mindeſtens eines Teiles 
er Zuhörer“ beſtanden habe oder daß die Zuhörer „unruhig“ 
e ſeien, und auch darin, daß ſie davon geſprochen 
u der Angekl. möge ſolche „politiſchen“ Predigten unter⸗ 
ie Es kommt darauf an, ob und inwiefern der Augekl. 
Ni ſeine Predigten den Beſtand den Staates oder ſeiner 
Nacht oder ſeiner Ordnungen oder aber das öffentliche Ver⸗ 
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trauen auf dieſen Beſtand in Gefahr gebracht hat. In dieſer 
Richtung hat das LG. keine ausreichenden Feſtſtellungen 
getroffen. 

Soweit ſich der Angekl. in feiner zweiten Predigt gegen 
die Gedanken Alfred Roſenbergs oder der Deutſchen 
Glaubensbewegung gewendet haben ſollte, würde ſich dies 
keineswegs ohne weiteres auch gegen den nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Staat gerichtet haben. Denn dieſer Staat ſetzt ſich nicht 
einſeitig für die Gedanken Roſenbergs ein, die auch von 
Roſenberg ſelbſt als „durchaus perſonliche Bekenntniſſe“ 
bezeichnet worden ſind, „auf die keine Gemeinſchaft feſtgelegt 
werden kann, keine Programmpunkte der Bewegung“ (S. 2 
und S. 6 der Ausgabe des „Mythus“ vom Jahre 1935, vgl. 
hierzu ferner den Aufſatz „Die Lage“ in den Monatsblättern 
der Reichspropagandaleitung der NS DA. „Wille und Weg“, 
Jahrgang 1937 S. 67). Der nationalſozialiſtiſche Staat ge⸗ 
währt vielmehr beſonders den chriſtlichen Kirchen, die auf 
Grund der geſchichtlichen Entwicklung öffentlich⸗rechtlich an⸗ 
erkannt ſind, Freiheit der Lehre und der Verkundung in Über⸗ 
einſtimmung mit Punkt 24 des Programms der NSDAP. 
und hat gemäß dieſer allgemeinen Einſtellung tm Schluß⸗ 
protokoll v. 20. Juli 1933 „zu Art. 32“ (Abſ. 2; RGBl. II, 
689, 690) des Konkordats zwiſchen dem Heiligen Stuhle und 
dem Deutſchen Reiche v. 20. Juli 1933 (RG Bl. II, 679) er⸗ 
klären können, „das den Geiſtlichen und Ordensleuten Deutſch⸗ 
lands zur Pflicht gemachte Verhalten bedeute keinerlei Ein⸗ 
engung der“ — nach Art. I Abſ. 2 des Konkordats innerhalb 
der Grenzen des für alle geltenden Geſetzes, alſo auch des 
8 130 a StGB., zu haltenden — „pflichtmäßigen Verkündi⸗ 
gung und Erläuterung der dogmatiſchen und ſittlichen Lehren 
und Grundſätze der Kirche“. 

Hinzuweiſen iſt noch darauf, daß Außerungen von der 
Kanzel unter Umſtänden ſchon durch ihre Form den öffent⸗ 
lichen Frieden gefährden können — ähnlich wie manche Auße⸗ 
rungen ſchon durch ihre Form beleidigend ſind. Hierauf wird 
bei der neuen Entſcheidung des LG. gegebenenfalls geachtet 
werden müſſen. 

Bei der neuen Verhandlung und Entſcheidung wird fer⸗ 
ner auch der innere Tatbeſtand für den § 130 a StGB. näher 
zu prüfen ſein, als dies bisher geſchehen iſt (ogl. ROSE. 27, 
430, 432). 

(RG., 1. StrSen. v. 1. Juni 1937, 1D 174/36.) 


* 


38. RG. — 8 146 StGB. Auch „Notgeld“ und „kommunale 
Gutſcheine“ ſind als Papiergeld i. S. der Münzvorſchriften an⸗ 
zuſehen. 

In dem Urteil wird ohne nähere Prüfung davon aus⸗ 
gegangen, daß auch die kommunalen Gutſcheine (Fälle Nr. 53, 
7076, 107) als Papiergeld i. S. des § 146 StGB. anzu⸗ 
ſehen ſind. In Abweichung von früherer reichsgerichtlicher 
Rſpr. (vgl. RGSt. 51, 410, ſowie RGurt. v. 6. Okt, 1919 
1 D 302/19 und v. 13. Okt. 1919, 1 D 274/19: BayNipflg. 
16, 30/31) billigt der Senat dieſe Rechtsauffaſſung. Geld iſt 
jedes vom Staat oder von einer durch ihn ermächtigten Stelle 
als Wertträger beglaubigte zum Umlauf im öffentlichen Ver⸗ 
kehr beſtimmte Zahlungsmittel ohne Rücksicht auf bie An⸗ 
nahmepflicht (RGSt. 58, 255, 256). Dieſe Vorausſetzungen 
treffen für das gegen Kriegsende in ſtändig wachſendem Maße 
ausgegebene ſog. „Notgeld“ zu. Angeſichts des Mangels an 
umlaufendem Geld blieb der Reichsregierung nur übrig, die 
aus eigener Nothilfe von Gemeinden betätigte Ausgabe von 
Gelderfatzzeichen zu dulden; um aber Mißbrauch vorzubeugen, 
ſtellte ſie Richtlinien für die Ausgabe auf und ermächtigte 
damit zur Ausgabe ſolcher Wertmittel. Das Notgeld der Ge⸗ 
meinden war von vornherein — anders als die Gutſcheine 
von Betrieben — an einen unbeſchränkten Perſonenkreis aus⸗ 
gegeben und wurde vom Verkehr, und zwar häufig auch außer⸗ 
halb des Ausgabebezirks, im Vertrauen auf die Einlöſung 
aufgenommen. Es hat auch ſchon bald als zum Umlauf im 
öffentlichen Verkehr beſtimmtes Zahlungsmittel ſtaatliche An⸗ 
erkennung gefunden; ſo wurden z. B. in Preußen durch Erlaß 
des Finanzminiſters v. 16. Okt. 1918 (Kriegsgeſetze Bd. VI 
S. 846) die Negierungshaupt- und Kreiskaſſen angewieſen, 
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auch „dieſes Notgeld als vollgültige Zahlungsmittel anzu⸗ 
nehmen“. Das Notgeld der Gemeinden hat nach allem gleich 
dem eigentlichen Geld Verwendung gefunden. Dabei machte 
es bei Geldſcheinen keinen Unterſchied, ob die Urkunden in 
Form von Schuldverſchreibungen auf den Inhaber ausgeſtellt 
oder an ſich den in 8 807 BGB. bezeichneten Inhaberzeichen 
zuzurechnen waren. Das Geſetz über die Ausgabe und Ein⸗ 
löſung von Notgeld v. 17. Juli 1922 (RGGBl. I, 693 hat 
dann ſchließlich eine im Intereſſe der Einheitlichkeit des Geld⸗ 
weſens gebotene Regelung gebracht; die amtliche Begründung 
zum Geſetz enthält eine den obigen Ausführungen entſprechende 
Darſtellung. Dem vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes aus⸗ 
gegebenen „Notgeld“ der Gemeinden wurde damit auch ge⸗ 
ſetzlich die Anerkennung als „Geld“ beſtätigt. 


(RG., 2. Str Sen. v. 14. Juni 1937, 2 D 286/37.) 


* 


39. RG. — 88 154, 49 StGB.; § 138 ZPO. Umfang der 
Wahrheitspflicht im bürgerlichen Rechtsſtreit. Verletzung der 
Wahrheitspflicht als Beihilfe zum Zeugenmeineid. f) 

Der Schuldſpruch des Schwurgerichts beruht hauptſäch⸗ 
lich auf zwei Gedanken. Der eine Gedanke iſt der, daß der 
Angekl. nach 8 138 ZPO. verpflichtet geweſen ſei, alsbald im 
Beginn des Rechtsſtreits zwiſchen dem Kinde der L. und ihm 
den D. als Zeugen zu benennen, weil das zur Vollſtändig⸗ 
keit der in dem Rechtsſtreit abgegebenen Erklärungen des 
Angekl. gehört hätte; der zweite Gedanke — der dann auch 
auf die Strafzumeſſung von großem Einfluß geweſen iſt — 
iſt der, daß der Angekl. die Benennung des D. ohne jeden 
eigenen Nutzen unterlaſſen habe, bei ſeinem Verhalten folglich 
aus reiner Bosheit nur das Ziel verfolgt haben könne, die 
L. zu einem Meineide zu bringen. Dieſe beiden Grundgedan⸗ 
ken der wegen Beihilfe zum Meineid verurteilenden Entſch. 
ſind unrichtig. 

Auch die neue Faſſung des § 138 ZPO. und auch der 
Vorſpruch zum AbändG. v. 1933 über das bürgerliche Streit⸗ 
verfahren haben nichts daran geändert, daß die Ordnung des 
bürgerlichen Streitverfahrens auf dem ſog. Verhandlungs- 
grundſatz ruht, d. h.: Urteilsgrundlage iſt nur das, was die 
Parteien vortragen und beantragen, und es iſt den Parteien 
freigeſtellt, welche Angriffs⸗ oder Verteidigungsmittel und 
welche Beweismittel fie vorbringen wollen, während das Ge⸗ 
richt unbeſtrittene Tatſachen ohne richterliche Prüfung der 
Wahrheit als feſtſtehend anzunehmen hat und nicht gegen den 
Wunſch der Parteien von Amts wegen Ermittlungen über 
nicht vorgetragene Tatſachen anſtellen darf. Der § 138 Abſ. 1 
3PO. in feiner neuen Faſſung ſtellt nur klar, daß den 
Parteien jede Prozeßlüge verboten iſt, und die hierbei auf⸗ 
geſtellte Forderung, daß die tatſächlichen Erklärungen der 
Parteien auch vollſtändig ſein ſollen, bringt nur zum Aus⸗ 
druck, daß es einer unwahren Sachdarſtellung gleichkommt, 
wenn ein vorgetragener Sachverhalt durch Verſchweigen er⸗ 
heblicher Einzelheiten entſtellt wird. Demnach kann gar keine 
Rede davon ſein, daß der Angekl. nach den Vorſchriften über 
das bürgerliche Streitverfahren verpflichtet geweſen wäre, 
den Mehrverkehr der L. mit D. geltend zu machen und den 
D. als Zeugen zu benennen; es ſtand ihm nach dieſen Vor⸗ 
ſchriften durchaus frei, das zu unterlaſſen. Dieſe Wirkung 
des ſogenannten Verhandlungsgrundſatzes wird nicht dadurch 
beſeitigt, daß die Parteien ihre Rechte im bürgerlichen Streit⸗ 
verfahren allerdings ſchon aus Achtung vor der ſtaatlichen 
Rechtspflege mit Sorgfalt und Eifer wahrnehmen ſollen; die 
Vorſchriften, die eine nachläſſige oder verzögerliche Führung 
des Rechtsſtreits bekämpfen — §8 279, 283, 519, 529 
ZPO. —, laſſen den Verhandlungsgrundſatz unberührt. 
Auch für Rechtsſtreite über Unterhaltsleiſtungen gilt trotz des 
allgemeinen ftaatlichen, Intereſſes an Klärung des Perſonen⸗ 
ſtandes keine Ausnahme. 

Da ſonach keine Pflicht des Angekl. beſtand, den D. im 
Rechtsſtreit zu erwähnen und zu benennen, kann auch nicht 
geſagt werden, daß der Angekl. das Bewußtſein von einer 
folchen Pflicht gehabt hätte. 

Andererſeits war es ein unbeſtreitbares Recht des Angekl., 
als Partei des Rechtsſtreits die Vereidigung der Zeugin L. 
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zu beantragen. Dem ſtand nicht entgegen, daß der Angekl. 
die Ausſage der L. für wiſſentlich unwahr halten mußte und 
nach der Feſtſtellung des Schwurgerichts den Eid der L. 
durch frühzeitige Benennung des D. hätte abwenden können; 
denn die Vereidigung dieut gerade dazu, den Zeugen zu ver⸗ 
anlaſſen, daß er ſeine Ausſage nochmals prüft und nötigen⸗ 
falls berichtigt, und wenn ein Zeuge ſeine Ausſage beſchwört, 
ſo hat er das zu verantworten, nicht die Partei, die zuläſſiger⸗ 
weiſe die Vereidigung beantragt hatte, um den Zeugen zu 
einer wahren Ausfage zu bringen. 

Die Entſch. des Schwurgerichts kann auch keine Stütze in 
dem Urt. des RG.: RGSt. 70, 82 = JW. 1936, 658 25 
m. Anm. finden; denn dieſes betraf eine ganz andere Sach⸗ 
lage, bei der ein Prozeßbevollmächtigter gegen das Verbot der 
Prozeßlüge (8 138 Abſ. 1 ZPO.) dadurch verſtoßen hatte, 
daß er für ſeine Partei in dem Rechtsſtreit die wiſſentlich un⸗ 
wahre Bekundung eines Zeugen auszunutzen unternahm, wäh⸗ 
rend im vorliegenden Falle der Angekl. in keiner Weiſe unter— 
nommen hat, die unrichtige Zeugenausſage der L. ſich zu eigen 
zu machen und ſich auf ſie zu ſtützen. 

Die Annahme des Schwurgerichts, daß der Angekl. ohne 
jeden erkennbaren eigenen Nutzen aus reiner Bosheit von 
Aufang an darauf ausgegangen ſei, die L. zu einem Meineide 
zu bringen, hätte allerdings unter anderen Umſtänden, als ſie 
hier vorliegen, zu der Frage führen müſſen, ob nicht in einem 
ſolchen nur aus Bosheit entſprungenen Verhalten ganz un⸗ 
abhängig von den Vorſchriften über das bürgerliche Streit⸗ 
verfahren eine Beihilfe zum Meineid zu finden ſei. Dieſe 
Frage braucht aber hier — mindeſtens einſtweilen — nicht 
gelöſt zu werden, weil das Schwurgericht bei der bezeichneten, 
übrigens ſchon an und für ſich ſehr auffallenden Annahme 
die Lage der Sache verkannt hat, dieſe Annahme daher — 
mindeſtens einſtweilen — nicht aufrechterhalten werden kann. 

Das Schwurgericht ſelbſt ſtellt feſt, daß der Angekl. in 
der Kirchweihnacht den D. und die L. zuſammengebracht hat 
in dem Beſtreben, den D. gleichfalls zu einem Geſchlechtsver⸗ 
kehr mit der L. zu bringen, um auf dieſe Weiſe keine Gefahr 
wegen etwaiger Folgen ſeines eigenen Geſchlechtsverkehrs zu 
laufen, alſo aus Eigennutz. Es iſt nicht erſichtlich, was an 
dieſem Sachverhalt zum Tatbeſtande einer ſtrafbaren Kup⸗ 
pelei i. S. des § 180 StB. gefehlt hätte. Ob ſich der 
Angekl. dieſer rechtlichen Bedeutung ſeines Verhaltens voll⸗ 
ſtändig bewußt geworden iſt, hat das Schwurgericht nicht ge— 
prüft und mag unſicher ſein; aus der ganzen Sachlage ergibt 
ſich aber zwingend mindeſtens das Bewußtſein des Angekl., 
daß, wie die Rev. mit Recht betont, „die Ereigniſſe bei der 
Neumühle dem Angekl. nicht zur Ehre gereichten““ Wenn er 
nun den D. als Zeugen benaunte, ſo beſtand die Gefahr, daß 
dann die Rede darauf kommen würde, woher er über den 
Verkehr des D. mit der L. etwas wiſſe, und daß ſo feine Ver⸗ 
mittlertätigkeit aufgedeckt würde. Aus dieſem Grunde alſo 
konnte dem Angekl. ſehr viel daran liegen, daß D. nicht von 
ihm, ſondern von der Zeugin L. genannt würde. Ob ihn da⸗ 
neben auch Furcht vor Drohungen des D. beeinflußt hat, iſt 
nicht ſchlechthin entſcheidend; auch im verneinenden Falle 
konnte der Angekl. um ſeiner ſelbſt willen einen Beweggrund 
haben, den D. zunächſt nicht zu nennen. 

Im Zuſammenhang hiermit bezeichnet das Schwurgericht 
nun allerdings den Einwand des Angekl., „er habe es für eine 
Sache der Gegenpartei und der Kindesmutter gehalten, den 
D. anzugeben“, als „zu töricht, als daß er Anſpruch auf 
ernſtliche Beachtung erheben könnte“. Auch hier hat aber das 
Schwurgericht die Rechtslage offenſichtlich nicht richtig erkannt. 
Es war rechtlich ganz richtig, wenn der Angekl. annahm, daß 
es Sache der Zeugin L. ſei, den D. anzugeben; denn das ge⸗ 
hörte nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt ohne jeden Zweifel 
zur Erfüllung ihrer Zeugenpflicht, falls ſie ſich nicht etwa auf 
ihr Zeugnisverweigerungsrecht zurückzog. Schief ausgedrückt 
war die Einwendung des Angekl. nur inſofern, als er gefagt 
zu haben ſcheint, die Benennung des D. ſei nach ſeiner An⸗ 
nahme Sache „der Gegenpartei“ geweſen. Offenſichtlich liegt 
hier aber nichts anderes vor, als daß der Angekl., ein im 
Rechtsleben nicht ausgebildeter einfacher Mann vom Lande, 
nicht ſcharf die verfahrensrechtlichen Stellungen der einzelnen 
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Mitglieder der Familie L. zu unterſcheiden wußte, ſondern 
als feine „Gegenpartei“ ſchlechthin die Familie L. anfah, aus 
der ihm die Marie L. als Zeugin, ihr Kind als Kl. und ihr 


Vater als Vormund und geſetzli 2 3 
nd und geſetzlicher Vertreter der Kl. gegen 


5 5 Das Schwurgericht äußert ſich in dem Sinne, der 
ngekl. hätte den drohenden Meineid der L. nur dadurch 
5 . können, daß er noch vor ihrer Beeidigung ihren 
Heſchlechtsverkehr mit D. bekanntgegeben hätte. Wenn dieſe 
Meinung des Schwurgerichts zutreffend wäre, läge es nahe, 
zu erwägen, ob der Angekl. dann nicht auf Grund der obigen 
Darlegungen über die Bedeutung des § 138 3 PO. ſchon durch 
Urt. des erkennenden Revch. von der Anklage der Beihilfe 
zum Meineid freizuſprechen ſei (8 354 Abi. 1 StPO.). In⸗ 
deſſen iſt die Sache ſchon deshalb für eine Freiſprechung 
gegenwärtig noch nicht reif, weil auch in dieſem Punkte die 
Entſcheidung des Schwurgerichts einer Berichtigung bedarf 
und im Zuſammenhang damit weitere tatſächliche Feſtſtellun⸗ 
gen getroffen werden müſſen, um den Sachverhalt erſchöpfend 
beurteilen zu können. Das Schwurgericht hat nämlich über⸗ 
ſehen, zu prüfen, welche Bedeutung im Sinne der Anklage 
dem Umſtande zukommen kann, daß der Angekl. ſeinen Ge⸗ 
ſchlechtsverkehr mit der L. beſtritten hat. Das RevG. kann. 
die Möglichkeit nicht ausſchließen, daß zwiſchen dieſem Be⸗ 
ſtreiten des Angekl. und der Eidesleiſtung der L. ein urſäch⸗ 
licher Zuſammenhaug beſtanden hat, weil der Angekl. mög⸗ 
licherweife die Eidesleiſtung auch ſchon dadurch hätte ei 
n 0 19 079 125 vorher ſeinen Geſchlechtsverkehr 
r L., d ie Kl. behauptet hatte, zugegeben hä 8 
Beſtreiten dieſer auge he a ene Pe 15 
Wahrheitspflicht, die dem Angekl. nach 8 138 3 O oblag. 
Wenn dieſe Pflichtverletzung einen Meineid der 8 79 2 5 
gelühet haben ſollte, würde der Angekl. für dieje Folge ſeines 
f auch ſtrafrechtlich einzuſtehen haben, ſofern auch 
5 innere Tatbeſtand vorhanden geweſen wäre, den eine Be⸗ 
ne vorausſetzt. Zu dieſem inneren Tatbeſtand würde im 
11 iegenden Falle aber gehören, daß dem Angekl. gegebenen⸗ 
fa 5 e urſächliche Zuſammenhang zwiſchen feinem Veſtreiten 
MN 5 em Meineide der L. vor der Eidesleiſtung bewußt ge⸗ 
orden wäre. Im übrigen wird wegen des inneren Tat⸗ 


b . 
al RGSt. 70, 84/85 = ZW. 1936, 658 2s m. Anm. 


(RG., 1. StrSen. v. 15. Juni 1937; 10 378/37.) 


Anmerkung: Ein eigenartiger Sachve i 
2 a ger S rhalt, deſſen Beurtei⸗ 
Fa dadurch erſchwert wird, daß die Beweisvorgänge nur an⸗ 
c Tr e foi ſind. Mißlich iſt vor allem, daß 

u geſagt wird, wie das Beweisthema bei neh: 
mung der Kindesmutter gelautet hat. ? * 


Der Angekl. hat zweierlei getan, was als ein Verſto 
gegen die Wahrheitspflicht des § 138 aufgeſaßt werden n & 
hat einmal wahrheitswidrig beftritten, mit der L. Verkehr ge⸗ 
habt zu haben, und er hat es zweitens unterlaſſen, den D. als 
Zeugen zu benennen und damit das Gericht darauf hinzuweiſen, 
daß noch ein anderer mit ihr zu tun gehabt hatte. 


1. Daß in dem Beſtreiten eine Verletzung des $ 138 
SPO. liegt, iſt bei der Unzweideutigleit des n 
e zu bezweifeln. Anders ſteht es mit der ſtrafrechtlichen Seite 

ieſes Vorgangs: Eine Beſtrafung verlangt urſächlichen Zuſam⸗ 
menhang; wie es im gegebenen Falle damit ſteht, iſt fraglich. 
Denn denkt man das Beſtreiten weg, jo entfällt damit keines⸗ 
wegs mit Sicherheit auch die Eidesleiſtung. Um nicht ſofort auf 
Grund ſeines Geſtändniſſes verurteilt zu werden, hätte der 
Angekl. ſeine Verteidigung anders einrichten und wohl oder übel 
den Verkehr der L. mit D. zur Sprache bringen müſſen. Dann 
aber wäre es u. U. doch noch zur Eidesleiſtung gekommen. Noch 


ſtärkere Bedenken beſtehen gegen Rechtswidrigkeit - 
den (darunter unter 3). eee, 


2. Das LG. hat dem Angekl. in erſter Linie zum Vorwur 
gemacht, daß er den D. nicht alsbald de Beginn des a 
ſtreits als Zeugen namhaft gemacht habe (Verſtoß gegen die 
Vollſtändigkeitspflicht i. S. des § 138 ZPO.). Der erk. Sen. ver⸗ 
wirft dieſe Auslegung des § 138 und erklärt, durch die Neue⸗ 
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rung ſei nichts daran geändert, daß die Ordnung des bürger⸗ 
lichen Streitverfahrens auf dem ſog. Verhandlungsgrundſatz be⸗ 
ruhe — der Augekl. ſei alſo keineswegs verpflichtet geweſen, 
den Mehrverkehr geltend zu machen. Es fragt ſich, ob dieſe An⸗ 
ſicht richtig iſt. 

8 138 ZPO. n. F. begnügt ſich nicht damit, den Prozeß⸗ 

parteien die Pflicht aufzuerlegen, Erklärungen über Tatſachen 
wahrheitsgemäß abzugeben, die Vorſchrift verlangt von ihnen 
auch, ſich vollſtändig zu äußern. Eine Verletzung des § 138 
kann deshalb nicht nur in der poſitiven Behauptung unwahrer, 
ſondern auch in der Verſchweigung wahrer Tatſachen liegen. 
Zweifelhaft und ſtreitig iſt nur, wie weit dieſe Pflicht zur 
Vollſtändigkeit reicht. Iſt die Partei verpflichtet, alle rechtserheb⸗ 
lichen Tatſachen, die fie kennt, mitzuteilen, oder muß dieſe Pflicht 
einſchränkend ausgelegt werden? 
„ Lent der ſich als erſter grundlegend zu dem Problem ge⸗ 
äußert hat (JW. 1933, 2674 f.), iſt der Anſicht, daß die Voll⸗ 
ſtändigkeitspflicht nicht auf den Geſamtbereich des Prozeß⸗ 
gegenſtands zu erſtrecken ſei. „Wollte man daruber hinausgehen 
und der Partei die Pflicht auferlegen, alle Tatſachen, die für 
die Entſch. erheblich fein können, anzuführen, fo würde man da⸗ 
mit die Verhandlungsmaxime aufheben, deren weſentlicher Sinn 
doch der iſt, daß die Partei die Verantwortung für das tatſäch 
liche Vorbringen trägt und deshalb das Gericht nur die von den 
Parteien gebrachten Tatſachen verwerten darf“. Tide äußert 
ſich in der Feſtſchrift für Schlegelberger ſachlich über⸗ 
einſtimmend dahin, wie beim Vertragsabſchluß die Dffen- 
barungspflicht der Geſchäftspartei durch Treu und Glauben und 
die Verkehrsſitte begrenzt werde, ſo reiche auch die Erklärungs. 
pflicht der Prozeßpartei nicht weiter, als Prozeßanſtand und 
Streitgegenſtand verlangten (a. a. O. S. 177). 

Dieſe Lehre liegt zwar im Zuge der Praxis, wo man viel⸗ 
fach noch ſehr weit davon entfernt iſt, im 8 138 ein abſolut 
geltendes Gebot zu ſehen, entſpricht aber nicht dem Willen des 
Geſetzgebers. Abſ. 3 des Vorſpruchs zur Ziwilprozeßnovelle von 
1933 iſt in dieſer Hinſicht ganz eindeutig. Wenn das RG. ſich 
zur Begründung für ſeine abweichende Meinung auf die fort⸗ 
dauernde Geltung des Verhandlungsgrundſatzes beruft, fo iſt — 
wie Rietz ſch (Dt. Strafrecht I, 16) und Wel zel (Die Wahr- 
heitspflicht im Zivilprozeß, 1935) dargetan haben —ein ſolche 
Argumentation nicht ſtichhaltig, weil es doch gerade die Frage 
iſt, wie weit jener Grundſatz nach Inkrafttreten der neunen 
Faſſung des § 138 noch Geltung hat. Im gegebenen Falle han⸗ 
delt es ſich darum, daß der Angekl. ein fachlich fehlgehendes Ur⸗ 
teil hätte verhindern können. Für ſolche Fälle ſtatutert der Vor⸗ 
ſpruch von 1933 die Pflicht, „durch redliche und ſorgfältige Pro⸗ 
zeßführung dem Richter die Findung des Rechts zu erleichtern“ 
— und zwar ohne jede Einſchrankung. Die Anſicht des RG. 
über den Umfang der Vollſtändigkeitspflicht kann deshalb nicht 
gebilligt werden. Sie läßt ſich auch nicht durch den Hinweis 
darauf ſtützen, daß die Partei es ja doch in der Hand habe, 
ihre Verurteilung durch ein Anerkenntnis herbeizuführen. Das 
Anerkenntnis iſt formell feſtſtellender Tatbeſtand, der jenſeits 
der zivilprozeſſualen Wahrheitspflicht ſteht. Die Frage nach 
Wahrheit oder Nichtwahrheit wird hier gar nicht geſtellt. 

3. Eine Frage für ſich iſt es, wie es für die Perſon des 
Angekl. mit Rechtswidrigkeit und Verſchulden beſtellt iſt. Wie 
der Senat feſtſtellt, hätte ſich der Angell. durch Benennung des 
D. der Gefahr einer ſtrafrechtlichen Verfolgung wegen Kuppelei 
ausgeſetzt. Das läßt die Rechtswidrigkeit ſeines Verhaltens zwei⸗ 
felhaft erſcheinen. Aus den 88 383, 384 läßt die ZPO. erkennen, 
„daß, wo die Wahrheitsermittlung nur auf Koſten wichtigſter 
Individualintereſſen erfolgen könnte, auf die Ermittlung der 
Wahrbeit u. U. verzichtet werden muß“ (Titze S. 168). Was 
dem Zeugen recht iſt, dürfte der Partei billig ſein! Noch zwei⸗ 
felhafter ſteht es mit dem Verſchulden. Der Angekl. hat erklärt, 
er habe es für die Sache der Gegenpartei gehalten, den D. 
anzugeben. Hier greifen die Grundſätze ein, die in RGSt. 70, 
84 entwickelt ſind: Irrte der Angekl. über das Beſtehen einer 
Erklärungspflicht, ſo fehlte ihm das Bewußtſein der Rechts⸗ 
widrigkeit und lag für ihn ein Schuldausſchließungsgrund vor. 

Prof. Dr. Erich Schwinge, Marburg. 
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40. RG. — 8164 StGB. Das Tatbeſtandsmerkmal der 
Abſicht des Täters, ein behördliches Verfahren herbeizuführen, 
muß ſtets feſtgeſtellt werden, wenn eine Verurteilung aus dem 
8164 StGB. n. F. erfolgen ſoll; dabei wäre es ohne Bedeu⸗ 
tung, ob der Täter den anderen, den er bezichtigt, genau be⸗ 
zeichnet oder nicht. 

(RG., 3. StrSen. v. 28. Juni 1937, 3 D 330/37.) 
* 


* 41. RG. — 8 174 Nr. 1 StGB. Das „hauswirtſchaftliche 
Jahr“ dient neben anderen Zwecken der Erziehung. Nicht nur 
die Frau, unter deren Leitung das hauswirtſchaftliche Jahr 
abgeleiſtet wird, ſondern auch deren Ehemann iſt als Haushal⸗ 
tungsvorſtand Erzieher des minderjährigen Mädchens, das das 
hauswirtſchaftliche Jahr ableiſtet. 

Der Angekl. hat in der Zeit von vor Weihnachten 1935 
bis in den März 1936 fortgeſetzt unzüchtige Handlungen mit 
der am 2. April 1920 geborenen Helene B. vorgenommen. 
Dieſe befand ſich ſeit dem 8. April 1935 zur Ableiſtung des 
„hauswirtſchaftlichen Jahres“ im Haushalt des Angekl.; „ſie 
wohnte und lebte ganz in der Familie“. Der ſchriftliche Ver⸗ 
trag war zwiſchen dem geſetzlichen Vertreter der Helene B. 
und der Ehefrau des Angekl. abgeſchloſſen worden, ſo wie das 
in den „Richtlinien“ vorgeſehen iſt, die zur Regelung der Ein⸗ 
richtung des „hauswirtſchaftlichen Jahres“ gemeinſam von dem 
Reichs⸗Jugendführer, der Reichs⸗Frauenführerin und dem Prä⸗ 
ſidenten der Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits⸗ 
loſenverſicherung erlaſſen worden ſind. Der Angekl. war mit 
dem Abſchluß dieſes Vertrages einverſtanden; daß er alle ein⸗ 
zelnen Beſtimmungen dieſes Vertrages und der „Richtlinien“ 
gekannt habe, hat das LG. nicht feſtſtellen können. Es hat ſich 
auch nicht feſtſtellen laſſen, daß es zum Beiſchlaf zwiſchen dem 
Angekl. und der B. gekommen iſt, ſo daß eine Straftat nach 
8182 StGB. entfällt. Eine Straftat nach § 176 Nr. 3 StGB. 
kommt nicht in Frage, weil die B. bereits das 14. Lebensjahr 
vollendet hatte. 

Das LG. hat den Angekl. als Erzieher i. S. des § 174 
Nr. 1 StGB. angeſehen und ihn aus dieſer Strafbeſtimmung 
verurteilt. Der Auffaſſung des LG. iſt zuzuſtimmen. 

Erzieher iſt nach der ſtändigen Rſpr. des RG., wer berufs⸗ 
mäßig die ganze Lebensführung eines Minderjährigen, ſeine 
ſittliche Haltung und geiſtige Entwicklung, ähnlich wie ein 
Vater oder Vormund, ſei es allein, ſei es neben anderen ihm 
gleich⸗ oder auch übergeordneten Perſonen zu leiten oder zu 
überwachen hat; jo insbeſ. RGSt. 68, 20, 23, übrigens auch die 
nichtveröffentlichte Entſch. des erk. Sen. 1D 796/34 v. 15. Febr. 
1935, die den Gehilfen eines Waiſenhausleiters betrifft. Es iſt 
zwar erforderlich, daß die Tätigkeit der als Erzieher angejpro- 
chenen Perſon ihrem Weſen nach die ganze Lebensführung des 
Minderjährigen erfaßt; dieſe Tätigkeit braucht aber nicht Haupt⸗ 
aufgabe zu ſein, und es iſt auch nicht notwendig, daß ſie gegen 
Entgelt, zu Erwerbszwecken, ausgeübt wird. Es genügt viel⸗ 
mehr für das Erfordernis des „berufsmäßigen“, daß gerade 
die jeweils in Betracht kommende Lebenstätigkeit, auf eine 
gewiſſe Dauer, die Verpflichtung zu beſonderer Sorgfalt in der 
Erfüllung der Aufgabe und die Verantwortlichkeit gegenüber 
dem Minderjährigen begründet, wobei es nicht entſcheidend dar- 
auf ankommt, ob das Verhältnis gegenüber dem Minderjähri⸗ 
gen ein ſelbſtgewähltes oder ein durch Geſetz, Befehl oder ähn⸗ 
lich begründetes iſt. 

Es ergibt ſich ſchon hiernach ohne weiteres, daß gegen— 
über einem Minderjährigen mehrere Erzieher nebeneinander 
möglich find. Das iſt übrigens auch bereits in der älteren Rſpr. 
des RG. anerkannt (vgl. RGSt. 29, 49, 50). In der neueren 
Rſpr. ift allerdings der Begriff des Erziehers ſtark ausgedehnt 
worden in dem Sinne, daß die Erziehereigenſchaft mit Tätig- 
keitsarten verbunden ſein kann, bei denen das auf den erſten 
Blick nicht ohne weiteres anzunehmen iſt. Dieſe Entwicklung 
beruht indes, wie bereits in der angezogenen neueren Rſpr. des 
näheren dargelegt worden iſt, darauf, daß der nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Staat eine ſeiner Hauptaufgaben gerade in der Erzie⸗ 
hung der Jugend ſieht. Die Erfüllung dieſer Aufgabe 
bringt es mit ſich, daß der Minderjährige auf einer Reihe von 
Lebensgebieten i. S. der nationalſozialiſtiſchen Staatsführung 
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geſchult und erzogen wird. Mit der Erfüllung der ſich dar- 
aus ergebenden Einzelaufgaben hat ſich auch der Kreis der Per⸗ 
ſonen, die ſich mit der Erziehung von Minderjährigen zu 
befaſſen haben, gegenüber den Verhältniſſen der früheren Zeit 
anders geſtaltet. Es iſt alſo nur eine auf den geänderten Ver⸗ 
hältniſſen zwangsläufig beruhende Folge, daß auch der Be⸗ 
griff des Erziehers i. S. des § 174 Nr. 1 StGB. eine weitere 
Ausgeſtaltung erfahren muß und bereits erfahren hat. Darauf 
beruhen denn auch — ausgeſprochenermaßen — die Entſch. des 
R., die ſich auf die Hitlerjugend (a. a. O. 68, 20) oder auf 
die Landhelferin beziehen (a. a. O. 69, 216 = NW. 1935, 1983 6, 
Urteil 2 D 824/35 v. 30. Jan. 1936 = JW. 1936, 1446; 5 D 
250/36 v. 27. April 1936 = JW. 1936, 2995 und HöhftRNpr. 
1936 Nr. 1386). 

Dieſe rechtliche Entwicklung kann allerdings dazu führen, 
daß die bisherige Rſpr. des RG. zum Pflegeelternverhältnis 
i. S. des § 174 Nr. 1 StGB. ihre Bedeutung verliert, indem 
ſich aus den Feſtſtellungen da, wo fie zur Annahme eines 
Pflegeelternverhältniſſes nicht ausreichen, die Merkmale des Er: 
ziehers ergeben könnten. Daraus kann indes kein Grund gegen 
die neue Rſpr. entnommen werden. Es wäre vielmehr zu be⸗ 
grüßen, wenn ſchon auf dieſe Weiſe Lücken geſchloſſen werden 
könnten, die ſich früher unter dem Geſichtspunkt des Pflege- 
elternverhältniſſes nicht erfüllen ließen. 

Von der ſo feſtgeſtellten rechtlichen Grundlage aus iſt es 
zunächſt ſelbſtverſtändlich, daß die Hausfrau im „hauswirtſchaft⸗ 
lichen Jahr“ Erzieherin der Minderjährigen i. S. des § 174 
Nr. 1 SGB. iſt. Das ergibt ſich aus den „Richtlinien“ mit 
aller Klarheit. Danach iſt das „hauswirtſchaftliche Jahr“ ein 
weſentlicher Teil des nationalſozialiſtiſchen Erziehungs⸗ 
werkes, ſoweit es die weibliche Jugend betrifft. Daß dieſe Ein⸗ 
richtung zugleich der Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit dienen 
ſoll, ſteht dem nicht entgegen. Es iſt daher auch nicht angängig, 
die Minderjährigen, die zur Ableiſtung des „hauswirtſchaft⸗ 
lichen Jahres“ in einen Haushalt aufgenommen werden und 
darin ihre Arbeit leiſten, nur von der arbeitsrechtlichen Seite 
her zu beurteilen. Ahnlich wie bei der Landhelferin, jedoch noch 
weit ſtärker, iſt beim „hauswirtſchaftlichen Jahr“ die Erzie⸗ 
hung im nationalſozialiſtiſchen Sinne, neben der Ausbildung 
für den Beruf der künftigen Hausfrau und Mutter, als die Auf⸗ 
gabe der Leiterin des Haushalts aufgeſtellt und betont hervor: 
gehoben, und deren Erziehungs anordnungen und Maß⸗ 
nahmen iſt die Minderjährige unterworfen. Die Leiterin des 
Haushalts hat inſoweit eine Stellung, die der der Mutter ähn⸗ 
lich iſt. Auch das gerade wird in den „Richtlinien“ beſonders 
hervorgehoben. Daß die Haushaltsleiterin, die Hausfrau, zu⸗ 
gleich Lehrerin der Minderjährigen i. S. des § 174 Nr. 1 StGB. 
iſt, ergibt ſich aus ihrem feſtgelegten Aufgabenkreis ebenſo zwei⸗ 
felsfrei; darauf kommt es indes hier nicht weiter an. Zwiſchen 
der Hausfrau und der Minderjährigen beſteht in vollem Um⸗ 
fang das Verhältnis der geiſtigen und ſittlichen Unterordnung 
i. S. der Strafvorſchrift im 8 174 Nr. 1 StGB. 

Darüber, welche Stellung der Ehemann der Hausfrau im 
„hauswirtſchaftlichen Jahr“ gegenüber der Minderjährigen ein⸗ 
nimmt, ob auch ihm erzieheriſche Aufgaben zufallen, iſt in den 
„Richtlinien“ nichts geſagt. Darüber enthält auch der Vertrag 
nichts; der Ehemann wird auch nicht perſönlich zum Vertrags⸗ 
abſchluß zugezogen. Inſoweit unterſcheidet ſich demnach aller⸗ 
dings der hier zu beurteilende Fall von den Fällen, die in der 
bisherigen neueren Rſpr. entſchieden worden find, insbeſ. von 
dem Fall der „Landhelferin“. In all dieſen Fällen ſtanden 
dem Täter ſelbſt zweifelsfrei die Rechte und Pflichten zu, nach 
denen die Frage ſeiner Eigenſchaft als Erzieher (oder Lehrer) 
zu beurteilen war. Dieſe Verſchiedenheit ſteht indes nicht ent⸗ 
ſcheidend der Annahme entgegen, daß „im hanswirtſchaftlichen 
Jahr“ grundſätzlich auch dem Ehemann die Stellung des Er⸗ 
ziehers gegenüber der Minderjährigen zukommt. 

Die Minderjährigen, die das „hauswirtſchaftliche Jahr“ 
ableiſten, ſind kurz zuvor erſt aus der Erziehung der Schule 
entlaſſen worden. Sie bedürfen alſo der Erziehung noch weiter⸗ 
hin in vollem Umfang. Dieſe weitere Erziehung ſoll nach den 
„Richtlinien“ in einer Familie geſchehen. Die maßgebenden 
Stellen haben Familien ausfindig zu machen, die für die Erfül⸗ 
lung der Aufgabe geeignet ſind. Es iſt eine Selbſtverſtändlichkeit, 
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züchtig angeſehen werden müſſe, hat das LG. aber auch an⸗ 


daß die Hausfrau, der in erſter Linie die Aufgabe übertragen 


und mit der der Vertrag förmlich abgeſchloſſen wird, zur Er⸗ 
füllung ihrer Aufgabe, insbeſ. aber gerade des erzieheriſchen 
Teils, auf den es hier entſcheidend aukommt, nur dann imſtande 
üt, wenn ſie darauf rechnen kann, daß fie in ihrem Ehemann 
als dem Haushaltungsvorſtand jederzeit den nötigen Rückhalt 
und die nötige Unterſtützung findet. Auf die Mitwirkung des 
Ehemanns bei der Erziehung kommt es von vornherein ent⸗ 
ſcheidend an, mag ſie auch im einzelnen Falle nur darin be⸗ 
ſtehen, daß der Ehemann die Stellung der Hausfrau gegenüber 
der Minderjährigen durch ſein geſamtes Verhalten ſtützt und 
ſtärkt, ſich aber eigener beſonderer erzieheriſcher Anordnungen 
oder Maßnahmen enthält. Auch ihm fällt nach dem Weſen der 
Familiengemeinſchaft, in die die Minderjährige — mit ſeiner 
Zuſtimmung — aufgenommen wird, und nach der Stellung, die 
er in dieſer Gemeinſchaft hat, von ſelbſt die Aufgabe zu, ſich an 
der Erziehungs aufgabe, die in erſter Linie der Hausfrau 
obliegt, zu beteiligen, wenn auch feine Beteiligung an der wei⸗ 
teren Aufgabe der Hausfrau, an ihrer „Lehr“ tätigkeit nach 
deren Weſen ohne weiteres entfällt. Es iſt ferner insbef. ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß die zur Ableiſtung des „hauswirtſchaftlichen 
Jahres“ in die Familiengemeinſchaft aufgenommene Minder⸗ 
jährige auch den erzieheriſchen Anordnungen und Maßnahmen 
des Ehemannes unterworfen iſt und auch ſie zu beachten hat 
Aus der Familiengemeinſchaft ergibt ſich demnach zwangsläu⸗ 
fig, daß auch der Ehemann der Hausfrau, die eine Minderjäh- 
rige im „hauswirtſchaftlichen Jahr“ zu betreuen hat, neben und 
mit der Hausfrau auf die ganze Lebensführung der Minder- 
Dt a n pe einzuwirken hat, wie es zum 8 174 Nr. 1 
„nach den oben erörte ä erforderli : 
ren Me AR rterten Grundſätzen erforderlich, aber 


(RG., 1. Str Sen. v. 25. Juni 1937, 10D 361/37.) 
* 


42. RG. — 8174 Abſ. 1 Nr. 1 StGB. Di 
der unzüchtigen Handlungen muß nach dem e 
lichkeitsgeſühl der Allgemeinheit und mit allgemein 
gültigen Maßſtäben vorgenommen werden. Eine Handlung, die 
15 ſolche nicht unzüchtig iſt, kann nicht deshalb als unzüchtig 
. werden, weil ſie das Keuſchheitsgelübde des zum Zö⸗ 
at verpflichteten katholiſchen Geiſtlichen verletzt. 


„Das L. führt bei der rechtlichen Beurteilung der von ihm 
en feſtgeſtellten Ereigniſſe aus: Im Sinne der 85 174, 
76 StGB. ſei jede Handlung unzüchtig, die das Scan und 
Sittlichkeitsgefühl der Allgemeinheit in geſchlechtlicher Hinſicht 
verletzt und zur Erregung oder Befriedigung der Sinnesluſt vor⸗ 
genommen wird; ob dieſe Vorausſetzungen im Einzelfalle ge⸗ 
geben ſeien, ſei im weſentlichen Tatfrage; ... die Entſch. ſei be⸗ 
en durch die Rückſicht auf Perſonen, Verhältniſſe, Ort, Zweck⸗ 
ef immung u. dgl. Dieſe Ausführungen ſind rechtlich zutref⸗ 
fend; fie ſtimmen auch mit der ſtändigen Rſpr. des RG. über⸗ 
Fi Wenn das LG. nur dieſe Grundſätze auf den feſtgeſtellten 
5 ene 4 ſein Urteil eine tatrichter⸗ 

ung, die na PO. i 
nachgeprüft werden könnte. . 


Die Geſtaltung des Sachverhalts, bei dem die feſtgeſtellten 
deen jedenfalls nicht weit von der Grenze a Strap 
oſen Verhaltens liegen, erforderte jedoch für den Schuldſpruch 
eine nähere Begründung. Das LG. hat ſie auch gegeben, ſich 


hierbei aber von einer rechtlich unzutreffend i 
bollig freigehalten. a Ei) 


Es iſt zutreffend davon ausgegan ; i 
+ gen, daß Handlungen, wie 
ſie der Angekl. begangen habe, „an ſich“, jr h. in ihrer Zuber 
Geſtalt und unabhangig von den beſonderen Umſtänden und per⸗ 
ſönlichen Verhältniſſen, noch nicht unzüchtig ſeien. Ebenfalls 
zutreffend RES. 67, 110 = JW. 1933, 1260 20) hat es ande⸗ 
rerſeits ein Beweisanzeichen für das Vorhandenſein einer Un 
e Ai al Angekl. die Handlungen, die 

eri ür erwieſen hält, aus wollüſti Abſicht vor⸗ 
genommen habe. ieee 
Als einen weiteren Grund, aus dem das Verhalten des 


Angekl. in den beiden in Betracht kommenden Fällen als un 


geführt, „weiter komme dazu, daß der Angekl. ein Geiſtlicher 
iſt, der zum Zölibat verpflichtet iſt; bei ihm beurteile der fitt- 
lich empfindende Menſch einen Kuß auf den Mund eines Mäd⸗ 
chens anders als bei einem anderen Menſchen“. An dieſer 
Stelle iſt der Gedankengang des LG. rechtlich zu beanſtanden. 


Zwar kann die Tatſache, daß ein katholiſcher Pfarrer zu 
einer ſtandesgemäßen Lebensführung und insbeſ. zum Zölibat 
verpflichtet iſt, u. U. ein Beweisanzeichen dafür ſein, daß eine 
Handlung eines ſolchen Pfarrers aus wollüſtiger Abſicht ent⸗ 
ſprungen it. Aber bei den angeführten Sätzen des Urteils han 
delt es ſich nicht um eine ſolche tatſächliche Würdigung, ſondern 
um die rechtliche Beurteilung, ob der als bewieſen angeſehene 
Sachverhalt unter den Rechtsbegriff der „unzüchtigen Handlung“ 
zu bringen ift. Weiter iſt es zwar ſelbſtverſtändlich an ſich zu⸗ 
treffend, daß der ſittlich empfindende Menſch den Kuß auf den 
Mund eines Mädchens bei einem zum Zolibat verpflichteten 
katholiſchen Pfarrer anders beurteilt als bei einem anderen 
Manne. Das iſt die Folge davon, daß es für die ſittliche Be⸗ 
urteilung einer Handlung nicht gleichgültig ſein kann, ob dabei 
nur die für jedermann geltenden allgemeinen Sittengeſetze oder 
neben ihnen noch die befonderen zugleich ſittlichen Bindungen 
in Betracht kommen, die ſich aus den Standespflichten eines 
Geiſtlichen und aus dem Keuſchheitsgelübde ergeben. Eine Hand- 
lung eines katholiſchen Pfarrers kann daher als Verſtoß gegen 
die beſonderen Standespflichten, namentlich gegen das Keuſch⸗ 
heitsgelübde, tadelnswert ſein, während ſie als Handlung eines 
anderen weniger bedenklich, vielleicht ſogar ganz harmlos ſein 
könnte. Aber auch dies liegt auf einem anderen Gebiete als 
die Entſch., ob eine Handlung im Rechtsſinne der 88174, 
176 St G B. unzüchtig iſt. 


Im Sinne dieſer Vorſchriften muß die Abgrenzung der 
unzüchtigen Handlungen nach dem Scham⸗ und Sittlichkeits⸗ 
gefühl der Allgemeinheit und überhaupt mit allge⸗ 
mein gültigen Maßſtäben vorgenommen werden. Das iſt nicht 
ſo zu verſtehen, als ob auf die Beſonderheiten der ſachlichen 
und perſönlichen Umſtände und Verhältniſſe des Einzelfalles 
keine Rückſicht zu nehmen wäre; vielmehr find gerade dieſe Be⸗ 
ſonderheiten, z. B. ob eine Handlung öffentlich oder im verbor⸗ 
genen, ob ſie zwiſchen Eheleuten oder anderen Angehörigen oder 
Fremden geſchehen ift, ſehr oft für die Abgrenzung der unzüch⸗ 
tigen Handlungen nach den 88 174, 176 StGB. von eniſchei⸗ 
dender Bedeutung; im Rahmen einer allgemein gültigen 
Beurteilung iſt es daher nicht nur für den 8 174 Abſ. 1 Nr. 1, 
ſondern auch für den § 176 StGB. erheblich, ob bei dem zu 
beurteilenden Vorfall auf der einen Seite ein Lehrer und Seel⸗ 
ſorger, auf der anderen Seite eine vor oder in dem Entwick⸗ 
lungsalter ſtehende Schülerin beteiligt iſt. Aber es geht nicht 
an, bei der Anwendung der $$ 174, 176 StGB. eine Handlung 
— nach der Art eines Amtsverbrechens oder Standesvergehens 
— deshalb als unzüchtig zu bezeichnen, weil ſie das Keuſchheits⸗ 
gelübde des zum Zolibate verpflichteten katholiſchen Geiſtlichen 
verletze und deshalb von einem ſittlich empfindenden Menſchen 
ſtrenger beurteilt werde. Aufgabe der Vorſchriften im 13. Abſchn. 
des StGB. — auch des § 174 Abſ. 1 Nr. 1 — iſt es nicht, Stan⸗ 
despflichten durchzuſetzen, ſondern das Geſchlechtsleben im all⸗ 
gemeinen rein zu halten. Auf die beſonderen Pflichten des Zöli⸗ 
bats kann es bei der Abgrenzung der „unzüchtigen Handlungen“ 
auch ſchon deshalb nicht entſcheidend ankommen, weil anderen⸗ 
falls bei dem § 174 Abſ. 1 Nr. 1 StGB. in der Gruppe der Geiſt⸗ 
lichen ein nicht gerechtfertigter Unterſchied zwiſchen den zum 
Zölibate verpflichteten katholiſchen Pfarrern und anderen Geiſt⸗ 
lichen entſtehen würde. 


Mit Rückſicht auf den oben wörtlich angeführten Aus⸗ 
ſpruch der Strͤ. über das Urteil des „itttlih empfindenden 
Menſchen“ iſt hiernach anzunehmen, daß das Gericht bei der 
ihm obliegenden tatſächlichen Würdigung, ob die Handlungen 
des Angekl. unzüchtig waren, einen rechtlich unzutreffenden Ge⸗ 
ſichtspunkt in vielleicht entſcheidender Weiſe mitverwertet hat. 
Die Prüfung des Sachverhalts muß daher wiederholt werden. 


(RG., 1. Str Sen. v. 25. Juni 1937, 1 D 714/36.) 
* 
299 


2386 Rechtſprechung 


* 43. RG. — 8 175 a. Faſſ. StGB. Rechtsgrundſätze zur 
Frage der „Beiſchlafsähnlichkeit“. f) 

Die Frage der Beiſchlafsähnlichkeit iſt zwar „in der Haupt⸗ 
ſache“ (RGSt. 69, 273, 274 JW. 1935, 2732 % tatſächlicher 
Natur, aber nicht ausſchließlich. Sie iſt vielmehr — ähnlich 
wie der „Geſchlechtsverkehr“ i. S. des BlutſchutzG. (vgl. NOS, 
70, 375 JW. 1937, 160 10) zugleich rechtlicher Art und inſo⸗ 
weit der Nachprüfung durch das Rev. zugänglich. Dabei ſind 
u.a. folgende Rechtsgrundſätze maßgeblich: 

Die Selbſtbefriedigung durch „Onanieren“ iſt ſtraflos. Auch 
das aus Geſchlechtsluſt vorgenommene Berühren der Geſchlechts⸗ 
teile eines Mannes durch einen anderen Mann erfüllt den Tat⸗ 
beſtand des § 175 a. Faſſ. StGB. für ſich allein in der Regel 
noch nicht, ſondern kann nach altem Rechte nur unter den 
Vorausſetzungen der 88 185, 194 StGB. als tätliche Beleidi⸗ 
gung verfolgt werden. An dieſer Rechtslage wird auch dadurch 
nichts geändert, daß die beiden Handlungen gleichzeitig vor⸗ 
genommen werden. Für die Frage, wann die unzüchtige Be⸗ 
tätigung eines Mannes an dem Körper des andern beiſchlafs⸗ 
ähnlich iſt, kommt es nicht darauf an, ob ſie in ihrem äußeren 
Geſchehen, nach Umſtänden und Art der Ausführung, mehr 
oder weniger der Form ähnelt, in welcher der normale Ge⸗ 
ſchlechtsperkehr zwiſchen Mann und Weib vor ſich zu gehen 
pflegt. Das Schwergewicht liegt vielmehr darauf, ob durch die 
Betätigung des einen Beteiligten an dem Körper des andern 
eine geſchlechtliche Befriedigung eines von ihnen herbeigeführt 
werden ſoll, welche der mit dem normalen Geſchlechtsverkehr 
verbundenen ähnlich iſt. Es kommt daher nicht entſcheidend dar⸗ 
auf an, ob die unzüchtige Betätigung in entkleidetem Zuſtand 
vorgenommen wird oder nicht, ebenſowenig darauf, ob ſie im 
Liegen, Sitzen oder Stehen erfolgt. Bei der ſog. Onanie iſt 
es unerheblich, ob die Betätigung des einen Mannes mit der 
Hand an dem Gliede des andern durch Reiben, Drücken oder 
Betaſten (Anfaſſen) geſchieht und ob die Hand dabei zu einer 
Höhlung gekrümmt iſt oder nicht. Entſcheidend iſt vielmehr, ob 
dabei bezweckt iſt, durch dieſe Betätigung das Glied des Betrof⸗ 
fenen in Erregung zu verſetzen und ihm durch Herbeiführung 
des Samenerguſſes geſchlechtliche Befriedigung zu verſchaffen. 
Sobald dieſe Vorausſetzungen gegeben find, ift die Handlung bei⸗ 
ſchlafsähnlich. Es genügt, daß ſie von dem einen Beteiligten 
an dem Gliede des andern vorgenommen wird. Daß auch dieſer 
eine gleiche oder ähnliche Handlung an dem Gliede des erſten 
vornimmt, iſt nicht erforderlich. Dieſe Grundſätze hat der erk. 
Sen. bereits in wiederholten Entſch. ausgeſprochen (vgl. 3 D 
306/36 v. 14. Mai 1936, 3 D 833/36 v. 9. Nov. 1936, 3 D 1022/36 
v. 21. Dez. 1936 und 3 D 279/37 v. 3. Mai 1937). 

(RG., 3. StrSen. v. 3. Juli 1937, 3 D 289/37.) 


Bemerkung: Vorſtehendem Urteil hat ſich der 1. Ströen. 
des RG. in dem Urteil 1 344/37 v. 30. Juli 1937 angeſchloſſen. 


* 


* 44. RG. — Zwiſchen 8 176 Abſ. 1 Nr. 3 und 8175 StGB. 
beſteht keine Geſetzeseinheit. Gleichgeſchlechtliche Unzucht zwiſchen 
Minderjährigen. 

Das LG. hat den am 22. Dez. 1917 geborenen Angekl. der 
im Sommer 1936 in vier Fällen den am 20. Aug. 1926 ge⸗ 
borenen Schüler Wolfgang H. am Geſchlechtsteil gerieben und 
ihn dazu verleitet hat, auch ſein (des Angekl.) Glied bis zum 
Samenerguß zu reiben, wegen fortgeſetzten Verbrechens gegen 
8176 Abf. 1 Nr. 3 StGB. verurteilt. Hiergegen ergeben ſich 
keine rechtlichen Bedenken. Der Anſicht der Rev., daß durch den 
§ 175 SGB. n. F., insbeſ. Abſ. 2, ein Sondertatbeſtand geſchaffen 
und die widernatürliche Unzucht zwiſchen Minderjährigen nur 
noch aus dieſer Geſetzesbeſtimmung zu beſtrafen ſei, iſt nicht bei⸗ 
zupflichten. Die Neufaſſung des 8175 StGB. beruht, wie die amt⸗ 
liche Begründung ergibt, auf dem Gedanken, daß grundſatzlich 
jede Art gleichgeſchlechtlicher Unzucht zwiſchen Männern, nicht 
nur die beiſchlafsähnliche Betätigung, ſtrafrechtlich erfaßt wer⸗ 
den ſoll; der Abſ. 2 will Härten vermeiden, die ſich in beſon⸗ 
ders leichten Fallen jugendlicher Verirrung aus einer gericht⸗ 
lichen Beſtrafung ergeben könnten. Für die Annahme, daß der 
Abſ. 2 des § 175 StGB. u. F. auch dann anzuwenden ſei, wenn 
einer der Beteiligten noch nicht 14 Jahre alt ſei, daß der Ge⸗ 
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ſetzgeber inſoweit alſo die den Schutz der Kinder bezweckende 
Strafbeſtimmung des § 176 Abſ. 1 StGB. außer Kraft geſetzt 
habe, ergeben ſich weder aus dem Geſetz v. 28. Juni 1935, noch 
aus der Begründung irgendwelche Anhaltspunkte. Die Rev. 
glaubt einen ſolchen daraus entnehmen zu können, daß der 
§ 175 a SGB. n. F. unter Nr. 3 im Falle der Verführung einer 
männlichen Perſon unter 21 Jahren durch einen Mann über 
21 Jahre bei mildernden Umſtänden eine Mindeſtſtrafe von drei 
Monaten feſtſetze, während „unter den gleichen ſonſtigen Vor⸗ 
ausſetzungen“ nach § 176 Abſ. 1 Nr. 3 SGB. ein Minderjähri⸗ 
ger eine Mindeſtſtrafe von ſechs Monaten Gefängnis zu gewär⸗ 
tigen habe. Darin liegt jedoch nicht ein Widerſinn, vielmehr 
erklärt ſich die Verſchiedenheit des Strafrahmens aus dem er⸗ 
höhten Schutzbedürfnis der Kinder unter 14 Jahren. 

Zu beanſtanden iſt das Urteil des LG. nur inſoweit, als 
der Angekl. nicht auch aus § 175 StGB. n. F. verurteilt wor⸗ 
den ift. Geſetzeseinheit zwiſchen $ 176 Abſ. 1 Nr. 3 und 8175 
StGB. beſteht nicht; beide Strafgeſetze ſtellen nicht denſelben 
Tatbeſtand auf, denn das erſtere ſchützt Kinder beiderlei Ge⸗ 
ſchlechts, ſoweit ſie unter 14 Jahre alt ſind, während das zweite 
die gleichgeſchlechtliche Unzucht unter Männern mit Strafe be⸗ 
droht und unzüchtige Handlungen auch dann erfaßt, wenn ſie 
mit Kindern über 14 Jahren vorgenommen werden. Der Feh⸗ 
ler, der das Strafmaß erſichtlich nicht beeinflußt hat, kann vom 
Rev. richtiggeſtellt werden. 

(RG., 5. Str Sen. v. 31. Mai 1937, 5 D 274/37.) 
"u . 

45. RG. — 8 176 Nr. 2 StGB. Zwar iſt in der Ripr. des 
RG. anerkannt, daß unter „geiſteskranken Frauensperſonen“ 
i. S. 8176 Nr. 2 StGB. auch bloß ſchwachſinnige Perſonen 
zu verſtehen ſind. Das gilt aber nur dann, wenn der Schwach⸗ 
ſinn derartig iſt, daß die Frauensperſon keine genaue Vorſtel⸗ 
lung von dem Weſen und der Bedeutung des Geſchlechtsverkehrs 
hat, d. h. daß ſie infolge ihres Geiſteszuſtandes außerſtande 
iſt, zwiſchen einer dem Sittengeſetz entſprechenden und ihm 
widerſtreitenden Befriedigung des Geſchlechtstriebes zu unter⸗ 
ſcheiden und dem an ſie geſtellten Verlangen eines außerehelichen 
Beiſchlafs mit freier Entſchließung zu begegnen (Urt. des RG. 
v. 1. Febr. 1934, 2 D 28/34: JW. 1934, 905). 

(RG., 1. StrSen. v. 9. Juli 1937, 10 355/37.) 


* 

46. NG. — 88 180, 181 StGB.; 8 60 Nr. 3 StPO. Bei 
der Kuppelei ſind die verkuppelten Perſonen an der ſtrafbaren 
Handlung nicht i. S. des § 60 Nr. 3 StPO. beteiligt, denn fie 
wirken nicht in ſtrafbarer Weiſe an der der Strafverfolgung 
unterliegenden Tat mit (RGSt. 57, 186). Sie können daher 
eidlich vernommen werden. Die Leiterin des Hausweſens hat 
die Pflicht, das unzüchtige Treiben ihres Sohnes in ihrer 
eigenen Familienwohnung zu verhindern (GA. 60, 445). Zu 
der Annahme, daß nur der weibliche Teil der beiden Perſonen, 
deren unzüchtigem Treiben Vorſchub geleiſtet worden iſt, als 
verkuppelte Perſon nach $$ 180, 181 StGB. anzuſehen wäre, 
liegt bei der Faſſung des Geſetzes kein Grund vor (RGSt. 
16, 49). 

(RG., 1. StrSen. v. 25. Mai 1937, 1 D 112/37.) 
* 


47. RG. — 88 180, 181 StGB. Der Geſchlechtsverkehr zwi⸗ 
ſchen Verlobten iſt jedenfalls dann Unzucht, wenn er in Gegen⸗ 
wart dritter Perſonen vorgenommen wird. 

Die Anforderungen an die Maßnahmen der Eltern gegen⸗ 
über der Unzucht ihrer Kinder ſind im Einzelfall verſchieden 
zu bemeſſen, dürfen aber nicht überſpannt werden. 

Einfluß eines Verlöbniſſes auf das Strafmaß. 

1. Das LG. nimmt rechtlich zutreffend an, daß der Angekl 
B. als der Leiterin des Hausweſens neben ihrem Ehemann 
auch gegenüber ihrem volljährigen, dem Haushalt angehörenden 
Sohne die Rechtspflicht obgelegen habe, ihn an der Vornahme 
unzuüchtiger Handlungen in der Familienwohnung zu ver⸗ 
hindern. 

Kein rechtliches Bedenken beſteht ferner gegen die An⸗ 
nahme des LG., daß die Veiſchlaſsvollziehung des Sohnes mit 
der Berta F. als Unzucht i. S. der 88 180, 181 StGB. ſelbſt 
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dann anzuſehen iſt, wenn die beiden verlobt waren. Auf die 
Frage, ob inſoweit der Entſch. RGSSt. 71, 13 grundſätzlich 
ohne Einſchränkung beizutreten wäre, oder ob mit denen, die 
dieſe Entſch. bekämpfen, angenommen werden müßte, daß Aus⸗ 
nahmen dann zu machen ſind, wenn der Geſchlechtsverkehr zwi⸗ 
ſchen Verlobten nach dem geſunden Volksempfinden der betei⸗ 
ligten Kreiſe als nicht verboten und nicht als Unzucht an⸗ 
geſehen wird, kommt es vorliegend nicht an. Denn in den bei⸗ 
den zur Anklage ſtehenden Fällen iſt der Geſchlechtsverkehr 
vom Sohn in Gegenwart beider Eltern in deren Schlafzimmer, 
in dem auch ſein Bett ſtand, vollzogen worden. Ein ſolches 
Verhalten kann niemals vom geſunden Volksempfinden 
anders, denn als eine unzuchtige Handlung, ſomit als Unzucht 
auch i. S. der 88180, 181 SichB. angeſehen werden. Zum 
Schuldſpruch kommt es demnach nicht darauf an, ob wirklich 
ein Verlöbnis zwiſchen dem Sohn und der Berta F. beſtanden 
hat oder von der Angekl. B. angenommen worden iſt; es läge 
inſoweit nur ein unbeachtlicher Strafrechtsirrtum vor, wenn 
die Angekl. B. den Geſchlechtsverkehr infolge des Verlöbniſſes 
nicht als Unzucht angeſehen hätte. 

f Durchgreifende rechtliche Bedenken ergeben ſich jedoch gegen 
die Annahme des LG., die Angekl. B. habe ſchuldhaft ihrer 
Rechtspflicht durch Unterlaſſung, nämlich durch Dul— 
dung des Geſchlechtsverkehrs zuwidergehandelt. 

Der Sohn kam in der Nacht zuſammen mit dem Mäd⸗ 
chen in das gemeinſame Schlafzimmer. Die Angekl. B. und auch 
ihr Ehemann haben das Mädchen aufgefordert nach Hauſe zu 
gehen, als ſie erkannten, daß es mit dem Sohn in deſſen Bett 
übernachten wollte. Sie „gaben aber ſchließlich der nachdrück⸗ 
lichen Widerrede ihres angetrunkenen Sohnes nach und dulde⸗ 
ten das gemeinſame Übernachten in dem einen Bett“ Beide 
h e e win 5 gewalttätig. Das LG. bezeich- 

als eigenwillig“ un kommt zu dem ( is, 
der „bejahrte Ehemann B. ſich dem Sohne a 
habe aufraffen können und deshalb damit gerechnet habe, daß 
ſein Einſpruch doch keine Beachtung finden werde. Es hat ihn 

demgemäß mangels Nachweiſes des Vorſatzes freigeſprochen. 
„Bei dieſer Sachlage hätte es einer beſonders ſorgfältigen 
Prüfung bedurft, ob dieſer Vorſatz bei der Angekl. Frau B. 
gegeben ſei. Das LG. bejaht dieſen Vorſatz, aber mit einer un⸗ 
zulänglichen Begründung. Es ftellt feſt, daß ſie — im Gegen⸗ 
jet zu ihrem Manne — eine willensſtarke und die in der Fami⸗ 

e Perſon ſei, und führt dann lediglich aus: ſie 
15 e die Möglichkeit gehabt, ihrer Verbietungspflicht nachzu⸗ 
ommen und die Übernachtung der Berta F. im Bett ihres Soh⸗ 
nes zu verhindern; ſie habe das Vorhaben ihres Sohnes und 
zum mindeſten die durch ihre Duldung geſchaffene Möglichkeit 
der Unzuchtsverübung erkannt, ſomit bewußt gegen ihre Pflicht 
verſtoßen, ihren Sohn von der Unzucht abzuhalten. Welche Mög⸗ 
lichkeit jedoch der Angekl. B. nach der Annahme des LG. wirk⸗ 
lich zur Verfügung geſtanden hätte und von ihr auch als 
ſolche erkannt wäre, wird nicht dargelegt, hätte indes 
1 werden müſſen. Ihr Einſpruch und der ihres Mannes 

lieben unbeachtet; daß er nicht ernſtlich geweſen wäre, kann 
nach dem Zuſammenhang der Urteilsgründe nicht angenom⸗ 
men werden. Auf die Unterſtützung ihres Mannes konnte die 
Angell. nicht rechnen. Sie befand ſich alſo allein ihrem Sohn 
gegenüber, der angetrunken war und als eigenwillig, ſogar als 
gewalttätig geſchildert wird, und der dem ernſten Einspruch 
der en mit „nachdrücklicher Widerrede“ entgegengetreten 
Det Worauf bei dieſer Sachlage das „ſchließliche“ Nachgeben 
der Angekl. beruhte, hätte demnach erörtert werden müſſen. Die 
Annahme des LG., darin liege eine „Duldung“, iſt ſomit beim 
Fehlen einer ſolchen Erörterung mit den oben mitgeteilten Aus- 
führungen nur unzulänglich, weil rein formelhaft, begründet. 
10 der Angekl. B. kann demnach nicht be⸗ 

Für die neue Verhandlung iſt darauf hinzuwei 
zum Strafausſpruch immerhin eee ſein Nine 5 
ein Verlöbnis des Sohnes mit der Berta F. beſtanden hat oder 
doch von der Angekl. ernſtlich angenommen worden ift und ob 
ſie deswegen den Geſchlechtsverkehr nicht als unzüchtig an⸗ 
geſehen hat; darin könnte eine mildere Beurteilung der Straf⸗ 
tat begründet liegen. Die Ausführungen des Urteils zu der 


Frage des Verlöbniſſes ſind widerſpruchsvoll und unklar. Zu⸗ 
nächſt heißt es, die Frage könne unerörtert bleiben. Sodann 
jedoch wird dargelegt, die Hauptverhandlung habe „nicht er⸗ 
geben“, daß ein Verlöbnis damals ſchon beſtanden habe. Schließ⸗ 
lich aber heißt es, die beiden ſtänden vor der Eheſchließung. 
Das LG. wird klare Feſtſtellungen zu treffen haben. 

II. Die Angekl. F. hat nicht etwa den Geſchlechtsverkehr 
ihrer Tochter Berta mit dem Hans B. lediglich durch Verletzung 
ihrer Rechtspflicht, alſo durch Unterlaſſung, gefordert, wie es 
der Angekl. B. zur Laſt gelegt wird. Sie hat vielmehr den bei⸗ 
den den Rat gegeben, ſie ſollten in der Dachkammer übernach⸗ 
ten, die ihren drei Töchtern, darunter der Berta, gemeinſam zur 
Verfügung ſtand, und dabei die Möglichkeit anerkannt und ge⸗ 
billigt, daß es zum Geſchlechtsverkehr der beiden komme. Die 
rechtlichen Ausführungen der Rev., die ſich nur auf pflicht⸗ 
widrige Unterlaſſung durch Verletzung einer Rechtspflicht be⸗ 
ziehen, liegen alſo neben der Sache. Die Angekl. hat demnach 
den Geſchlechtsverkehr in beiden Fällen durch eine positive Hand⸗ 
lung gefördert. Was die Rev. im übrigen gegen die erörterte 
Feſtſtellung des LG. vorbringt, bewegt ſich auf latſächlichem 
Gebiet und iſt daher unbeachklich (88 337, 261 Stb O.). 

Auch hinſichtlich dieſer Angekl. iſt es zum Schuld 
ſpruch unerheblich, ob ein Verlöbnis zwiſchen dem Hans B. 
und der Berta F. beſtanden hat oder von der Angekl. angenontz 
men worden ift. Der Geſchlechtsverkehr der beiden hat ſich 
in Gegenwart der beiden anderen Töchter der Angekl. F. ab⸗ 
geſpielt, und damit hat dieſe gerechnet. Was bei der Erörterung 
der Rev. der Angekl. B. zur Frage des Verlöbniſſes, insbes. 
hinſichtlich des geſunden Volksempfindens, ausgeführt wor⸗ 
den iſt, gilt demnach auch hier. 

Die Schuld der Angekl. F. i. S. der 88 180, 181 Nr. 2 
SGB. iſt ſomit rechtlich bedenkenfrei dargetan. 

Dagegen iſt die Aufhebung des Strafausſpruchs ges 
boten. Die Frage, ob ein Verlöbnis zwiſchen Hans B. und 
Berta F. beſtanden hat oder doch von der Angekl. F. angenom⸗ 
men worden iſt, hat das LG. nach dem zu J. Erörterten un⸗ 
klar und widerſpruchsvoll behandelt. Auch bei dieſer Angekl. 
könnte in dem Beſtehen oder in der ernſtlichen Annahme eines 
Verlöbniſſes ein Strafmilderungsgrund liegen. 

(RG., 1. Str Sen. v. 29. Juni 1937, 10 346/37.) 
Bear 

48. Schöfj®. — 88 180, 181 StGB. Nicht jeder intime Lic⸗ 
besverkehr zwiſchen Verlobten kann als Unzucht angeſehen wer⸗ 
den. Demzufolge iſt ſeine Duldung durch die Eltern auch nicht 
ohne weiteres als Kuppelei zu betrachten. Es kommt ebenſoſehr 
auf die äußeren Umſtände des einzelnen Falles wie auf die in⸗ 
nere Einſtellung der Beteiligten an. 7) 

Die Anklage wirft der Angekl. Frau K. neben anderem vor, 
inſofern durch Gewährung von Gelegenheit der Unzucht Vorſchub 
geleiſtet, das heißt Kuppelei i. S. der 88 180, 181 Abſ. 1 Ziff. 2 
StGB. betrieben zu haben, als ſie es geduldet habe, daß ihre Tochter 
und der Mitangekl. J. bereits vor ihrer Eheſchließung im Hauſe 
der Eltern K. in einem Zimmer zuſammenſchliefen, wobei es auch 
zum Geſchlechtsverkehr zwiſchen den beiden jungen Leuten kam. 
Die Hauptverhandlung hat inſoweit folgenden Sachverhalt ergeben. 
Etwa Mitte des Jahres 1936 gab der Angekl. J. ſeine Stellung 
auf und zog zu ſeinen zukünftigen Schwiegereltern. Er ſchlief auch 
etwa 14 Tage lang mit ſeiner Verlobten in demſelben Zimmer, 
und zwar das Mädchen im Bett und er auf einem Sofa. Daß 
es bierbei mehrfach zum Geſchlechtsverkehr kam, wird wohl allen 
Beteiligten angeſichts der bereits längere Zeit intimen Geſtaltung 
der Beziehungen der beiden ſelbſtverſtändlich erſchienen ſein. Als 
dann der zukunftige Schwager des Angekl. J. wegzog, zog J. bis 
zu der im Nov. ſtattgefundenen Hochzeit in deſſen Zimmer. Die 
Frage, ob ſich Eltern, die das voreheliche Zuſammenleben ihrer 
verlobten Kinder in ihrem Hauſe dulden, der ſtrafbaren Kuppelei 
ſchuldig machen, iſt in letzter Zeit mehrfach Gegenſtand nicht nur 
widerſprechender Gerichtsentſcheidungen, ſondern auch eines leb⸗ 
haften öffentlichen Meinungsaustauſchs geweſen. Insbeſondere hat 
ſich „Das Schwarze Korps“ mehrfach mit dieſer Frage beſchäftigt 
(Folge 34 und 45 aus 1936) und die Rſpr., ſoweit fie ohne wei⸗ 
teres in der Duldung des Geſchlechtsverkehrs von Verlobten eine 
ſtrafbare Kuppelei der Eltern erblickte, einer ſcharfen Kritik unter⸗ 
zogen. Aus der Rſpr. und dem Rechtsſchrifttum der letzten Zeit 
ſei folgendes angeführt. Die Entſch. des NG. 5. StrSen. v. 21. Jan. 
1937 (DJ. 1937, 316 = JW. 1937, 701 0) führt im Anſchluß 
an ältere Entſch. aus, „es ſeien weder in der Faſſung noch in der 
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Entſtehungsgeſchichte der 88 180 und 181 StGB. Anhaltspunkte 
dafür aufzufinden, daß das Geſetz den von Verlobten vorgenom⸗ 
menen Beiſchlaf von dem Begriffe der Unzucht ausſcheiden wollte“. 
An dieſer Ripr. ſei feſtzuhalten, zumal ihr auch der nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Geſetzgeber nicht entgegengetreten ſei, ſie vielmehr in gewiſ⸗ 
ſer Weiſe dadurch anerkannt habe, daß er mit Rüͤckſicht auf fie die 
Möglichkeit geſchaffen habe, im Falle des 8 181 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. 
(Verkuppelung von Kindern uſw. durch Eltern uſw.) ſtatt auf 
Zuchthaus auf Gefängnis zu erkennen, Es jet auch nicht zu er⸗ 
warten, daß der Geſetzgeber für das Gebiet der Kuppelet jemals 
den Beiſchlaf zwiſchen Verlobten aus dem Unzuchtsbegriff völlig 
ausscheiden werde (bei Gürtner, „Das kommende deutſche Straf⸗ 
recht“, Beſond. Teil. 2. Aufl. von 1936, S. 206/7 bemerke Graf 
Gleispach: „Der Vorſchlag älterer Entwürfe, für die Dul⸗ 
dung des Verkehrs zwiſchen Verlobten eine Ausnahme von der 
Strafbarkeit zu verfügen, hat nicht viel Zuſtimmung gefunden. 
Eine Ausnahme dieſer Art, die ſich doch nur auf die in manchen 
Bevölkerungskreiſen herrſchende Anſchauung über den Verkehr zwi⸗ 
ſchen Verlobten ſtützen könnte, in das Geſetz aufzunehmen, konnte 
ſehr unerwünſchte Schlüſſe und Folgen nach ſich ziehen.“ Für „ent⸗ 
ſchuldbare Fälle“ verweiſt Graf Gleispach auf das „Erforder- 
nis des Unrechtbewußtſeins“). Schäfer führt in feiner Anmer⸗ 
kung zu dieſer Entſch. aus, unter Unzucht verſtehe der Entwurf 
— nicht anders als das geltende Recht — jedes Tun, das ſich auf 
das Geſchlechtsleben beziehe und gegen die Gebote ſittlicher Zucht 
verſtoße. Die Frage, wann dies der Fall ſei, könne nur nach ge⸗ 
ſundem Volksempfinden beantwortet werden. Die Volksmeinung 
nehme nun aber zur Frage der Strafwürdigkeit ſolcher Eltern nicht 
einheitlich Stellung, und auch im übrigen lägen die Verhältniſſe 
in den einzelnen Fällen zu verſchieden, um eine allgemein gültige 
Behandlung vorſchreiben zu konnen. Auch ſchon für die Handhabung 
des geltenden Rechts werde man entgegen den nach dieſer Stel⸗ 
lungnahme der Strafrechtskommiſſton inzwiſchen überholten Aus⸗ 
führungen des vorſtehenden Urteils ſagen müſſen: wenn im Hin⸗ 
blick auf die Volksmeinung dem Geſchlechtsverkehr zwiſchen Ver⸗ 
lobten nach den Umſtänden des Falles der Charakter des Un⸗ 
züchtigen abzuſprechen ſei, komme eine Beſtrafung der Eltern wegen 
Kuppelei jetzt wie in Zukunft nicht in Betracht. Wolf führt in 
feiner Anm. zu der obigen Entſch. des RG. (Akad Z. 1937, 151) u. a. 
folgendes aus: Unzucht ſei alles, was gegen die geſunde Volksan⸗ 
ſchauung von Zucht und Sitte verſtoße, auch wenn es. nicht ſtraf⸗ 
bar ſei. Dazu könne fraglos der Verlobtenbeiſchlaf unter ge⸗ 
wiſſen Umſtänden gehören, er brauche aber nicht ſtets und un⸗ 
ter allen Umſtänden „unzüchtig“ zu ſein. Wo in einem durch 
Herkommen und Lebensweiſe geſchloſſenen Bevölkerungskrets die 
alte deutſche Rechtsauffaſſung noch herrſche, wonach die Eheſchlie⸗ 
hung mit Beiſtimmung der beiderſeitigen Eltern erſt dann ſtatt⸗ 
finden kann, wenn ein Kind aus der Verbindung zu erwarten tt, 
entſpreche ein ſolcher Beiſchlaf in der Regel ſogar Zucht und 
Sitte. Wenn der Täter aber das Bewußtſein gehabt habe, einen 
guten alten Brauch zu erfüllen, werde die Rechtswidrigkeit und 
nicht nur die Schuld der Tat beſeitigt. B echert, der ebenfalls 
das Urteil des RG. einer Kritik unterzieht (DR. 1937, 206), 
kommt von dem Gedanken wahrer und reiner Geſchlechterliebe 
(im Gegenſatz zu ihrer kirchlichen Mißwertung als Erbſünde) aus⸗ 
gehend zu dem Schluß, daß der Geſchlechtsverkehr unter Verlobten 
fittlich und nicht unzüchtig ſei. 

Ein Beſchluß des OL GG. Dresden, 2. StrSen. v. 5. Febr. 
1937 (21 Ws 10/37: JW. 1937, 900 ®) ſtellt ſich auf den Stand⸗ 
punkt, daß Geſchlechtsverkehr zwiſchen Verlobten Unzucht ſei, daß 
aber die gegenteilige, auf der Anſchauung ihres Geſellſchaftskrei⸗ 
ſes beruhende Annahme der Eltern der Verlobten, welche deren 
Geſchlechtsverkehr in ihrer Wohnung dulden, außerſtrafrechtlicher, 
die Schuld nach § 59 Abſ. 1 StGB. ausſchließenden Irrtum ſei. 


Endlich ſei noch ein Aufſatz „Kuppelei an Verlobten“ (JW. 1937, 


660) erwähnt, in dem Leppin zu dem Urteil des NG. Stellung 
nimmt. Er ſchließt ſich etwa den bereits wiedergegebenen An⸗ 
ſichten von Wolf und Schäfer an und führt u. a. aus, wenn 
aus allgemeinen Rückſichten, aus Erziehungs⸗ und Ordnungs⸗ 


gründen eine Handlung nicht ausdrücklich im Geſetz für ſtraflos 


erklärt werde, jo könne man daraus noch nicht folgern, daß eine 
ſolche Handlung auf jeden Fall unter Strafe fallen müſſe. Man 
werde hier eben von den objektiven Grenzen der Unzucht abgehen 
und in jedem einzelnen Fall prüfen müſſen, ob ein Verhalten 
unter den obwaltenden Umſtänden den Charakter des Stittenloſen 
und Unzüchtigen trage oder nicht. Gewiß ſei das für die Ein⸗ 
helligkeit und Einheitlichkeit der Rſpr. ungünſtig, im Vordergrund 
der Betrachtung habe aber die Frage der Gerechtigkeit zu ſtehen, 
und für dieſe komme es auf das geſunde Volksempfinden an. 
Das erkennende Schöff®. vertritt den Standpunkt, daß es 
ebenſowenig angängig iſt, jeden Liebesverkehr zwiſchen Verlob⸗ 
ten als Unzucht i. S. des Strafgeſetzes anzuſehen, wie er au⸗ 


dererſeits auch nicht in jedem Falle als ſittlich unbedenklich und 
unanſtößig bezeichnet werden kann. Wirkliche Liebe kann auch in 
der Erfüllung zu ihrer ſittlichen Rechtfertigung unter Umſtänden 
der ſtaatlichen oder kirchlichen Weihe entbehren, während wirk⸗ 
liche Unzucht auch dann Unzucht bleibt, wenn ſie unter dem 
Deckmantel der Ehe betrieben wird. Das Kriterium der Entſch. 
liegt zwar letzten Endes in der wahren inneren, ſittlichen Ein⸗ 
ſtellung der Beteiligten, die einer äußeren Nachprüfung nicht leicht 
zugänglich iſt. Immerhin werden ſich regelmäßig auch genugend 
äußere Anhaltspunkte finden laſſen, um den ſittlichen Wert oder 
Unwert der einzelnen Fälle beurteilen zu können. Es wird meiſt 
nicht ſchwer fallen, den Unterſchied zu finden zwiſchen einem 
leichtfertigen, wenn auch als Verlobung getarnten Verkehr, der 
ohne Not Ehe, Verantwortung und die natürlichen Folgen des 
natürlichen Verkehrs der Geſchlechter hinausſchiebt, um nur den 
Sinnesgenuß vorwegzunehmen, und zwiſchen der wahren leib⸗ 
lichen und ſeeliſchen Not junger Menſchen, die ernſthaft zuſam⸗ 
menwollen, deren ehelicher Vereinigung aber nur noch kruſthafte, 
zeitliche Hinderniſſe entgegenſtehen. Eine Rſpr. und eine Moral, 
die nur aus falſch verſtandenen disziplinären Gründen jeden Ver 
lobtenverkehr als Unzucht und demzufolge jede Duldung desſelben 
durch Dritte als Kuppelei anſehen wollten, würden nur vom Be⸗ 
quemlichkeitsſtandpunkt aus zu billigen ſein. Die Befürchtung, ein 
Abgeben von der bisherigen ſtarren Rſpr. könnte die wünſchens⸗ 
werte allgemeine Zucht und Sitte lockern und gefährden, dürfte 
ſchon deshalb unbegründet fein, weil die Zahl und die erzteheriſche 
Bedeutung der Verurteilungen in unſeren Fällen wohl in keinem 
maßgeblichen Verhältnis zu den tatſächlichen Gepflogenheiten 
ſtehen. Die durch die täglichen Lebensbedingungen der verſchiedenen 
Bevölkerungsſchichten bedingten Anſichten und Gewohnheiten wer⸗ 
den im übrigen viel entſcheidender dazu beitragen, die Würde und 


die völkiſche Bedeutung der Ehe als der höchſten und für die Ge⸗ 


ſamtheit wertvollſten und verantwortungsbewußteſten Krönung 
des Zuſammenſchluſſes der Geſchlechter zu wahren. 

In dem vorl. Fall hat die Angekl. als Mutter es zugelaſſen, 
daß der Verlobte ihrer Tochter kurz vor der Eheſchließung als 
Schwiegerſohn auf die Wirtſchaft, in der er von da ab mitarbei⸗ 
ten ſollte, zog. Er hat auch in einer durch die räumlichen und 
Familienverhältuiſſe bedingten Weiſe kürzere Zeit in einem Zim⸗ 
mer mit ſeiner Verlobten, die ja bereits einmal ein Kind von ihm 
empfangen hatte, geſchlafen, iſt dann aber ſogar, als ein anderer 
Raum frei wurde, bis zur Eheſchließung wieder in dieſen ge⸗ 
zogen. Unter dieſen Umſtänden würde es unter Berücksichtigung der 
beſonderen Anſchauungen ländlicher Bevölkerungskreiſe allerdings 
jedem geſunden Volks⸗ und Rechtsempfinden in höchſtem Grade zit: 
widerlaufen, von Kuppelei, d. h. ftrafbarer Duldung eines unzüch⸗ 
tigen Zufammenlebens, zu ſprechen. Es iſt unmöglich, etwas der⸗ 
artiges als Unzucht anzuſehen, das heißt, es einem Sittlichkeits⸗ 
verbrechen gleichzuſtellen, und dies in einer Zeit, die erſchreckend 
zeigt, wo wirkliche Unzucht mit dem Mantel einer gewiſſen heuch⸗ 
leriſchen Moral verdeckt wird. 

Die Angekl. K. war daher von dieſem Punkt der Anklage 
freizuſprechen. 

(Schöffch. Cottbus, Urt. v. 2. Juli 1937, 5 Ms 21/87.) 


Anmerkung: Dem Urteil iſt zuzuſtimmen. 

Das forafältig begründete Urteil wird der Sachlage vollauf 
gerecht. Mit Recht lehnt das SchöffGG. die Anſicht des 5. Sen. des 
RG (JW. 1937, 701 16) ab, daß ausnahmslos der Geſchlechts⸗ 
verkehr zwiſchen Verlobten als Unzucht anzuſehen ſei. Die Aus⸗ 
führungen, mit denen das SchöffG. ſeine Anſicht begründet, daß 
es auf die äußeren Umſtände und auf die innere Geſinnung der 
Beteiligten ankommt, ſind nicht nur rechtlich unangreifbar, ſondern 
ſie zeugen auch von hoher ſittlicher Auffaſſung und von dem Ein⸗ 
fühlungsvermögen in die Gegebenheiten des täglichen Lebens. 

Im übrigen ſcheint auch das RG. nach der einmütigen Ab⸗ 
lehnung, die ſeine Anſicht in juriſtiſchem und ſonſtigem Schrift: 
tum gefunden hat, nicht mehr an feiner Auffaſſung ſtreng felt- 
halten zu wollen. In einem Urteil 1D 346/37 v. 29. Juni 1937 
(in dieſem Heft S. 2386 47) läßt der 1. Sen. die Frage offen, ob der 
Entſch. des 5. Sen. ohne Einſchränkung beizutreten oder aber mit 
dem Schrifttum abzulehnen wäre, weil in dem zur Entſch. ſtehen⸗ 
den Falle der Geſchlechtsverkehr der Verlobten in Gegenwart bei- 
der Eltern vollzogen worden war, ein ſolches Verhalten aber auf 
jeden Fall als unzüchtige Handlung angeſprochen werden müſſe. 
In einem weiteren Urt. v. 29. Juni 1937, 1377/7, läßt der 
J. Sen. die Frage ebenfalls offen, weil er nach den tatſächlichen 
Feſtſtellungen des LG. zu dem Ergebnis kommt, daß jedenfalls nach 
den näheren Umſtänden dieſes Falles (Leumund, Perſönlichkeit. 
Lebenshaltung des Bräutigams, Heiratsmöglichkeit der Verlobten) 
der Geſchlechtsverkehr der Verlobten als Unzucht angeſehen werden 
müſſe. Es bleibt abzuwarten, ob das RG. bei anders gelagerten 
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Fällen ſeine Anſicht aufgeben wird. Jedenfalls wird es ſich mit 
Seen Meinung des Schrifttums auseinanderſetzen 
uſſen. 
Aſſeſſor Rudolf Leppin, Berlin. 
* 
* 49. RG. — 8181 a StGB. Vorausſetzungen der Zuhäl⸗ 
terei; Merkmale des „Ausbeutens“. 


Das Ausbeuten ſetzt voraus, daß der Täter die Dirne als 
eine Erwerbsquelle in der Weiſe für ſich ausnützt, daß er an 
dem von ihr aus ihrem unſittlichen Gewerbe gezogenen Ge⸗ 
winn teilnimmt, um daraus — ganz oder zu einem Teil 
ſeinen Lebensunterhalt zu beſtreiten. Das ſo beſchaffene Ver⸗ 
hältnis des Gebens und Nehmens muß auf eine gewiſſe Dauer 
berechnet ſein. Hierzu enthalten die Urteilsfeſtſtellungen nur 
folgendes: Der Angekl. hat mit der Dirne T. gemeinſamen 
Haushalt geführt. Die Koſten desſelben ſind von beiden gemein⸗ 
ſam aufgebracht worden; der Verdienſt des Angekl., nach ſeiner 
unwiderlegten Angabe 5—6 RA, mitunter ſogar 10 HM tag⸗ 
lich, hat allein dazu nicht ausgereicht, die T. hat noch „eine 
beträchtliche Menge Geldes zugeſchoſſen“, und dieſes hatte ſie, 
wie der Angekl. wußte, durch ihr unſittliches Gewerbe verdient. 
Ob die vom BeſchwF. beigeſteuerten Beträge dem Werte des 
von ihm bezogenen Unterhaltes entſprochen haben oder nicht 
iſt nicht erörtert, vielmehr bleibt die Möglichkeit offen, daß ſie 
den wirtſchaftlichen Wert der ihm in dem gemeinſamen Haus⸗ 
ag gewährten Unterkunft, der Verpflegung und der ſonſtigen 
Lebensbedürfniſſe erreichten. Solchenfalls könnte von einem 
Aue ed Mache 1070 5 Rede ſein. Dabei würde es keinen 

en ei 0 
affe öder abwei AR er Unterhalt aus einer gemeinſamen 
0 von dem Verdienſt des einen und d 
des andern beſtritten worden war. N 
(R., 3. StrSen. v. 28. Juni 1937, 30 410/37.) 
* 


50. RG. — 8185 StGB. Auch in ganz vertraulichen 


Außerungen, die im engſten ie ) 
Beleidigung liegen. +) giten Familienkreis fallen, kann eine 


Der Verteidiger hat vor dem Ren®, allgemein 

d! t h eltend ge⸗ 
Be daß beleidigende Außerungen in ganz Daunen Bile⸗ 
IR. 5 an ihren politiſch gleichgeſinnten Sohn über⸗ 
fee 2 yt als Beleidigungen ſtrafbar fein könnten, wenn 
Kalk, Geheimhaltung vor anderen Perſonen vereinbart wor⸗ 
15 A und die Briefe bei einer polizeilichen Durchſuchung ges 
5 den und beſchlagnahmt worden und jo zur Kenntnis an 

erer 1 “oh 1 Rüge iſt unbegründet. 
8 Die vom Verteidiger ausgeſprochene Rechtsanſicht iſt zwar 
5 70 und Rſpr., beſonders in früherer 5 a 
Bet reten worden (vgl. beſonders Kohler: GoltdArch. 47, 19, 
er ferner Tittmann, „Handbuch der Strafrechtswiſſen⸗ 
aft“, 1823, Bd. II S. 216 und 217; Köſtlin, „Abhandlun⸗ 
gen 928 dem Strafrechte“, 1858, S. 36, 37; Amann: „Anna⸗ 
0 er Großherzoglich Badiſchen Gerichte“, 1872, Bd. 38 S. 40; 
e sol d⸗Stiegele⸗Köhn, „Die deutſche Strafredht3- 
9 1877, Bent. 3 zu § 185 auf S. 167, 168, aber anders 
em. 30 zu § 186 auf S. 176; Berner, „Lehrbuch des deut⸗ 
698 Strafrechts“, 18. Aufl., 1898, S. 487; Schwartz, „St⸗ 
75 ‚1914, Bem. 3 a zu § 185; ferner, ſogar noch weitergehend, 
5 er ohne Begründung, Erkenntnis des Württ. Kaſſationshofes 
0 5. März 1873: Goltd Arch. 21, 602 zu 8 186), iſt aber nach 
Ren geltenden Strafrecht unbegründet. (So Doch o w: „Holtzen⸗ 
orff, Handbuch des deutſchen Strafrechts“, 1874, Bd. 3, Anm. 25 
85 S. 344; v. Sch w arze, „Komm. z. StGB.“, 5. Aufl., 1884, 
em. 15 zu § 186; Li epmanu in „Vergleichende Darſtellung 
85 deutſchen und ausländiſchen Strafrechts“, Beſonderer Teil, 
En 4, 1906, S. 328, 329, beſonders Anm. 2 auf S. 329; v. 
8 lshauſen, „StGB.“, 11. Aufl., 1927, Bem. 8 zu § 185 und 
em. 8 zu § 193; Urteile des OLG. München v. 26. Okt. 1880 
8 v. 28. Okt. 1884: „Sammlung von Entſch. des Kgl. OLG. 
München in Gegenſtänden des Strafrechts und Strafprozeſſes“ 
Bd. 1 S. 206/209 Nr. 48 und Bd. 3 S. 230/238 Nr. 73; Urteil 
des Bay Sbsch. v. 22. Jan. 1907: Bay Sb St. 7, 195/197; 
Rchurt. v. 13. Febr. 1913, 3D 1163/12: Goltd Arch. 60, 440, 441.) 
Unter „Beleidigung“ verſteht man den Angriff auf die Ehre 
eines anderen durch vorſätzliche, rechtswidrige Kundgebung der 


Nicht⸗ oder Mißachtung. Die Kundgebung muß an einen anderen 
gerichtet und gewollt ſein, wobei es aber gleichgültig ift, ob die 
Kundgebung an den, für den fie beſtimmt iſt, oder an einen 
anderen gelangt. Eine Kundgebung iſt nicht gewollt, und eine 
Beleidigung liegt demgemäß dann nicht vor, wenn der Täter 
ein Selbſtgeſpräch führt, das nach ſeiner Überzeugung kein 
anderer hören kann und ſoll, oder wenn er ſeine Gedanken einem 
Tagebuche anvertraut, das nicht zur Kenntnisnahme durch an⸗ 
dere Perſonen beſtimmt iſt. Erlangt in ſolchem Falle eine an⸗ 
dere Perſon — infolge von Zufall oder infolge von Fahrläſ⸗ 
ſigkeit des Täters — Kenntnis von dem Selbſtgeſprach oder dem 
Inhalt des Tagebuches, fo ift die Kundgebung des beleidigen 
den Inhalts an einen anderen nicht gewollt geweſen, und eine 
ſtrafbare Beleidigung liegt daher nicht vor. — Bei vertrau- 
lichen Mitteilungen im Freundeskreiſe (3. B. am Stammtiſch 
oder bei Kaffekränzchen) liegt aber, ſelbſt wenn Verſchwiegen⸗ 
heit zugeſichert wird, eine gewollte Kundgebung an einen an⸗ 
deren vor, und wenn fie den Ausdruck der Nicht⸗ oder Miß 
achtung gegenüber einem anderen enthält, iſt der Tatbeſtand 
einer ſtrafbaren Beleidigung erfüllt. * 
Hierüber beſteht im Schrifttum und in der Rſpr. ſaſt völ⸗ 
lige Einigkeit. (Vgl. Rüdorff⸗Stenglein, „StGB.“, 
4. Aufl., 1892, Bem. 8 zu $185; Kohler q, a. O.; Liep⸗ 
mann a. a. O.; Meyer ⸗Allfeld, „Lehrbuch des deut⸗ 
ſchen Strafrechts“, 7. Aufl., 1912, S. 429; Schwartz a.a 5 
v. Olshauſen a. a. O.; LpzKomm. z. StGB, 4. Aufl., 1929, 
Bem. 8 zu 8 185; Frank, „StGB.“, 18. Aufl., 1931, Bem. II 
zu § 185; Amann a. a. O.; Pezold⸗Stiegele⸗Köhn 
a. a. O.; Erkenntnis des Obertribunals v. 31. Jan. 1873 in 
„Oppenhoff, Die Rſpr. des Kgl. Obertribunals und des Kgl. 
Ober⸗Appellationsgerichts in Strafſachen“, Bd. 14 S. 106; Urt. 
des BayObsG. v. 22. Jan. 1907: BayObs St. 7, 195/197, 
RGSt. 26, 202/208; 48, 62/65; 57, 193, 195; abweichend: Titt⸗ 
mann a. a. O.) 

Es iſt rechtlich nicht möglich, von dieſen Grundfägen dann 
abzuweichen, wenn die Kundgebung innerhalb des engſten Krei⸗ 
ſes der Familie, z. B. zwiſchen Eltern und Kindern oder zwi⸗ 
ſchen Ehegatten, mit der Vereinbarung ſtrengſter Geheimhaltung 
vor anderen Perſonen erfolgt iſt. Die Abweichung wird von 
den Gegnern der hier vertretenen Anſicht zunachſt damit be⸗ 
gründet (ſo Tittmann, Köſtlin, Amann, Pezold- 
Stiegele⸗Köhn, Kohler und Schwartz), daß eine 
ſolche Mitteilung nicht für die Außenwelt und nicht zur Verbrei⸗ 
tung bei mehreren Perſonen beſtimmt, ſondern ebenſo zu wer⸗ 
ten ſei wie ein Selbſtgeſpräch, da der Täter in ſolchem Falle 
nur ſeine inneren Gedanken nach Art eines Selbſtgeſpräches von 
ſich geben, aber nicht eine Mitteilung in einen anderen Kreis 
gelangen laſſen wolle. Dieſe Begründung läßt ſich mit dem gel: 
tenden Recht nicht vereinigen. Die Beleidigung erfordert nicht 
die Kundgebung an die Außenwelt in dem ſo verſtandenen Sinne 
oder an einen anderen Kreis in dem Sinne, daß dazu nur 
Perſonen gehören, die dem Mitteilenden ferner ſtehen. Sie er⸗ 
fordert auch nicht den Willen der Verbreitung bei mehreren 
Perſonen, ſondern es genügt jede Kundgebung an eine an⸗ 
dere Perſon, und das iſt auch der nächſte Familienangehorige. 
Eine ſolche Mitteilung unterſcheidet ſich auch ſehr weſentlich von 
einem Selbſtgeſpräch, bei dem dem Redenden der Wille der 
Mitteilung an eine andere Perſon fehlt. Bei ihr kommt es dem 
Redenden vielmehr gerade darauf an, das, was ihn bewegt, einer 
anderen Perſon mitzuteilen, bei der er auf Verſtändnis rechnet, 
und meiſtens wird bei ihm auch der Wille vorhanden ſein, ſich 
mit der anderen Perſon über den Gegenſtand der Mitteilung 
auszuſprechen. N 

Kohler führt außerdem zur Begründung ſeiner Anſicht, 
daß ganz vertrauliche Außerungen im Familienkreiſe ſtraflos 
bleiben müßten, folgendes an: Es ſei völlig unrichtig und führe 
zu einer Vergiftung des Familienlebens, wenn man es dem 
Familienvater, namentlich dem Hausvater nicht geſtatte, ſich 
frei und unverhohlen zu äußern, wenn er fürchten müſſe, daß 
das Ohr eines Spähers, die „Denunziation“ eines Dienſtboten 
ihn ins Gefängnis bringe und ſeine Stellung untergrabe. Man 
habe ehemals von Beamtenbeleidigungen am häuslichen Herd ge⸗ 
ſprochen; wenn Verurteilungen in dieſem Sinne ergangen ſeien, 


ſo ſeien ſie unrichtig und beruhten auf dem „Formalismus der 
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ſtrafrechtlichen Praxis“. Dieſer „Formalismus“ ſei aber hier am 
allerwenigſten berechtigt, da das Geſetz den Begriff der Beleidi⸗ 
gung gar nicht entwickelt habe, feine Beſtimmung alſo der Wiſ— 
ſenſchaft überlaſſe. Deshalb habe die Wiſſenſchaft zu entſcheiden, 
ob eine Erklärung vorliege, die zur Beleidigung genüge, oder 
nur ein ſtrafrechtlich ganz unerheblicher „Monolog“. Manche 
Geſetze (Italien, Oſterreich, Holland) hätten verſucht, dieſem 
Gedanken in beſonderer Weiſe Ausdruck zu verleihen. Mit Recht 
ſage Glaſer (Vermiſchte Schriften II S. 13), ohne aber die 
richtige Anknüpfung zu finden: „Handelt es ſich hierbei um eine 
bloß zwiſchen einzelnen Perſonen vorgefallene Mitteilung. fo 
kann man wohl unbedingt volle Strafloſigkeit eintreten laſſen; 
es hieße dem Privatverkehr einen faſt unerträglichen Zwang 
auferlegen, wenn auch hier die Forderung des Sittengeſetzes, 
vermöge welcher niemand einem anderen etwas Böſes nachreden 
ſoll, ohne auf das ſorgfältigſte die Gründe der Beſchuldigung 
geprüft zu haben, unter die Sanktion des Strafgeſetzes unbe⸗ 
dingt geſtellt würde“. Richtiger müſſe geſagt werden, es fehle 
eben hier an der Erklärung, und darum unterliege eine ſolche 
Privatäußerung in keinem Falle dem Rechtsgebote. Aber auch 
das Sittengebot verlange die Möglichkeit einer freien, nicht 
durch ängſtlichen Zwang zugeſchnürten Ausſprache. Es ſei ſitt— 
licher, wenn dem Hausmitglied die Möglichkeit gegeben ſei, ſich 
harmlos zu äußern, als wenn, ſelbſt in der „Sphäre des Hau— 
ſes“ jedes Wort auf die Goldwaage gelegt werden müſſe. Da⸗ 
durch würde die „Naivität“ des häuslichen Lebens zerſtört, das 
Familienleben durch äußeren Zwang untergraben, die Offen⸗ 
heit der Perſönlichkeit vernichtet und damit eine Hauptquelle der 
Sittlichkeit abgegraben. 

Es kann Kohler nicht zugegeben werden, daß ein „For— 
malismus der ſtrafrechtlichen Praxis“ vorliege, wenn ſie in 
gang vertraulichen Außerungen, die im Familienkreiſe fallen, 
eine Kundgebung an eine andere Perſon ſehe. Eine ſolche Kund— 
gebung läßt ſich unmöglich leugnen; ein Selbſtgeſpräch oder 
etwas Ahnliches liegt in Wahrheit nicht vor. Jene Außerungen 
unterliegen daher dem Rechtsgebot der SS 185 ff. StGB. Übri⸗ 
gens rechtfertigen die Gebote der Sittlichkeit eine Strafloſigkeit 
nicht, verlangen im Gegenteil oft die Beſtrafung auch ſolcher 
Außerungen. Vertrauliche beleidigende Außerungen harmloſer 
Art, die im engen Familienkreiſe gefallen ſind, werden ſelten 
zur Strafverfolgung führen. Sind ſie aber von erheblicherer Be— 
deutung, beſonders Beleidigungen nach § 186 oder gar 8187 
StGB., dann entſpricht, ſoweit nicht § 193 StGB. eingreift, ihre 
gerichtliche Aburteilung ſowohl dem Sittengebote wie auch dem 
geſunden Volksempfinden. Soweit erſichtlich, iſt ſeit der Gel— 
tungsdauer des StGB. auch faſt ausnahmslos eine Beſtrafung 
ſolch vertraulicher Außerungen als dem Geſetze entſprechend von 
der Rſpr. angeſehen worden (vgl. u. a. RGUrt. v. 13. Febr. 1913, 
3 D 1163/12; Goltd Arch. 60, 440). 

Auch das zu erwartende neue Strafrecht will offenbar 
hieran nichts ändern. Nach den Ausführungen von Dahm (in 
Gürtner, „Das kommende deutſche Strafrecht“, Beſonderer 
Teil, 1. Aufl. S. 274 und 2. Aufl. S. 397/398) ſollen unter vier 
Augen begangene Ehrenkränkungen, wobei keine Ausnahmen 
für beſonders vertrauliche Mitteilungen im engſten Familien⸗ 
kreiſe gemacht werden, nur dem Richter entzogen und der Entſch. 
anderer Stellen (Schiedsmann, Friedensrichter od. dgl.) über⸗ 
tragen werden; aber es beſtand in der Strafrechtskommiſſion 
Einigkeit darüber, daß Ehrenkränkungen unter vier Augen nicht 
von vornherein aus dem Bereiche des ſachlichen Strafrechts aus— 
geſchloſſen werden dürfen, wenn man alles abwäge, was für 
und gegen die Beſtrafung ſolcher Handlungen ſpreche. 

Auch die Erwägung, daß bei Zugrundelegung der hier ver- 
tretenen Rechtsanſicht wohl die Mehrzahl der Volksgenoſſen ſich 
irgendwann einmal in einem Augenblick der Verärgerung ſtraf⸗ 
bar gemacht habe und daß man nichts verlangen ſolle, deſſen 
Erfüllung faſt unmüglich ſei, kann nicht dazu führen, ſolche 
Handlungen ſtraflos zu daſſen. Bei den Kriegsanordnungen 
war es ähnlich, auch fie find von vielen Volksgenoſſen über- 
treten worden, und trotzdem waren ſie nötig, um ein volks⸗ 
ſchädigendes Verhalten in allzu großem Umfange zu verhin- 
dern. Auch hier iſt es geboten, keine allgemeine Erlaubnis zu 
Ehrenkränkungen bei vertraulichen Mitteilungen im engſten 
Familienkreiſe zu erteilen; Selbſtzucht auch im Kreiſe der Fa⸗ 


milie iſt geboten, beſonders wenn man an Ehrenkränkungen 
durch politiſch Abſeitsſtehende gegenüber den Führern von 
Staat und Partei denkt, die in vielen Fällen nicht auf Grund 
des Heinttückec h. beſtraft werden können. In den meiſten Fäl- 
len wird auch ſonſt der Schutz der beleidigten Perſon höher 
ſtehen als der Schutz von Perſonen, die die Ehre anderer an— 
greifen. 

Auch vertrauliche Außerungen im engſten Familienkreiſe, 
deren ſtrengſte Geheimhaltung vor anderen Perſonen verein— 
bart iſt, können daher den Tatbeſtand der Beleidigung erfüllen. 
Bei ihnen kann wie bei anderen beleidigenden Außerungen 
gegebenenfalls Strafloſigkeit auf Grund des § 193 StGB. ein⸗ 
treten (vgl. RGUrt. v. 13. Febr. 1913, 3 D 1163/12: Goltd Arch. 
60, 440). Ein ſolcher Fall liegt hier aber nicht vor. Daher 
kann hier den beſonderen Umſtänden des Falles nur beim 
Strafmaß Rechnung getragen werden. 


(RG., 5. StrSen. v. 15. Febr. und 18. März 1937, 5 D 760/86.) 
—RcSt. 71, 159.) 


Bemerkung: Vgl. hierzu den Aufſatz Mezger: „Be⸗ 
leidigung durch Außerungen im engſten Familienkreis?“ in die⸗ 
ſem Heft S. 2329. D. S. 

5 5 

51. RG. — 58 185, 223, 73, 200 StB. Wenn eine tät⸗ 
liche Beleidigung zugleich den Tatbeſtand der Körperverletzung 
($ 223 StGB.) erfüllt, dann entſpricht es dem Rechtsempfinden, 
die Veröffentlichungsbeſugnis aus den 88 200, 185 StGB, dem 
Verletzten auch zuzuſprechen, obwohl die Strafe gem. dem 8 73 
StGB. aus dem § 223 StGB. als dem Geſetz zu entnehmen iſt, 
das die ſchwerere Strafe androht. 

(RG., 3. StrSen. v. 21. Juni 1937, 3 D 100/37.) 
* 


52. Rz. — 88 185, 186 StGB. Die Frage, ob eine ihrem 
Inhalte nach von dem Tatrichter feſtgeſtellte Außerung die Be⸗ 
hauptung einer Tatſache oder nur ein Werturteil in ſich ſchließt, 
iſt der rechtlichen Nachprüfung zugänglich (RGSt. 64, 10; RG⸗ 
Entſch. 3 D 797/24 v. 16. Okt. 1924: JW. 1926, 1184 2). Zur 
Anwendung des § 186 StGB. genügt es, wenn die Tatſachen⸗ 
behauptung ſich zwar unmittelbar an den Beleidigten richtet, 
jedoch mit Wiſſen des Täters gleichzeitig zur Keuntuis eines 
Dritten gelangt. 

(NRG., 3. StrSen. v. 5. Juli 1937, 3 D 409/37.) 
* 

53. RG. — 8 222 SGB. Die Einſchränkung des ſtrafrecht⸗ 
lichen fahrläſſigen Verſchuldens auf Verletzungen derjenigen 
Sorgfalt, zu der ein Täter nach ſeinen perſönlichen 
Kenntniſſen und Fähigkeiten imſtande iſt, geſtat⸗ 
tet dem Angekl. nicht, ſich einfach damit zu entſchuldigen, daß 
er die Behandlung eben nicht beſſer verſtanden habe. 

Das Geſetz erlaubt zwar an und für ſich dem Angekl. die 
Behandlung auch der ſchwerſten Krankheiten, ohne die Aus⸗ 
übung dieſer Tätigkeit von einer amtlichen Prüfung feiner per— 
ſönlichen Eignung und ſeiner Kenntnuiſſe abhängig zu machen. 
Das enthebt aber den, der eine ſolche Krankenbehandlung über⸗ 
nehmen ſoll und will, nicht der Pflicht, als erſtes eine gewiſſen⸗ 
hafte Selbſtprüfung vorzunehmen, ob die eigenen Kenntniſſe 
und Fähigkeiten ausreichen werden, die angetragene Aufgabe 
zu erfüllen. An die Erfüllung dieſer Pflicht ſind von der Rſpr. 
ſtrenge Anforderungen zu ſtellen, wenn nicht der Volksgeſund— 
heit ſchwerer Schaden erwachſen ſoll. Nach den bisherigen Felt 
ſtellungen iſt es ſehr leicht möglich, daß der Angekl. ſchon bei 
dieſer Selbſtprüfung nicht gewiſſenhaft vorgegangen iſt und 
ſchon aus dieſem Grunde für die Folgen ungenügender oder 
falſcher Behandlung ſtrafrechtlich einzuſtehen hat (RGGUrt. vom 
28. Mai 1936, 3 D 61/36 JW. 1936, 2556 a5). 

Die Str. hat Sachverſtändige vernommen, hat dabei aber, 
wie die Urteilsgründe erkennen laſſen, die Fragen nicht erſchöpft, 
die an die Sachverſtändigen zu richten geweſen wären. Aus 
dieſem Grunde liegt auch etwas Richtiges in der Rüge der Rev., 
daß die Str. es mit Unrecht abgelehnt habe, auf den Antrag 
der Verteidigung hin die Beweisaufnahme durch Sachverſtän⸗ 
digenvernehmung noch zu erweitern. Der Verteidiger hatte be- 
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antragt, einen homöopathiſchen Arzt darüber zu vernehmen, ob 
die Krebsbehandlung durch Homöopathen zuläſſig iſt und ob die 
Behandlung des Angekl. richtig war. Das Gericht hat den An- 
trag abgelehnt mit der Begründung, daß es nach Vernehmung 
von zwei Sachverſtändigen keiner weiteren Sachverſtändigen⸗ 
vernehmung mehr bedürfe. Grundſätzlich iſt es allerdings richtig, 
daß es im Ermeſſen des Gerichts ftcht, ob es weitere Sach⸗ 
verſtändige vernehmen will, und es iſt auch richtig, daß das Ge— 
richt hier keine wiſſenſchaftliche Entſch. darüber zu fällen braucht 
oder auch nur fällen kann, ob die homöbopathiſche oder die allo— 
pathiſche Heilweiſe den Vorzug verdient. Aber es kommt darauf 
an, ob oder in welchem Umfange die Behandlungsweiſe des 
Angekl. oder wenigſtens der Weg, auf dem er zu dieſer Behand— 
lungsweiſe gekommen iſt, von pflichtbewußten Homöopathen — 
insbeſ. auch in der Form der Behandlung durch Heilpraktiker 
ohne Zuziehung von Arzten — als zuläſſig oder ſogar als an⸗ 
gemeſſen angeſehen wird. Um darüber eine zuverläſſige ſach— 
verſtändige Begutachtung zu gewinnen, wird es in der Regel 
notwendig ſein, ſich nicht einſeitig nur an einen Vertreter der 
einen hier in Betracht kommenden Richtungen der Heilkunde zu 
wenden, und jedenfalls iſt angeſichts der Schwierigkeit der zu 
prüfenden Fragen und ihrer weittragenden Bedeutung für die 
Volksgeſundheit bei der Auswahl der Sachverſtändigen hier be— 
ſondere Sorgfalt geboten. Einen gerade mit den Anſchauungen 
der Homöopathen vertrauten geeigneten Sachverſtändigen 
zuzuziehen, wäre daher angemeſſen geweſen (val. hierzu auch R&- 
Urt. v. 2. Febr. 1931, 2 5 684/30 = DR. 1931 Rſpr. Nr. 215 
und v. 8. Jan. 1932, 10 111½1 = ZW. 1932, 3358 2). 


(RG., 1. StrSen. v. 25. Juni 1937, 1 D 397/37.) 
* 


54. RG. — 88 222, 230 StGB. Die Befol 

a 5 5 7 52 . gung von Unfall⸗ 

e porſdehten eiuer Berufsgenoſſenſchaſt ſchließt die 
terkmale der Fahrläſſigkeit ebenſowenig aus, wie ihre Nicht⸗ 


erfüllung ſchon für ſi in di Keen 
A n für ſich allein die Annahme der Fahrläſſigkeit 


Der vorl. Unfall würde ſich, wie das LG. f 
5 } G. feſtgeſtellt hat, 
En dann ereignet haben, wenn der Bereichen 1 
0 chutzmaßnahmen getroffen hätte, die von der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft vorgeſchrieben waren, um Unfälle zu verhüten. 


Die Befolgung ſolcher Vorſchriften ſchließt war di rk⸗ 
male der Jahrläſſigteit g alt Er 15 Nichterfülung 
en für ſich allein die Annahme von Fahrläſſigkeit rechtfertigt 
5585 v. 6. Febr. 1936: JW. 1936, 1910 2%). Entſcheidend für 

ie Frage, ob der Betriebsführer fahrläſſig gehandelt hat, iſt 
vielmehr, ob er bei der Sicherung der Arbeitsſtätte jenes Maß 
von Sorgfalt außer acht gelaſſen hat, das von ihm nach der ge 
gebenen Sachlage zu erwarten war, um ſeine Gefolgſchaft vor 
drohender Gefahr zu bewahren. Für die Beurteilung dieſer 
Frage, namentlich für die Löſung der Frage, in welchem Um— 
fang ein Unfall vorausſehbar war, können aber die auf langjäh⸗ 
rigen praktiſchen Erfahrungen beruhenden, von Sachverſtändi⸗ 


gen ausgearbeiteten, Unfallverhütungsvorſchrif ichtige An- 
haltspunkte bieten. 5 2 eher An 


Nach dem Zuſammenhang der Urteils ründe war dieſer 
Unfall für den Betriebsführer nicht borahefehben: Wie die State 
mit ihren Ausführungen erkennbar jagen will, konnte die Fut⸗ 
terabwurfluke nach den Erfahrungen des Lebens keine Gefahr 
tenquelle mehr bilden, wenn die beſonderen Gefahren abgewehrt 
waren, die ſich aus ihrer Zweckbeſtimmung als Futterabwurf 
lule ergaben. Dazu genügten, wie das LG. erſichtlich angenom⸗ 
men hat, die von der Berufsgenoſſenſchaft vorgeſchriebenen 
Schutzmaßnahmen. Der vorl. Unfall fiel völlig aus dem Rah 
men der Ereigniſſe heraus, die von dem Betriebsführer nach der 
Lebenserfahrung zu erwarten waren. Damit hat das LG. aber 
die Frage der Fahrläſſigkeit ohne Rechtsirrtum verneint (RGSt. 
61, 318 [320]. 


(NG., 5. StrSen. v. 7. Juni 1937, 5 D 210/37.) 


* 


55. RG. — 8 243 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. Einbruchsdiebſtahl. 
Das Eröffnen eines zugeklebten Briefumſchlages ſtellt ſich als 
„Erbrechen eines Behältniſſes“ dar; die Wegnahme von Geld 
aus ſolchem Briefumſchlag iſt daher ſchwerer Diebſtahl. 

§ 259 SGB. Für das „Anſichbringen“ des geſtohlenen 
Gutes iſt die Einräumung und Annahme des Mitbeſitzes und 
damit des Mitverfügungsrechtes ausreichend; das Anſichbrin⸗ 
gen beſteht in der Erlangung der tatſächlichen Verfügungs⸗ 
gewalt zu eigenen Zwecken für den Erwerber durch Willens⸗ 
übereinſtimmung zwiſchen dem Vortäter und ihm. 


(N G., 1. Str Sen. v. 25. Juni 1937, 1D 201/37.) 
* 
- 56. Luftwßer. — 8243 Ziff. 2 StGB. Einbruch in ein 
Schiff iſt ſchwerer Diebftohl, Si 

Die Angekl. betraten den Dampfer „.“, der an einer Brücke 
keſtlag. Auf dem Dampfer riſſen fie das Oberlichtfenſter einer auf 
dem Hinterſchiff befindlichen Kajüte auf und ſtiegen durch die Off⸗ 
nung ein. In der Kajüte nahmen ſie verſchiedene Gegenſtände an 
ſich, verließen den Raum durch das zerſtörte Fenſter und ver⸗ 
ſchiwanden. u G 

Der Tatbeſtand des 8 242 Steh B. iſt erfüllt. Das Gericht ha 
den Diebſtahl 5 als einen ſchweren nach 9 248 Ziff. 2 StOB. 
angeſehen, da die Augekl. aus einem umſchloſſenen Raum mittels 
Einſteigens geſtohlen haben. Unter Abweichung von der Nipr. 
hoherer Gerichte hat das Kriegsgericht in dieſem Falle das Schiff 
als einen umſchloſſenen Raum i. S. dieſer Geſetzesbeſtimmung auf⸗ 
gefaßt. In diefem Sinne kann der geſetzliche Begriff des umſchloſ⸗ 
ſenen Raumes nach Auffaſſung des Kriegsgerichts ausgelegt wer⸗ 
den, ohne dem Geſetz nach heutiger Auffaſſung Gewalt anzutun. 
Schon bei enger Wortauslegung des Geſetzes beſteht kein zwingen⸗ 
der Grund, einen umſchloſſenen Raum rein geometriſch in feſte Be⸗ 
ziehung zur Erdoberfläche zu ſetzen. Eine andere Frage iſt die, die 
für die Beurteilung der Schwere der Tat ins Gewicht fällt. Sie 
betrifft die Würdigung der in der Art der Ausführung erkenn⸗ 
baren Täterperſönlichkeit. Wenn jemand aus einem umſchloſſenen 
Raum, alſo unter Überwindung räumlicher Hinderniſſe durch Ein⸗ 
ſteigen, ſtiehlt, ſo iſt an dieſen objektiven Merkmalen eine beſon⸗ 
ders verwerfliche Tätergeſinnung erkennbar, welche ſchwerer ge⸗ 
troffen werden ſoll. Daß das Eindringen in ein Schiff, insbeſ. die⸗ 
fer Art und Größe, anders angeſehen werden muß als das Ein⸗ 
brechen z. B. in einen Schuppen oder ein Gartenhaus, iſt nach 
Auffaſſung des Kriegsgerichts nicht begründet. 

(Luftwaffengericht VI Kiel, Urt. v. 15. Juni 1937, St PLI 
12 42 -c / 37.) 
* 

57. RG. — 88 246, 350 StGB. Die Verpfändung einer 
fremden Sache iſt nur dann ausnahmsweiſe nicht als Zueig⸗ 
nung anzuſehen, wenn der Täter in der Lage iſt, aus ſofort 
bereiten Mitteln die Sache jederzeit wieder einzu⸗ 
löſen, und auch gewillt iſt, das zu tun, ſobald der Eigentümer 
die Sachen benötigt (vgl. RG St. 66, 155 und die dort mitgeteilte 
ältere Rſpr. des R.). 

(RG., 3. StrSen. v. 21. Juni 1937, 3 D 335/37.) 
E 

58. RG. — 8 263 StGB.; § 138 ZPO. Prozeßbetrug kann 
ſchon durch bloße unwahre Parteibehauptungen begangen wer⸗ 
den. Die gegenteilige Anſicht wird nicht aufrechterhalten. 

Der Angekl. hat am 30. Nov. 1934, alſo nach Inkrafttreten 
der Neufaſſung der ZPO. gem. dem Gef. v. 27. Okt. 1933, 
durch einen Rechtsanwalt beim AG. K. den Antrag auf Bewil⸗ 
ligung des Armenrechts und auf Beiordnung eines Rechtsanwalt 
ſowie auf Erlaß eines Zahlungsbefehls in Höhe von 
14 332,80 % gegen ſeinen mitangeklagt geweſenen Bruder 
Karl A. und deſſen feit dem 20. Nov. 1934 von ihm rechtskräf⸗ 
tig geſchiedene Ehefrau Charlotte A. ſtellen laſſen. Dem Antrage 
lag eine Zuſammenſtellung der Forderung mit 16 Einzelpoſten 
bei. Beweismittel waren dem Antrage nicht beigefügt. Ohne 
weitere Ermittelungen wurde durch Beſchl. vom 3. und 10. Dez. 
1934 dem Angekl. für das Mahnverfahren gegen beide Schuld⸗ 
ner zwar das Armenrecht bewilligt, die Beiordnung eines 
Rechtsanwalts aber abgelehnt. Der Zahlungsbefehl gegen Karl 
A. und feine geſchiedene Ehefrau wurde am 12. Dez. 1934 an⸗ 
tragsgemäß erlaſſen. Koſten dafür wurden vom Angekl. nicht 
eingezogen. Widerſpruch gegen den Zahlungsbefehl erhob nur 
Tran A. Gegen Karl A. erging am 29. Jan. 1935 Vollſtreckungs⸗ 
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befehl. Das angefochtene Urteil ergibt nicht, ob und mit wel⸗ 
chem Erfolge aus ihm vollſtreckt worden iſt. 

Am 4. April 1935 beantragte der Angekl. zwecks Weiterfüh⸗ 
rung des Rechtsſtreits gegen Frau A. durch ſeinen Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten beim LG. K., ihm wegen der ſich aus den Poſten 11 
bis 16 zuſammengeſetzten Forderung von zuſammen 9120 = 
gegen Frau A. das Armenrecht zu bewilligen und ihm den 
RA. k. als Arm Anw. beizuordnen. Er nahm auf die im Mahn⸗ 
verfahren überreichte Aufſtellung Bezug, machte aber nur noch 
die Poſten 11—16 geltend. Zum Beweiſe dafür, daß Frau A. 
dieſe Beträge ihm ſchulde, nahm er auf das Zeugnis ſeines Bru⸗ 
ders Karl A. Bezug. Frau A. beſtritt unter Vorlegung von 
Schriftſtücken ihre Schuld und die Richtigkeit der Klagebehaup⸗ 
tungen, worauf der Angekl. auch die Poſten 11 und 12 mit zu⸗ 
ſammen 920 K fallen ließ. Durch Beſchl. v. 31. Aug. 1935 
verweigerte ihm das LG. das Armenrecht für die nur noch gel 
tend gemachten Poſten 13—16 von zuſammen 8200 e wegen 
Ausſichtsloſigkeit der Rechtsverfolgung. Der Angekl. ließ nun⸗ 
mehr durch ſeinen Prozeßbevollmächtigten die beklagte Frau A. 
zur mündlichen Verhandlung des Rechtsſtreits vor das LG. in 
K. laden, machte aber unter Wiederholung ſeiner bisherigen 
Sachdarſtellung zunächſt nur 1100 2% nebſt Zinſen gegen ſie 
geltend. Nach Beweisaufnahme wies das LG. am 21. Febr. 1936 
die Klage als unbegründet ab. 

Das LG. hat als erwieſen angeſehen, daß abgeſehen von 
der mit dem Poſten 13 geltend gemachten Schadenserſatzforde⸗ 
rung von zuſammen 1620 N für verkauftes Vieh die vom 
Angekl. im Mahnverfahren und in dem ihm folgenden Rechts⸗ 
ſtreit geltend gemachten Forderungen gegen Karl A. und auch 
gegen ſeine geſchiedene Ehefrau nicht oder nicht mehr beſtanden 
haben, wie dem Angekl. klar geweſen ſei. Er habe ſie trotz der 
ihm nach § 138 Abſ. 1 ZPO. obliegenden Wahrheitspflicht wiſ⸗ 
ſentlich wahrheitswidrig geltend gemacht, um eine gerichtliche 
Feſtſtellung und einen die Frau A. ſchädigenden vollſtreckbaren 
Titel zu erlangen. Hierbei habe er offenſichtlich in Übereinſtim⸗ 
mung mit ſeinem Bruder Karl gehandelt, der ſich mit ihm 
zwecks Schädigung der Frau A. verbunden habe. Um ſein Ziel 
ohne Zahlung von Vorſchüſſen und Gebühren zu erreichen, habe 
er für beide Verfahren das Armenrecht beantragt. Auf dieſe 
Vermögensvorteile habe er, wie er ſehr wohl gewußt habe, kei⸗ 
nen Anſpruch gehabt. Er habe alſo bewußt rechtswidrige Ver⸗ 
mögensvorteile erſtrebt, als er die Bewilligung des Armen⸗ 
rechts unter der Vorſpiegelung beantragt habe, daß er beſtehende 
Forderungen geltend machen wolle. Im Mahnverfahren ſei der 
Rechtspfleger durch feine unrichtigen Angaben getäuſcht und da- 
durch zur Bewilligung des Armenrechts veranlaßt worden, ſo 
daß als Folge, wie der Angekl. gewußt habe, eine Vermögens⸗ 
ſchädigung des preußiſchen Staates bzw. des Reichsfiskus ein⸗ 
getreten ſei. Der Rechtspfleger würde bei Kenntnis des wahren 
Sachverhalts das Armenrecht abgelehnt haben. Im Verfahren 
vor dem LG. ſei es infolge der Ablehnung des Armenrechts⸗ 
geſuches nicht zu dem von dem Angekl. gewollten Täuſchungs⸗ 
erfolge gekommen. Der vollendete und der verſuchte Betrug ſeien 
aus einem von vornherein gefaßten Geſamtvorſatz, alſo in Fort— 
ſetzungszuſammenhang begangen worden. 

Die Annahme eines vollendeten und eines damit im Fort⸗ 
ſetzungszuſammenhang ſtehenden verſuchten Betruges durch Er⸗ 
ſchleichung bzw. verſuchte Erſchleichung des Armenrechts in den 
beiden bürgerlichen Rechtsſtreitigteiten iſt rechtlich nicht zu be⸗ 
anſtanden. Das RG. hat zwar in früherer Zeit ſtets die Anſicht 
vertreten, daß Prozeßbetrug durch bloße unrichtige Behauptun- 
gen im Zivilprozeß nicht begangen werden könne, weil der Rich— 
ter ſolchen Behauptungen allein nicht vertrauen dürfe und, wenn 
er es trotzdem tue, der Vermögensſchaden nicht durch die unrich⸗ 
tigen Behauptungen der Partei, ſondern durch ein pflichtwidri⸗ 
ges Verhalten des Richters herbeigeführt werde. Es hat daher 
früher ſtets angenommen, daß ein Prozeßbetrug nur in Be⸗ 
tracht komme, wenn dia Partei durch Beweismittel die Überzeu⸗ 
gung des Richters in falſcher Richtung beeinflußt oder zu beein⸗ 
fluſſen verſucht habe (vgl. RGSt. 1, 227/229; 2, 91/92; 5, 321 
bis 324; 16, 193/197; 20, 391/393; 36, 114/119; RGUrt. vom 
2. Mai 1926, 1 D 81/26; v. 5. Nov. 1926, 1 D 450%%6 JW. 
1927, 905 24; RG. v. 17. Juni 1927, 1 D 547/27; v. 19. Mai 
1931, 1 D 334/31: JW. 1931, 3557 '%) oder wenn zwei Parteien 
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einen Scheinprozeß über nichtbeſtehende Forderungen zwecks 
Schädigung eines Dritten durch einen erſchlichenen Schuldtitel 
geführt hätten (vgl. R&St. 59, 104/107; RGUrt. v. 3. Mai 
1928, 2 D 563/27). In dem vorbezeichneten Urteil 1D 334/31 
iſt verſuchter Prozeßbetrug auch dann für möglich angeſehen 
worden, wenn die Partei bei ihren unrichtigen Behauptungen 
rechtsirrig angenommen hat, der Richter könne allein durch ihre 
unwahren Behauptungen über das Streitverhältnis getäuſcht 
und dadurch zu der beantragten Verfügung veranlaßt werden. 

Die oben gekennzeichnete Einſchränkung, daß bloße un⸗ 
richtige Parteibehauptungen nicht den Tatbeſtand des Betruges 
erfüllen können, kann nicht aufrechterhalten werden. Der Senat 
iſt gem. Art. 2 Geſ. zur Anderung von Vorſchriften des Straf⸗ 
verfahrens und des GVG. v. 28. Juni 1935 an die frühere Rſpr. 
nicht mehr gebunden. Schon für die Zeit vor dem Inkrafttreten 
des Geſ. zur Anderung des Verfahrens in bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten v. 27. Okt. 1933 ſtand die alte Rſpr. über den Pro⸗ 
zeßbetrug mit der vom RG. entwickelten „Bedingungstheorie“ 
nicht im Einklang. In allen Fällen, in denen der Richter auf 
Grund unrichtiger Parteibehauptungen unter Verletzung der 
ihm obliegenden Prüfungspflicht Entſcheidungen erlaſſen hat, 
durch die der Juſtizfiskus oder ein Dritter geſchädigt worden iſt, 
beruht die Entſch. nicht nur auf dem den Regeln des alten Ver⸗ 
fahrensrechts widerſprechenden Verhalten des Richters, ſondern 
auch auf den unrichtigen Behauptungen der Partei, denen der 
Richter — wenn auch unter Verletzung der Verfahrensvorſchrif⸗ 
ten — geglaubt hat. Es iſt durchaus möglich, daß mehrere Ur⸗ 
ſachen die Entſch. veranlaßt haben, nämlich der durch die un: 
richtigen Behauptungen verurſachte Irrtum des Richters und 
die Verletzung der Verfahrensvorſchriften durch ihn. Durch das 
gleichzeitige Wirken von Miturſachen wird aber der urſächliche 
Zuſammenhang zwiſchen jeder der Urſachen und dem Erfolge 
nicht aufgehoben. Denn als Urſache im Rechtsſinne kommt eine 
Handlung nicht nur dann in Betracht, wenn ſie die alleinige 
oder hauptſächliche Bedingung des Erfolges iſt, ſondern ſchon 
dann, wenn ſie überhaupt eine der Bedingungen des Erfolges 
bildet, d. h. wenn ſie nicht hinweggedacht werden kann, ohne daß 
zugleich der eingetretene Erfolg wegfallen müßte (vgl. RGUrt. 
v. 15. Febr. 1927, 1 D 801/26). Eine ſolche Urſache iſt aber die 
falſche Parteibehauptung auch dann, wenn die Partei ſie nicht 
durch Beweismittel zu beweiſen verſucht hat und der Richter ihr 
unter Verletzung der Verfahrensvorſchriften ohne Beweiserhe⸗ 
bung geglaubt hat. Bedenken gegen die alte Lehre ſind auch be⸗ 
reits mehrfach in Urteilen des RG. aus der Rſpr. über die „Be⸗ 
dingungstheorie“ hergeleitet worden (vgl. RGUrt. v. 11. Mai 
1934, 1 D 1390/33: JW. 1934, 1853 m. Anm.; v. 21. Dez. 1934, 
1D 134/34: RGSt. 69, 44/49 = ZW. 1935, 956 4 m. Anm. 
v. 7. Mai 1935, 4 D 323/85: RGSt. 69, 191/192 JW. 1935, 
2379 30), bis der 1. StrSen. im Urt. v. 11. Okt. 1935, 1D 689/35: 
IW. 1936, 196 10 die bisherige Rſpr. ausdrücklich aufgegeben hat, 
im Urt. v. 14. Febr. 1936, 1 D 1023/35: JW. 1936, 1376 2˙ 
auch für den Fall der Erſchleichung des Armenrechts durch un⸗ 
wahre Behauptungen über die Ausſichten des Rechtsſtreits. Die⸗ 
ſen Entſch., die ergangen find für Rechtsſtreitigkeiten, die vor 
dem 1. Jan. 1934 anhängig geweſen ſind, ſchließt ſich der erk. 
Sen. an. Nur der Vollſtändigkeit halber ſei erwähnt, daß für 
den Fall der Erſchleichung des Armenrechts durch falſche An⸗ 
gaben über die Armut des Antragſtellers ſchon früher die Mög⸗ 
lichkeit eines Prozeßbetruges auch ohne Stützung der Partei⸗ 
behauptungen durch Beweismittel anerkannt worden war, wobei 
allerdings zu berückſichtigen iſt, daß die unrichtigen Behauptun⸗ 
gen über die Armut ja durch das behördliche Armutszeugnis 
unterſtützt wurden (vgl. RGUrt. v. 5. Okt. 1920, 5 D 666/20; 
v. 19. Mai 1931, 1 0 334/31: JW. 1931, 3557 21; und neuer⸗ 
dings v. 14. Febr. 1936, 1D 63/86: JW. 1936, 1380 20). 

Für die hier vorliegenden bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, 
in denen die Armenrechtsanträge erſt nach Inkrafttreten des 
Geſetzes über die Anderung des Verfahrens in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten v. 27. Okt. 1933 geſtellt worden ſind, gilt 
der Grundſatz, daß Prozeßbetrug ſchon durch bloße unwahre 
Parteibehauptungen begangen werden könne, erſt recht angeſichts 
des jetzigen § 138 Abſ. 1 ZPO. und der neuen Armenrechtsvor⸗ 
ſchriften. 

Bei Zugrundelegung dieſer Rechtsausführungen begegnet 
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die Verurteilung des Angekl. wegen fortgeſetzten Betruges kei⸗ 
nen rechtlichen Bedenken. Die Vorſpiegelung falſcher Tatſachen 
über die Ausſichten des Rechtsſtreits und die vorſätzliche Er⸗ 
regung eines Irrtums bei dem Rechtspfleger des Ach. und die 
de aber erfolglos gebliebene Irrtumserregung bei den 
15 htern des LG. ſind einwandfrei tatſächlich feſtgeſtellt worden. 
er Rechtspfleger iſt durch die Täuſchung zu der vom Angekl. 
gewollten Vermögensverfügung, der Bewilligung des Armen⸗ 
rechts, veranlaßt worden. Hierdurch iſt auch das Vermögen des 
Faleiskas geſchädigt worden; denn der Angekl. hat den Zah⸗ 
Seen und gegen ſeinen Bruder auch den Vollſtreckungs⸗ 
efehl erlangt, ohne daß er Gebühren und Auslagenerſatz hat zu 
zahlen brauchen. Die Höhe des Schadens brauchte das LG. im 
einzelnen nicht genau feſtzuſtellen. Auch die Bereicherungsabſicht 
iſt vom LG. hinreichend feſtgeſtellt worden, indem es ausgeführt 
hat, daß der Angekl. das Armenrecht in beiden Verfahren be 
antragt habe, um ſein Ziel ohne Zahlung von Vorſchüſſen und 
Gebühren zu erreichen (vgl. hierzu RGUrt. v. 5. Okt. 1920, 
5 D 666/20; v. 19. Mai 1931, 1D 334/31: JW. 1931, 3557 ˙; 
v. 14. Febr. 1936, 1 D 63/86: JW. 1936, 1380 28). Damit iſt der 
Betrug im amtsgerichtlichen Verfahren ausreichend feſtgeſtellt 
worden. Im landgerichtlichen Verfahren iſt es, weil das Armen⸗ 
rechtsgeſuch abgelehnt worden iſt, nicht zu der vom Angekl. ge⸗ 
wollten Vermögensverfügung und zu der Schädigung des Juſtiz⸗ 
fiskus gekommen; es liegt daher inſoweit nur ein verſuchter 
Betrug vor Gegen die Annahme eines Fortſetzungszuſammen⸗ 
hanges zwiſchen dem vollendeten und dem verſuchten Bet 8 
beſtehen keine rechtlichen Bedenken. und 
(RG., 5. StrSen. v. 24. Mai 1937, 5 D 219/37.) 
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En 326 a 266 StGB. a. F. Der Tatbeſtand der Untreue 
er Ude en 0 6 auch durch die Verwendung ſtaat⸗ 
mar ung einer Sonderkaſſe verwirklicht 
Die Str. geht richtig davor 
ee le a Wachtel 
F. liegen kann. Schon in der Lockerung und Gefährdun 
rät des Vollmachtgebers über die ihm aer 
a 10 a andere ihm gehörige Vermögensſtücke kann 
0 15 eil in dieſem Sinne geſehen werden. Deshalb ſtellt 
ar ks ſtaatlicher Gelder an eine Sonderkaſſe 
5 Elanchiach tung der zur ordnungsgemäßen überwachung 
Wischen il und Ausgaben im Staatshaushalt gegebenen 
R für den Staat bereits einen Vermögensnachteil 
A ede 91915 find aber vorliegend von dem Angekl. 
g i Er eichshaupt

Die Entſch. hängt von der Auslegung des Art. 18 der Durchf⸗ 
VO. ab. Art. 18 Abf. 1 Durchf VO. regelt den Fall, daß zur Er⸗ 
füllung des aufzuwertenden Anſpruchs ſtatt barer Zahlung ganz 
oder teilweiſe Anleihen, Pfandbriefe oder ſonſtige Schuldverſchrei⸗ 
bungen, die auf den Inhaber lauten oder durch Indoſſament über⸗ 
tragbar ſind, hingegeben worden ſind. In dieſem Falle ſoll der 
Nennbetrag des Wertpapiers auf den Nennbetrag des 
Rechts angerechnet werden. Abſ. 2 des Art. 18 betrifft, wie fein 
Eingang deutlich zeigt, einen Sonderfall des Abſ. 1. Die unter 
Abſ1 und Abſ. 2 fallenden Leiſtungen find gleichartig; nur find 
in Abſ. 2 die Fälle beſonders geregelt, wo die Werte in der 
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gegebene Pfandbriefe in Höhe ihres Nennbetrags auf den 
Nennbetrag der Hypotheken anzurechnen find. Abſ. 2 ſchreibt wei⸗ 
ter vor, daß Pfandbriefe, die in der Zeit v. 15. Juni 1922 bis 
13. Febr. 1924 gegeben ſind, mit ihrem „Goldmarkwert“ 
auf den „Goldmarkwert des aufgewerteten Rechts“ anzurechnen 
ſind. Unter „Goldmarkwert“ des aufgewerteten Rechts iſt hier der 
Goldmarkbetrag der Hypothek und nicht deren Aufwer⸗ 
tungsbetrag zu verſtehen, wie insbeſ. daraus hervorgeht, daß 
8 18 Aufw®. im Gegenſatz zu Art. 18 DurchfVoO. ausdrücklich aus⸗ 
ſpricht, daß die Anrechnung auf den „Aufwertungsbetrag“ vor⸗ 
genommen werden ſolle, und der Begriff „Aufwertungsbetrag“ 
in § 4 des Geſ. in einem ganz beſtimmten Sinne feſtgelegt iſt. 
Da Abf. 2 des Art. 18 DurchfVO. hinſichtlich des Gegenſtan⸗ 
des der Leiſtung auf Abſ. 1 verweiſt, Abſ. 1 aber von der Anrech⸗ 
nung des Nennbetrages auf den Nennbetrag ſpricht, muß zwar 
angenommen werden, daß dabei unmittelbar nur an Pfandbriefe 
gedacht iſt, die auf Papiermark lauten. Abſ. 2 Satz 2 weiſt 
hinſichtlich der Anrechnung der dort erwähnten öffentlichen An⸗ 
leihen, Abſ. 3 hinſichtlich der Anrechnung anderer als der in Abſ. 1 
und 2 bezeichneten Sachleiſtungen die Entſch. der Aufwertungsſtelle 
zu. Quaſſowski a. a. O. rechnet auch die wertbeſtändi⸗ 
gen Pfandbriefe zu den anderen Sachleiſtungen i. S. 


Rückwirkungsperiode (15. Juni 1922 bis 13. Febr. 1924) oder 
unter Vorbehalt der Rechte, angenommen worden ſind. Hier wird 
grundſätzlich beſtimmt, daß der Goldwert des hingegebenen Pa⸗ 
piers auf den Goldmarkwert des aufzuwertenden Rechts anzurech⸗ 
nen ſei. Dieſe Berechnungsweiſe iſt gegenüber dem Normalfall des 
818 AufwG. inſofern für den Leiſtenden ungünſtiger, als 
der Abzug nicht vom Aufwertungsbetrage, ſondern vom Goldwerte 
des Rechts erfolgt. Zieht man den Wert der Leiſtung vom Auf⸗ 
wertungsbetrage ab, ſo verringert ſich der Aufwer⸗ 
tungsanſpruch um den vollen Goldwert des Geleiſteten. Fin⸗ 
det der Abzug jedoch vom Goldwerte ſtatt, ſo führt dies nur zu 
einer Kürzung um ½ des Wertes der hergegebenen Leiſtung. 

Man ſetze den Fall, der Goldwert des aufzuwertenden Rechts 
ſei 1000 GM., der Goldwert des hergegebenen Papiers 150 GM. 
Zieht man die 150 GM. vom Aufwertungsbetrage (250 GM.) ab, 
ſo verbleiben dem Gläubiger nur noch 100 GM. Zieht man den 
Goldwert des Wertpapiers vom Goldmarkbetrage ab, ſo verbleiben 
zunächſt 850 GM. Der Aufwertungsbetrag (25% von 850 GM.) 
iſt 212,50 GM. Die hergegebene Leiſtung von 150 GM. wirkt 
ſich alſo nur in Höhe von 37,50 GM. aus. 

Dieſe Schlechterſtellung des Leiſtenden ift trage 
bar, weil in der Regel der Fälle der Leiſtende 
durch die Hergabe des Wertpapiers ohnehin er⸗ 
hebliche Vorteile erlangt. Hat der Leiſtende z. B. 
Friedenswerte in der Inflationszeit gegen eine 
geringfügige Aufwendung aufgekauft, ſo kann er 
dennoch den vollen Goldwert zur Anrechnung brin⸗ 
gen. Bei der in Pfandbriefen erfolgten Rückzahlung an Hypothe⸗ 
ken bedeutet dies für den Leiſtenden einen ganz eo bn ee 
Vorteil, der die Anwendung des ungünſtigen Verrechnungsmodus 
„Goldmarkbetrag gegen Goldmarkbetrag“ rechtfertigt. 

Das KG. hatte ſich in der vorliegenden Entſch. mit der Hin⸗ 
gabe wertbeſtändiger, alſo nicht auf Mark alter Wäh⸗ 
rung lautender Roggenpfandbriefe zu befaſſen. 
Es handelte ſich alſo um Werte, für die der in Art. 18 Abſ. 1 und 
2 porausgeſetzte Marknennbetrag überhaupt nicht in Frage kam. 
Mit Recht haben daher die beiden Kommentatoren, die maßgebend 
an der DurchfVO. mitgearbeitet haben, Schlegelberger (5. Aufl. 
S. 552 und 554 Ziff. 7) und Quaſſowski (5. Aufl. S. 643 und 
647) ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß wertbeſtändige Leiſtun⸗ 
gen nicht unter Art. 18 Abſ. 1 und 2 der DurchſVoO. fallen können. 
Wertbeſtändige Leiſtungen lauten, wie hervorgehoben, nicht auf 
einen beſtimmten Nennbetrag; ein folder Nennbetrag bildet 
aber die Vorausſetzung für die Anwendbarkeit des Art. 18 Abſ. 1 
und 2 Durchf. 

Das KO. geht über die ſachlich einwandfreie Begründung 
Quaſſowskis mit der Bemerkung hinweg, daß ihr nicht zu⸗ 
geſtimmt werden könne; es ſei anzunehmen, daß der Geſetzgeber 
eine Entſch. der Aufwertungsſtelle i. S. des Art. 18 Abſ. 3 (nach 
freiem Ermeſſen unter Berückſichtigung der Intereſſen beider Teile) 
nur in den Fällen habe zulaſſen wollen, wo eine ſchematiſche Be⸗ 
rechnung des Anrechnungswertes nur ſchwer durchführbar oder zur 
Vermeidung von Unbilligkeiten nicht zweckmäßig erſchienen jet. 
Das Kc. hält es alſo für richtig, daß auch bei wert⸗ 
beſtändiger Leiſtung der Goldwert auf den 
Goldmarkwert des Anſpruchs angerechnet wer⸗ 
den ſoll! Das Ergebnis dieſer Auffaſſung, daß 
derjenige, der in der Inflationszeit feine Lei⸗ 
kung in den überaus begehrten wertbeſtändigen 
Papferen erbringt, ſchlechter geſtellt werden 
ſoll, als derjenige, der bloße Papiermark her⸗ 
gibt! Wer in Papiermark zahlt, darf den Goldwert feiner Lei⸗ 
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des Abſ. 3. Dem Kann aber nicht zugeſtimmt werden. Es iſt an 
zunehmen, daß der Geſetzgeber der Entſch. der Aufwertungsſtelle 
nur die Frage der Anrechnung ſolcher Werte zuweiſen wollte, bei 
der eine ſchematiſche Berechnung des Anrechnungs⸗ 
wertes aus Abſ. 1 oder 2 mit Rückſicht auf den Gegenſtand der 
Leiſtung nur ſchwer durchführbar oder zur Vermeidung von Un⸗ 
billigkeiten nicht zweckmäßig erſchien. Die wertbeſtändigen Pfand⸗ 
briefe find erſt durch das Gef. v. 23. Juni 1923 (58 1, 2, 9) ge⸗ 
ſchaffen, konnten alſo in dem von Art. 18 Abſ. 1 Durchf VO. behan⸗ 
delten Zeitraum — bis 14. Juni 1922 — als Ablöſungsgegen⸗ 
ſtand überhaupt nicht in Frage kommen. Die Anwendung des Abſ. 2, 
Anrechnung des Goldmarkwertes der Pfandbriefe auf den Gold⸗ 
markwert der Hypotheken bei Leiſtung in der Zeit v. 15. Juni 
1922 bis 13. Febr. 1924, iſt auch bei Hingabe wertbeſtändiger 
Pfandbriefe unter Beachtung des 8 2 Aufw®. in der Weile durch⸗ 
führbar, daß zunächſt ihr Kurswert in Papiermark ermittelt und 
dann dieſer nach der Umrechnungstabelle in Goldmark berechnet 
wird. Maßgebend iſt hierbei der Tag der Hingabe der Pfandbriefe, 
für deſſen Beſtimmung nach Art. 3 der DurchfVO. die Angabe des 
Gläubigers zugrunde zu legen iſt. 
(K., 1. 3S., Beſchl. v. 14. April 1927, 1X 67/27.) 
* 


ſtung auf den Aufwertungsbetrag anrechnen, wer aber wertbeſtän⸗ 
dig leiſtet, der darf nur ½ davon für die Zwecke der Anrechnung 
ausnutzen, wie das oben wiedergegebene Rechenexempel ergibt. 
Obgleich die Papiermark regelmäßig in der Hand des Gläubigers 
dahingeſchwunden iſt, hat nach 8 18 AufwG. der Gläubiger die 
volle Anrechnung des Goldwertes der Papiermarkleiſtung zu dul⸗ 
den; die wertbeſtändigen Leiſtungen aber, die 
ſich ungeſchmälert erhalten haben, will das KG. 
nur beſchränkt anrechnen! 

Dieſes Ergebnis iſt ſchlechthin ungerecht, ent⸗ 
behrt jeder inneren Konſequenz und iſt durch 
das Geſetz in keiner Weiſe geboten. Es ift un⸗ 
Ra daß der Geſetzggeber fie gewollt haben 

ann. 

Auch der ſonſtige Teil der Begründung des KG. vermag nicht 
zu überzeugen. Es mag ſein, daß die wertbeſtändigen Roggen⸗ 
pfandbriefe erſt i. J. 1923 geſchaffen ſind, aber es hat wert⸗ 
beſtändige Leiſtungen anderer Art, ausländiſche Valuten und Va⸗ 
lutenpapiere ſchon 115 vor dem Jahre 1922 gegeben. Für alle 
dieſe wertbeſtändigen Leiſtungen gilt genau dasſelbe wie für die 
Roggenpfandbriefe. 

Mit Recht behandelt daher das Bay obe. am 13. Mai 1927 
(Reg. III 38/27) den Fall der Hergabe von Dollars als Sach⸗ 
leiſtung, deren Wert nach Keen Ermeſſen unter Berückſichtigung 
der Intereſſen beider Teile feſtzuſetzen ſei (vgl. DNotV. 1927, 482). 

2. Darüber, in welcher Höhe wertbeſtändige Leiſtungen an⸗ 
zurechnen find, verhält ſich ein Aufſatz von Sontag im BT. v. 
11. Juli 1927, in dem Sontag auf den hohen Wert hinweiſt, den 
wertbeſtändige Leiſtungen in der Inflationszeit hatten. Ferner iſt 
oben bereits hervorgehoben, daß die Hergabe wertbeſtändiger Zah⸗ 
lungen inſofern von beſonderer Bedeutung iſt, als trotz nachfol⸗ 
gender Geldentwertung der volle Wert der Sachleiſtung dem Emp⸗ 
fänger verblieben iſt, zum mindeſten verbleiben konnte, während 
bei einer bloßen Papiermarkzahlung die hergegebene Leiſtung in 
der Regel der Fälle in der Hand des Gläubigers von der Entwer⸗ 
tung bedroht war. Auch dies wird bei der Bewertung der her⸗ 
gegebenen Sachwerte zu berückſichtigen ſein. Nicht der geringſte 
Grund dafür liegt vor, die Hergabe ſolcher Sachwerte ſchematiſch 
zu behandeln. 

3. Mit Recht führt das Bay obe. (vgl. oben) folgendes aus: 

„Dem Zwecke, übrigens auch der Faſſung der geſetzlichen Ber 
ſtimmungen kann es nur entſprechen, den Art. 18, im beſonderen 
deſſen Abſ. 3 DurchfVO. über die Anrechnung von Sachleiſtungen 
anzuwenden. Der Dollar wirkte in der Zeit der Inflation im Ver⸗ 
kehr wie eine Sachleiſtung; der Wert konnte damals 
damit wie der einer Gach e erhalten werden, was 
bei einer Zahlung in deutſcher PM. nicht der Fall 
war; der Dollar nahm Teil an der großen Kaufkraft, die da⸗ 
mals Sachwerte in Deutſchland hatten. Sachleiſtungen ſtehen im 
Gegenſatz zu Geldleiſtungen; Geld aber iſt „der im Inland ge⸗ 
ſetzlich als Zahlungsmittel anerkannte Wertträger“ (Stein⸗Jo⸗ 
nas, Vorb. 1 vor $ 803). 

Geld in dieſem Sinne iſt der Dollar in Deutſchland nicht, er 
war es auch nicht nach der Münzgeſetzgebung des Jahres 1923; 
ſeine Behandlung kann demnach nur wie die der Leiſtung von Ge⸗ 
treide, Lebensmittel, Vieh, die als Sachleiſtungen im Schrifttum 
anerkannt find? (Schlegelberger⸗Harmening, Aum. 6 zu 
Art. 18 DurchfVO. S. 496), fein. Es hat demnach zufolge des 
Art. 18 Abſ. 3 DurchfVoO. auch feine Bewertung „nach freiem Er⸗ 
a unter Berückſichtigung der Intereſſen beider Teile“ zu er⸗ 
olgen. 

RA. Dr. Hans Fritz Abraham, Berlin. 
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4. 82 der 2. DurchfVoO. z. Gold BilV O. Eine Ande⸗ 
rung des Geſchäftsjahres mit rückwirkender Kraft iſt im 
Rahmen der Umſtellung zuläſſig, ſolange aus dem Ab- 
lauf des gemäß der alten Ordnung laufenden Geſchäfts⸗ 
11 der Geſellſchaft keine Folgerungen gezogen 
ind. 

In der Geſellſchafterverſammlung der beſchwerdeführenden Ge⸗ 
ſellſchaft v. 10. Febr. 1925 wurde die Goldmarkeröffnungsbilanz vor⸗ 
gelegt und nach deren Genehmigung über die Umſtellung Beſchluß 
gefaßt. Die Eröffnungsbilanz war für den 1. Jan. 1924 aufgeſtellt. 
Über eine Verlegung des nach dem Geſellſchaftsvertrage vom 1. Mai 
bis 30. April laufenden Geſchäftsjahrs wurde nichts beſtimmt. Die 
Umſtellung wurde gemäß der Anmeldung eingetragen. In der Geſell⸗ 
ſchafterverſammlung v. 8. Okt. 1925 wurde folgendes beſchloſſen: 

Die Beſchlüſſe der Geſellſchafterverſammlung v. 10. Febr. 1925 
über die Umſtellung der Geſellſchaft auf Gold werden wie folgt ergänzt: 

a) Das am 1. Mai 1928 begonnene Geſchäftsjahr endigt am 
31. Dez. 1923. 

b) Vom 1. Jan. 1924 ab iſt das Geſchäftsjahr das Kalenderjahr. 

Im Anſchluſſe hieran wurden die über das Geſchäftsjahr ſich 
verhaltenden Satzungsbeſtimmungen neu gefaßt. Das AG. hat die 


Anmeldung beanſtandet. Es iſt der Anſicht, daß die nach 82 der 


DurchfVO. z. Gold BilVO. an ſich mit rückwirkender Kraft zuläſſig 
geweſene Verlegung des Geſchäftsjahrs nur zugleich mit der Um⸗ 
ſtellung habe beſchloſſen werden können. Das LG. hat die Be⸗ 
ſchwerde zurückgewieſen. Die weitere Beſchwerde iſt begründet. 

Von dem durch die Rſpr. anerkannten Grundſatze, daß die Ver⸗ 
legung des Geſchäftsjahrs für die Vergangenheit nicht erfolgen dürfe 
(KGJ. 53, 99), macht der § 2 Abſ. 2 der 2. DurchfVO. z. Gold BilVO. 
für den Fall eine Ausnahme, daß die Eröffnungsbilanz für einen 
früheren Zeitpunkt als für den Beginn des neuen Geſchäftsjahrs auf⸗ 
geſtellt wird. In dieſem Falle kann das Geſchäftsjahr mit rück⸗ 
wirkender Kraft jo verlegt werden, daß es mit dem dem Suͤchtage 
der Eröffnungsbilanz entſprechenden Kalendertage beginnt. Im ge⸗ 
gebenen Falle iſt die Eröffnungsbilanz nicht erſt für den 1. Mai 1924, 
den Beginn des neuen Geſchäftsjahrs, ſondern ſchon für den 1. Jan. 
1924 aufgeſtellt worden. Es waren daher die Vorausſetzungen für 
eine rückwirkende Verlegung des Geſchaftsjahrs gegeben. Die von den 
Vorinſtanzen vertretene Rechtsauffaſſung, daß eine ſolche Verlegung 
des Geſchäftsjahrs hier nur in zeitlichem Zuſammenfallen mit der am 
10. Febr. 1925 beſchloſſenen Umſtellung habe erfolgen können, kann 
nicht als zutreffend anerkannt werden. Der Umſtellungsbeſchluß 
v. 10. Febr. 1925 hatte es bei dem früheren Geſchäftsjahr ungeachtet 
der Abſtellung der Bilanz auf einen früheren Zeitpunkt als den Be⸗ 
ginn des Geſchäftsjahrs belaſſen. Die Aufrechterhaltung des Geſchäfts⸗ 
jahrs iſt damit zum Inhalt des Umſtellungsbeſchluſſes geworden. Mit 


Zu 4. Die JW. 1927, 721 abgedruckte Entſch. v. 28. Okt. 1926 
iſt von grundlegender Bedeutung für die Stellungnahme des KG. in 
der Frage der Nachumſtellung. Das KG. ſtellt ſich mit der herrſchen⸗ 
den Meinung (vgl. Byk, Anm. 17 zu 85 GoldBilVO. und über 
die Frage, wann die Durchführung erfolgt iſt, Byk, Anm. 3 ff. 
zu 88 13, 14 der 2. DurchfVO.) auf den Standpunkt, daß eine Nach⸗ 
umſtellung nur ſo lange zuläſſig iſt, bis der Umſtellungsbeſchluß 
durchgeführt iſt. Folgerichtig gelangt es im vorl. Falle zu dem Er⸗ 
gebniſſe, daß eine Abänderung des Umſtellungsbeſchluſſes zuläſſig iſt, 
wenn die erfolgte Durchführung zum Handelsregiſter angemeldet und 
eingetragen worden iſt, ſich aber ſpäterhin herausſtellt, daß die Ein⸗ 
tragung der Durchführung der Löſchung unterliegt, weil tatſächlich 
eine Durchführung noch nicht erfolgt, die Anmeldung der Durch⸗ 
führung alſo zu Unrecht ergangen war. Der Entſch. ift in jeder Be⸗ 
ziehung beizutreten. 

Auch in dem oben veröffentlichten Beſchl. v. 31. März 1926 
kommt die gleiche grundſätzliche Auffaſſung des KG. zum Ausdruck. 
Es iſt dem KG. auch ohne weiteres darin zu folgen, daß, ſolange 
eine Abänderung des Umſtellungsbeſchluſſes aus den bezeichneten all⸗ 
gemeinen Geſichtspunkten heraus noch zuläſſig iſt, auch noch eine 
Beſchlußfaſſung über eine rückwirkende Anderung des Geſchäftsjahrs 
auf Grund des 8 2 Abſ. 2 der 2. DurchfVO. (das Zitat des 8 4 
Abſ. 2 in der obigen Entſch. beruht auf einem offenſichtlichen Schreib⸗ 
fehler) erfolgen kann. Denn ein zeitlicher Zuſammenhang zwiſchen 
dem eigentlichen Umſtellungsbeſchluß und der Anderung des Geſchäfts⸗ 
jahrs braucht gewiß nicht vorzuliegen. Solange überhaupt noch 
der Umſtellungsbeſchluß im Wege der Nachumſtellung abgeändert wer⸗ 
den kann, muß es auch als zuläſſig erachtet werden, daß eine Ab⸗ 
änderung des Geſchäftsjahrs, abweichend von den allgem. Vorſchriften 
des HGB., auf Grund des § 2 der 2. DurchfVO. erfolgt. 

Aber die Folgerungen, die das KG. aus dieſen zutreffenden 
Rechtsgrundſätzen für den vorl. Fall zieht, können nicht als zutreffend 
angeſehen werden. Vielmehr iſt der Satz in der obigen Entſch.: 

„Das bedeutet in entſprechender Anwendung auf die 
Verlegung des Geſchäftsjahrs gem. § 4 Abſ. 2 der DurchfVO., 
daß dieſe ſo lange erfolgen kann, als nicht die Geſellſchaft 
nach Wirkſamwerden des Umſtellungsbeſchluſſes den Ablauf 
des nach der früheren Regel berechneten Geſchäftsjahrs zur 


der Beſchlußfaſſung v. 8. Okt. 1925 über die Verlegung des Geſchäfts⸗ 
jahrs erfuhr mithin der Umſtellungsbeſchluß eine Anderung. Die zeit⸗ 
liche Grenze für eine ſolche Beſchlußfaſſung muß ſich aus dem all⸗ 
gemeinen Grundſatze der Abänderlichkeit des Umſtellungsbeſchluſſes 
bis zu ſeiner Durchführung ergeben. Das bedeutet in entſprechender 
Anwendung auf die Verlegung des Geſchäftsjahres gem. 8 2 Abſ. 2 
DurchfVO., daß dieſe jo lange erfolgen kann, als nicht die Geſell⸗ 
ſchaft nach Wirkſamwerden des Umſtellungsbeſchluſſes den Ablauf des 
nach der früheren Regel berechneten Geſchäftsjahrs zur Grundlage für 
die mit deſſen Ablauf nach Geſetz und Geſellſchaftsvertrag ver⸗ 
knüpften Maßnahmen gemacht hatte. Eine ſpätere Verlegung des 
Geſchäftsjahrs liegt nicht mehr im Rahmen der Umſtellung. Hier ſind 
nach Wirkſamwerden des Beſchl. v. 10. Febr. 1925 aus dem Ablaufe 
des gemäß der alten Ordnung berechneten Geſchäftsjahrs von der 
Geſellſchaft keine Folgerungen gezogen werden, insbeſ. find für den 
Zeitpunkt dieſes Ablaufs nicht Inventar und Bilanzen aufgeſtellt. 
Nach der amtlichen Erklärung des beteiligten Notars war es bei 
der Faſſung des Umſtellungsbeſchluſſes auch nur verſehentlich unter⸗ 
laſſen worden, die von Anfang an beabſichtigte Verlegung des Ge⸗ 
ſchäftsjahrs mit zu beſchließen. Hiernach iſt der Zuſammenhang 
zwiſchen der Verlegung des Geſchäftsjahrs und der in einem früheren 
Zeitpunkte erfolgten Genehmigung der Eröffnungsbilanz nicht gelöſt. 
Es kann aber nach 8 2 Abſ. 2 der DurchfVO., der bei Vorliegen 
ſeiner Vorausſetzungen die Verlegung des Geſchäftsjahrs ſchlechthin 
geſtattet, auf dieſen Zuſammenhang allein und nicht darauf „are 
kommen, daß der Verlegungsbeſchluß zugleich mit der Genehmigung 
der Eröffnungsbilanz gefaßt wird. Um eine außerhalb des Um⸗ 
ſtellungsverfahrens liegende, daher den allgemeinen Regeln unter⸗ 
worfene und der rückwirkenden Kraft nicht fähige Verlegung des Ge⸗ 
ſchäftsjahrs handelt es ſich mithin nicht. In Übereinſtimmung mit 
einem von der Beſchwerdeführerin überreichten Rechtsgutachten des 
Geh. Ober JR. Ring hält der Sen. die am 8. Okt. 1925 beſchloſſene 
Wrlegung des Geſchäftsjahrs für zuläſſig. 

Die Koſtenentſcheidung folgt aus 8 105 Abſ. 3 Nr. 1, 8 10 
Abſ. 1 Satz 3 Pr. 

(KG., Beſchl. v. 31. März 1926, 1 X 77/26.) 
Mitgeteilt von KGR. Trojan, Berlin. 


2. Bayern. 
Baheriſches Oberſtes Landesgericht. 


5. 5 259 HGB. Iſt der Beſchluß der Generalver- 
ſammlung einer AktG. tatſächlich unrichtig beurkundet, 
fo kann eine ſolche Beurkundung durch den Notar nach- 
träglich richtiggeſtellt werden. f) 

(BayoObLG., Beſchl. v. 2. April 1927, Reg. III Nr. 40/27.) 

Abgedr. JW. 1927, 1704. 


Grundlage für die mit deſſen Ablauf nach Geſetz und Gefell- 

ſchaftsvertrag verknüpften Maßnahmen gemacht hatte.“ 
in höchſtem Maße bedenklich. Wenn es richtig iſt, daß eine Nach⸗ 
umſtellung unzuläſſig iſt, ſobald der erſte Umſtellungsbeſchluß durch⸗ 
geführt iſt — und das KG. iſt dieſer Anſicht ebenfalls —, ſo iſt es 
folgerichtig auch unzuläſſig, das Geſchäftsjahr nach erfolgter Durch⸗ 
führung der Umſtellung noch auf Grund des § 2 der 2. Durchf. 
zu ändern. Denn dieſe Anderung des Geſchäftsjahrs iſt ja, wie das 
KG. ganz zutreffend ſagt, nichts anderes als ein Teil des Um⸗ 
ſtellungsbeſchluſſes. Es kann aber für die Frage, ob der Umſtellungs⸗ 
beſchluß durchgeführt und wirkſam geworden iſt, niemals entſcheidend 
fein, ob die Geſellſchaft aus der Aufrechterhaltung des bisherigen 
Geſchäftsjahrs nach Ablauf dieſes Geſchäftsjahrs bereits irgendwelche 
bilanzmäßigen, Inventur⸗ oder ſonſtige Folgerungen gezogen hatte. 
Dieſe Folgerungen, die erſt nach Ablauf des Geſchäftsjahrs zu ziehen 
ſind, ſind doch nicht mehr Beſtandteil des Umſtellungsbeſchluſſes. Wäre 
der Satz des KG. richtig, ſo müßte man eine Umſtellung ſo lange 
nicht als durchgeführt anſehen, als das laufende Geſchäftsjahr noch 
nicht abgelaufen iſt, und müßte folgerichtig auch, wenn man einen 
neuen Beſchl. aus § 2 der 2. DurchfVO. mangels Durchführung des 
Umſtellungsbeſchluſſes geſtatten würde, auch jeden anderen Beſchl., der 
auf eine Nachumſtellung gerichtet iſt, zulaſſen. Das liefe aber darauf 
hinaus, daß überhaupt eine Umſtellung nicht vor Ablauf des laufen⸗ 
den Geſchäftsjahrs mit der Wirkung durchgeführt ſein kann, daß eine 
Nachumſtellung unzuläſſig iſt. Dieſes Ergebnis ſteht aber im Wider⸗ 
ſpruch mit den vom KG. zutreffend aufgeſtellten allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen über die Nachumſtellung. 

Daß die amtliche Erklärung des Notars, die von Anfang an 
beabſichtigte Verlegung des Geſchäftsjahrs ſei nur verſehentlich bei 
der Umſtellung nicht beſchloſſen worden, an dieſem Ergebniſſe nichts 
ändert, bedarf keiner näheren Erörterung. Denn wenn dieſer Beſchl., 
wenn auch verſehentlich, nicht gefaßt worden iſt, ſo iſt er auch nicht 
in der Welt. RA. Dr. Rudolf Byk, Berlin. 


Zu 5. A. Anm. von Goldſchmidt II ebd. 
B. Bei dem Beſchl. kommen andere, auch von Goldſchmitt 
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gayeriſches Oberſtes Landesgericht. 
Strafſachen. 
Berichtet von IR. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


1. 8473 StPO. Ein Rechtsmittel, das die Verur- 
teilung überhaupt angreift, iſt nur von teilweiſem Er⸗ 
folg begleitet, wenn es beim Schuldausſpruch bleibt und 
nur eine Herabſetzung der Strafe erreicht wird (Bay Obs G- 
St. III, 236; VII, 293; Löwe⸗Roſenberg, StPO., XVII. Aufl., 
Anm. 2 a zu $ 473). 

Es ſteht nicht im Ermeſſen des BGB., den mit der Berufung er⸗ 
zielten Erfolg des Angekl. als voll gelten zu laſſen. 

Der Umſtand, daß im Lauf der Berufungsverhandlung von den 
Angekl. eine unzuläſſige Widerklage erhoben wurde, iſt ohne jede Be⸗ 
deutung. 

Während nach 8 505 Abſ. 1 Satz 3 StcßO. a. F. bei teilweiſem 
Erfolg des Rechtsmittels „die Koſten“ angemeſſen verteilt werden 
konnten, ift für dieſen Fall in g 473 Abſ. 1 Satz 3 StPO. n. F. die 
Verteilung nur mehr für „die entſtandenen Auslagen“ zugelaſſen und 
außerdem vorgeſehen, daß vom Gericht die Gebühr ermäßigt werden 
kann. Die Vorſchrift gilt in gleicher Weiſe für das Verfahren auf die 
öffentliche Klage wie im Privatklageverfahren (BayObL&St. III, 236). 

(BayObeG., StS., Urt. v. 11. Mai 1927, RevReg. 1 Nr. 55/27.) 


nicht berückſichtigte Erwägungen in Betracht. Nach der ausführlichen 
Mitteilung in BayNotV. 1937, 155 war der Sachverhalt folgender: 
Inhalts des not. Prot. v. 6. Juli 1926 war die Auflöſung der 
Geſellſchaft und die Beſtellung des A. und des Z. zu Liquidatoren 
beſchloſſen. Unter dem 24. Dez. 1926 nahm das Notariat von Amts 
wegen eine Nachtragsurkunde des Inhalts auf: 

„Der Beſchluß wollte nur unter der Bedingung gefaßt werden, 
daß nicht innerhalb des laufenden Jahres neue Mittel der Geſellſchaft 
zugeführt werden. 

Dieſe Bedingung iſt nach Erklärung des Vorſtandes jetzt ein⸗ 
getreten. 

Dieſe Urkunde iſt gleich der Vorurkunde auszufertigen und mit 
der Vorurkunde zu verbinden.“ 

Das Regiſtergericht erachtete nur den in der erſteren Urkunde 
enthaltenen Beſchluß als maßgebend und forderte den A. und den Z. 
zur Anmeldung der Auflöſung und ihrer Beſtellung als Liquidator 
auf. Das BayObLG. erklärt dies Vorgehen für unzuläſſig: zwar 
erſcheine die nachträgliche Beurkundung mit der Wirkung, daß dieſe 
an die Stelle der urſprünglichen nicht zutreffenden Beurkundung treten 
ſolle, nicht ſtatthaft; immerhin ergebe aber die nachträgliche Be⸗ 
urkundung, daß die urſprüngliche Beurkundung den Beſchl. unrichtig 
wiedergebe. Da ſomit der in der urſprünglichen Urkunde aufgeführte 
Vorgang nicht zutreffe und der wirkliche Vorgang nicht protokolliert 
ſei, ſo könne jene erſte Urkunde inſoweit überhaupt keine Grund⸗ 
lage für eine Regiſtereintragung fein und das Reg. könne dieſe 
daher nicht erzwingen. — Ebenſo nimmt Goldſchmitt an, der 
wirklich gefaßte Beſchl. der Generalverſammlung ſei nicht beurkundet. 

Dem iſt nicht beizutreten. Während bei Beurkundung von 
Einzelerklärungen den Beteiligten das Prot. vorgeleſen, von ihnen 
genehmigt und unterſchrieben werden muß, den Beteiligten ſonach 
eine erhebliche Anteilnahme und Mitwirkung bei der Abfaſſung des 
Prot. eingeräumt iſt, und hiernach dem Notar jede Anderung des 
Prot., ſobald einer der Beteiligten oder gar der Notar ſelbſt es 
unterſchrieben hat, verboten iſt, beſtehen derartige Vorſchriften nicht 
für das Generalverſammlungsprot. des 8 259 HGB. Denn dieſes 
ſtellt der Notar ohne jede Anteilnahme und Mitwirkung der Be⸗ 
teiligten her; es beſteht auch keine Vorſchrift, daß der Notar das 
Prot. gerade während der Generalverſammlung herſtellen 
müſſe. Das Prot. iſt alſo ein reiner Bericht, ein bloßes Zeugnis 
des Notars über den Verſammlungshergang. Danach iſt es auch 
zuläſſig, daß der Notar, wenn er ſich nachträglich überzeugt, daß 
er einen zuſtandegekommenen Beſchl. nicht durch Aufnahme in das 
Prot. beurkundet hat, das unvollſtändige Prot. durch ein Nachtrags⸗ 
prot. ergänzt und ſonſtige Mängel des Prot. nachträglich 
befeitigt?). 

War alſo das Abſtimmungsergebnis, daß 20% des Rein⸗ 
gewinns verteilt werden ſollen und hat der Notar auf Grund eigner 
Feſtſtellung oder der Verkündung des Vorſitzenden?) die Verteilung 
von nur 100% beurkundet, oder finden ſich im Prot. Auslaſſungen 
(3. B. iſt ein tatſächlich gefaßter Beſchl. nicht protokolliert), ſo iſt die 
nachträgliche Verbeſſerung oder Vervollſtändigung des Prot. von 
derſelben Wirkung, als wenn ſich das nachträglich Beurkundete im 
Prot. ſelbſt fände. Sonach wäre man geneigt, anzunehmen, daß 


1) Vgl. Joſef: Holdheims MSchr. 23, 168. 

2) Die Frage, welche Bedeutung die Verkündung des Vorſitzen⸗ 
den hat (vgl. Altſchul: JW. 1927, 1684 zu N. 10), kann hier un 
erörtert bleiben. 
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Berlin. 2) Zivilſachen. 

1. Der Armenanwalt iſt gegenüber dem die Armen⸗ 
rechtskoſten feſtſetzenden Gericht verpflichtet, die geleiſte⸗ 
ten Parteivorſchüſſe mitzuteilen. f) 

Der Beſchwerdeführer, welcher durch landgerichtlichen Beſchluß 
v. 10. Dez. 1925 dem Kl. als Armenanwalt beigeordnet war, hat 
mittels Antrages v. 20. Dez. 1926 die Feſtſetzung ſeiner Gebüh⸗ 
ren und Auslagen in Höhe v. 108,65 AM und deren Erſtattung 
aus der Staatskaſſe beantragt. Daraufhin iſt ſeitens des berech⸗ 
nenden Gerichtsſchreibers bei ihm angefragt worden, ob er von der 
Partei irgendwelche Vorſchüſſe erhalten habe. Er hat dieſe Frage 
zu beantworten jedoch abgelehnt, weil er fie nicht für ängemeſſen 
erachte. Er hat dieſen Standpunkt auch aufrechterhalten, nachdem 
ihm von der Kammer des Landgerichts deren entgegengeſetzte Auf⸗ 
faſſung mitgeteilt worden war. Daraufhin iſt ſchließlich durch Be⸗ 
ſchluß des berechnenden Gerichtsſchreibers v. 6. Mai 1927 ſein 
Erſtattungsantrag zurückgewieſen worden mit der Begründung, daß 
durch die Nichtbeantwortung der geſtellten Anfrage eine Prüfung, 
ob die Staatskaſſe überhaupt noch einen Betrag an den Be⸗ 
ſchwerdeführer zu zahlen habe, ausgeſchloſſen ſei. Die gegen dieſen 
Veſchluß erhobene Erinnerung iſt durch Beſchluß des LG. v. 
16. Mai 1927 aus den gleichen Gründen zurückgewieſen worden. 

Der hiergegen in zuläſſiger Weiſe eingelegten Beſchwerde 
konnte kein Erfolg zuteil werden. 


das Nachtragszeugnis des Notars als Anhang des Prot. maßgebend, 
das Vorgehen des RegG., das die urſprüngliche Beurkundung als 
Grundlage nahm, alſo unbegründet ſei. Man muß indes das Gegen⸗ 
teil annehmen auf Grund folgender Erwägung: Nach 8 271 HGB. 
kann ein Beſchluß der Generalverſammlung wegen Verletzung des 
Geſetzes (oder des Geſellſchaftsvertrages) durch Klage binnen eines 
Monats angefochten werden; dabei iſt maßgebend der Inhalt, den 
der Beſchl. in dem not. Prot. erhalten hat. Jene Vorausſetzung der 
Anfechtung lag hier vor: denn nach dem Geſetz hatte der Notar 
den Hergang in der Generalverſammlung ſo zu beurkunden, wie er 
ſich abſpielte, alſo daß die Auflöſung nur unter einer Bedingung 
erfolge. Wenn der Notar ſtatt deſſen die Auflöſung als bedingungs⸗ 
los beſchloſſen beurkundete, ſo verletzte er das Geſetz und der ſo 
beurkundete Beſchl. beruhte auf dieſer Verletzung. Folglich fand auch 
hier 8 271 Anwendung: mangels erfolgter Anfechtung war die 
urſprüngliche Beurkundung rechtswirkſam geworden und vom Reg. 
durchzuführen. Die Entſch. des BayObLG. erſcheint daher nicht 


zutreffend. 
RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 


Zu 1. 1. Obige Entſch. wie die von gleicher Auffaſſung ge⸗ 
tragene des OLG. Celle: JW. 1927, 530 gehen von der Annahme 
aus, daß die Berechnung von Vorſchüſſen, ſei es verhältnismäßig 
(ſo RG. v. 20. März 1925, 111, 35 = JW. 1926, 705; v. 7. Dez. 
1926: JW. 1927, 520; die bei Walter⸗Joachim⸗Fried⸗ 
laender? S. 109 Fußn. 33 Zitierten; OLG. Celle: JW. 1927, 
1655; OLG. Königsberg: JW. 1926, 2478 u. a.) oder gemäß 
8 366 BGB. in erſter Linie auf die vom Staat nicht zu honorie⸗ 
rende, im übrigen auf die letztere Koſtenforderung (ſo Walter⸗ 
Joachim⸗Friedlaender S. 109 Anm. 24 u. dort Fußn. 33 
Zitierte; Hodenberg: JW. 1926, 705; Friedlaender: JW. 
1927, 529 mit weit. Rſpr.) überhaupt in Frage komme. Vornehm⸗ 
lich für Fälle der verhältnismäßigen Anrechnung, aber doch auch 
im zweiten von mir angeführten Fall verſteht man, daß die Staats⸗ 
kaſſe an der Auskunft des Anwalts intereſſiert iſt; bei ſolcher 
Rechtsauffaſſung mag man zugeben, daß der Anwalt aus Loyalität 
wie zur Ermöglichung einer Prüfung ſeitens der feſtſetzenden Be⸗ 
hörde die Verpflichtung beſitzt, über die Vorſchüſſe Auskunft zu 
geben. Demgemäß haben in Fällen, in welchen der Armenanwalt; 
vor Beiordnung als Wahlanwalt der Partei tätig war oder auch 
nur das Armenrechtsgeſuch mit einer von ihm gefertigten Klage 
oder Berufungsſchrift einreichte, die Anwaltskammervorſtände Ber⸗ 
lin und Potsdam es für zweckmäßig erklärt, daß der Armenanwalt 
ſchon in ſeinem Feſtſetzungsantrag Angaben macht, ob bzw. in 


welcher Höhe er von feiner Partei Zahlungen erhielt; der Kammer⸗ 


gerichtspräſident erließ eine Dienſtanweiſung v. 27. April 1927 
an die ihm unterſtellten Gerichte, wonach im Fall des Fehlens 
ſolcher Angaben Rückfragen zu erfolgen hätten; der Kammervor⸗ 
ſtand Berlin hat dieſe Anweiſung zur Beachtung ſeinen Mitgliedern 
empfohlen mit dem ausdrücklichen Beifügen, daß die Rechtsfrage, 
ob und in welcher Höhe Zahlungen anzurechnen ſind, eine im 
Streitfall von den Gerichten zu entſcheidende Rechtsfrage ſei (Ber⸗ 
liner AnwBl. 1927, Heft 5). } 

2. Ich halte aber beide Auffaſſungen über die Anrechnung 
von Vorſchüſſen für unzutreffend; Vorſchüſſe ſind über⸗ 
haupt auf die vom Staat dem Armenanwalt zu 
zahlenden Beträge nicht anzurechnen; das führte ich 
bereits JW. 1925, 1421 aus mit der Begründung, daß Vorſchüſſe 
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(Juriſtiſche Wochenſchrift 


Der Sen. nimmt in Übereinſtimmung mit dem Beſchluß des 
1. 36. des OLG. Celle v. 18. Okt. 1926 (JW. 1927, 530°) an, 
daß der Armenanwalt verpflichtet iſt, die Höhe der ihm von der 
Partei gezahlten Vorſchüſſe mitzuteilen, weil das Gericht nur dann 
in der Lage iſt, ſelbſtändig zu berechnen, ob und in welcher Höhe 
dem Armenanwalt ein Gebührenanſpruch gegen den Staat zuitehe. 
Ein beſonderes Zeichen des Mißtrauens gegen den Anwalt iſt 
darin nicht zu erblicken. Weil aber gerade die Frage der Verrech⸗ 
nung von Vorſchüſſen auf den Gebührenanſpruch des Armen⸗ 
anwalts in hohem Grade beſtritten iſt (vgl. JW. 1927, 528 ff.), 
iſt die fragliche Angabe des Anwalts über die Höhe empfangener 
Vorſchüſſe eine notwendige Vorausſetzung für die Errechnung des 
Gebührenanſpruchs. Der Armenanwalt, der — wie im vorliegenden 
Falle — eine Erklärung darüber verweigert, macht mithin dem 
berechnenden Gerichtsſchreiber eine ſaßgemäße Prüfung, in welcher 
Höhe der Gebührenauſpruch des Anwalts feſtzuſetzen ſei, unmöglich. 
(KG., 5. 8S., Beſchl. v. 18. Juni 1927, 5 W 2457/27.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Guſtav A. G. Goldſchmidt, Berlin. 
* 


2. 88 3 ff. PO. Streitwertfeſtſetzung im Arreft- 
verfahren. Nach der vorherrſchenden Anſicht, der auch der 
Senat beitritt (vgl. Stein, Anm. II zu 8 6 3P O.) iſt der 
Betrag der geltend gemachten Forderung auch dann maß- 
gebend, wenn es ſich um die Sicherſtellung der Forderung 
durch Arreſt handelt!). 

(KG., 6. ZS., Beſchl. v. 5. Nov. 1926, 6 W 6290/26.) 
* 


3. 87 Entl O.; 88 295, 310 ff., 539 ZPO. Ein Urteil 
tft dann nicht ordnungsmäßig verkündet, wenn die Par- 
teien in einem und demſelben Termin ſtreitig verhandelt 
und den Antrag auf ſchriftliche Entſcheidung geſtellt ha⸗ 
ben, „auf Grund dieſer Verhandlung“ dann ein Urteil 
ergangen iſt. Bei einem ſolchen Mangel im Urteilsver⸗ 
fahren iſt Aufhebung und Zurückverweiſung an die erſte 
Inſtanz geboten (8539 ZPO.) Keine Heilung des Mangels 
gemäß § 295 a. a. O. Kein Nichturteil, daher Recht jeder 
Partei, die nach außen hin als „Urteil“ in die Erſcheinung 
tretende Entſcheidung durch Einlegung eines Rechtsmittels 
zu beſeitigen. f) 

In dem Termin v. 14. Juni 1926 haben die Parteien mit ihren 
Anträgen ſtreitig verhandelt und ſich mit einer ſchriftlichen Entſch. 
des Gerichts einverſtanden erklärt. 

Es iſt daraufhin ein den Parteien am 19. bzw. 21. Juni 1926 
zugeſtelltes Urteil erlaſſen. 

Die bekl. Firma hat gegen dieſes am 2. Juli 1926 von Anwalt 
zu Anwalt zugeſtellte Urt. Berufung eingelegt. 

Das angefochtene Urt. unterliegt der Aufhebung nach 8 539 
ZPO., ohne daß es eines Eingehens auf die Sache ſelbſt bedarf. 


nie endgültige Tilgung bewirken (grundſätzlich RG. 111, 36 — 
JW. 1926, 705 wohl ebenſo, a. A. jedoch für den ſtrittigen Fall, 
freilich ohne jede Begründung verbis: „Der zahlungspflichtigen 
Staatskaſſe gegenüber iſt die Vorſchußzahlung einer endgültigen 
Zahlung auf die Koſtenſchuld gleich zu erachten“), daß die Gebüh⸗ 
ren des Anwalts nach $ 85 erſt ſpäterhin fällig werden (Koſten⸗ 
entſcheid, e Auftragsbeendigung), daß andernfalls — 
wenn Partei z. B. mühſam mit Hilfe Dritter oder unter ſie ſelbſt 
ſchädigender Auſpannung ihrer wirtſchaftl. Kräfte vollen Vorſchuß für 
alle Gebühren erlegte — der Partei mit Armenrechtsbewilligung nicht 
die Hilfe gewährt wird, welche Ziel und Zweck der Bewilligung 
ſein ſoll Dem tritt AGR. Simonſon (JW. 1927, 511) aus⸗ 
drücklich bei. Auch Fürſt (JW. 1926, 882, 2478) iſt offenbar 
gl. M., da der Klient niemals die Abſicht habe, Vorſchuß zugunſten 
des Staats zu leiſten (Vertragswille); gerade dieſes Moment iſt 
ſehr beachtlich, weil ja das RG.: JW. 1926, 705 u. 1927, 847 — 
ebenſo KG. v. 5. Okt. 1925, 25. Aug. u. 11. Nov. 1926: JW. 1927, 
529 — ausdrücklich Vereinbarungen, welche die Verrechnungspflicht 
auf das Armenrechtsentgelt ausſchließen, zuläßt; welcher Standpunkt 
übrigens dazu führen dürfte, daß ſolche Vereinbarungen regel⸗ 
mäßig künftig getroffen werden. (Gegen die Inkonſequenz dieſer 
Ausnahme des RG. ſ. Friedlaender: JW. 1927, 529 völlig 
zutreffend.) Gegen jede Anrechnung, weil das Geſetz dem Armen⸗ 
anwalt einen grundſätzlichen, unbedingten Anſpruch gegen die 
Staatskaſſe gewähre, ſpricht ſich auch KG.: JW. 1927, 1655 aus. 

„Folgt man der in 2 verfochtenen Meinung, jo entfällt na⸗ 
türlich jede Notwendigkeit, von dem Armenanwalt Auskunft über 
Vorſchüſſe zu fordern. 

JR. Dr. Geiershöfer, Nürnberg. 


1) A. A. OLG. Nürnberg: JW. 1927, 1599. 
Zu 3. Das Urteil iſt beachtlich, da es eine insbeſ. auch bei 


den Berliner Landgerichten übliche Art der Urteilsverkündung miß⸗ 
billigt. S. 


Denn es iſt nicht in geſetzlicher Form erlaſſen. 

Das Urt. iſt ergangen, nachdem die Parteien im Termin vom 
14. Juni 1926 ſtreitig verhandelt und in demſelben Termin ihr Ein⸗ 
verſtändnis mit ſchriftlicher Entſch. erklärt haben. Das Urt., das 
ausdrücklich in dem Urteilskopf auf die mündliche Verhandlung 
v. 14. Juni 1926 Bezug nimmt, iſt den Parteien von Amts wegen 
zugeſtellt worden. 

Das LG. wollte anſcheinend eine ſchriftliche Entſch. gem. 8 7 
der VO. zur Entlaſtung der Gerichte i. d. Faſſ. der Bek. v. 13. Mai 
1924 (RGBl. 552) erlaſſen. Das Verfahren findet aber in der an⸗ 
gezogenen, dem früheren § 23 a der VO. v. 22. Dez. 1923 nachgebil⸗ 
deten Geſetzesbeſtimmung keine Stüße. 

Danach kann allerdings das Gericht mit Einverſtändnis der 
Parteien eine Entſch. ohne mündliche Verhandlung erlaſſen. In dieſem 
Falle wird die Verkündung durch die ſchriftliche Mitteilung erſetzt. 

Durch den § 7 EntlVO. ſoll für die Fälle, in denen eine ſchrift⸗ 
liche Vorbereitung ausreichend iſt, eine mündliche Verhandlung ver⸗ 
mieden werden. Keineswegs ſoll aber durch die Vorſchrift die Be⸗ 
ſtimmung des § 310 ZPO. über die Verkündung des Urt., wonach 
dieſe in dem Termin zu erfolgen hat, in dem die mündliche Verhand⸗ 
lung geſchloſſen wird, oder in einem ſofort anzuberaumenden Termine, 
außer Kraft geſetzt werden. 

Ergeht vielmehr das Urt. auf Grund einer mündlichen Verhand⸗ 
lung wie hier (in dem Urteilskopf iſt ausdrücklich dieſer Vermerk auf⸗ 
genommen worden), jo iſt es nach 8310 ZPO. zu verkünden. In 
einem ſolchen Falle die Verkündung durch die ſchriftliche Mitteilung 
des Urt. zu erſetzen, würde dem Zweck der VO., eine Entlaſtung des 
Gerichts zu bewirken, durchaus widerſprechen. Denn gegenüber der 
Verkündung iſt die ſchriſtliche Mitteilung das umſtändlichere, die 
gerichtlichen Organe mehr belaſtende Verfahren. Es würde das Gericht 
dabei auch in der Hand haben, ein Urteil erſt nach Monaten zu ver⸗ 
künden, ohne daß eine Friſt hierfür zu beſtimmen iſt. 

Eine ſchriftliche Mitteilung der Entſch. auf Grund des 87 
EntlVoO. kann nach Anſicht des Sen. nur erfolgen, wenn die Entſch. 
ohne mündliche Verhandlung ergeht, wenn alſo 

a) entweder überhaupt keine mündliche Verhandlung ſtatt⸗ 
gefunden hat oder 

b) wenn nach einer mündlichen Verhandlung neue Tatſachen vor⸗ 
gebracht oder Ausführungen gemacht oder Beweiſe erhoben werden, 
und nunmehr von einer erneuten mündlichen Verhandlung Abſtand 
genommen wird. 

Alle dieſe Vorausſetzungen liegen hier nicht vor. Es handelt ſich, 
da das Urt. im vorl. Falle nicht ordnungsmäßig verkündet iſt, 
lediglich um einen Urteilsentwurf. 

Die Rechtslage iſt eine ähnliche wie in dem vom RG.: JW. 
1915, 592 entſchiedenen Falle, wo das Verkündungsprotokoll fehlte. 
Hier hat ſich das RG. auf den Standpunkt geſtellt, daß das Urt. 
als nicht erlaſſen anzuſehen iſt, daß aber andererſeits durch die 
äußerlich nach geſetzlicher Vorſchrift erfolgte Zuſtellung die Rechts⸗ 
mittelfriſt in Lauf geſetzt worden und die 119 5 Möglichkeit, das 
Urt. aus der Welt zu ſchaffen die auf Grund der Einlegung der 
Berufung möglich gewordene Aufhebung des Urt. ſei. 

Die Tatſache, daß auf dem Urt. ein Verkündungsvermerk ſtand, 
hielt das RG. (jo auch Stein⸗Jonas 1925 S. 833 zu 8 315 IV) 
angeſichts der geſetzlichen Vorſchrift über das Protokoll SS 810, 311, 
160, 164 3PO. für unerheblich (a. M. Hein: Identität der Parteien 
Bd. J S. 313—314 Anm. 15). 

Auch im vorl. Falle iſt der begriffsmäßige Tatbeſtand eines 
Urt. vorhanden. Denn ein nach der Gerichtsverfaſſung zuſtändiges 
Gericht hat in beſtimmter Form eine ſelbſtändige, urkundliche Ver⸗ 
lautbarung über ein beſtimmtes Prozeßrechtsverhältnis zwiſchen den 
richtigen Parteien getroffen, die durch die Unterſchrift der Richter zu 
einer amtlichen Willenserklärung geworden iſt. Von einer „ins Leere 
fallenden“ Entſch. kann alſo nicht geſprochen werden. 

Der als Tatbeſtand beſprochene Willensinhalt äußert aber in⸗ 
ſofern keine Rechtsfolge, als das Urt. infolge Nichtbeachtung der ge⸗ 
ſetzlich vorgeſchriebenen Form der Verkündung rechtlich nicht exiſtent 
geworden iſt. 

Ob man auch in einem ſolchen Falle von einem „nichtigen“ 
Urt. ſprechen kann oder nur bei dem Fehlen eines begrifflichen Urteils⸗ 
elementes, kann daher unerörtert bleiben. 

In jedem Falle liegt kein „Nichturteil“ vor (vgl. über dieſe 
Unterſcheidung Kormann, Syſtem der rechtsgeſchäftlichen Staats⸗ 
akte S. 206, der den Begriff „Nichturteil“ identifiziert mit „nichtiges 
Urteil“, ebenſo auch Kohler: Prozeß als Rechtsverhältnis 1888, 60; 
dagegen Hein a. a. O. S. 325 Bd. 1 Anm. 10, 316 ff.). 

Bei einem „Nichturteil“ würde die Inſtanz überhaupt nicht 
zum Abſchluß gebracht ſein, ſo daß nach Erlaß des Urt. es ſo an⸗ 
zuſehen iſt, als ob das Gericht überhaupt nicht eine Entſch. ge⸗ 
fällt hätte. 

Das BG. würde die Akten in einem ſolchen Falle dem Vorder⸗ 
richter wieder zugehen laſſen, ohne eine ſachliche Entſch. zu treffen. 

Andererſeits kann der vielfach vertretenen Anſicht, ein ſolches 
nicht ordnungsmäßig verkündetes Urt. könne keine Rechtsmittelfriſt 
in Lauf ſetzen, da es an einem Objekt für die Einlegung des Rechts⸗ 
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mittels fehle, jo daß die Verwerfung der Berufung als unzuläſſig 
geboten erſcheine, nicht beigetreten werden. 

Vielmehr muß den Parteien, denen die Ausfertigung des Urt. 
zugegangen iſt, die es als das „Urteil“ zu betrachten haben, da 
ſie aus der Ausfertigung nicht erſehen können, ob das „Urteil“ ge⸗ 
hörig verkündet iſt oder nicht, Gelegenheit gegeben werden, dieſen 
nach außen hin als autoritativen Staatsakt in die Erſcheinung ge⸗ 
tretenen gerichtlichen Ausſpruch zu beſeitigen. Dieſem Rechtsſchutz⸗ 
intereſſe würde durch den Hinweis, infolge der Nichtigkeit der an⸗ 
gefochtenen Entſch. bedürfe es einer Aufhebung des Urt. überhaupt 
nicht, nicht Genüge getan werden. Denn die Partei hat einen An⸗ 
ſpruch darauf, ein wirkungsfähiges Urt. zu erhalten. 

Der Partei kann daher bei einem ſolchen nicht ordnungsmäßig 
verkündeten Urt. das ſog. „publiziſtiſche Kann⸗Recht“ auf Weiter⸗ 
führen des Prozeſſes (ſ. Hein a. a. O. Bd. 1 S. 339) nicht ger 
nommen werden, ſelbſt wenn man das angefochtene Urt. als ein nich⸗ 
tiges Urt. anſieht. Trotz feiner Unwirkſamkeit kann vielmehr das 
Urt. für die Einlegung eines Rechtsmittels eine genügende tatbeſtands⸗ 
mäßige Grundlage bilden. 

Auch nach materiellem Recht werden nichtige Willenserklärungen 
begrifflich als exiſtierend angeſehen. Denn ſie löſen ja Schadenserſatz⸗ 
anſprüche aus (vgl. u. a. die 98 122, 307 BGB.). 

Auch im vorl. Falle hat daher die Zuſtellung des Urt. von 
Anwalt zu Anwalt die Rechtsmittelfriſt in Lauf geſetzt. 

Daß der Angriff der bekl. Firma nicht ausdrücklich ſich gegen 
die „Nichtverkündung“ richtet, iſt unerheblich, da die Beſeitigung des 
„Urteils“ erſtrebt wird, andererſeits ein verzichtbarer Mangel (8 295 
BRD.) nicht vorliegt. 

Wenn auch 8539 38. eine ſolche Aufhebung in das Er⸗ 
meſſen des Gerichts ſtellt, ſo iſt doch in einem Falle, wie in dem 
vorliegenden, die Aufhebung geboten (vgl. Förſter⸗Kann zu 
8311 und RG. 20, 395; 31, 362; a. M. Stein⸗Jonas S. 86 
zu 8 311, der eine Verpflichtung des Gerichts zur Aufhebung in 
einem ſolchen Falle der fehlenden Verkündung nicht anerkennen will; 
ſo auch RG. 39, 414). 


(KG., 12. 8 S., Urt. v. 2. Juli 1927, 12 U 8259/26.) 
Mitgeteilt von KON. Dr. Kämmerer, Berlin. 
* 


Zu 5. 1. Die Entſch. läßt nicht klar erkennen, welche Art von 
Vorſchriften ſie als „unverzichtbar“ anſieht und inwiefern der 
Kreis dieſer Vorſchriften erheblich kleiner iſt als derjenige des 
„zwingenden Rechts“. Die Vorausſetzung, daß ſie im „allgemeinen 
Intereſſe“ erlaſſen ſind, dürfte bei allen Vorſchriften zwingenden 
Rechts zutreffen. Nach Stein⸗Jonas ſoll es darauf ankommen, 
ob der Parteiwille außerſtande iſt, die Rechtsfolge ſo, wie ſie in 
dem Schledsſpruch ausgeſprochen iſt, zu erzeugen. Kann (5 1042 
Bem. 9b und e) hält für verzichtbar alle Angriffs⸗ und Verteidi⸗ 
gungsmittel, deren Berückſichtigung dadurch bedingt iſt, daß ſie im 
Prozeß geltend gemacht werden, wie z. B. den Einwand der Ver⸗ 
jährung. Als unverzichtbar ſieht er dagegen alle Vorſchriften an, 
„von denen Entſtehung, Anderung oder Erlöſchen eines Rechtsver⸗ 
hältniſſes 51 auch ſolche dispoſitiven Rechts (3. B. 8 326 
Abſ. 1 BGB.). Freudenthal⸗Sauerländer (8 1042 Anm. 7) 
hält für e nur die „ſpezifiſchen Gemeinwohlſchutzbeſtim⸗ 
mungen“. Ahnlich Baumbach (8 1034 Bem 1), der es für ent⸗ 
ſcheidend hält, ob der Schiedsſpruch den „ſittlichen oder wirtſchaft⸗ 
lichen Grundgedanken der Rechtsordnung zuwiderläuft“. Nach der 
Anſicht Steins dürften unverzichtbare und zwingende Vorſchrif⸗ 
ten meiſt zuſammenfallen. Nach Kann handelt es ſich um zwei 
ſich ſchneidende Kreiſe; der Bereich der unverzichtbaren Vorſchrif⸗ 
ten würde hierbei der erheblich größere ſein, und § 1042 Abſ. 2 
RD. würde eine über den Zweck des Geſetzes weit hinausgehende 
Bedeutung erlangen. Nach Freudenthal⸗Sauerländer und 
Baumbach bilden die unverzichtbaren Vorſchriften eine Unter⸗ 
abteilung des zwingenden Rechts. Dieſe Anſicht führt m. E. zu 
willkürlichen Unterſcheidungen. 88 313 und 276 Abſ. 2 BGB., 
die nach Freudenthal⸗ Sauerländer verzichtbar fein ſollen, 
dienen dem Gemeinwohl nicht weniger als die Beſtimmungen über 
Geſchäftsfähigkeit und § 626 BGB., welche als unverzichtbar gel⸗ 
ten ſollen. Das Geſetz erſtrebt den Schutz des Gemeinwohls in 
allen dieſen Fällen auf dem Wege über den Schutz des „jeweiligen 
Parteiwohls“. Der Geſetzgeber hat nun möglicherweiſe abſichtlich 
den hier in der öſterr. ZPO. (8 595 Ziff. 5) enthaltenen Begriff 
des zwingenden Rechts vermieden. Der von ihm gewählte Ausdruck 
it aber fo vieldeutig, daß die Rſpr. ſich ihren Weg ſelbſt ſuchen 
muß, und es ſcheint mir, daß man zu einer klaren und den Zwecken 
des Geſetzes am meiſten entſprechenden Löſung doch dann gelangt, 
wenn man die unverzichtbaren Vorſchriften den zwingenden gleich⸗ 
ſetzt ſebenſo Oertmann, Grundriß 240; Schmidt⸗Ernſt⸗ 
hauſen: SP. 51, 357, im Ergebnis m. E. auch v. Staff, 
Schiedsger. Verf. 257, der für verzichtbar Vorſchriften hält, „deren 

ichtanwendung nicht durch Vereinbarung der Parteien herbei⸗ 
geführt werden kann“. v. Staff ſelbſt meint freilich, daß danach 
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4. 88 707, 719, 935, 940 ZPO. Es iſt zuläſſig, nach 
Vollſtreckung eines vorläufig vollſtreckbaren, noch nicht 
rechtskräftigen Urteils während des Schwebens des Pro⸗ 
zeſſes in der Reviſionsinſtanz durch einſtweilige Ver⸗ 
fügung den vor der Vollſtreckung vorhandenen Rechts- 
zuſtand wiederherzuſtellen. 

Der Antragſteller, der ein Rittergut von dem Antragsgegner 
gepachtet hatte, war durch vorläufig vollſtreckbares Urt. des KG. 
zur Räumung verurteilt worden. Auf feinen Antrag hatte das NG. 
die Zwangsvollſtreckung aus dem Urt. des KG. eingeſtellt. Da die 
Zwangsvollſtreckung aber bei Erlaß des reichsgerichtl. Beſchl. ſchon 
durchgeführt war, ließ ſich dieſe Folge des kammergerichtl. Urt. nicht 
mehr beſeitigen. 

Es kann in Übereinſtimmung mit dem OLG. Stettin, 3U 31/25 
(Buſch, 33 P. 50, 411 und der dortigen Anm. von Pick) nicht an⸗ 
genommen werden, daß außerhalb des Geltungskreiſes der einſt⸗ 
weiligen Anordnung (alſo des Tatbeſtandes der 88 707, 719 BRD.) 
eine weitere Hemmung der Vollſtreckbarkeit von Entſch. ausgeſchloſſen 
iſt, vielmehr erſcheint außerhalb dieſes Kreiſes die Anordnung einer 
einſtw. Verf. zuläſſig. Mit Rückſicht auf den Streitſtand war gem. 
88 935, 938 3 PO. die Sequeſtration des Gutes anzuordnen. 

(KG., 17. 88, Beſchl. v. 10. Aug. 1927, 17 W 6444/27.) 
Mitgeteilt von RA. R. Henſen, Berlin. 


* 

5. 8 1042 Abi. 2 BRD. iſt eng auszulegen. f) 

Der Kreis der Vorſchriften, auf die die Parteien nicht rechts⸗ 
wirkſam verzichten können, deckt ſich nicht mit dem Kreis der Vor⸗ 
ſchriften zwingenden Rechts. Er iſt vielmehr erheblich kleiner. Der 
Zweck der Beſtimmungen geht dahin, eine Vollſtreckbarkeitserklä⸗ 
rung eines Schiedsſpruches dann nicht zuzulaſſen, wenn das Schieds⸗ 
gericht ſich bewußt über Vorſchriften hinweggeſetzt hat, die im all⸗ 
gemeinen Intereſſe erlaſſen ſind. Es iſt dabei in erſter Linie an die 
inzwiſchen aufgehobenen wirtſchaftlichen Verordnungen, betr. z. B. 
Preistreiberei, Kettenhandel, Differenzgeſchäfte, zu denken. (Ebenſo 
Staff ©. 257.) Ferner wird die Verweigerung des Vollſtreckungs⸗ 
beſchluſſes i. S. des § 1042 Abſ. II ZPO. liegen, wenn die Vor⸗ 
nahme einer verbotenen Handlung oder eine 9 chtsfrage, zu deren 
ne auch der Parteiwille außerſtande wäre, Gegenſtand des 
Schiedsſpruches iſt. Darüber hinaus hat aber eine Nachprüfung des 


die zwingenden und die unverzichtbaren Vorſchriften nicht zu⸗ 
ſammenfallen). 

98 man es für unzuläſſig, daß ein Schiedsgericht eine Buße 
oder Strafe zuerkennt, ſo würde es ſich hierbei nach jeder dieſer 
Anſichten um eine „unverzichtbare“ Vorſchrift handeln. 

2. Das KG. läßt es in feiner neueren Entſch. dahingeſtellt, 
ob einem Schiedsgericht die Entſch. über eine „Buße“ zugewieſen 
werden kann. Kiſ ch (JW. 1926, 1600) hält dies für unzuläſſig, 
weil eine Buße nur bei einem Strafverfahren im Zuſammenhang 
mit einem verurteilenden Strafurteil verhängt werden könnte. Da⸗ 
gegen weiſen (in den Mitteilungen der Induſtrie⸗ und Handels- 
kammer zu Berlin) Lobe und ein nicht genannter Gutachter darauf 
hin, daß nach der jetzt herrſchenden Anſicht die Buße eine Entſchä⸗ 
digung bürgerlich⸗ rechtlicher Natur ſei, und daß ein Schiedsgericht, 
das über eine Buße entſcheide, demnach lediglich über einen Scha⸗ 
denserſatzanſpruch erkenne. Dies dürfte zutreffen. Es iſt jedoch zu 
berückſichtigen, daß für die Auferlegung einer „Buße“ im Straf⸗ 
verfahren ſowohl materiellrechtlich, wie verfahrensrechtlich andere 
Grundſätze gelten als für die Zuerkennung eines Schadenserſatzes 
im Zivilprozeß. Die Buße umfaßt grundſätzlich auch den nicht 
vermögensrechtlichen Schaden, und zwar unabhängig davon, in⸗ 
wieweit ein ſolcher auch nach Zivilrecht zu erſetzen iſt (vgl. 
RGSt. 15, 353; 24, 398; 31, 335). Die bürgerlich⸗ rechtlichen 
Grundſätze über den Fortfall der Schadenserſatzpflicht bei Zuſtim⸗ 
mung des Verletzten (RGSt. 55, 188) und über Verjährung 
(RGSt. 44, 296) find nicht anwendbar. Für den Schadensbeweis 
gilt freie Beweiswürdigung in weiteſtem Umfang (RGSt. 6, 399; 
17, 191; 44, 299) und die Beweisvorſchriften der 3PO. ſind nicht 
anwendbar. 4 

Wenn Parteien nun vereinbaren, daß ein Schiedsgericht über 
eine „Buße“ entſcheiden ſoll, ſo wollen ſie hiermit möglicherweiſe 
zum Ausdruck bringen, daß die für eine Buße im Strafver ⸗ 
fahren geltenden Grundſätze im ſchiedsgerichtlichen Verfahren 
entſprechende Anwendung finden ſollen. Eine ſolche Vereinbarung 
wäre m. E. zuläſſig, da die Parteien vereinbaren können, daß das 
Schiedsgericht nach anderen Rechtsgrundlagen als dem geltenden 
bürgerlichen Recht zu entſcheiden hat. 

3. Entgegen den Feſtſtellungen des KG. erſcheint es mir aber 
fraglich, ob es ſich nicht nach den Satzungen des Einigungsamtes 
tatſächlich doch um die Auferlegung einer privatrechtlich vereinbar⸗ 
ten Strafe wegen Zuwiderhandlung gegen die Vorſchriften des 
UWG. handelt. Die Beſtimmung lautet jetzt wie folgt: 

„Wird im Hinblick auf die Schädigung des Antragſtellers 
oder der durch den Verband vertretenen Gewerbtreibenden ein 
Geldbetrag verlangt, ſo kann das Einigungsamt auch hierüber 
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Schiedsſpruches nicht in dem Beſchlußverfahren nach $ 1042 ZRD., 
ſondern nur im Rahmen der Aufhebungsklage nach $ 1041 38. 
ſtattzufinden. 
(Kch., Beſchl. v. 25. Febr. 1927, 22 W 812/27.) 
4 5 


6. 88 91, 922 3PO. Zuläſſigkeit der Koſtenent⸗ 
ſcheidung bei einſtweiligen Verfügungen. f) 

891 3PO. muß auch für das Arreſtverfahren und das Ver⸗ 
fahren betr. einſtw. Verf. Geltung haben; dieſes Verfahren iſt eine 
dem Erkenntnisverfahren gleichgeordnete Prozeßart (ſ. Stein⸗ 


Jonas 1926 8 922 Anm. II 3). Der gegenteiligen Anſicht vermag 


der Sen. nicht beizutreten. Insbeſ. iſt für die Frage, ob eine Partei 
als unterliegend anzuſehen iſt, nicht entſcheidend, ob ſie gehört worden 
iſt oder wenigſtens Gelegenheit zur Erklärung gehabt hat; maßgebend 
iſt vielmehr, ob ſie durch Richterſpruch zur Leiſtung verurteilt iſt 
(vgl. KG., 9. ZS.: KG Bl. 1913, 24, 77). Es kann nicht wohl ein 
Unterſchied gemacht werden, ob die einſtw. Verf. durch Beſchl. oder 
durch Urt. angeordnet war. Bei anderer Entſch. würde die Antrag⸗ 


erkennen. Die Parteien ſind damit einverſtanden, daß dieſer 
Betrag an die Induſtrie- und Handelskammer zu Berlin zur 
19 im Standesintereſſe der Kaufmannſchaft gezahlt 
wird.“ i 
Ein Verband von Gewerbtreibenden iſt aber nun regelmäßig 
nicht berechtigt, Schadenserſatzanſprüche wegen unl. Wettbewerb 
geltend zu machen. Kiſch weiſt darauf hin, daß dem Verband 
ſolche Anſprüche von ſeinen Mitgliedern abgetreten werden kön⸗ 
nen, und daß er evtl. auch ermächtigt werden kann, ſolche Anſprüche 
ſeiner Mitglieder in eigenem Namen geltend zu machen. Es wird 
nun aber kaum je in den Satzungen eines Verbandes die Be⸗ 
ſtimmung enthalten ſein, daß alle Schadenserſatzanſprüche wegen 
unl. Wettbewerbs grundſätzlich von dem Verband geltend gemacht 
werden können, und zwar zugunſten eines Dritten (der Induſtrie⸗ 
und Handelskammer). Es verbietet ſich das ſchon dadurch, daß 
durch den unl. Wettbewerb unter Umſtänden nicht alle Mitglieder 
des Verbandes gleichmäßig, ſondern nur einer oder einige wenige 
betroffen fein können. Man nehme einmal an, daß die geſchäft⸗ 
liche Exiſtenz eines beſtimmten Nachbarn des Bekl. durch deſſen 
unl. Wettbewerb vernichtet oder ſchwer gefährdet iſt. Wird es je⸗ 
mals der Abſicht der Beteiligten entſprechen, daß ſolche Schadens⸗ 
erſatzanſprüche von dem Verband zugunſten eines Dritten geltend 
gemacht werden können, ſo daß der wirklich Geſchädigte nichts er⸗ 
hält? Daß Derartiges nicht die Abſicht ſolcher Beſtimmungen ſein 
kann, wird den Beteiligten ſchwerlich verborgen ſein können. Die 
Induſtrie- und Handelskammer bemerkt dazu in Nr. 16 ihrer Mit⸗ 
teilungen: Es ſei noch nicht vorgekommen, daß neben dem Ver⸗ 
bande auch Konkurrenten Schadenserſatzanſprüche erhoben hätten. 
Wenn ein ſolcher Fall einträte, würde ohne Zweifel eine „Aus⸗ 
gleichung“ vorgenommen werden. Es werde zwar regelmäßig nicht 
ermittelt, welcher Schaden den einzelnen Mitgliedern eines Ver⸗ 
bandes entſtanden ſei, wohl aber in welchem Umfang der Bell. 
aus ſeinem unzuläſſigen Verhalten auf Koſten der Konkurrenz 
Gewinn gezogen habe. Es wird ſchließlich darauf hingewieſen, daß 
eine „Verletzung der Grundſätze über die Legitimation der Ver⸗ 
bände“ keinen Fall der Unzuläſſigkeit des ſchiedsgerichtlichen Ver⸗ 
fahrens bilde. Man rechnet alſo damit, daß Verbände vielfach nicht 
berechtigt ſind, alle Schadenserſatzanſprüche ihrer Mitglieder gel⸗ 
tend zu machen. Auch die Faſſung der neuen Beſtimmungen zeigt 
eine bemerkenswerte Unklarheit. Es iſt nicht (wie es doch nach 
den Ausführungen von Lobe und Kiſch nahegelegen hatte) ge⸗ 
ſagt worden, daß das Schiedsgericht über Schadenserſatzanſprüche 
des Antragſtellers oder dem Verband abgetretene Schadenserſatz⸗ 
anſprüche ſeiner Mitglieder zu entſcheiden habe, ſondern daß „im 
Hinblick“ (J) auf die Schädigung des Antragſtellers oder der 
durch den Verband „vertretenen“ — ein recht deutlicher Ausdruck! 
— Gewerbtreibenden auf einen Geldbetrag erkannt werden könne. 
Alles dies ſpricht m. E. dafür, daß der nicht an den Geſchädigten, 
ſondern an die Handelskammer zu zahlende Geldbetrag nicht 
nur und nicht in erſter Linie dem Zweck des Schadensausgleichs, 
ſondern dem einer Beſtrafung des im Wettbewerb unlauter Han⸗ 
delnden dienen ſoll. Weſentlich beſtimmend dürfte hierbei der Ge⸗ 
ſichtspunkt ſein, daß ein Schadenserſatzanſpruch vielfach auch bei 
freieſter Beweiswürdigung nicht feſtzuſtellen iſt, der Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch allein aber nicht genügt, um unlauterem Wettbewerb zu 
ſteuern (vgl. dazu auch die Ausführungen in dem Schiedsſpruch des 
Einigungsamtes v. 13. Jan. 1925, abgedruckt in den Mitteilungen 
der Induſtrie⸗ und Handelskammer zuſammen mit dem dieſen 
Schiedsſpruch aufhebenden Urt. des KG. v. 7. Nov. 1925). Daß der 
„Geldbetrag“, auf den erkannt werden ſoll, tatſächlich auch zugleich 
Strafcharakter haben ſoll, dürfte ſich weiterhin aber auch daraus 
ergeben, daß nach der Abſicht der Beteiligten das Verfahren vor 
dem Einigungsamt ſicherlich nicht nur die zivilrechtliche Unterlaſſungs⸗ 
oder Schadenserſatzklage, ſondern auch die Privatklage wegen unl. 
Wettbewerb erſetzen ſoll. Würde ein Verband, der ſich dem Eini⸗ 
gungsamt unterworfen hat, nachher noch eine Privatklage erheben, 
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ſtellerin, falls der Gegner keinen Widerſpruch erhebt, unter Um⸗ 
ſtänden wegen der Koſten auf den Weg eines neuen Prozeſſes ge⸗ 
wieſen werden (vgl. Stein⸗Jonas 1926 8922 Anm. II 3; Kann, 
3. Aufl. 1926 Anm. zu 8922 u. bei. 8 921 Note 6; Sydow⸗ 
Buſch 1926 Anm. 3 zu 8 922; OLG. 3, 212; Bay Obe G. v. 13. Juli 
1901; RG.: JW. 1901, 80; KG., 3. 3 S.: 3%. 1922, 1403; 
OLG. Celle: OL GRſpr. 1922, 42, 46/47; OLG. Breslau: IW. 1922, 
1337/38). 
(KG., 22. 3 S., Beſchl. v. 21. Jan. 1927, 22 W 413/27.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Hellmuth Dir, Berlin. 
* 

Breslau. 

7. 8 100 3 PO. Kein Rechtsmittel des Streitgenoſſen, 
nach deſſen Anſicht die Koſten unter den Streitgenoſſen 
unrichtig verteilt ſind. f) 

(OLG. Breslau, Beſchl. v. 16. März 1927, 5 W 83/27.) 

Abgedr. ZW. 1927, 14985. 

* 


ſo würde ihm m. E. mit Recht der Einwand entgegengehalten 
werden können, daß er durch Unterwerfung unter das Einigungs⸗ 
anit auf die Privatklage verzichtet habe. 0 5 

Anſcheinend wird nun von Kiſch wie von Lobe ſtillſchwei⸗ 
gend angenommen, daß der Schiedsantrag unwirkſam ſei, wenn 
er tatſächlich die Entſch. über die eventuelle Zuerkennung einer 
Strafe zum Gegenſtand habe. Es kann ſich bei der durch das 
Schiedsgericht zu verhängenden Strafe nun natürlich nicht um eine 
öffentliche Strafe handeln. Wohl aber kann das Schiedsgericht über 
eine durch privatrechtliche Vereinbarung begründete Zahlungspflicht 
entſcheiden, auch wenn auf dieſem Wege für die Parteien ein ähu⸗ 
liches Ergebnis erzielt werden ſoll, wie in einem durch Privat⸗ 
klage eingeleiteten Strafverfahren. Die Unterwerfung unter Be⸗ 
ſtimmungen, die das Schiedsgericht ermächtigen, auf eine Privat⸗ 
ſtrafe zu erkennen, würde eben beſagen, daß der Bell. ſich 
verpflichtet, einen Betrag zur Verwendung für gemeinnützige 
Zwecke zu zahlen, wenn das Schiedsgericht einen unl. Wettbewerb 
feſtſtellt und die Verurteilung zu einer von ihm feſtgeſetzten Straf⸗ 
zahlung als angemeſſen anſieht. Das iſt m. E. eine ebenſo rechts⸗ 
wirkſame Vereinbarung, wie wenn der Beſchuldigte ſich z. B. in 
einer Beleidigungsſache, ſei es außergerichtlich, ſei es im Sühne⸗ 
termin verpflichtet hätte, eine beſtimmte Summe an die Are 
menkaſſe zu bezahlen. Andererſeits würde der Kläger durch Un⸗ 
terwerfung unter die Satzungen erklären, daß er auf Anhängig⸗ 
machung einer Privatklage verzichtet (vgl. Olshauſen, $ 64 
Anm. 20) und fel verpflichtet, keinen Strafantrag zu ſtellen oder 
einen ſchon geſtellten Strafantrag zurückzunehmen (vgl. RG. 42, 
60). M. E. liegt kein Grund vor, ſolcher Vereinbarung die recht⸗ 
liche Wirkſamkeit zu verſagen, ſo ſehr es manche bedauern wer⸗ 
den, wenn dann der Kreis der ſchiedsgerichtlichen Rſpr. im Ergeb⸗ 
nis in gewiſſem Umfange auch auf das ſtrafrechtliche Gebiet über⸗ 
greifen kann. 

Die praktiſch wichtigſten Delikte des UnlWGG. (§ 4) find nun 
jetzt aus dem Bereich der Antragsdelikte ausgeſchieden. Zuläſſig 
bleibt hier aber der Verzicht auf die Privatklage, und das genügt 
für die Erreichung des erſtrebten Zweckes. Richtig iſt freilich, daß 
die Unterwerfung unter das Schiedsgericht niemals anderen 
im Schiedsverfahren nicht beteiligten Geſchädigten das Recht ueh⸗ 
men kann, denſelben Vorfall zum Gegenſtand einer Privatklage zu 
machen, während dieſe Gefahr nach Erlaß eines ſtrafrechtlichen 
Urt. nicht beſteht. Es liegt aber nicht anders als wenn in anderen 
Fällen ein Vergleich mit einem von mehreren Verletzten abge⸗ 
ſchloſſen iſt. Wer ſich einem Schiedsgericht dieſer Art unterwirft, 
wird ſich daher die Frage vorlegen müſſen, ob er Gefahr läuft, 
daß evtl. noch von ſeiten anderer Konkurrenten oder von Amts 
wegen ein ſtrafrechtliches Verfahren anhängig gemacht werden kann⸗ 

RA. Dr. Carl Leo, Hamburg. 


Zu 6. A. Im Gegenſatz zum 22. 3. hat der 26. 36. des KG. 
durch Beſchl. v. 9. April 1927, 26 W 2701/27, die Zuläſſigkeit einer 
Koſtenentſcheidung in Beſchlüſſen, welche einen Arreſt oder eine einſtw. 
Verf. anordnen, verneint. D. S. 


B. In der ſtrittigen Frage, ob den durch Beſchl. erlaſſenen 
Arreſten und einſtw. Verf. eine Entſch. über die Koſten beizugeben 
iſt, nimmt die Zahl der bejahenden Gerichte ſtändig zu. Sie heben, 
wie die vorſtehende Entſch., darauf ab, daß die Beifügung nicht ver⸗ 
boten ſei und überwiegende Zweckmäßigkeitsgründe für fie ſprechen. 
So auch mit eingehender Begründung OLG. Karlsruhe v. 10. Febr. 
1926, 2 II B 5 137/25: BadRPrax. 1926,51. Dieſen Erwägungen 
ſollte die Praxis durchaus folgen. 0 

RA. Dr. Rudolf Fürſt, Heidelberg. 


Zu 7. A. Anm. OLGR. Dr. Hertel, Breslau, abgedr. JW. 
1927, 1498. 


B. Die Auffaſſung des OLG. Breslau erſcheint, wie es ſchon 
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S. 88 91, 114 ff. 3PO. Die Entſcheidung über das 
Geſuch um Bewilligung des Armenrechts erfolgt ge⸗ 
bühreufrei. 

An dieſem Verfahren, welches unabhängig vom Prozeßver⸗ 
fahren ſtattfindet, iſt der Antragsgegner überhaupt nicht beteiligt. 
Es handelt ſich in dieſem Verfahren nicht um Geltendmachung 
eines Anſpruchs gegen den ſpäteren Prozeßgegner, ſondern um 
einen Anſpruch gegen den Staat auf einſtweilige Freiſtellung von 
den Koſten des Prozeſſes. Eine Anhörung des Gegners iſt nicht 
vorgeſchrieben und geſchieht, wenn ſie erfolgt, in ſeinem Intereſſe, 
um ihm Gelegenheit zu geben, die Ausſichtsloſigkeir der Rechts⸗ 
verfolgung darzutun und ſo die Abweiſung des Antrages herbei⸗ 
zuführen, da ihm dadurch die Koſten der Prozeßführung erſpart 
bleiben, für die er in den meiſten Fällen von der armen Partei 
keinen Erſatz zu erhalten vermag. 

Auch die Beſtimmung des § 91? ZPO., nach welcher die Ge⸗ 
bühren des RA. der obſiegenden Partei zu erſetzen ſind, ſofern die 
Zuziehung zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung oder Rechts⸗ 
verteidigung notwendig war, kann hier nicht in Frage kommen, 
da es ſich bei Bewilligung des Armenrechts eben nicht um einen 
Streit zwiſchen Prozeßparteien handelt und die mit ihrem Antrage 
abgewieſene Partei nicht als unterliegende und ihr Gegner als 
obſiegende i. S. dieſer Vorſchrift anzuſehen iſt. 

(OLG. Breslau, 5. 35, Beſchl. v. 14. Mai 1927, 5 W 251/27.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Roſenfhal, Oberglogau. 


* 
Celle. 

9. 8 74 GKG. in Verbindung mit 8 121 ZPO. Vor- 
ſchußpflicht der armen Partei bei teilweiſer Entziehung 
des Armenrechts. 

Der Kl. iſt urſprünglich für einen Anſpruch auf Zahlung von 
40 840,60 Goldmark das Armenrecht bewilligt, jedoch ſpäter durch 
Beſchluß für den 6000 AN überſteigenden Anſpruch wieder ent⸗ 
zogen worden. Unmittelbar nach Zuſtellung des letzteren Be⸗ 
ſchluſſes hat fie durch Schriftſatz angekündigt, daß fie in der näch- 
ſten mündlichen Verhandlung unter Vorbehalt ihrer weitergehen⸗ 
den Rechte ihren Antrag auf 6000 AN ermäßigen werde. Ent⸗ 
ſprechend iſt ſie ohne Widerſpruch des Gegners verfahren. Nun⸗ 
mehr brachte der Gerichtsſchreiber zu Laſten der Kl. eine Prozeß⸗ 
gebühr von 409 MN in Anſatz. Der Berechnung legte er einen 
Streitwert von 34 840,60 AM, d. i. der Unterſchied zwiſchen der 
in dem urſprünglichen Antrage verlangten und der ſpäter ermä⸗ 
ßigten Klagſumme zugrunde. Auf die Erinnerung der Kl. hat das 


Os GR. Dr. Hertel JW. 1927, 1498 ausgeführt hat, durchaus 
richtig. Indeſſen iſt die Beſprechung Hertels inſoweit anfechtbar, 
als fie das Rückgriffsrecht der Streitgenoſſen verneint, 
Hertels Beweisführung zielt auf die Feſtſtellung hin, nach dem 
Willen des Geſetzgebers ſolle nur in dem Hauptprozeß die Koſten⸗ 
verteilung unter den Streitgenoſſen entſchieden werden können, es 
gehe nicht an, in einem Nachprozeß eine Verteilung zu begehren, die 
derjenigen des Vorprozeſſes widerſpreche. Dieſe Auffaſſung iſt mit 
dem materiellen Rechte nicht vereinbar. Man bedenke z. B. einen 
leicht vorkommenden Fall: 

Zwei befreundete Firmen des gleichen Geſchäftszweiges, die eine 
ſehr bedeutend, die andere klein, verabreden, gemeinſam einen Dritten 
aus einem Tatbeſtand des Unl WG. zu verklagen. Sie verabreden 
unter ſich die Verteilung des Koſtenwagniſſes nach dem Maßſtabe 
8/4 zu ½. Nach außen tritt dies nicht in Erſcheinung, die Klage wird 
abgewieſen und jeder der Regel entſprechend nach Kopfteilen ver⸗ 
urteilt. Soll die kleinere Firma nicht das Recht haben, Ausgleich zu 
verlangen? Soll die ausdrückliche Vereinbarung, die naturgemäß nur 
unter den Streitgenoſſen Bedeutung hatte und weder Gericht noch 
Gegner etwas anging, nicht trotz des ganz richtigen Urteils Wirkung 
haben? Wie dieſe Überlegung zeigt, kann der von Hertel behaup⸗ 
tete Grundſatz unmöglich Wille des Geſetzgebers fein (vgl. auch 
Stein⸗Jonas II a. E. u. IV Abſ. 1 a. E. zu § 100 30.) 
Richtig it vielmehr, daß die Beſtimmungen des § 100 ausſchließlich 
das Verhältnis der Streitgenoſſen zu der gewinnenden Gegenpartei 
betrifft, und es iſt dem Ermeſſen des Gerichts lediglich anheim⸗ 
gegeben, ob es — u. U. zugunſten des Gewinnenden — die Koſten⸗ 
pflicht nach dem Maße der Beteiligung verteilen will. Wohl ſoll das 
Gericht von dieſem Ermeſſen pflichtgemäß Gebrauch machen. Doch 
handelt das Gericht nicht pflichtwidrig, wenn es trotz erheblicher Ver⸗ 
ſchiedenheit der Beteiligung von ſeinem Ermeſſen keinen Gebrauch 
macht. Man denke z. B. daran, daß die ſtärker beteiligte Partei arm 
iſt und beſonders frivol prozeſſiert hat! Da kann es ſehr wohl be⸗ 
gründet ſein, daß das Gericht die Erſatzanſprüche des Gewinnenden 
nicht aufs Spiel ſetzen will. Das von dem Gericht zu beachtende, 
wohlverſtandene Intereſſe des Gewinnenden kann alſo unter Um⸗ 
ſtänden nach ganz anderer Richtung zielen, als das nicht minder be⸗ 
achtliche Ausgleichsintereſſe der unterliegenden Streitgenoſſen. Eine 
verſchiedene Beurteilung kann alſo innerlich wohl begründet ſein. 

RA. Ernſt Langenbach, Darmſtadt. 
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LG. die Koſtenrechnung des Gerichtsſchreibers aufgehoben. Die 
Beſchwerde des Direktors des Rechnungsamts iſt unbegründet. 

Durch die Bewilligung des Armenrechts war die Kl. gem. 8 115 
Abſ. 1 ZPO. von der Berichtigung der Gerichtskoſten befreit. 
Dieſes Vorrecht betraf den ganzen von ihr geltend gemachten An⸗ 
ſpruch. Die teilweiſe Entziehung des Armenrechts gemäß $ 121 
3 O. verpflichtete fie noch nicht zur Nachzahlung der Prozeß⸗ 
gebühr. Hierzu hätte es gemäß $ 125 ZPO. noch eines beſonderen 
Beſchluſſes auf Grund der Feſtſtellung, daß ſie ohne Beeinträchti⸗ 
gung ihres notwendigen Unterhalts dazu imſtande ſei, bedurft. 
Allerdings wurde die Kl. gemäß § 74 GKG. für die Prozeßgebühr 
nach Entziehung des Armenrechts vorſchußpflichtig, ſoweit das letz⸗ 
tere für die Zukunft ihre Anträge nicht mehr deckte. Aber ſie hat 
das Gericht in letzterem Sinne nicht mehr in Anſpruch genommen. 
Vielmehr iſt in der ohne Widerſpruch des Bekl. erfolgten Ermäßi⸗ 
gung des Klagantrages auf 6000 AM eine gültige Klagrücknahme 
inſoweit zu erblicken, als der urſprüngliche Antrag dieſen Betrag 
überſteigt. Unerheblich iſt dabei, ob die Kl. ſich weitergehende 
Rechte vorbehalten hat. Die Klagrücknahme erfordert nichts wei⸗ 
ter als den Verzicht der Geltendmachung im anhängigen 
Rechtsſtreit. 

Richtig iſt nun zwar, daß die Vorſchußpflicht der Kl. ſofort 
mit der Entziehung des Armenrechts eintrat. Aber ſie hat ſich mit 
Rückſicht auf die einſtweilige Befreiung von der Koſtenpflicht auf 
den Rechtsſtreit eingelaſſen und muß bei teilweiſer Entziehung des 
Armenrechts die Möglichkeit haben, durch alsbaldige Beſchränkung 
ihrer Anträge dem Verluſte der ihr bewilligten Vergünſtigung zu 
entgehen. Auch bei Klagerhebung iſt gemäß $ 29 GKG. noch die 
Möglichkeit gebührenfreier Klagrücknahme gegeben. Nun iſt aller⸗ 
dings die Prozeßgebühr im Streitfalle ſchon endgültig angefallen. 
Aber der Rechtsgedanke, welcher unter Umſtänden zur Streichung 
der Prozeßgebühr führt, trifft auch auf die Vorſchußpflicht der 
unvermögenden Partei zu, welche unverzüglich nach teilweiſer Eut⸗ 
ziehung des Armenrechts zu entſprechender Klagrücknahme ſchrei⸗ 
tet. Letzteres ſteht daher dem vorſchußweiſen Anſatz der Prozeß⸗ 
gebühr entgegen. 

(Ov. Celle. 1. 85, Bell. v. 5. Mai 1927, 1 W 85/27.) 
Mitgeteilt von OSR. Granzow, Celle. 
* 


10. RGeſ. v. 6. Febr. 1923 über die Erſtattung von 
Rechtsanwaltsgebühren in Armenſachen. Die Staatskaſſe 
haftet für die durch den Zwangsvollſtreckungsauftrag des 
Armenanwalts entſtandenen Gebühren. 


Nach 8 119 30. erfolgt die Bewilligung des Armenrechts für 
den erſten Rechtsgang einſchl. der Zwangsvollſtreckung. Wenn daher 
in einem erſtinſtanzlichen Beſchluſſe des LG. das Armenrecht ſchlecht⸗ 
hin bewilligt iſt, ſo liegt die Auslegung am nächſten, daß es ſich 
mit Rückſicht auf 8 119 ZPO. auch auf die Zwangsvollſtreckung 
mitbeziehen ſoll. Es müßte ein beſonderer einſchränkender Zuſaßz 
gemacht ſein, um die Annahme zu begründen, daß die Armenrechts⸗ 
bewilligung im Einzelfalle nicht den vom Geſetz im allgemeinen 
vorgeſehenen Umfang haben ſollte. In dem gleichen Maße gilt auch 
die Beiordnung des Armenanwalts als erfolgt. Infolgedeſſen hat die 
Staatskaſſe auch die Gebühren für Zwangsvollſtreckungsmaßnahmen 
zu erſtatten. 

(OLG. Celle, 1. 3 S., Beſchl. v. 28. April 1927, 1 W 100/27.) 
Mitgeteilt von OLGR. Granzow, Celle. 
* 


II. Gef. v. 6. Febr. 1923 über die Erftattung von 
RAcGeb. in Armenſachen. Über den Umfang der ſtaatl. 
Erſatzpflicht entſcheidet der dem Anwalt erteilte ſtaatl. 
Auftrag. 

Der Beſchwerdeführer iſt der Kl. für das Berufungsverfahren 
als Armenanwalt beigeordnet geweſen. Er hat für ſeine Partei die 
Koſtenfeſtſetzung betrieben und verlangt deswegen Erſtattung der 
Koſtenfeſtſetzungsgebühr in Höhe von 1,20 MM aus der Staatskaſſe. 
Der Gerichtsſchreiber hat dies abgelehnt. Die Erinnerung und Be⸗ 
ſchwerde waren erfolglos. 

Die Verpflichtung der Staatskaſſe zur Erſtattung von Rechts⸗ 
anwaltsgebühren reicht nicht weiter als der dem Anwalt durch 
feine Beiordnung erteilte Auftrag. Im Streitfalle beſchränkt ſich 
letzterer auf das Berufungsverfahren. Zu dieſem gehört es aber 
nicht, die Koſtenfeſtſetzung für die Partei zu betreiben. Sie iſt viel⸗ 
mehr durch $ 103 Abi. 2 ZPO. dem erſten Rechtsgange zugewie⸗ 
ſen und konnte im Bedarfsfalle von der Partei allein beantragt 
werden. Infolgedeſſen iſt der Staat nicht zur Erſtattung der ange⸗ 
forderten Gebühr verpflichtet. 

(OLG. Celle, 1. 3 S., Veſchl. v. 19. Mai 1927, 1 W 128/27.) 
f Mitgeteilt von OS GR. Granzow, Celle. 


* 
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12. 8 926, 567 3 PO. Hat ein Gericht 1. Inſtanz über 
einen Antrag aus 8.926 11 ZPO. auf Aufhebung einer einft- 
weiligen Verfügung unrichtig ohne mündliche Verhand⸗ 
lung durch Beſchluß entſchieden — ſtatt nach mündlicher 
Verhandlung durch Urteil —, dann iſt die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde zuläſſig. 

Das LG. hat ohne voraufgegangene mündliche Verhandlung, 
überhaupt ohne den Antragſteller zu hören, durch Beſchluß v. 
27. Juni 1927 die einſtweilige Verf. v. 18. März 1927 aufgehoben 
mit der Begründung, daß der Antragſteller innerhalb der ihm ge⸗ 
ſetzten Friſt die Klage zur Hauptſache nicht erhoben habe. 

Gegen dieſen Beſchluß hat der Antragſteller ſofortige Be⸗ 
ſchwerde erhoben, die er mit Verletzung des § 926 Abſ. II 3PO. 
begründet. 

Dieſe Beſchwerde mußte zur Aufhebung des angefochtenen Be⸗ 
ſchluſſes und zur Zurückverweiſung der Sache an das LG. führen. 

Nach 88 936, 926 Abſ. 2 ABO. durfte das LG. über den 
Antrag der Antragsgegnerin auf Aufhebung der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung wegen Verſäumung der Friſt zur Erhebung der Klage nur 
durch Endurteil und damit nur nach voraufgegangener 
mündlicher Verhandlung entſcheiden. Sein Verfahren, die 
einſtweilige Verfügung ohne voraufgegangene mündliche 
Verhandlung durch Beſchluß aufzuheben, war alſo un⸗ 
uläſſig. Das gibt dem Antragſteller die Möglichkeit, gegen 

n Beſchluß des LG. mit Erfolg die ſofortige Beſchwerde zu er⸗ 
heben mit dem Ziele auf Aufhebung des Beſchluſſes des LG. 

Das iſt im Geſetze allerdings nicht beſonders ausgeſprochen 
worden. Für das Verfahren auf Erlaß einſtweiliger Verfügungen 
fehlt es an einer der Vorſchrift des 8 793 ZPO. entſprechenden Be⸗ 
ſtimmung, die allgemein gegen Entſch., die in dieſem Verfahren er⸗ 
ehen, die Beſchwerde zuließe, ſoweit nicht im einzelnen Falle be⸗ 
ere Rechtsbehelfe vorgeſehen find. Mit der Vorſchrift des § 793 
3PO aber kann der Antragſteller die Zuläſſigkeit der Beſchwerde 
nicht rechtfertigen. Dieſe Beſtimmung gilt nur für das Zwangs⸗ 
vollſtreckungsverfahren. Dazu gehört aber das Verfahren auf Er⸗ 
laß einſtweiliger Verfügungen nicht. Für die Frage nach der Zur 
läſſigkeit der hier vorliegenden Beſchwerde kommt alfo zunächſt nur 
die Vorſchrift des § 567 Abſ. 1 ZPO. in Betracht. Dieſe ſcheint 
aber wenigſtens auf den erſten Blick ebenfalls die Beſchwerde in 
vorliegendem Falle nicht zuzulaſſen. Das LG. hat in ſeinem Be⸗ 
ſchluſſe kein das Verfahren betr. Geſuch zurückgewieſen; viel⸗ 
mehr hat es durch ſeinen Beſchluß gerade dem Antrage der An⸗ 
tragſtellerin, die einſtweilige Verfügung aufzuheben, ſtattgegeben. 
Auch liegt keiner derjenigen Fälle vor, in denen die Beſchwerde 
im Geſetze beſonders zugelaſſen worden iſt. Das Geſetz hat für die 
von der Antragsgegnerin beantragte Entſch., wie hervorgehoben, 
nicht einen Beſchluß, ſondern ein Urt. vorgeſchrieben. Es kann alſo 
für die Anfechtung des überhaupt nicht zugelaſſenen Beſchluſſes 
eine Beſchwerde nicht beſonders vorgeſehen haben. Aus dieſen 
Gründen hat z. B. auch in einem ähnlichen Falle das OLG. Bres⸗ 
lau (OL GRſpr. 5, 327) die Beſchwerde für unzuläſſig erklärt. 
Gleichwohl war ſie hier für zuläſſig zu erachten. 

Das LG. hat feine Entſch., wie nach deren Form und Inhalt 
keinem Zweifel unterliegen kann, als Beſchluß und nicht als 
Urteil treffen wollen und auch getroffen. Damit hat es einen 
unrichtigen Weg eingeſchlagen. Dann entſpricht es aber den für 
ſolche Fälle unrichtigen Verfahrens durch ein Gericht in der Rſpr. 
entwickelten Grundſätzen, dem Antragſteller, der von dem unrichti⸗ 
gen Beſchluſſe des LG. betroffen worden iſt, die Befugnis zuzu⸗ 
ſprechen, auf dieſem unrichtigen Wege zu folgen (vgl. RG. 110, 
1381); Stein⸗Jonas, 350. Vorbem. III, 1 vor $ 511). Daß 
das Verſehen des LG. hier ſo kraß liegt, daß es dem durch einen 
Rechtsanwalt vertretenen Antragſteller nicht verborgen bleiben 
konnte und, wie die Beſchwerdeſchrift zeigt, auch nicht verborgen 
geblieben iſt, kann daran nichts ändern. Das könnte vielleicht dann 
zutreffen, wenn ohne weiteres Klarliegen würde, auf welchem 
Wege die unrichtige Entſch. des LG. wieder beſeitigt werden könnte. 
So liegt die Sache hier aber nicht. Hier würde es ſehr zweifelhaft 
ſein, ob gegen den unter Verletzung klarer verfahrensrechtlicher 
Geſetzesvorſchriften erlaſſenen Beſchluß überhaupt ein Rechtsmittel 
gegeben ſein würde, wenn die Beſchwerde unzuläſſig ſein ſollte. Da 
das LG. die angefochtene Entſch. unzweideutig als Beſchluß erlaſſen 
hat, kann es erheblichen Zweifeln unterliegen, ob der Antragſteller 
ſie mit der Berufung anfechten konnte. Jedenfalls konnten die Be⸗ 
denken hiergegen für den Antragſteller bei der Prüfung der Frage, 
welches Rechtsmittel gegen den Beſchluß gegeben ſei, ſchwerer wie⸗ 
gen als diejenigen, die gegen die Zuläſſigkeit der Beſchwerde gel⸗ 
tend gemacht werden können. Dem Antragſteller mag allerdings 
der Weg offen ſtehen, den das OLG. Breslau in dem angeführten 
Beſchluſſe aufgezeigt hat: ſeinerſeits die Antragsgegnerin zur Ver⸗ 
handlung über ihren Antrag auf Aufhebung der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung zu laden und dann ſelbſt den Antrag auf Erlaß eines End⸗ 
urteiles nach $ 926 Abs. 2 ZRO. zu ſtellen. Ob aber auf dieſem 
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Wege der unrichtige Beſchluß des LG. mit ſeinen für den Antrag⸗ 
ſteller vielleicht nachteiligen Folgen reſtlos würde beſeitigt werden 
können, kann immerhin gewiſſen Bedenken unterliegen; insbeſ. 
kann die Partei, die vor der Frage ſteht, welches Rechtsmittel ſie 
gegen den Beſchluß zu ergreifen habe, ſolche Bedenken hegen. Ein 
Rechtsmittel gegen den vom LG. erlaſſenen Beſchluß würde ein 
ſolcher Antrag überhaupt nicht ſein. Auch kann leicht überſehen 
werden, dieſen Weg einzuſchlagen. Er richtet ſich nicht unmittelbar 
gegen die Entſch. des LG., die den Antragſteller beſchwert, ſondern 
greift auf deren Grundlage, den Antrag der Antragsgegnerin auf 
Aufhebung der einſtweiligen Verfügung zurück und wiederholt, 
wenn auch in anderer prozeſſualer Form, zunächſt ein Verfahren, 
das ſchon einmal ſtattgefunden und zu dem angefochtenen Be⸗ 
ſchluſſe geführt hat, um demnächſt vielleicht zu einer Beſeitigung 
des angefochtenen Beſchluſſes zu führen. An ſolchen prozeſſualen 
Schwierigkeiten darf das ſachliche Recht der Parteien nicht ſcheitern. 
Es bleibt beſtehen, daß das LG. durch ſein unrichtiges Verfahren 
den Antragſteller prozeſſual in eine ſchwierige Lage verſetzt hat. Da⸗ 
durch darf der Antragſteller in ſeinem Rechte keine Nachteile er⸗ 
leiden. Die Rechtsmittel ſind Behelfe der Parteien. Bei der Lö⸗ 
ſung der hier vorliegenden Zweifelsfrage muß deshalb von dem 
Standpunkte ausgegangen werden, den die Partei verſtändiger⸗ 
weiſe gegenüber der Entſch. des Gerichtes, wie fie vorliegt, ein⸗ 
nehmen muß. 

Von dieſem Standpunkte aus aber wird-ſie durch Form und 
Inhalt der angefochtenen Entſch. geradezu auf die Beſchwerde als 
das gegen ſie gegebene Rechtsmittel gedrängt. 

Freilich überhebt alles dieſes die Partei nicht der Verpflich- 
tung, zu prüfen, ob dann die beſonderen Vorausſetzungen erfüllt 
ſind, die das Geſetz für die Zuläſſigkeit einer Beſchwerde abgeſehen 
davon aufgeſtellt hat, daß es ſie für einen Fall, wie den vorliegen⸗ 
den, nicht beſonders zugelaſſen hat. Dabei muß aber immer die 
Beſonderheit des vorliegenden Falles im Auge behalten werden, daß 
es ſich um einen Beſchluß in einem Verfahren handelt, das den 
geſetzlichen Prozeßvorſchriften zweifelsfrei widerſtreitet. Wird das 
hinreichend beachtet, ſo finden damit auch die Bedenken ihre Er⸗ 
ledigung, die in dieſem Zuſammenhange gegen die Zuläſſigkeit der 
Beſchwerde geltend gemacht werden könnten. 

8 926 Abſ. 2 3 O. ſchreibt, wie ſchon hervorgehoben, für die 
Entſch., die die Antragsgegnerin hier beantragt hatte, die Form des 
Endurteiles und dadurch mittelbar auch eine voraufgehende münd⸗ 
liche Verhandlung vor. § 567 ZPO. ſtellt aber für die Zuläſſig⸗ 
keit der Beſchwerde gerade das Erfordernis auf, daß die Entſch. 
keine vorgängige mündliche Verhandlung erfordere. Demgegen⸗ 
über iſt darauf hinzuweiſen, daß jedenfalls für den (geſetzwidrigen) 
Beſchluß die mündliche Verhandlung nicht erforderlich war und das 
LG. die Sache auch ſo behandelt hat, als wenn ſie nicht erforderlich 

eweſen wäre (Stein⸗Jonas, Vorbem. III 2e vor $ 510). Des⸗ 
halb ſteht dieſes Erfordernis des 8 567 Abſ. 1 PO. der Zuläffigkeit 


Abſ. 1 ZPO. bei der ſinngemäßen Anwendung auf den im Geſetze 
nicht vorgeſehenen vorliegenden Fall notwendig eine Einſchränkung. 


56. Jahrg. 1927 Heft 37/38) 


Danach war die Beſchwerde des Antragſtellers jedenfalls als 
ſofortige Beſchwerde, als welche fie form- und friſtgerecht erhoben 
worden iſt, zuzulaſſen. 

Dann ergibt ſich aber bereits aus dem bisher Dargelegten 
ohne weiteres, daß ſie dazu führen mußte, den Beſchluß des OG. 
aufzuheben und die Sache zur erneuten Verhandlung und Entſch. 
an das LG. zurückzuverweiſen. Das LG. wird nunmehr auf den 
Antrag der Antragsgegnerin Verhandlungstermin anberaumen und 
demnächſt, wenn ſich die Sache nicht vorher anders erledigt, durch 
Endurteil über ſie zu entſcheiden haben, nachdem die Antrags⸗ 
gegnerin den Antragſteller zu dem Termin geladen hat und in 
dieſem die Parteien über den Antrag der Antragsgegnerin münd⸗ 
lich verhandelt haben. 

(OLG. Celle, 1. 3 S., Beſchl. v. 19. Juli 1927, 2 W 169/27.) 
* 

13. 88 28, 33, 89, 77, 79 8 VG. Keine einſtweilige 
Einſtellung des Verſteigerungs verfahrens mehr nach 
Wirkſamwerden des Zuſchlags. Iſt der Zuſchlagsbeſchluß 
trotz Nichtberückſichtigung des in Abt. II für das Haupt⸗ 
verſorgungsamt eingetragenen befriſteten Veräuße⸗ 
rungsverbots nicht angegriffen und dadurch rechtskräf⸗ 
tig geworden, ſo iſt die ſich gegen die Ablehnung des 
Einſtellungsantrags richtende ſofortige Beſchwerde des 
Hauptverſorgungsamts für erledigt zu erklären. Bedeu⸗ 
tung eines ſolchen Veräußerungsverbots. 

Die Entſch. des LG. (daß die Aufhebung des Zuſchlagsbeſchl. 
angeordnet und dem betreibenden Gläubiger eine Friſt zur Hebung des 
ſich aus dem eingetragenen Veräußerungsverbot ergebenden Hinder⸗ 
niſſes beſtimmt hakte) erweiſt ſich als unzuläſſig. Wenn der Zuſchlags⸗ 
beſchl. auch noch nicht rechtskräftig war, fo war doch für eine einſt⸗ 
weilige Einſtellung des Verfahrens kein Raum mehr. Eine ſolche darf, 
wie ſich aus 8 33 ZUG. ergibt, nur bis zum Schluſſe der Verſteige⸗ 
rung angeordnet werden. Eine Verſagung des Zuſchlags konnte aber 
auch nicht mehr ausgeſprochen werden, da dieſer bereits erteilt und 
gem. 8 89 ZUG. wirkſam geworden war. Ob das Hauptverſorgungs⸗ 
amt oder der bisherige Eigentümer noch durch Beſchwerde gegen den 
den Zuſchlag erteilenden Beſchl. die der Beſchwerde zugrunde liegende 
Auffaſſung hatten zur Geltung bringen können, kann nnerörtert 
bleiben, da eine Anfechtung dieſes Beſchl. nicht mehr erfolgt iſt. Im 
Zwangsverſteigerungsverfahren, das abgeſchloſſen iſt, iſt deshalb kein 
Raum mehr zur Prüfung der Frage, welche Bedeutung das eingetra⸗ 
gene Veräußerungsverbot hatte, und ob es dem Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren entgegenſtand und einen Rechtserwerb durch den Zuſchlags⸗ 
beſchl. hinderte. Der angefochtene Beſchl. war daher aufzuheben, und 
die ihn veranlaſſende Beſchwerde des Hauptverſorgungsamts war durch 
den inzwiſchen erteilten Zuſchlagsbeſchl. gegenſtandslos geworden und 
damit erledigt. Wegen der Bedeutung eines Veräußerungsverbots 
gem. 877 RVG. zu vgl. RG. 105, 72; OLG. 41, 152; OLG. Bam⸗ 
berg, Reg. 154/25 (betrifft auch Zwangsverſteigerung). 

(OLG. Celle, Beſchl. v. 8. Juli 1927, 7 W 145/27.) 
Mitgeteilt von AR. Reiſchauer, Sylke. 


* 
Düſſeldorf. 

14. 8519 IPOD. Der vom Berufungskl. erforderte 
Gerichtskoſtenvorſchuß dorf auch durch ben Berufungsbekl. 
gezahlt werden. ) 

Die Kl. hat nachgewieſen, daß die von dem Bekl. erforderte 
Prozeßgebühr von ihr eingezahlt und von der Gerichtskaſſe angenom⸗ 
men worden iſt. Für die Auffaſſung der Bekl., daß fie dieſe Zah⸗ 
lung nicht als für ſie erfolgt gelten zu laſſen brauchten, bietet das 
Geſetz leinen Anhalt. Allerdings iſt nach dem Wortlaut des 8 519 
Ab). 6 ZPO. die Verpflichtung zur Einzahlung der Prozeßgebühr dem 
Berl. (hier den Bekl.) auferlegt. Dadurch iſt aber nicht zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß die Gebühr nur vom BerKl. und ohne deſſen 
Einwilligung nicht auch vom BerBekl. gezahlt werden könne. Die 
Vorwegerhebung der Prozeßgebühr iſt in erſter Linie im Intereſſe 
der Staatskaſſe eingeführt, um eine Vorauszahlung der Koſten zu er⸗ 
reichen oder doch ihre Einziehung zu ſichern. Im Hinblick auf dieſen 
Zweck muß es in Anwendung des 8267 BGB. für zuläſſig erachtet 
werden, daß die Gebühr ohne Rüchkſicht auf die Einwilligung des 
BerͤKl. für dieſen vom BerBehl. gezahlt wird, zumal wenn dieſer 
an einer beſchleunigten Durchführung der Berufung Intereſſe hat. 

(OLG. Düſſeldorf, 2. Fer ZS., Beſchl. v. 21. Juli 1927, 9 U 120/27.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Reinhold, Düſſeldorf. 
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Zu 14. Wieder einmal eine jener zweifelsfrei zutreffenden Ent⸗ 
ſcheidungen, von denen man ſich nur fragen kann, warum ſie not⸗ 
wendig wurden und wie es möglich war, eine Gegenmeinung zu ver⸗ 
treten! Dieſe Entſcheidung entſpricht übrigens der 
Praxis — ſoweit diesſeits bekannt — aller deutſchen 
Berufungsgerichte. D. O. 
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Frankfurt a. M. 


15. 8 115 3P O. Die Bewilligung des Armenrechts hat 
keine rückwirkende Kraft. f) 


Weder aus der im § 115 Nr. 1 ZPO. verordneten einſtwei⸗ 
ligen Befreiung von den rückſtändigen Gerichtskoſten und den dort 
angegebenen Auslagen noch aus dem Geſetz über die Erſtattung 
von Rechtsanwaltsgebühren in Armenſachen kann eine rückwir⸗ 
kende Kraft gefolgert werden. Der Armenanwalt kann die Er⸗ 
ſtattung ſeiner Gebühren und Auslagen aus der Staatskaſſe grund⸗ 
Täglich nur für diejenige Tätigkeit beanſpruchen, welche er nach 
ſeiner Beſtellung ausgeübt hat. Auch die in einigen oberlandes⸗ 
gerichtlichen Entſch. vertretene Mittelmeinung, daß ausnahmsweiſe 
dann, wenn ſich die Erledigung des Armenrechtsgeſuchs bloß durch 
Verſchulden des Gerichts verzögert hat, die Vorausſetzungen für 
die Bewilligung des Armenrechts aber ſchon z. 3. der Anbringung 
des Geſuchs gegeben waren, der verſpäteten Bewilligung auch in 
Anſehung der Gebühren und Auslagen des zum Armenanwalt be⸗ 
ſtellten Wahlanwalts rückwirkende Kraft zukommen müſſe, kann 
nicht gebilligt werden. Dieſe Entſch. gründen ſich N auf 
Billigkeitserwägungen und laſſen es übrigens unklar, ob jene Aus⸗ 
nahme von ſelbſt eintreten ſoll oder nur dann, wenn das Gericht 
es beſonders ausſpricht. Billigkeitsgründe für eine ſolche be⸗ 
ſchränkte Rückwirkung liegen aber auch in jenem Ausnahmefalle 
nicht vor. Der Wahlanwalt, der namens der armen Partei das 
Armenrechtsgeſuch geſtellt hat, iſt nicht verpflichtet, vor ſeiner Be⸗ 
ſtellung zum Armenanwalt für die Partei aufzutreten. Er hat auch 
gar keinen Anſpruch darauf, als Armenanwalt der Partei beigeordnet 
zu werden, und muß damit rechnen, daß vom Vorſitzenden, dem die 
Auswahl des beizuordnenden Anwalts obliegt, nicht er, ſondern 
ein anderer Rechtsanwalt zum Armenanwalt beſtimmt wird, ſelbſt 
wenn er gebeten haben ſollte, ihn ſelbſt zum Armenanwalt zu 
beſtellen. Dazu kommt folgendes Bedenken. Wie ſoll, wenn das 
Gericht ſich nicht etwa beſonders darüber ausgeſprochen hat, in 
dem Verfahren betr. die Erſtattung der Armenanwaltsgebühren aus 
der Staatskaſſe feſtgeſtellt werden, ob die Vorausſetzungen für die 
Bewilligung des Armenrechts ſchon früher vorgelegen haben als zu 
dem Zeitpunkt, in dem es bewilligt wurde, und welche Gründe das 
Gericht veranlaßt haben, das Geſuch nicht alsbald, ſondern erſt 
ſpäter zu erledigen? Hierüber kann der Gerichtsſchreiber, dem da⸗ 
für alle Unterlagen fehlen, unmöglich befinden. Es ware höchſtens 
denkbar, daß er derartige Umſtände berücksichtigen müßte, wenn 
es vom Gericht beſonders angeordnet wäre. Es iſt aber auch ab⸗ 
zulehnen, daß das Gericht überhaupt befugt iſt, ſeinem Beſchluß, 
durch den es das Armenrecht bewilligt, rückwirkende Kraft nach 
irgendwelcher im Geſetz nicht vorgeſehenen Richtung, namentlich in 
bezug auf die Gebühren des RA., der die arme Partei bisher ver⸗ 
treten hat, beſonders beizulegen. Zu einer derartigen Maßnahme 
bietet das Geſetz keine Handhabe. Die Wirkungen der Armenrechts⸗ 
bewilligung find in den 98 115 ff. ZRO. erſchöpfend geregelt, und 
die Frage, welche Gebühren und Auslagen des Armenanwalts aus 
der Staatskaſſe zu erſtatten find, iſt in § 1 Abſ. 1 des Geſ. v. 
6. Febr. 1923 vom Geſetzgeber ſelbſt geordnet, und zwar in der 
Weiſe, daß dem für die arme Partei beſtellten Rechtsanwalt im 
Falle der Bewilligung des Armenrechts die Gebühren und Aus⸗ 
lagen nach Maßgabe der Gebührenordnung für NA. bis zu einer be⸗ 
ſtimmten Hochſtgrenze aus der Staatskaſſe zu erſetzen ſind, d. h. 
daß ihm dieſelben Gebühren zu erſtatten ſind, die er erhalten 
würde, wenn er im Augenblick der Beiordnung von der Partei be⸗ 
auftragt wäre. Nur im Falle der Bewilligung des Armenrechts, 
alſo bei wirklicher Bewilligung, nicht ſchon beim Vorliegen ihrer 
Vorausſetzungen werden dieſe Gebühren erſtattet. Daraus folgt, 
daß der Erſtattungsanſpruch niemals mehr betragen kann als die 
Gebühren und Auslagen eines mit der Vertretung der Partei vor 
der Armenrechtsbewilligung noch nicht befaßt geweſenen RA. Des⸗ 


Zu 15. Der Entſch. muß zugeſtimmt werden, wennſchon ſie für 
die Partei im vorliegenden Fall, in welchem das Erſtgericht recht⸗ 
zeitigere Verbeſcheidung des Armenrechtsgeſuchs überfehen zu haben 
ſcheint, eine Härte bedeutet. Ich verweiſe auf die zuſammenfaſſende 
Erörterung der Frage der Rückwirkung der Armenrechtsgewäh⸗ 
rung von Geiershöfer: JW. 1925, 1421, gebilligt von Wal⸗ 
ter⸗Joachim⸗Friedlaender (7) S. 569 oben, ebenſo KG.: 
JW. 1925, 1895. Bei verſehentlich oder zufolge Geſchäftsgang des 
Gerichts verſpäteter Bewilligung legen der letzteren Rückwirkung 
bei: LG. Fürth: Bay. 1925, 155; Kch.: JW. 1925, 2340 (9. S.), 
ähnlich 2341 (12. S.) u. IW. 1926, 858 (Anwalt war in berechtigter 
Erwartung ſeiner Beſtellung zum Armenanwalt tätig). Im übrigen 
ER Rſpr. u. Lit. bei Walter⸗Joachim⸗Friedlaender 
7) S. 100. 

oO Dagegen wäre die Frage zu prüfen, ob nicht bei vom Gericht 
verſchuldeter Verſpätung der Armenrechtsbewilligung die etwa ge⸗ 
ſchädigte Partei Schadenserſatzanſprüche gegen den Staat erheben 
kann. 

Daß die Prozeßgebühr, auch wenn vor Beiordnung der 
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halb kann für den Erſtattungsanſpruch des Armenanwalts gegen 
die Staatskaſſe auch immer nur ſeine Tätigkeit als ſolcher, nicht 
ſeine etwaige frühere Tätigkeit als Wahlanwalt der Partei in 
Frage kommen. Irgendein Unterſchied nach der Richtung, ob das 
Armenrechtsgeſuch rechtzeitig vom Gericht beſchieden iſt oder nicht, 
wird von dem Geſetz nicht gemacht. 

(OLG. Frankfurt, 6. 8 S., Beſchl. v. 2. Juli 1927, 6 W 214/27.) 
Mitgeteilt von RA. Konrad Sundermeyer, Frankfurt a. M. 

* 

Hamburg. 

16. 828 Uufw®. War bie aufgewertete Forderung 
früher unverzinslich, fo find Zinſen des Aufwertungs⸗ 
betrages nicht zu entrichten. f) 

Iſt ſomit eine Haftung der Zinſen aus dem Inhalt der Ein⸗ 
tragungen und ihren Bezugnahmen zu verneinen, ſo fragt es ſich 
nur, ob die Bekl. ohne Rückſicht auf die Unverzinslichkeit der der 
Aufwertung zugrunde liegenden Sicherungshypotheken Zinſen auf 
den Aufwertungsbetrag verlangen kann (und zwar vom Erſteher des 
Grundſtücks nach ſtattgehabter Zwangsverſteigerung. D. E.). Das 
LG. hat die Frage bejaht, weil die Aufwertungszinſen geſetzliche 
Zinſen ſeien und daher gem. § 1118 BGB. dem Gläubiger ohne Ein» 
tragung zuſtänden. 

Ob die Aufwpertungszinſen geſetzliche Zinſen, kommt nur 
inſoweit in Frage, als ſonſt der Anſpruch der. Bekl. ſchon daran 
ſcheitern würde, daß Zinſen nicht eingetragen ſind. Es iſt aber 
vorweg zu erörtern, ob das AufwG. an die Stelle einer unver⸗ 
zinslichen Sicherungshypothek eine Sicherung durch den Aufwer⸗ 
tungsbetrag der Hypothek zuzüglich der Aufwertungszinſen ge⸗ 
währt. Das muß entgegen der herrſchenden Meinung mit Nad⸗ 
ler IIIa S. 109 und Neukirch 9 28 A 1 verneint werden. 

Eine ſolche Verzinsbarkeit früher unverzinslich geweſener An⸗ 
ſprüche würde eine im Endergebnis erhebliche prozentuale Beſſer⸗ 
ſtellung ſolcher Anſprüche gegenüber den früher verzinslichen be⸗ 
deuten, für die es an jeder ſachlichen Rechtfertigung fehlt. Es 
ſpricht aber auch der Wortlaut des 8 28 AufwG. dagegen. Die Be⸗ 
ſtimmungen über die Unverzinslichkeit und den „Erlaß“ rückſtän⸗ 
diger Zinſen ſind für den Fall der Unverzinslichkeit des urſprüng⸗ 
lichen Rechtsverhältniſſes gegenſtandslos. Der folgende Saß be⸗ 
ſtimmt dann aber nicht, daß der Aufwertungsbetrag zu verzinſen 
iſt, ſondern lautet: „der Zinsſatz beträgt ...“, regelt alſo nur den 
Zinsſatz, ohne ein Verzinſungsrecht zu ſchaffen. 

Man mag alſo für die Fälle, in denen das Geſetz Aufwer⸗ 
tungszinſen ganz unabhängig von der früheren Höhe ſchematiſch 
auf Grund einer Schätzung der Tragbarkeit nach der vorausſicht⸗ 
lichen Wirtſchaftsentwicklung gewährt, von geſetzlichen Zinſen 
ſprechen. Aus dem Wortlaut des Geſetzes, ſeinem Standpunkt einer 
prozentual gleichmäßigen Aufwertung der Goldwerte gleichartiger 
Anſprüche und ſeiner Entſtehungsgeſchichte iſt nicht zu entnehmen, 
daß unverzinslichen Anſprüchen dieſe geſetzlichen Zinſen haben ge⸗ 
währt werden ſollen. 

(OLG. Hamburg, 5. ZS., Urt. v. 22. Juni 1927, V 220/27.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Wilh. Heymann, Bremen. 
* 


u 


Armenanwalt als Wahlanwalt Prozeßbevollmächtigter war, ſtets 
vom Armenanwalt der Staatskaſſe berechnet werden darf, iſt zu⸗ 
treffend in obigem Beſchluß angenommen und deckt ſich mit RG. 
111, 35 JW. 1926, 705; im übrigen ſiehe hierzu Walter⸗ 
Joachim⸗Friedlaender (7) S. 100 Fußn. 7 und Nachtrag 
S. 569; Geiershöfer: JW. 1925, 1421. 

IR. Dr. Geiershöfer, Nürnberg. 


Zu 16. Ein erfreuliches Zeichen, wie eine zutreffende Anſicht ſich 
der „herrſchenden Meinung“ gegenüber durchzuſetzen beginnt. (M.) 


Zu 17. Die Vollſtreckungserklärung des Schiedsſpruchs iſt, 
wenn binnen der gerichtlich beſtimmten Friſt die Erhebung der 
Aufhebungsklage gegen den Schledsſpruch nachgewieſen iſt, bis zur 
Erledigung des Aufhebungsprozeſſes auszuſetzen. Was heißt 
„Erledigung“? Iſt damit die rechtskräftige Entſch. über die 
Aufhebungsklage zu verſtehen (jo KG.: JW. 1926, 10321)? 
Oder genügt auch ſchon die vorläufig vollſtreckbare Ab⸗ 
weiſung der Aufhebungsklage, wie die vorl. Entſch. annimmt? 

Für die letztere Auffaſſung ſprechen jedenfalls die beſſeren 
praktiſchen Gründe. Die neuen Vorſchriften über die Vollſtreckbarkeit 
des Schiedsſpruchs bezwecken eine beſchleunigte Herbeiführung der 
Vollſtreckung. Das Verlangen einer Rechtskraft im Aufhebungs⸗ 
prozeß, d. h. im gegebenen Falle das Zuwarten bis zur Beendigung 
des reichsgerichtl. Verfahrens, bedeutet jedoch für den aus dem 
Schiedsſpruch Berechtigten einen weiteren, nicht unerheblichen Zeit⸗ 
verluſt. Darum erſcheint es jedenfalls zweckmäßig, eine vor⸗ 
läufig vollſtreckbare Abweiſung der Aufhebungsklage für genügend 
zu erklären. 

Der an ſich nicht ſehr eindeutige und von der ZPO. ſelbſt in 
verſchiedenen Bedeutungen verwendete Ausdruck „Erledigung“ ſteht 
ſolcher Auslegung kaum zwingend entgegen. Wenn die „Erledigung“ 


Rechtſprechung 


(Juriſtiſche Wochenſchrift 


17. 8 1043 Abſ. 3 ZPO. Vollſtreckbarkeitserklärung 
eines Schiedsſpruchs vor Rechtskraft der Entſcheidung 
über die Aufhebungsklage. f) 

Das LG. hat den Anſpruch auf Vollſtreckbarkeitserklärung des 
Schiedsſpruchs abgelehnt, weil das zweitinſtanzl. Urt., das die Auf⸗ 
hebungsklage vorläufig vollſtreckbar abweiſt, noch nicht rechtskräftig 
ſei, Erledigung i. S. 8 1042 Abſ. 3 ZPO. aber rechtskräftige Er⸗ 
ledigung bedeute. Wäre dieſe Auffajjung, die u. a. von Volk⸗ 
mar, VO. üb. d. Verfahren in bürg. Rechtsſtreitigkeiten v. 
15. Febr. 1924, Anm. 4, geteilt wird, zutreffend, ſo ſtände das Er⸗ 
gebnis ohne Zweifel einer verſtändigen Abwicklung des ſchieds⸗ 
gerichtl. Verfahrens, wie ſie der Verkehr erfordert, völlig entgegen 
(vgl. Leo, Hanf. 1924, 519; Mittelſtein, daſ. 1925, 141; 
v. Staff, 254). Es erſcheint auch fraglich, ob die gegenteilige 
Auffaſſung gerade in dem Hinweis auf die Verwendung, die das 
Wort „Erledigung“ im Rahmen des von der Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens handelnden 8148 ZPO. findet, eine wirkſame Stütze er⸗ 
hält, wie Jacoby, LZ. 1925, 126 ff., meint. Nach ihm ſoll es 
ſich in beiden Fällen um die Erreichung des für den Weitergang des 
Verfahrens erforderlichen Abſchluſſes eines Präjudizialverfahrens han⸗ 
deln. Will man jedoch im Falle § 148 den Erlaß ſich widerſprechen⸗ 
der Entſch, vermeiden — und das iſt doch die ratio des § 148 —, 
ſo muß man — wenigſtens regelmäßig — abwarten, bis die Entſch. 
des anderen Rechtsſtreits rechtskräftig vorliegt. Immerhin liegt 
nicht unbedingt in dem Worte „erledigen“, daß es ſich um ein 
völliges Beendigen handeln muß; inſofern mag ſelbſt auf 8 148 
verwieſen werden können, und kann mit größerem Recht — wie 
von Stein⸗Jonas geſchehen, die gleichfalls 8 1042 Abſ. 3 in 
dem hier vertretenen Sinne verſtehen — auf 8 47 3 PO. Bezug ge⸗ 
nommen werden. Mit Recht wird die Wendung daſelbſt „vor Erledi⸗ 
gung des Ablehnungsgeſuchs“ bereits i. S. einer noch nicht rechts⸗ 
kräftigen Erledigung verſtanden. Außerdem iſt aber auch 8 48 hier⸗ 
herzuziehen: Wenn dort von dem „für die Erledigung eines Ab⸗ 
lehnungsgeſuchs zuſtändigen Gericht“ geſprochen wird, ſo iſt Erledi⸗ 
gung offenſichtlich nicht i. S. einer rechtskräftigen Erledigung ge⸗ 
meint. Nimmt man noch den indifferenten Sinn hinzu, den der 
Ausdruck Erledigung in § 454 ZPO. („Erledigung der anderen Be⸗ 
weismittel) hat, ſo erſcheint hiernach die Möglichkeit gegeben, unter 
Erledigung in § 1042 Abſ. 3 auch einen noch nicht bis zur Rechts⸗ 
kraft gediehenen Abſchluß des Rechtsſtreits zu begreifen. 

Dieſe ſomit zuläſſige Auslegung iſt aber hier deshalb ſchlecht⸗ 
hin geboten, weil die gegenteilige den offenbaren Zweck der Nov., 
gerade an dem hier fraglichen Punkte das gerichtl. Verfahren hin⸗ 
ſichtlich der Verabſchiedung der Schiedsſprüͤche zu beſchleunigen, wie 
er namentlich in Abſ. 1 desſelben 8 1042 zum unverkennbaren Aus⸗ 
druck kommt, vereiteln würde. 

Eine Sicherheitsleiſtung kommt nicht in Frage, um ſo weniger 
als d. Urt. d. I. Sen. im Aufhebungsprozeß die Klage auf Auf⸗ 
hebung vorläufig vollſtrechbar abgewieſen hat, ohne die Ab⸗ 
wendung der Vollſtrechung durch Sicherheitsleiſtung zuzulaſſen, 
und als der Beklagte des Aufhebungsprozeſſes, der Gläubiger des 
Hauptanſpruchs, durch die vorläufig vollſtrechbare Abweiſung des 
Aufhebungsanſpruchs ein Recht auf vorläufige Vollſtreckbarkeit des 


(des Aufhebungsprozeſſes) Bedingung für die Vollſtreckbarkeit (des 
Schiedsſpruchs) ſein ſoll, ſo kann man, ohne dem Wortlaut Zwang 
anzutun, in dem vorläufig vollſtreckbaren Urt., welches die Auf⸗ 
hebungsklage abweiſt, eine Art von „Erledigung“ des Aufhebungs⸗ 
prozeſſes, finden, wenn auch eine zunächſt noch vorläufige Erledi⸗ 
gung. Vorläufige Vollſtreckbarkeit bedeutet eben vorläufigen Eintritt 
der Urteilswirkungen (mit alleiniger Ausnahme der an die Rechts⸗ 
kraft geknüpften Folgen), und zu dieſen Urteilswirkungen gehört 
im vorl. Falle die Vollziehung des angegriffenen Schiedsſpruches. 

Mit Recht weiſt auch Salomon in feiner Anm. JW. 1926, 
10321 darauf hin, daß nach früherem Rechte die vorläufige 
Vollſtreckbarkeit des damals erforderlichen Vollſtreckungs urteils 
genügte, um die tatſächliche Vollziehung des Schiedsſpruchs zu er⸗ 
möglichen (vorbehaltlich der Rückgängigmachung der Vollſtreckung 
für den Fall einer nachträglichen Aufhebung des Vollſtreckungsurt. 
in höherer Inſtanz). Indem nun das neue Recht dem Schuldner die 
Initiative zur Verhinderung der Vollſtreckbarkeit des Schiedsſpruchs 
überläßt, ſtatt wie bisher dem Gläubiger die klagmäßige Herbei⸗ 
führung der Vollſtreckung zuzuweiſen, hat es die Lage des Gläu⸗ 
bigers nicht verſchlechtern wollen. Eine ſolche Verſchlechterung wäre 
aber nach der hier abgelehnten Auffaſſung darin gelegen, daß der 
Gläubiger länger als früher auf die Vollſtreckung des Schieds⸗ 
ſpruches warten müßte. 

Allerdings muß der Gläubiger, wenn ihm vor Rechtskraft des 
Urt. des Aufhebungsprozeſſes der Beſchl. über die Vollſtreckbarkeit 
des Schiedsſpruchs gewährt wird, damit rechnen, daß bei nachträg⸗ 
licher rechtskräftiger Zuſprechung der Aufhebungsklage die erfolgte 
Vollſtreckung unter Koſten⸗ und Schadenserſatznachteilen für ihn 
ſelbſt rückgängig gemacht werden wird. Inſofern vollſtreckt er auf 
eigenes Riſiko. Aber dergleichen Erſcheinungen ſind auch ſonſt im 
Zuſammenhang mit der vorläufigen Vollſtrechbarkeit unſerem gel» 
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Schiedsſpruchs erhalten hat. Auch der letztere Umſtand ſpricht 
übrigens dafür, daß ſolches Recht dem Gläubiger durch 8 1042 
Abſ. 3 nicht hat verkürzt werden ſollen. 

Es iſt nicht zu verkennen, daß vorliegendenfalls die nach 
81042 Abſ. 3 auszuſprechende Vollſtreckbarkeit auf eine vorläufige 
hinausläuft. Es beſteht jedoch, da dies ohne weiteres aus der Sach⸗ 
lage erhellt, kein Anlaß, es etwa beſonders auszuſprechen. Würde 
übrigens das Urteil des I. Sen. im Aufhebungsprozeß in der Rev⸗ 
Inſtanz aufgehoben und durch eine gegenteilige Entſch. erſetzt, ſo 
wäre nach Analogie von 8 717 PO. die Folge die, daß unter Aus⸗ 
ſcheiden einer Schadenserſatzpflicht der Antragſtellerin dieſe zur Rück⸗ 
zahlung des ihr Geleiſteten verpflichtet wäre. 

(OLG. Hamburg, 6. ZS., Beſchl. v. 12. April 1927, Bs Z VI 132/27.) 
Mitgeteilt von RA. Prof. Dr. W. Fiſcher, Hamburg. 
Hamm. * 
18. 813 RAGeEbD.; 8 619 ZPO. Parteivernehmung 
nach 8619 ZPO. begründet die Beweisgebühr nach 8 13 
Ziff. 4 RA Gebo. nicht. f) 

Über die Frage, ob in Eheſachen die vom Gericht gem. 8 619 
ZPO. angeordnete Vernehmung einer Partei für die ProzBevollm. 
den Anſpruch auf die Beweisgebühr und folgeweiſe die weitere Ver⸗ 
handlungsgebühr (8 17 a. a. O.) begründet, beſteht in Schrifttum und 
Rſpr. keine Übereinſtimmung. Für die Zulaſſung des Anſpruchs 
ſprechen ſich aus: Kann, ZPO. zu 8619 Anm. 1 u. 2 Sko⸗ 
nietzki⸗Gelpke, ZPO. zu 8619 Anm. 5, 9 u. 10; Baum bach, 
RKoſtcH. zu § 20 SK J. Anm. 3; Senkpiehl: 28.1905, 854; 
Neumiller: Dig. 1906, 142; Wurzmann: JW. 1925, 345; 
LG. Leipzig: JW. 1923, 704; Oe. Karlsruhe: JW. 1925, 2370. 
Die entgegengeſetzte Anſicht vertreten: Stein⸗Jonas, ZPO. zu 
8619 Anm. 1; Jonas, Ge. zu § 20 Anm. 5a; Zeiſing: 
DIZ. 1906, 192; Willenbücher, 10. Aufl., 1926 zu 8 13 RA⸗ 
Gebd. Anm. 146; OLG. Frankfurt: OL GRſpr. 17, 183; OLG. Celle: 
OLG Rſpr. 42, 57; DRG. Hamm 10 W 80/26, 

Der Sen. ſchließt ſich den die Zuläſſigkeit der Gebührenforde⸗ 
rung verneinenden Stimmen an. Bei der Entſch. iſt zurückzugehen 
auf die Entſtehungsgeſchichte des 8619 ZPO. Die Begr. zu 8556 
des Entw. z. ZPO. (jetzt 8 619 ZPO.) (Hahn, Mat. z. ZPO. 
1. Abt. S. 404) lautet: „Dem Gerichte mußte die Befugnis einge⸗ 
räumt werden, das perſönliche Erſcheinen der Parteien nicht nur zu 
fordern, wenn begründete Hoffnung zur Ausſöhnung auf dieſem 
Wege vorhanden iſt, ſondern auch dann zu verlangen, wenn es das⸗ 
ſelbe zur Erforſchung der Wahrheit für erforderlich erachtet. Es iſt 
daher die im 8253 Abſ. 2 (jetzt 8 296 Abſ. 2 ZPO.) für den Sühne⸗ 
verſuch getroffene Beſtimmung — im Einklang mit der preuß. VO. 
v. 28. Juni 1844 8 20, dem preuß. Entw. § 861 Abſ. 2, dem preuß. 
Gef. v. 1. März 1869 818 und dem nordd. Entw. 8 1098 — dahin 
erweitert worden, daß das Ger. das perſönliche Erſcheinen einer 
Partei anordnen und dieſelbe über die von ihm dem Gegner oder 
von dem Staatsanwalt behaupteten Tatſachen vernehmen kann. Prak- 
tiſchen Wert erlangt dieſe Beſtimmung nur unter der Vorausſetzung, 
daß das Gericht die Befolgung ſeiner Anordnung mittels Zwangs⸗ 
maßregeln durchzuſetzen hat. Bei der Ahnlichkeit, welche zwiſchen 
einer derartigen Vernehmung der Parteien und der Abhörung eines 
Zeugen beſteht, lag es nahe, die nichterſchienene Partei wie einen 
im Vernehmungstermine nicht erſchienenen Zeugen zu behandeln und 
gegen dieſelbe die Vorſchriften der 88 334, 335 (jetzt 88 380, 881 
38.) zur Anwendung zu bringen; nur machte ſich die Stellung der 
zu vernehmenden Perſon als Partei inſofern geltend, als — ebenſo 
wie in dem Falle des 8 548 Abſ. 2 (jetzt 8610 Abſ. 2 ZPO.) — von 
der Erkennung der Haft Abſtand genommen werden mußte.“ Hier⸗ 
nach (vgl. auch die Vorbem. Hahn a. a. O. S. 396, 397) ſollten die 
erwähnten beiden preuß. Geſ. dem neuen Geſ. Vorbild ſein. 

Die preuß. VO. über das Verfahren in Eheſachen v. 28. Juni 
1844 (GS. 184) enthält in den 88 1—15 allgemeine Vorſchriften über 
die Gerichtszuſtändigkeit und den vor Erhebung der Scheidungsklage 
anzuſtellenden Sühneverſuch und geht dann mit § 16 zum Prozeß⸗ 
verfahren erſter Inſt. über. Die 88 19—34 tragen die Überſchrift: 
„Verhandlung der Sache“, § 19 beſtimmt, daß nach Eingang der 
Klagebeantwortung (88 16— 18) oder nach Verſäumung des dazu be 
ſtimmten Termins zunächſt zu prüfen ſei, ob nach den Umſtänden 
erwartet werden dürfe, daß die Parteien freiwillig vor dem Kollegium 
perſönlich erſcheinen würden. Nach 8 20 ſollen die Parteien zum per⸗ 


tenden Rechte nicht unbekannt. Sie ſind auch möglich, wenn die 
Aufhebungsklage gegen den Schiedsſpruch, wie es heute durchaus 
noch möglich iſt, erſt erhoben wird, nachdem der Schiedsſpruch für 
vorläufig vollſtreckbar erklärt, ja ſogar noch, nachdem er ſchon tat⸗ 
ſächlich vollſtrecht worden iſt. 

Die hier vertretene Auffaſſung iſt denn auch im Schrifttum die 
vorwiggende; dgl. außer den in der Entſch. angeführten Schrift⸗ 
ſtellern noch Nußbaum: IW. 1926, 18 Anm. 51. 

Geh. IR. Prof. Dr. Kiſch, München. 


Zu 18. Die außerordentlich eingehend begründete Entſch. iſt ins⸗ 
bef. wegen der von ihr gebrauchten geſchichtlichen Darlegung des Inter⸗ 
eſſes ſicher, überzeugt aber diejenigen nicht, welche — wie ich es in 
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ſönlichen Erſcheinen nur dann wider Willen angehalten werden, wenn 
das Ehegericht ſolches zur Erforſchung der Wahrheit für erforderlich 
erachtet oder begründete Hoffnung vorhanden iſt, daß dadurch die 
Verföhnung der Parteien werde bewirkt werden. Nach 8 23 ſollen 
erforderlichenfalls die Erklärungen der Parteien durch einen Kom⸗ 
miſſarius oder durch Requiſition eines andern Gerichts aufgenommen 
werden. An dem Abſchnitt Verhandlung der Sache „ſchließen ſich als⸗ 
dann in den 88 85 ff. die Beſtimmungen über die Beweisaufnahme“ 
an. Das Geſ., betr. die Gerichtsbarkeit und das gerichtl. Verfahren 
in Ehe⸗ und Verlöbnisſachen in der Provinz Hannover v. 1. März 
1869 (GS. 357) beſtimmt in § 18 Abſ. 1, daß das perſönliche 
Erſcheinen der Parteien in der Gerichtsſitzung anzuordnen ſei, „wenn 
das Gericht dieſes behufs des Sühneverſuchs oder behufs Feſtſtellung 
des Sachverhalts mittels Befragung der Parteien für angemeſſen er⸗ 
achtet“, 8 18 Abſ. 3 ſieht vor, daß der Sühneverſuch und die Be⸗ 
fragung der Parteien unter Umſtänden einem Mitgliede des ProzGker. 
oder dem AG. des Aufenthaltsortes übertragen werden könne. 8 19 
bezeichnet es als unzuläſſig, daß bei Ausübung des Fragerechts der 
Nachteil angedroht werde, daß die betreffende Behauptung als auf die 
dem Gegner vorteilhaftere Weiſe beantwortet anzuſehen ſei. Die 
88 23 ff. handeln ſodann von der Aufnahme der Beweiſe durch Zeu⸗ 
gen, Urkunden oder Eid. Aus vorſtehendem ergibt ſich: Beide Geſetze 
ſcheiden klar die Verhandlung der Sache von der Beweisaufnahme, 
und zu der Verhandlung der Sache rechnen ſie außer dem Sühne⸗ 
verſuche auch die perſönliche Befragung oder Vernehmung der Par⸗ 
teien. Dieſe Scheidung und die Auffaſſung, daß die perſönliche Be⸗ 
fragung der Parteien nicht zur Beweisaufnahme gehöre, iſt ſtillſchwei⸗ 
gend von dem Entwurfe der ZPO. und von dem ſpäteren Geſ. über⸗ 
nommen worden. Die Befragung oder „Vernehmung“ — beide 
Worte ſind ſachlich gleichbedeutend — der Parteien ſollte in dem der 
Willkür der Parteien entzogenen ehegerichtl. Verfahren der Ermittlung 
der Wahrheit und der Aufklärung des Sachverhalts dienen und 
das Urt. oder die Entſchließung des Gerichts über die erforderliche 
Beweisaufnahme vorbereiten. Die Vernehmung der Parteien gem. 
8556 des Entw. (jetzt 8 619 ZPO.) ſollte mithin nach der Abſicht 
des Geſetzgebers dem gleichen Zwecke dienen, wie die Befragung der 
Parteien gem. 8 139 3 PO. Darüber, daß eine auf Grund des § 139 
erfolgende Befragung nur ein Ausfluß der richterlichen Prozeßleitung 
iſt, nicht aber einen Akt der Beweisaufnahme darſtellt, beſteht in 
Wiſſenſchaft und Praxis keine Meinungsverſchiedenheit. Auch die 
nach 8 139 bewirkte Befragung der Parteien kann durch Aufklärung 
einzelner Tatumſtände zur Ermittlung des wahren Sachverhalts bei⸗ 
tragen und dem richterl. Urt. Beweismomente für die Richtigkeit 
oder Unrichtigkeit einer Parteibehauptung liefern, ohne daß ſie 
darum zu einer Beweiserhebung würde. Sowohl die Vernehmung 
gem. 8139 als die gem. 5 619 gehören (wie z. B. auch die Offen⸗ 
Rundigkeit, $ 291) zu denjenigen Erkenntnisquellen, die neben dem 
Ergebniſſe der erhobenen Beweiſe als Unterlage der c e 
dienen. Wenn 8 610 ſich des Wortes „Vernehmung“ bedient, jo ſollte 
damit kein Gegenſatz zu dem im Geſ. v. 1. März 1869 bevorzugten 
Ausdrucke „Befragung“ aufgeſtellt werden. Auch die Ahnlichkeit, 
welche die Vernehmung einer Partei mit der Abhörung eines Zeugen 
hat, kann nicht dazu führen, beide hier einander gleichzuſtellen. Gegen 
die hier vertretene Auffaſſung läßt ſich nichts einwenden, daß ſie den 
8 141 3PO. überflüſſig mache. In dem Entw. der ZPO., der für 
Eheſachen den 8556 (jet 8619 Abſ. 1) vorſah, fehlte überhaupt eine 
dem jetzigen § 141 entſprechende Vorſchrift. Erſt bei den Kommiſ⸗ 
ſionsberatungen iſt der Entw. in dieſer Beziehung ergänzt worden 
(Lahn a. a. O. S. 564, 566 2. Abt. S. 989). Da nun 8 619 Abſ. 1 
und 8 141 Abſ. 1 inhaltlich ſich im weſentl. decken, fo würde einer 
Fortlaſſung des 8 619 Abſ. 1 an ſich nichts im Wege geſtanden 
haben. Vielleicht hat man aber dieſe Vorſchrift wegen der ſich daran 
anſchließenden, von 8141 abweichenden Beſtimmungen des 8 619 
Abs. 2 u. 3 über die zuläſſigen Zwangsmaßnahmen abſichtlich beibe⸗ 
halten und dies für geſetzestechniſch richtiger gehalten als eine um⸗ 
ſtändliche Verweiſung auf 8 141 Abſ. 1. Daraus, daß 8 619 Abſ. 1 
beſtehen blieb, kann für die zu entſcheidende Frage keinesfalls etwas 
gefolgert werden. Auch bei der durch die Novelle zur ZPO. v. 
13. Febr. 1924 geſchaffenen neuen Vorſchrift des jetzigen 8 141 Abſ. 3 
Saß 1, die mit 8 619 Abſ. 3 inhaltlich völlig übereinſtimmt, iſt es 
nicht für erforderlich erachtet worden, nunmehr den 8 619 Abſ. 3 
durch eine Bezugnahme auf § 141 Abſ. 3 Satz 1 und den 8 619 


JW. 1927, 1329 getan habe — auf Zweck, Bedeutung, Geſtaltung 
und Wirkung der Parteivernehmung die Berechtigung der Beweis⸗ 
gebühr abſtellen. Die hiſtoriſche Entwichlung dient im weſentlichen 
der von Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, RAcGebdo. 8 13 
Anm. 84 (nicht 85, wie XW. 1927, 1329 zit.) vertretenen Auffaſſung, 
die Parteivernehmung ſei kein „Beweismittel“ i. S. d. ZPO. Nicht 
entſcheidend iſt die Begr. ob. Beſchl., daß die Parteivernehmung der 
Wahrheitsermitilung diene; denn letzterer dienen ja auch die eigentl. 
Beweismittel im Eheprozeß. Selbſt wenn ferner die ZPO. ſtillſchwei⸗ 
gend die Parteivernehmung als kein Beweismittel bezeichnet, ſo mag 
das prozeſſual, nicht aber gebührenrechtlich von Bedeutung ſein. Ich 
darf im übrigen auf JW. 1927, 1329 verweiſen. 
IR. Dr. Geiershöfer, Nürnberg. 
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Abſ. 1 durch einen Hinweis auf § 141 Abſ. 1 zu erſetzen. Mehrfach iſt 
verſucht worden, die Parteivernehmung deshalb als einen Akt der 
Beweisaufnahme hinzuſtellen, weil ſonſt — entgegen einem prak⸗ 
tiſchen Bedürfniſſe — der nicht durch einen RA. vertretene Bell. 
nicht perſönlich vernommen werden könne. Dieſe Begründung iſt ver⸗ 
fehlt. Die Anordnung des perſönl. Erſcheinens des Bel. iſt nicht dadurch 
bedingt, daß er durch einen Anwalt vertreten iſt. Das Verfahren 
in Eheſachen iſt wegen des dabei beteiligten öffentl. Intereſſes vielfach 
anders geregelt als das ordentl. Verfahren. In Eheſachen kann, 
auch wenn der Bekl. nicht vertreten iſt, ein förmliches Beweisauf⸗ 
nahmeverfahren ſtattfinden. Iſt das der Fall, ſo iſt nicht abzuſehen, 
warum die zwar nicht in das Beweisverfahren gehörende, aber doch 
der Wahrheitsermittlung dienende Vernehmung des nichtvertretenen 
Bekl. nicht zuläſſig fein ſollte. Auch der Wortlaut des 8 619 ſteht der 
gegenteiligen Auffaſſung nicht zur Seite. (Übereinftimm.: Sauer, 
Deutſches Eheſchließungs⸗ und Eheſcheidungsrecht S. 412; Stein⸗ 
Jonas, ZPO. zu 8619 Anm. 1; OLG. Frankfurt: OLGRſpr. 
17,183; Hellwig, Syſtem des Deutſchen ZivProzRechts 2, 24 
Anm. 39; Senckpiehl a. a. O.; Neumiller a. a. O.; Lafrenz: 
pz. 1914, 1446; Förſter⸗Kann, ZPO. 609 zu 8 619 Anm. 2.) 
Zur Rechtfertigung der Auffaſſung, daß die Parteivernehmung aus 
8619 eine Beweisaufnahme nicht darſtellt, iſt von anderer Seite 
geltend gemacht, daß die im Prozeſſe zuläſſigen Beweismittel in den 
88 355—494 PD. erſchöpfend geregelt ſeien und die Parteiverneh⸗ 
mung nicht in das Syſtem der gejeglichen Beweismitter hinernpaſſe. 
Nach den obigen Ausführungen bedarf es keiner Stellungnahme des 
Senats zu der Frage, ob auch dieſe Erwägung dazu führen muſſe, 
die Parteivernehmung nicht als Beweisaufnahme zu behandeln. Die 
vereinzelt vertretene Anſicht, daß im Falle des 8 619 ZPO. dem Proz⸗ 
Bevollm. — wenn nicht die Gebühr der 88 18 Nr. 4, 17 RAGeb D., 
fo doch — jedenfalls eine Gebühr aus 8 89 RAGebdO. zuſtehe, iſt 
abzulehnen. 889 geſtattet eine Gebührenberechnung nur, wenn für 
das dem RA. übertragene Geſchäft „der Betrag der Gebühr in die⸗ 
ſem Geſ. nicht beſtimmt iſt“. Dieſe Vorausſetzung trifft hier nicht zu. 
Die Vertretung der Partei bei ihrer Befragung durch das Gericht 
gehört ebenſo wie die Vertretung, wenn die Frage des Richters nicht 
unmittelbar an die Partei, ſondern an ihren Anwalt ergeht, zu den 
ſchon durch die Verhandlungsgebühr (8 13 Nr. 2 RAGeb O.) abge⸗ 
goltenen Dienſtleiſtungen. 
(OLG. Hamm, Beſchl. v. 6. April 1927, 1 W 62/27.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Paul Dieterle, Bielefeld. 

Jena. * 

19. 8 259 HGB.; 88 46, 105 PrGͤKG.; 88 41, 97 Thür⸗ 
G KO.; 38 12, 16 PrNotGeboO.; 88 11, 15 Thür NotGeb d. 
Abſetzung von der Tagesordnung der Generalverſammlung 
iſt kein Beſchluß. 

I. Zu den beiden im Reichsanz. angekündigten Punkten: 

„1. Erhöhung des Grundkapitals um ... AM und 2. Wahlen 
um Aufſichtsrat“ ſagt die Niederſchrift des Notars, daß der Vor⸗ 
ſcbende erklärt habe, ſie ſeien von der Tagesordnung abgeſetzt, und 
daß zu den Punkten 1 und 2 keine Anträge geſtellt worden ſeien. 
Für dieſe Beurkundung kann der Notar keine beſondere Gebühr 
anſetzen. Es handelt ſich dabei nicht um die Beurkundung von Be⸗ 
ſchlüſſen. Die rechtzeitige gehörige Ankündigung in der Tages- 
ordnung (Reichsanzeiger) hat allerdings die Wirkung, daß nunmehr 
über die angekündigten Gegenſtände gültige Beſchlüſſe gefaßt wer⸗ 
den können ($ 256 Abſ. 2 HGB.) und daß nunmehr jeder Ver⸗ 
ſammlungsteilnehmer das Recht darauf hat, zu dieſen Gegenſtänden 
zu ſprechen, Anträge zu ſtellen und Beſchlüſſe herbeizuführen, wenn 
er es will; die geſchäftsführenden Geſellſchafter und der Vorſitzende 
der Generalverſammlung haben alſo nicht das Recht, das zu verhin⸗ 
dern und von ſich aus die angekündigten Punkte von der Tages⸗ 
ordnung abzuſetzen; es bedarf vielmehr eines Mehrheitsbeſchluſſes 
der Generalverſammlung, wenn gegen den Willen eines Aktionärs 
ein Gegenſtand von der Tagesordnung abgeſetzt oder vertagt werden 
foll. Aber die Ankündigung hat nicht auch die Wirkung, daß 
über den auf die Tagesordnung geſetzten Gegenſtand unter allen 
Umſtänden ein Beſchluß gefaßt werden muß, auch wenn niemand 
es wünſcht, ſei es auch nur der: es ſolle nichts beſchloſſen werden. 
Die Ankündigung gibt nur die Gelegenheit zu gültigen Be⸗ 
ſchlußfaſſungen. Eine Beſchlußfaſſung ſetzt aber immer einen Antrag 
voraus, und wenn niemand einen ſolchen Antrag ſtellt — und dem 
ſteht gleich, wenn der in der Verſammlung geſtellte Antrag zurück⸗ 
gezogen oder der nur vorher angekündigte in der Verſammlung 
gar nicht geſtellt wird, fo liegt kein Anlaß zu einer Beſchlußfaſ⸗ 
fung über den Gegenſtand vor. Es bedarf dann auch keines beſon⸗ 
deren Beſchluſſes, daß die Verſammelten keinen Beſchluß zu dem 
Gegenſtande faſſen wollen, und ihr allſeitiges Schweigen und Un⸗ 
terlaſſen von Anträgen kann nicht als „Beſchlußfaſſung“ gedeutet 
werden, daß ſie über gar nicht vorliegende Anträge auch nicht ab⸗ 
ſtimmen wollen. Das Unterbleiben von Anträgen zur Sache oder 
auf Vertagung für die nächſte Verſammlung kann daher auch nicht 
etwa als Vertagungsbeſchluß gedeutet werden. 

Gebühren erhält der Notar aber nur für beurkundete „Be⸗ 
ſchlüſſe“. 
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II. Die Ankündigung von Gegenſtänden für die Tagesordnung 
hat auch nicht ſchon die gebührenrechtliche Folge, daß damit ſchon 
von vornherein auf jeden Fall der Gerichtskaſſe oder dem Notar 
wenigſtens eine Teilgebühr (Verteilungsgebühr oder ähnliche Ge⸗ 
bühr) nach dem Werte der angekündigten Gegenſtände verfallen 
wäre, die zur Erhebung käme, auch wenn ſchließlich über die an⸗ 
gekündigten Gegenſtände kein Beſchluß gefaßt wird. Nicht die 
einzelnen Punkte der Tagesordnung einer Generalverſammlung 
ſind das Geſchäft, das „bezweckte Geſchäft“, zu dem die Tätigkeit 
des Urkundsbeamten (Richters, Notars) in Anſpruch genommen 
wird, ſondern wegen der für alle Punkte gemeinſamen Formalien 
der Verſammlung und des Protokolls die Beurkundung der Ver⸗ 
ſammlungshergänge als Ganzes. Wird zu dem einen oder an⸗ 
deren Punkte der Tagesordnung kein Verſammlungsbeſchluß ge⸗ 
faßt, ſo iſt gleichwohl die Verſammlung abgehalten und mit ihrer 
Beurkundung iſt „das bezweckte Geſchäft vollzogen“ worden. In 
dem Unterlaſſen von Anträgen und Veſchlüſſen zu einem Punkte 
kann daher weder eine „Zurücknahme des Antrags“ auf Beur- 
kundung der Verhandlungen oder Beſchlüſſe der Generalverſamm⸗ 
lung Beben werden, die für die Gerichtskaſſe eine Teilrücknahme⸗ 
gebühr des § 97 Abſ. 2 Thürch KO. ($ 105 PrGKG.) nach dem 
Werte der nicht verhandelten Gegenſtände begründen könnte, noch 
eine Nichtvollziehung des bezweckten Geſchäfts durch den dafür 
in Anſpruch genommenen Notar, für die dieſer nach § 11 Abſ. 1 
ThürNotGkebO. (Pr. 8 12) eine 5/19⸗Gebuhr beanſpruchen könnte. 
(So auch Beushauſen, Ben. II 5 zu § 46; Pitſch⸗Brat⸗ 
huhn⸗Graſſow, Bem. 7 zu 9 48). „In Anſpruch genommen“ 
wird der Notar mit dem Erſuchen, die Vorgänge oder die Beſchluß⸗ 
faſſungen zu beurkunden, die ſich in einer beſtimmten Generalver⸗ 
ſammlung abſpielen werden; welche das ſind, ergibt erſt deren Ver⸗ 
lauf, die Gegenſtände der Tagesordnung ſind, wie erwähnt, kein 
zwingendes Mindeſtmaß der Beſchlußfaſſung. Die Gebühren werden 
dann allerdings nicht nach einem einheitlichen Satze für die ganze 
Verſammlung erhoben, ſondern nach den einzelnen Befchlüffen be⸗ 
rechnet, aber eben auch nur nach den wirklichen Beſchlüſſen. Daher 
iſt, wenn eine Kapitalserhöhung von 1000 000 AN gekündigt war, 
aber in der Verſammlung nur in Höhe von 300 000 RK beantragt 
und beſchloſſen wird, die Gebühr des § 41 Thür KO. (Pr. 8 46) 
nur nach einem Werte von 300000 AN und nicht etwa daneben 
noch eine Rücknahme⸗ oder Verteilungsgebühr nach dem Unter⸗ 
ſchiedswerte von 700 000 AN zu erheben. Dementſprechend bleibt, 
wenn kein Antrag geſtellt und kein Beſchluß gefaßt iſt, dieſer Ta⸗ 
gesordnungspunkt für die Gebührenberechnung außer Betracht. 
Welcher Wert in Bea dieſer Grundſätze der Gebühr nach § 11 
ThürNotGebO. (Pr. § 12) zugrunde zu legen iſt, wenn überhaupt 
kein Punkt zur Verhandlung gekommen oder überhaupt keine Ver⸗ 
ſammlung zuſtande gekommen iſt, namentlich ob etwa dann der 
Wert der angekündigten Gegenſtände oder ein Wert nach 8 41 
Abſ. 2 Thür KO. (Pr. § 46) anzunehmen iſt, bedarf im vorliegen- 
den Falle keiner Entſch. 

Solange dem Notar überhaupt eine Gebühr für die General⸗ 
verſammlungsniederſchrift zuſteht, kann auch keine Rede davon 
fein, daß eine Gebühr nach 8 15 ThürNotGebO. (Pr. § 16) zu be» 
rechnen wäre, denn § 15 ſetzt voraus, daß die übrigen Beſtimmun⸗ 
gen der GebO. keine Gebühr für die Tätigkeit des Notars vor⸗ 
ſehen. Daß der Notar, bevor er in die Generalverſammlung 12 
ſeiner allgemeinen Amtspflicht und Sorgfaltspflicht entſprechend ſo⸗ 
weit zweckdienlich und tunlich, ſeine Kenntnis der in Betracht kom⸗ 
menden Geſetze auffriſcht oder vertieft und daß er ſich an der Hand 
eines Entwurfs vergewiſſert und ſichert, daß er ſeine Pflichten als 
Urkundsperſon richtig erfüllen kann, iſt keine beſonders zu vergü⸗ 
tende Tätigkeit, ſondern wird durch die Höhe der Gebühren ſchon 
mit ausgeglichen. Dieſer Geſichtspunkt kann daher für die Anwen⸗ 
dung des § 15 (Pr. § 16) oder des § 11 (Pr. § 12) nicht heran⸗ 
gezogen werden. 

Mit der nach § 41 GK O. (Pr. § 46) berechneten Gebühren⸗ 
ſumme iſt vielmehr die ganze Tätigkeit des Richters oder Notars 
aus Anlaß ſeiner Inanſpruchnahme zur Beurkundung über dieſe 
Generalverſammlung abgegolten, auch die Vorbereitung. 

(OLG. Jena, Beſchl. d. Praſ. v. 27. April 1:27, XII 13 A.) 
Mirgeteilt von RA. Dr. Böckel, Jena. 
* 


20. 88 10, 11, 17, 74 Auf w.; 8 12 FGG. Anforde. 
rung an die Begründung ber AufwEnrſch. 

Die Ausführung des LG., mit der es allein die Herabſetzung 
begründet: „In Abwägung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe beider 
Teile ſind 70% des urſprünglichen Goldwertes angemeſſen,“ er⸗ 
möglich dem Gericht der weiteren Beſchwerde nicht die Nachprü⸗ 
fung, ob ſich das LG. an die nach § 10 Abſ. 1 AufwG. für die 
Aufwertung der perſönlichen Forderung maßgebenden allgemeinen 
Vorſchriften gehalten hat. 

Nach dieſer Richtung lag dem LG. aber auch eine Pflicht zur 
ſelbſtändigen Tatſachenermittlung nach $ 12 FGG. ob. Dieſe Nach⸗ 
prüfung iſt dem OLG. nicht durch § 74 Abſ. 1 Satz 4 Aufivd. ent⸗ 
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zogen, aber durch dieſen Verfahrungsmangel unmöglich gemacht. 
Das mußte zur Zurückverweiſung der Sache ans LG. führen. 
(OLG. Jena, 1. , Beſchl. v. 6. Nov. 1926, 1 W 699/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Böckel, Jena. 


* 
Karlsruhe. 
21. 88 929, 930, 222 3 PO. Zur Wahrung der Friſt nach 
8 929 ZPO. genügt die Zuſtellung einer Vorpfändung. 
Der Arreſtbefehl v. 6. April 1927 iſt dem Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten der Antragſtellerin am 7. April 1927 zugeſtellt worden. 
Nach § 929 Abſ. 2 ZPO. mußte er daher ſpäteſtens am 7. Mai 
vollzogen werden. Eine Pfändung an dieſem Tage war nach $ 222 
Abſ. 1 ZPO. ogl. mit § 188 Abſ. 2 BGB. noch ausreichend. Die 
Forderungspfändung v. 6. Mai it dem Drittſchuldner, allerdings 
erſt am 9. Mai 1927, alſo erſt nach Ablauf der Friſt des § 929 
Abſ. 2 ZPO. zugeſtellt worden. Die Zuſtellung des Arreſtbefehls 
an den Schuldner hat am 7. Mai 1927 ſtattgefunden. Entſcheidend 
iſt daher, ob die auch am 7. Mai 1927 dem Antragsgegner und 
dem Drittſchuldner zugeſtellte Benachrichtigung über die bevor⸗ 
ſtehende Pfändung im Zuſammenhalt mit der am 9. Mai 1927 
gefolgten gerichtlichen Pfändung des gleichen Anſpruchs geeignet 
war, die Friſt als gewahrt erſcheinen zu laſſen. Das LG. hat die 
Frage unter Bezugnahme auf Sydow⸗Buſch⸗Krantz, 18. Aufl. 
§ 929 Anm, 5 verneint. Der Sen. hat ſich der gegenteiligen Auf⸗ 
faſſung angeſchloſſen. Nach Abſ. 2 des $ 845 BRD. hat die Zu⸗ 
ſtellung der Benachrichtigung an den Drittſchuldner die Wirkung 
"eines Arreſtes, ſofern die Pfändung der Forderung innerhalb drei 
Wochen bewirkt wird. Die Verweiſung auf $ 930 in dieſer Beſtim⸗ 
mung läßt erkennen, daß damit nicht die Wirkung einer Arreſt⸗ 
anordnung, ſondern die eines vollzogenen Arreſtes, d. h. einer in, 
Vollziehung des Arreſtbefehls erfolgten Forderungspfändung, ge⸗ 
meint iſt. Diefe Auslegung wird allein dem praktiſchen Vedürfniſſe 
Pate (RG. 26, 427; Gruchot 52, 147; OLG. 3, 445; 35, 132; 
adRprax. 1911, 57; Stein⸗Jonas, 12/13. Aufl., $ 845 II, 
III, 1, 9 929 II, 1; Förſter⸗Kann, 3. Aufl., 8845 Anm. 77. 
(Os G. Karlsruhe, Beſchl. v. 29. Juni 1927, 2 III B 8 51,27.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Friedberg, Karlsruhe. 
* 


22. 88 114ff. BO. Ohne ausdrückliche Einſchrän⸗ 
kung erſtreckt ſich die Beiordnung eines Rechtsanwalts 
für die 1. Inſt. (LG.) auf alle Handlungen 1. Inſt., alſo auch 
ſolche, für die Anwaltszwang nicht beſteht, insbeſ. Zwangs⸗ 
vollſtreckungen. Die HAGebühr für die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung wegen der feſtgeſetzten Koſten iſt erſtattungs⸗ 
fähig. +) . 

Die nach 8 3 des Gef. über die Erſtattung von Rechtsanwalts⸗ 
gebühren in Armenſachen v. 6. Febr. 1923 (RG Bl. I, 103, 813, 
1188; einſchränkendes Ge. v. 14. Juli 1925 RGBl. I, 136) i. Verb. 
mit 9 4 GKG. zuläſſige Beſchwerde richtet ſich dagegen, daß das LG. 
die Erinnerung des RA. gegen den Abſtrich von fünf Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsgebühren zurückgewieſen hat. 

1. Der Abſtrich der ZVollſtceb. iſt unter Bezugnahme auf 
OLG. Augsburg: IW. 1924, 9761, erfolgt, weil die arme Partei 
nach § 115 Abf. 1 Ziff. 3 ZPO. durch die Bewilligung des Agt. 
das Recht auf Beiordnung eines RA. nur infoweit erlange, als eine 
Vertretung durch Anwälte geboten ſei; die ZVollſt. ſei aber an die 
Mitwirkung eines RA. nicht gebunden und die Beiordnung eines 
RA. beziehe ſich daher grundſätzlich auf die ZVollſt. nicht. Dieſe An⸗ 
ſicht, nach welcher mit der Bewilligung des AR. für die erſte Inſtanz, 
ſelbſt wenn fie ausdrücklich für die erſte Inſtanz einſchl. der ZVollſt. 
erfolgt iſt, noch nicht geſagt iſt, daß der beigeordnete RA. der armen 
Partei auch für die ZVollſt. zur Verfügung ſtehe, weil nämlich 8 119 
po. nur den Umfang der AN Bewilligung beſtimme, der Umfang 


Zu 22. Die viel erörterte Frage der Wirkung der Armenrechts⸗ 
bewilligung auf dem Anwaltszwang nicht unterliegende Verfahrens⸗ 
teile löſt der ob. Beſchl. mit guten Gründen im bejahenden Sinn. 
Gleich. M. neuerdings hinſ. ZVollſt. als unter das Armenrecht 
fallend Geiershöfer: JW. 1925, 1925; OLG. Düſſeldorf eben⸗ 
da; OLG. Kiel — gut begründet — und Friedlaender: JW. 
1926, 269; KG. und Friedlaender: JW. 1927, 399; OLG. 
Breslau (Mob. und Immob. Vollſtr.!): JW. 1927, 1325; Ritt⸗ 
mann⸗Wenz, GR. (12), 377; Baumbach, RKoſtcG. 1925, 
166; a. A. Krämer: JW. 1926, 269; OLG. Dresden: ZW. 1927, 
1326 (ohne Begründung abgedruckt); auch Willenbücher (10), 178 
fordert ausdrückliche Erſtreckung auf die Vollſtreckung. Das Gericht 
kann die Zwangsvollſtreckung von der Armenrechtsgewährung aus⸗ 
nehmen; das muß aber dann angeſichts der Faſſung des $ 119 
Abſ. 1 ZPO. („einſchließlich der Zwangsvollſtreckung“) ausdrücklich 
geſchehen. Daß bei Subſumierung der letzteren unter das Armenrecht 
der Armenanwalt Honorierung feiner Tätigkeit als ſolcher fordern 
darf, iſt ſelbſtverſtändliche Folge. 

IR. Dr. Geiershöfer, Nürnberg. 
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der Beiordnung eines RA. aber durch $ 115 ZPO. beſtimmt werde, 
wird vielfach vertreten, ſo neuerdings wieder vom OLG. Frankfurt: 
JW. 1926, 2467 11. Dieſe Meinung liegt offenſichtlich auch der 1925 
erfolgten Abänderung des von der preuß. Juſtizverwaltung heraus⸗ 
gegebenen Formulars Nr. 71 à für landgerichtl. Aq Bewilligungen zus 
grunde. In dieſem Formular iſt vorgeſehen, daß zwar das AR. für 
die erſte Inſtanz einſchließlich der ZVollſt. bewilligt, der RA. aber 
zur unentgeltlichen Wahrnehmung der Rechte in der erſten Inſtanz 
ausſchließlich der ZVollſt. beigeordnet wird (wobei in einer Fußnote 
handſchriftliche Anderung des Vordrucks für den Fall anheimgegeben 
wird, daß der RA. auch für die ZVollſt. beigeordnet fein ſolle). Der 
entſch. Sen. zweifelt nun nicht daran, daß eine derartige Ein⸗ 
ſchränkung der Beiordnung eines RA. (durch Ausnehmen der Vollſt.) 
zuläſſig it (fo Walter Joachim⸗Friedhaender, RAGebd. 
(VII), 103; Kröger: JW. 1922, 468). Es kann aber dieſe Frage 
ſowie die andere, ob eine derartige Einſchränkung der Beiordnung 
ſachgemäß iſt (weil man doch meiſtens nicht im Voraus wiſſen wird, 
ob die arme Partei nicht gerade für die ZVollſt. und insbeſondere für 
eilige ZVollſt., die bei der Notwendigkeit nochmaliger Angehung des 
Gerichts vielleicht zu ſpät kämen, eines RA. bedürfen wird), hier 
offen bleiben; denn die Bewilligung des AR. für die erſte Inſtanz 
einſchließlich der ZVollſt. und die Beiordnung eines RA. iſt im vor⸗ 
würfigen Falle ohne Benützung eines Formulars und ohne Ein⸗ 
ſchränkung erfolgt. 7 

Ohne ausdrückliche Einſchräukung aber erſtreckt ſich nach ber 
Auffaſſung des Sen. die Beiordnung eines RA. für die erſte Inſtanz 
ebenſo auf die zum Zweck der ZVollſt. vorzunehmenden Handlungen, 
wie fie ſich auch auf diejenigen in 8 78 Abſ. 2 ZPO. erwähnten 
Handlungen erſtreckt, bei denen eine Vertretung durch einen RA. 
ebenfalls, und zwar auch im Anwaltsprozeß nicht geboten iſt. Die 
Worte „inſoweit eine Vertretung durch Rechtsanwälte geboten iſt“ in 
8115 Abſ. 1 Ziff. 3 ZPO. korreſpondieren mit den Worten „ins 
ſoweit nicht eine Vertretung durch Rechtsanwälte geboten iſt“ in 8 116 
ZPO.; fie bedeuten hier: „im Anwaltsprozeß“. Wenn alſo ein RA. 
(ohne ausdrückliche Beſchränkung) beigeordnet iſt, fo iſt dies dahin 
zu verſtehen, daß dieſer zur Vornahme ſämtlicher Handlungen bei⸗ 
geordnet iſt, welche im Laufe des Verfahrens erſter Inſtanz ein⸗ 
ſchließlich der ZVollſt. zur zwechentſprechenden Rechtsverfolgung er⸗ 
forderlich werden, auch wenn für die einzelne Handlung, wie dies in 
der ZVollſt. die Regel iſt, die Vertrerung durch einen RA. nicht geboten 
iſt. Der Sen. ſchließt ſich damit der in der Rſpr. der OLG. 33, 46 
mitgeteilten Entſch. des KG. und deren Gründen an. Vgl. dazu 
weiter OLG. Kiel: ZW. 1924, 1269 34; Düſſeldorf: JW. 1925, 
653 25; ferner Skonietzki⸗Gelpcke, Anm. 10 zu 8 115 ZPO; 
Walter⸗Joachim⸗Friedlaender a. a. O. Schrifttum und 
Rſpr. für die Gegenmeinung find in der obenerwähnten Entſch. des 
OLG. Frankfurt angeführt. 

2. Iſt der beigeordnete RA. kraft der Beiordnung zu einer Pro⸗ 
zeßhandlung für die arme Partei befugt, dann hat er nach 8 1 des 
Gef. v. 6. Febr. 1923 auch Anſpruch auf Erſatz der ihm dafür nach 
Maßgabe der NAGED. und der fie ergänzenden ‚Gef. zuſtehenden Ge⸗ 
bühren und Auslagen. 

Es darf, auch ſoweit dies aus den Handakten nicht ohne weiteres 
erſichtlich iſt, angenommen werden, daß die zahlreichen Vollſtreckungs⸗ 
maßnahmen zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung erforderlich 
waren, ſolange nicht Anlaß zu gegenteiliger Auffaſſung gegeben iſt. Was 
die ZVollſt. für die feſtgeſetzten Koſten anlangt, To ſind biefe, obgleich 
es ſich nur um Koſten des RA. handelt, nach § 103 ZPO. für die 
arme Partei (nicht nach 8 124 ZPO. für den RA.) feſtgeſetzt worden. 
Auch die ZVollſt. wegen dieſer Koſten iſt deshalb für die arme Partei 
beantragt. Vgl. hierzu LG. II Berlin: JW. 1923, 1004 ?; auch 
Walter⸗Joachim⸗Friedlaender a. a. O. Abſ. 2. Dieſe Stellen 
beziehen ſich zwar nur auf die Frage, ob die Gebühr des RU. für das 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren auch der Staatskaſſe gegenüber erſatzmäßig 
ift und über dieſe Frage braucht hier nicht entſchieden zu werden. Die 
gleichen Erwägungen fuhren aber auch zur Bejahung der Frage der 
Erſatzmäßigkeit der Gebühr des RA. für die ZVollſt. wegen der feſt⸗ 
geſetzten Koſten. Die von RA. Dr. W. geforderten Gebühren für die 
fünf ZVollſtMaßregeln finden ihre geſetzliche Grundlage in den 88 23 
Ziff. 18, 31 Gebo. 

(OLG. Karlaruhe, 3. 38., Beſchl. v. 17. Febr. 1927, 238 B 58/6.) 
Mitgeteilt v. Senpräſ. Buzengeiger, Karlsruhe. 
* 


Kaſſel. 

23. Nachdem durch das Gef. über die GK. und die Geb. 
der RA. v. 28. Jan. 1927 (RG Bl. 1927, 53) der Mindeſt⸗ 
ſtreitwert bei nicht vermögensrechtlichen Anſprüchen von 
bisher 100 & auf 500 J heraufgeſetzt worden iſt, iſt es 
angebracht, auch fortan bei einer im Armenrecht durch- 
geführten Eheſcheidungsklage der bisherigen Übung ent⸗ 
ſprechend nicht den geſetzlichen Mindeſtſtreitwert anzu⸗ 
nehmen. 

(OLG. Kaſſel, 1. 3 S., Beſchl. v. 25. Mai 1927, 1 W 80/27.) 
Milgeteilt von RA. Dr. Werner Paulmann, Kaſſel. 
* 
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24. Der Armenanwalt, welcher vor Armenrechtsbe⸗ 


willigung Vertrauensanwalt war, muß ſich vordem ge⸗ 
zahlte Parteivorſchüſſe auf die von der Staatskaſſe zu 
leiſtenden Vergütungen anrechnen laſſen. Vereinbarungen 
des Anwalts mit der Partei über anderweitige Verrech⸗ 
nung find der Staatskaſſe gegenüber un wirkſam. f) 

Beſchwerdeführer war der Bekl. als Armenanwalt beigeordnet. 
Bei Feſtſetzung der von der Staatskaſſe zu erſtattenden Koſten hat 
der Gerichtsſchreiber einen Betrag von 50 RA, den die Bekl. an 
Beſchwerdeführer gezahlt hatte, in Anrechnung gebracht. 

Unter Beibringung einer Beſcheinigung ſeiner Partei, ſie habe 
dieſe 50 N als „Extra-Honorar“ aus freien Stücken dem Anwalt 
bezahlt, hat dieſer Erinnerung eingelegt, die als unbegründet zurück⸗ 
gewieſen wurde. 

Gegen dieſen Beſchl. iſt Beſchwerde eingelegt. Ihr muß Erfolg 
verſagt bleiben. 

Der Zweck des Geſ. über die Erſtattung von RAGeb. in 
Armenſachen iſt, der Anwaltſchaft ein gewiſſes Mindeſtentgelt ſicher⸗ 
zuſtellen für die ihr obliegende Ehrenpflicht, zu ihrem Teil daran 
mitzuwirken, daß eine Partei nicht durch ihr Unvermögen zur 
Zahlung von Koſten in ihrem Rechtsſchutz beeinträchtigt werde. Die 
Verpflichtung der Staatskaſſe zur Erſtattung von Gebühren tritt alſo 
nur dann und inſoweit in Wirkſamkeit, als der Anwalt nicht den 
im Geſ. vorgeſehenen Mindeſtbetrag bereits von ſeiner Partei erhalten 
hat. Ob der Rechtsanwalt erſt im Laufe des Verfahrens im Armen⸗ 
recht beigeordnet wird, nachdem er zuvor als Vertrauensanwalt der 
Partei Gebühren oder Vorſchüſſe empfangen hat, macht keinen 
Unterſchied. Eine ſolche im Laufe des Rechtsſtreits erfolgende Bei⸗ 
ordnung begründet nicht einen neuen Vertretungsvertrag, vielmehr 
ſteht nur vom Zeitpunkt der Armenrechtsbewilligung an dem Anwalt 
für die künftig erfallenen Gebühren ein Anſpruch gegenüber der 
Staatskaſſe zu. Die Staatskaſſe tritt inſoweit für das künftige 
Verfahren an die Stelle der armen Partei. Im übrigen bleibt die 
Gebührenberechnung entſprechend dem Pauſchalſyſtem der NAGED, 
für die ganze Inſtanz einheitlich. Den vom Beſchwerdeführer an⸗ 
gezogenen Ausführungen von Simonſon: JW. 1927, 510 kann 
daher nicht gefolgt werden. 


Zu 24. Der Beſchl. widerſpricht in doppelter Hin⸗ 
ſicht den herrſchenden Anſchauungen, ohne ſich mit letzteren 
auseinanderzuſetzen; die Wichtigkeit und Häufigkeit der betr. Fragen 
in der Praxis erheiſcht aber die Klarſtellung des Fragenkomplexes. 

1. Zu den drei überwiegenden Meinungen über Verrechnung 
von Vorſchüſſen auf das vom Staat dem Armenanwalt zu 
leiſtende Entgelt bringt der Beſchl. eine vierte, nach welcher unbedingt 
Vorſchüſſe in erſter Linie zugunſten dieſes Entgelts anzurechnen ſind. 
Im einzelnen: 

a) Für verhältnismäßige Anrechnung auf ſtaatliches Entgelt und 
übrige Anſprüche treten insbeſ. ein: NG. v. 20. März 1925 V: 
RG. 111, 35 JW. 1926, 705; v. 7. Dez. 1926 VI: JW. 1927, 
520; OLG. Königsberg: ZW. 1926, 2478; OLG. Celle: JW. 1927, 
1655 und die bei Walter⸗Joachim⸗Friedlaender (7) S. 109 
Fußn. 33 zit. 

b) Verrechnung zunächſt auf die nicht vom Staat ge⸗ 
ſchuldeten Anſprüche gem. § 366 BGB. in zweiter Linie auf 
legtere halten für richtig: Walter⸗Joachim⸗Friedlaender 
S. 109 Anm. 24 und Fußn. 33 zit.; Hodenberg: JW. 1926, 
705; Friedlaender 1927, 529 mit weit. Rſpr. 

c) Keinerlei Anrechnung auf das vom Staat zu 
leiſtende Entgelt hat zu erfolgen nach Getershöfer: JW. 1925, 
1421; Simonſon: JW. 1927, 511; KG. 30: JW. 1927, 1655; 
LG. Plauen: JW. 1925, 1047; wohl auch Für ſt: JW. 1926, 882, 
2478. Näh. Begründung ſ. Anm. Geiershöfer zu KG. V vom 
18. Juni 1927: JW. 1927, 2149. 

d) In erſter Linie Anrechnung zugunſten des 
Fiskus fordert ob. Entſch.; ähnlich für die Zeit dor Geſ. vom 
6. Febr. 1923 die bei Walter⸗Joachim⸗Friedlaender Fuße 
note 133 a. E. zit. Entſch. Sie iſt völlig abwegig. Ihre Gründe 
ſind ganz unzutreffend. Der Zweck des Geſ. v. 6. Febr. 1923 iſt 
nicht — wie der Beſchl. meint — der Anwaltſchaft für die ihr 
obliegende Ehrenpflicht, zu ihrem Teil an der Vertretung armer 
Parteien mitzuwirken, ein Mindeſtentgelt ſicherzuſtellen. Nirgends 
iſt ein ſolches rechtliches oder moraliſches offieium noch viel weniger 
der Gedanke des Mindeſtentgelts in Erſcheinung getreten. Das Gegen⸗ 
teil ergibt ſich aus dem hiſtoriſchen Werdegang des Geſ. Der Deutſche 
Anwaltverein (Berichterſtatter: Unterfertigter) begehrte mit Antrag 
Geiershöfer⸗Drucker einſtimmig Gewährung voller geſetzlicher 
Gebühren uſw. für den Armenanwalt in ſeiner Vertreterverſammlung 
v. 26. Mai 1918 (JW. 1918, 385); dem entſprach das Geſ. ſpäter⸗ 
hin durchaus; erſt nachträglich wurde das Entgelt aus fiskaliſchen 
Erwägungen, nicht aber mit der vom OLG. Köln ob. aufgeſtellten 
Begründung, beſchränkt. In der Vertreterverſammlung hatte ich ohne 
Widerſpruch geltend gemacht, daß im Hinblick auf die ungeheuer 
gewachſene Zahl der Armenſachen und die wirtſchaftliche Entwicklung, 


Die Folge, daß von der armen Partei dem beigeordneten 
Anwalt gezahlte Beiträge auf die von der Staatskaſſe zu erſtattenden 
Gebühren anzurechnen ſind, kann auch nicht dadurch ausgeſchaltet 
werden, daß Partei und Anwalt eine abweichende Vereinbarung 
treffen. Der Wille des Erſtattungsgeſ. geht dem Willen der privaten 
Beteiligten vor. Es braucht hier nicht erörtert zu werden, ob es 
nicht ein Mißbrauch des Inſtituts des Armenrechts wäre, eine Partei 
als unvermögend zur Tragung der geſetzlichen Prozeßkoſten an⸗ 
zuerkennen, wenn dieſe ihrem Anwalt ein über die geſetzliche Gebühr 
hinausgehende Sondervergütung leiſtet. Denn im vorliegenden Falle 
kann die Vereinbarung eines „Extra⸗Honorars“ durch die Erklärung 
der Bekl. nicht als dargetan angeſehen werden. Die Bekl. hat den 
in Rede ſtehenden Betrag von 50 AM am 12. Nov. 1925 gezahlt. 
Erſt ſpäter iſt das Armenrecht beantragt und durch Beſchl. v. 24. Dez. 
1925 bewilligt worden. Die Bekl. hat alſo den Betrag offenſichtlich 
als den üblichen Gebührenvorſchuß bei Beauftragung ihres Anwalts 
gezahlt. Dem entſpricht auch der von ihr gewählte Wortlaut ihrer 
Erklärung, ſie würde dieſe Zahlung nicht geleiſtet haben, wenn ſie 
gewußt hätte, daß die Staatskaſſe den Betrag an den zu erſtattenden 
Gebühren abziehe. 

Aus den eingangs dargelegten grundſätzlichen Erwägungen 
kommt auch eine verhältnismäßige Anrechnung des von der Partei 
gezahlten Betrages auf die von der Staatskaſſe zu erſetzenden Ge⸗ 
bühren einerſeits und die Normalgebühren der RAGebdO. andererſeits 
nicht in Betracht. 

(OLG. Köln, 5. 3S., Beſchl. v. 21. Juni 1927, 5 W 77/27.) 
Mitgeteilt von RA. Fritz Elkan, Köln. 
* 


Königsberg. 

25. 8 29 Abſ. 2 GKG. iſt nicht anwendbar, wenn auf 
Antrag des Kl. gegen den Bekl. deſſen Anerkenntnis ge⸗ 
mäß wegen der Koſten ein Anerkenntnisurteil ergeht.f) 

Der Kl. hat, bevor Sachanträge geſtellt waren, den Antrag 
nur wegen der Koſten geſtellt. Der Bekl. hat dieſen Antrag an⸗ 
erkannt, worauf Erkenntnisurteil ergangen iſt. 

Gegen die Berechnung der vollen Prozeßgebühr hat der Bel. 
Erinnerung eingelegt, welche zurückgewieſen iſt. 


welche die Anwaltſchaft gefunden habe, von einem nobile officium 
derſelben nicht mehr geſprochen werden könne, die Allgemeinheit 
beſitze die Pflicht zur Tragung der Armenrechtslaſten, nicht ein 
einzelner Stand. — Wäre die bekämpfte Auffaſſung richtig, dann 
beſaße in Fällen, in welchen bereits das „Mindeſtentgelt“ voll durch 
Vorſchüſſe gedeckt iſt, die Armenrechtsgewährung keine Bedeutung 
für eine wirtſchaftliche Belaſtung der Staatskaſſe, während doch un⸗ 
beſtreitbar und unbeſtritten das Gef. eine wirtſchaftliche Beſſerſtellung 
des Anwalts bezweckte. Ahnlich OSG. Naumburg: JW. 1927, 531. 

2. Von der Regel der Verrechnung von Vorſchüſſen 
auf das Armenrechtsentgelt abweichende Vereinbarungen 
erachtet der Beſchl. in jedem Fall der Staatskaſſe gegenüber un» 
beachtlich. Eine Begründung fehlt. Man könnte den Standpunkt 
nur darauf ſtützen, daß das Geſ. öffentl. Recht darſtelle und deshalb 
Parteiabreden jede ändernde Wirkung verſagt bleibe. Die Praxis der 
Gerichte ſteht aber auf anderem Rechtsboden; abweichende Verein⸗ 
barungen laſſen grundſätzlich zu: RG. v. 20. März 1925, v. 7. Dez. 
1926 (ſ. ob. La), VI/ 25, III/1927: JW. 1927, 1487; KG. vom 
5. Okt. 1925, v. 25. Aug. 1926 und v. 11. Nov. 1926: JW. 1927, 529; 
KG. v. 25. Mai 1927: JW. 1927, 1765. In Frage kommen Ver⸗ 
einbarungen über die Verrechnung von Vorſchiſſen auf 

a) zunächſt die außer dem Armenrechtsentgelt erwachſenen 
Gebühren; 

b) Sonderhonorar neben dieſem Entgelt oder auch neben den 
weiteren geſetzlichen Gebühren (ſolche Falle insbeſ. R.: JW. 1927, 
847, 1487). 

Grundfäglich ſtehen beide Arten nicht im Widerſpruch mit Gef. 
v. 6. Febr. 1923 und find zuzulaſſen. Dagegen wird man (eben 
wegen des öffentl. Charakters der Vorſchriften dieſ. Geſ., das inſoweit 
zwing. Recht darſtellt) nach Armenrechtsbewilligung getroffenen 
Abreden die Wirkſamkeit gegenüber dem Fiskus verſagen; ob und 
inwieweit ſie ſtandesmäßig abzulehnen oder (weil arme Partei in 
Frage) auch zivilrechtlich unſtatthaft ſind, bedarf hier keiner Er⸗ 
örterung. Demgemäß verlangen Abrede vor Armenrechtsgewährung: 
RG.: JW. 1927, 1487, Fürſt dortſ., KG.: JW. 1927, 528, 1765. 
Nach KG.: JW. 1927, 530 ob. ſollen geleiſtete Sonderhonorar⸗ 
beträge ſtets der Staatskaſſe auf das von ihr zu leiſtende Entgelt 
gutgebracht werden, wenn fie von der Partei, nicht aber, wenn fie 
aus Zahlungen des Gegners ſtammen. 

RA. Dr. Geiershöfer, Nürnberg. 


Zu 25. Die Entſch. geht von rein prozeſſualen Grundſätzen 
aus. Sie unterſcheidet die Klagezurücknahme von der Erklärung, 
daß die Hauptſache erledigt ſei, und gelangt ſo zur Nichtanwendung 
des § 29 GKG. (in Übereinſtimmung mit OLG. Karlsruhe JW. 
1925, 828; Kraemer ebenda und Baumbach, NKoftend. 
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Seine Beſchwerde iſt ebenfalls unbegründet. Nach $ 29 Abſ. 2 
Gch. tritt eine Ermäßigung der in Frage kommenden Gebühr 
nur ein, wenn vor Stellung eines Sachantrages die Klage zu⸗ 
rückgenommen wird, und an einer ſolchen Zurücknahme fehlt 
es hier. Eine Klagezurücknahme braucht zwar nicht ausdrücklich er⸗ 
Rlärt zu werden, ſondern ſie iſt auch ſtillſchweigend möglich. Darin 
allein jedoch, daß der Kl., wie im vorliegenden Falle, einen An⸗ 
trag zur Hauptſache nicht mehr ſtellte, aber die Koſten dem Behl. 
aufzuerlegen beantragte, kann eine Klagezurücknahme, da dieſe 
nach § 271 Abſ. 3 RD. die Koſtenpflicht des Kl. zur geſetzlichen 
Folge hat, um fo weniger gefunden werden, als der Bekl. dieſen 
Aunſpruch, ebenfalls im Gegenſatz zu 8271 Abſ. 3 a. a. O., als⸗ 
bald anerkannt hat. Dies Verhalten beider Parteien ſpricht viel⸗ 
mehr für eine Erledigung der Hauptſache; eine ſolche ſteht aber 
der Klagerücknahme i. S. des § 29 Abſ. 2 GKG. nicht gleich (vgl. 
JW. 25, 828). 

(OLG. Königsberg, Beſchl. v. 25. Mai 1927, 7 W 233/27.) 
Mitgeteilt von OLGR. Sieloff, Königsberg. 
* 
Kiel. . 
26. 8 91 8PO. Der Wechſel in ber Perſon des An- 
walts iſt notwendig, wenn ein die Anwaltstätigkeit allein 
ausübender Anwalt ſtirbt, er iſt es aber im allgemeinen 
nicht, wenn mehrere Anwälte ſich zu gemeinſamer Aus- 
übung der Tätigkeit verbunden haben, und lediglich der 
Bearbeiter der Angelegenheit durch Tod ausſcheidet. An 
die Notwendigkeit eines ſolchen Wechſels, der den unter- 
liegenden Gegner mit erheblichen Mehrkoſten belaſtet, 
ſind, wie auch dem Wortlaute des Geſetzes zu entnehmen 
iſt, ſchärfere Anforderungen zu ſtellen als im übrigen an 
die Erſtattungsfähigkeit der Koſten, bei denen es genügt, 
daß ſie zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung notwendig find. 
(OLG. Kiel, Beſchl. v. 2. Mai 1927, 1 W 155/27.) 
* = 

Naumburg. 

27. § 349 8PO. Der Einzelrichter ift zur Ausſetzung 
des Verfahrens nicht befugt. 


Die Ae des Einzelrichters ſind aus den en 
des § 349 ZPO, zu entnehmen, in denen einzelne Aufgaben beſon⸗ 
ders genannt, im übrigen die Aufgaben nur allgemein bezeichnet 


$ 29 Anm. 1). Daß dieſe Unterſcheidung prozeſſual richtig iſt, un» 
terliegt keinem Zweifel. Allein es handelt ſich zunächſt um bie 
Frage, ob bei Auslegung des § 29 Gch. die rein prozeſſualen 
Begriffe maßgebend ſind, und dieſe Frage wird in der obigen 
Entſch. jo wenig erörtert wie in der des Das, Karlsruhe. Schon 
von jeher hat man in Wiſſenſchaft und Praxis vorwiegend ange⸗ 
nommen, daß manche dem Prozeßrecht entnommenen Ausdrücke 
im Gerichtskoſtenrecht nicht genau dieſelbe Bedeutung haben kön⸗ 
nen wie dort, und gerade bez. des Begriffes der „Zurücknahme“ 
einer Klage, eines Antrages, eines Rechtsmittels uſw. wurde dieſe 
Meinung auch vom RG. ſtändig vertreten (vgl. z. B. Warneyer 
1912 Nr. 355; aus neueſter Zeit: NG. JW. 1927, 53 14). Es han⸗ 
delt ſich ſpeziell bei der Zurücknahme im weſentlichen um zwei 
Fragen: 1. Treten die koſtenrechtlichen Folgen der Zurücknahme 
nur dann ein, wenn ihre prozeſſuale Form voll gewahrt iſt (Zu⸗ 
ſtellung der Klagezurücknahme, der Berufungszurücknahme, Wah⸗ 
rung des Anwaltszwangs uſw.)? 2. Iſt die Zurücknahme der Klage 
inhaltlich im rein prozeſſualen Sinne zu verſtehen oder ge⸗ 
nügt jede endgültige Erklärung, daß eine Entſch. über den Klage⸗ 
antrag oder einen Teil desſelben nicht begehrt werde (ſei es auch 
wegen Erledigung durch Bezahlung uſw.)? Die erſte Frage, die 
hier nicht erörtert werden kann, wurde von der herrſchenden 
Meinung ſtets verneint; insbeſ. nimmt die Praxis an, daß die 
bloße Zurücknahmeerklärung gegenüber dem Gericht Koſtenrecht⸗ 
lich auch dann genüge, wenn das Prozeßrecht Zuſtellung verlangt 
(gl. die oben erwähnten Entſch. des RG.: Rittmann⸗Wenz, 
Gch. 12 829 Anm. 7; Stein ⸗Jonas, 8271 Fußnote 12 uſw.). 
Auch die zweite Frage wurde von der Praxis — ſoweit mir be⸗ 
kannt iſt und das gleiche bekundet Rittmann⸗Wenz, 
Gch. 12 5 29 Anm. 2 — regelmäßig i. S. der zweiten Alternative 
(alſo anders als vom OLG. Königsberg) beantwortet, und dieſe 
Antwort ſcheint auch mir die richtige zu ſein. Daß man bei Aus⸗ 
legung des 8 29 GKG. nicht allzu ſtreng an dem Ausdruck haften 
darf, ergibt ſchon die Vorſchrift des 829 Abf. 1: eine nicht zuge⸗ 
ſtellte (alſo prozeſſual noch gar nicht erhobene) Klage kann man 
genau genommen überhaupt nicht „zurücknehmen“. Der Ausdruck 
hat alſo offenbar eine weitere Bedeutung als im Prozeßrecht. Aus⸗ 
ſchlaggebend iſt aber die ratio legis. Die Ermäßigung ſoll eintreten, 
wenn, und ſoweit der Kl. vor Eintritt in die Verhandlung durch tat⸗ 
ſächliches Fallenlaſſen ſeines Antrags dem Gericht die Behandlung 
und Verbeſcheidung des Klageanſpruchs erſpart. Ob dies deshalb 
geſchieht, weil der Kl. ſeinen Anſpruch für unbegründet hält oder 
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find. Die Fälle, in denen der Einzelrichter nach 8 349 Abſ. 1 
Ziff. 1—5 zur Entſch. berufen iſt, find alle derart, daß die Entſch. 
mit den gegebenen Rechtsmitteln ſchnell und mit der Möglichkeit 
einer umfaſſenden ſachlichen Nachprüfung angefochten werden kön⸗ 
nen. Als ſonſtige Aufgabe des Einzelrichters wird in § 349 Abſ. 2 
ZPO. die bezeichnet, den Rechtsſtreit fo weit zu fördern, daß er nach 
einer Verhandlung vor dem Kollegium entſcheidungsreif iſt. Der 
Geſetzgeber wollte demnach durch die Einſetzung des Einzelrichters 
die ſchnelle Erledigung des Rechtsſtreits fördern. Dieſem Zwecke 
dient aber die Ausſetzung des Verfahrens auf Grund des 8 148 
ZPO. nicht. Durch die Ausſetzung kann der Rechtsſtreit auf lange 
Zeit hinaus zum Stillſtand gebracht werden, ohne daß die Partei, die 
an der Förderung des Rechtsſtreits ein Intereſſe hat, die Möglich⸗ 
keit hat, dagegen mit Ausſicht auf Erfolg ſachlich vorzugehen. Es 
handelt ſich bei der Ausſetzung um eine tief einſchneidende Maß⸗ 
nahme. Dabei kann es möglich ſein, daß die 8K. die Vorausſetzun⸗ 
gen für eine Ausſetzung im Gegenſatz zum Einzelrichter nicht für 
gegeben hält und daß ſie, wenn erſt nach längerer Zeit der Rechts⸗ 
ſtreit vor fie kommt, die Entſch. im Vorprozeß für die in der 
vorliegenden Sache zu treffende Eutſcheidung für bedeutungslos 
anſieht. Es muß deshalb die Entſch. über die Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens nach $ 148 ZPO. der Kammer ſelbſt vorbehalten werden. 
(OLG. Naumburg, Beil. v. 6. Juli 1927, 6 W 130/27.) 
Mitgeteilt von RA. Wüſt, Halle a. S. 


* 
Stuttgart. 

28. 86 3PO.; 8 14 AufwG. Wendet der Gläubiger 
gegen die Klage auf Löſchung einer im Mai 1922 bezahlten 
Hypothek ein, daß er einen Vorbehalt gemacht habe, ſtellt 
er aber keinen Antrag auf Aufwertung, fo iſt der Streit- 
wert nicht der Aufwertungsbetrag der Hypothek, ſondern 
nur der Goldmarkbetrag der Zahlung. f) 

Eine Vorkriegshypothek von 100 000 % wurde im Mai 1922 
zum Nennwert = 1500 GM. heimbezahlt. Gegen die Klage auf Be⸗ 
willigung der Löſchung wandten die Gläubiger ein, daß ſie die Zah⸗ 
lung nur mit Vorbehalt angenommen haben. Das blieb unbewieſen, 
und es erfolgte Verurteilung. Der Streitwert wurde auf 1500 GM. 
bemeſſen im Unterſchied von RG.: Aufwgtſpr. 1926, 191, OLG. 
Königsberg: JW. 1926, 854 u. a., welche den Aufwertungsbetrag der 
1 als Streitwert für eine Klage auf Löſchungsbewilligung 
anſetzen. 


deshalb, weil der Bekl. ihn erfüllt hat, oder aus einem anderem 
Grunde, iſt für die Belaſtung des Gerichts und deshalb für die 
Koſtenfrage belanglos. Belanglos iſt ferner, welche der Parteien 
in die Koſten zu verurteilen iſt. Erledigt ſich auch der Koſtenpunkt 
vor Eintritt in die Verhandlung, ſo kann und wird der Kl. den 
Weg der Klagezurücknahme (im prozeſſualen Sinne) wählen und 
die Ermäßigung tritt zweifellos ein; warum die ganze Prozeß⸗ 
gebühr aus der Hauptſache anfallen ſoll, wenn nur der (regel- 
mäßig in dieſem Stadium geringfügige) Koſtenpunkt unerledigt 
blieb, iſt rechtspolitiſch nicht einzuſehen. Das Geſetz zwingt nicht 
zur Annahme eines ſo unbilligen Ergebniſſes und es iſt zu hoffen, 
daß die Praxis auch in Zukunft den OLG. Karlsruhe und Kö⸗ 
nigsberg nicht folgen wird. Über die Einzelheiten vgl. Ritt⸗ 
mann⸗Wenz GG. 12 829 Anm. 2ff. 
RA. Dr. Friedlaender, München. 


Zu 28. Der Eutſch. vermag ich nicht beizutreten. Der Kl. wendet 
ſich gegen die Belaſtung ſeines Grundſtücks mit einer Aufwertungs⸗ 
hypothek. Demnach muß der volle Aufwertungsbetrag den Streit- 
gegenſtand bilden. Dies gilt allerdings nur, wenn die Hypothek 
ſelbſt im Streit iſt. Im ordentlichen Verfahren iſt der volle Auf⸗ 
wertungsbetrag ohne Abzug des Zwiſchenzinſes maßgebend (KG. 
16 W 8502/26 und OLG. München: Z3P. 52, 301 u. 303). Würde 
es ſich nur um die Löſchung eines Widerſpruchs handeln, ſo iſt der 
Streitgegenſtand gem. 83 3PO. nach freiem Ermeſſen feſtzuſetzen. 
In einem ſolchen Falle hat das KG. — 16 W 8093/25 — einen 
Streitgegenſtand von rund 5% des Goldmarlebetrages, alſo 200% des 
Aufwertungsbetrages für angemeſſen erachtet. 

Iſt der Grund des perſönlichen Aufwertungsanſpruchs in Streit, 
fo entſcheidet freies Ermeſſen. Der 14.36. des KG. hat i. S. 
14 W 3314/27 folgende Berechnungsweiſe für angemeſſen erachtet: Er 
ſtellt zunächſt den Höchſtbetrag der möglichen Aufwertung feſt, legt 
mit Rückſicht auf die Möglichkeit der Abwertung davon einen Be⸗ 
trag von 75% zugrunde, zieht den Wert des zurückgezahlten Be⸗ 
trages ab und ſieht im Hinblick auf die das Streitverhältnis nicht 
endgültig regelnde Bedeutung der Entſch. die Hälfte des fo ermittelten 
Betrages als Streitwert an. Alſo z. B.: Goldwert der i. J. 1910 ent⸗ 
ſtandenen Reſtkaufgeldhypolhek: 300 000 46; Höchſtleiſtung der Auf⸗ 
wertung (5 10 Aufiv®.) 75%: 225 000 %; davon 75%: 168 750 . 
Unſtreitiger Goldwert des zurückgezahlten Betrages: 15000 %; Reſt: 
153 750 46. Hiervon die Halfte: 76 875 %. 

RA. Dr. Hans Fritz Abraham, Berlin. 
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Nach 86 ZPO. wird der Wert des Streitgegenſtands durch den 
Betrag der Forderung beſtimmt, wenn ein Pfandrecht Gegenſtand des 
Streits iſt. Hier iſt im Streit, ob den Bekl. noch ein Pfandrecht an 
dem fraglichen Grundſtück zuſteht oder ob es durch die Zahlung vom 
Mai 1922 erloſchen ift, näherhin, ob die Zahlung der 100 000 PM. 
geeignet war, den Übergang der Hypothek auf den Schuldner herbei⸗ 
zuführen. Nun geben die Bekl. allerdings für ihr Widerſtreben gegen 
die Löſchung als Grund an, daß die Hypothek außerhalb des Grund⸗ 
buchs infolge der Aufwertung kraft Vorbehalts gem. 8 14 AuſwG. 
fortbeſtanden habe. Hätten ſie auf Grund dieſes Vorbringens Wider⸗ 
klage auf Feſtſtellung der Aufwertbarkeit erhoben, ſo bildete zweifel⸗ 
los der Auſwertungsbetrag von 25 000 % den Streitwert. Sie haben 
aber dieſen Anſpruch nicht zum Gegenſtand eines Antrags gemacht, 
ſondern wollen nur beſtreiten, daß ſie durch die Zahlung vom Mai 
1922 ihr Pfandrecht verloren haben. Im Streit iſt alſo lediglich 
die Behauptung des Kl., daß er gegen die damalige Zahlung von 
100 000 % die Löſchungsbewilligung verlangen könne. Somit iſt die⸗ 
jenige Forderung, deren Sicherung nach dem Klagvorbringen in Frage 
ſteht, nur die auf 100000 PM., und dieſe iſt mit dem Goldmark⸗ 
betrag einzuſetzen, den ſie bei ihrer Tilgung hatte. 

(OxG. Stuttgart, 1. 3S., Beſchl. v. 27. Mai 1927, U 246.) 


Königsberg. b) Strafſachen. 


29. 8 45 Abſ. 2 StPO. Die mit dem Wiederein⸗ 
ſetzungsantrage zu wiederholende Rechtsmitteleinlegung 
muß inhaltlich mit der verſäumten, in den Handakten des 
Verteidigers verfügten Rechtsmittelſchrift überein- 
ſtimmen. f) 

Der Verteidiger des Angekl. hat in feinen Handakten die Ein⸗ 
legung der Berufung und Reviſion gegen das Urteil des Amtsrichters 
verfügt. Die Rechts mittelſchrift iſt aber nicht bei dem Amtsgericht 
eingegangen. Davon erfuhr er, als er nach Ablauf der Rechts mittel⸗ 
friſt die Berufung zurücknahm. Er beantragte Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand und legte gleichzeitig Reviſion ein. 

Der Wiedereinſetzungsantrag iſt abgelehnt. Dem im $ 45 Abſ. 2 
SPD. aufgeſtellten Formerfordernis, daß die verſäumte Handlung 
nachzuholen iſt, iſt nicht genügt. Unter dieſer kann nur eine ſolche 
Erklärung verſtanden werden, die der Angekl. in der Rechtsmittel⸗ 
friſt abgeben wollte. Es muß die nachgeholte Handlung mit der von 
ihm verſäumten Handlung inhaltlich übereinſtimmen. Dies iſt hier 
nicht der Fall. Verfügt war von dem Verteidiger die Abſendung 
einer Schrift, nach der gleichzeitig Berufung und Reviſion eingelegt 
wurde, während in dem Wiedereinſetzungsantrage lediglich die Ein⸗ 
legung der Reviſion wiederholt wird. Beide Rechtsmittel waren zwar 
zuläſſig; die Häufung zweier Rechtsmittel widerſpricht aber, wie 
das RG. 60, 357 annimmt, dem Erfordernis der unbedingten Rechts⸗ 


Zu 29. Die weittragende Bedeutung des Beſchluſſes iſt darin zu 
erblicken, daß er in Übereinſtimmung mit dem zit. RGBeſchl. vom 
4. Nov. 1926 (RGSSt. 60, 356) die gleichzeitige Einlegung von Be⸗ 
rufung und Reviſion für unzuläſſig und rechtlich unwirkſam erklärt. 
Beide Beſchlüſſe ſtehen aber im Widerſpruch mit dem von mir 
kommentierten älteren Beſchluß des RG. v. 8. März 1926 — 3D 
595/25; JW. 1926, 2198 Nr. 7 —, ohne daß der 3. Senat ſich mit 
ſeiner abweichenden Anſicht im ſpäteren Beſchluß v. 8. März 1926 
auseinandergeſetzt hat. Denn darin, daß der Beſchwerdeführer bei Ein⸗ 
legung beider Rechtsmittel, wie dies im Falle RGSt. 60, 357 geſchehen 
iſt, den ausdrücklichen Vorbehalt machte, ob er endgültig die 
Berufung oder die Reviſion aufrechterhalten wolle, kann ein ſachlicher 
oder rechtlicher Unterſchied zu der vorbehaltloſen gleichzeitigen Ein⸗ 
legung beider Rechtsmittel nicht erblickt werden, weil dieſer Vor⸗ 
behalt ſchon in der Tatſache der gleichzeitigen Einlegung beider 
begrifflich einander ausſchließenden Rechtsmittel ſtillſchweigend ent⸗ 
halten iſt. Sicherlich iſt aber der Beſchluß v. 8. März 1926 dem 
ſpäteren Beſchluſſe vorzuziehen. Auch Feiſenberger zu 8 335 
Note 3 hält die Einlegung beider Rechtsmittel nebeneinander für 
zuläſſig. 8 335 StPO. ſteht m. E. nicht entgegen, ſondern beſtätigt 
die Richtigkeit der diesſeitigen Auffaſſung. Er hat, um dem Be⸗ 
ſchwerdeführer die Möglichkeit zu geben, eine ihm zwecklos er⸗ 
ſcheinende, zeitraubende und koſtſpielige Berufung zu vermeiden, die 
Sprungreviſion eingeführt und dem Beſchwerdeführer die Wahl über⸗ 
laſſen, ob er das eine oder das andere Rechtsmittel wolle. Nach 
der ganzen Struktur des Rechtsmittels der Reviſion kann jedoch dieſe 
Wahl ſeitens des Beſchwerdeführers ſachge maß erſt erfolgen, wenn 
die ſchriftlichen Urteilsgründe vorliegen, da nur auf ſie, nicht auf 
die mündlich verkündeten Gründe die materielle Rechtsrüge geſtützt 
werden kann (Löwenſtein, Reviſion, 2. Aufl., 2 u. 4) und Ver⸗ 
fahrensrügen bei der Sprungreviſion im allgemeinen unzuläſſig ſind 
(8 340 StPO.). Die ſchriftlichen Urteilsgründe liegen aber bei Ab⸗ 
lauf der einwöchigen Friſt für die Einlegung des Rechtsmittels er⸗ 
fahrungsgemäß nur äußerſt ſelten vor. Es kann unmoglich der 
Wille des Geſetzgebers geweſen ſein, der das neue Rechtsmittel der 
Sprungreviſion zwechs Vereinfachung des Verfahrens eingeführt hat, 
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mitteleinlegung und hätte die Rechts mitteleinlegung in vollem Um⸗ 
fange unwirkſam gemacht. Dieſe Nichtigkeit konnte durch die erſt 
nach Ablauf der Rechtsmittelfriſt erklärte Zurücknahme der Be⸗ 
rufung nicht geheilt werden. Es hätten vielmehr, wenn die Schrift, 
ſo wie ſie von dem Verteidiger verfügt war, bei dem Gericht recht⸗ 
zeitig eingegangen wäre, beide Rechtsmittel als unzuläſſig ver⸗ 
worfen werden müſſen. Infolgedeſſen handelt es ſich bei der Ei 
legung der Reviſion allein in dem Wiedereinſetzungsantrage nicht um 
die Wiederholung des verſäumten Rechtsmittels, ſondern um die neue 
Einlegung der Reviſion, die verſpätet iſt. 
(OLG. Königsberg, Beſchl. v. 24. Jan 1927, 6 V 8/27.) 
Mitgeteilt von OLGR. Sieloff, Königsberg. 


Tandgerichte. 


Altona. a) Zivilſachen. 

1. 817 Aufwg. Erfolgt die Abtretung nach dem 
Inkrafttreten der 3. Steuer Not., jo iſt ein Aufwer⸗ 
tungsanſpruch für den Zedenten nicht gegeben. 

Die Tatſache, daß der Antragſteller ſein Hypothekenrecht nach 
dem 13. Febr. 1924 abgetreten hat, ſchließt gegen den Antragſteller 
den AufwAnſpruch aus 817 AufwGG. aus. Für den Zeſſionar näm⸗ 
lich, der das Recht nach jenem Srichtage erworben hat, kommt für 
die Bemeſſung feines AufwAnſpruches gem. 8 2 Abſ. 1 Schlußſatz 
AufwöG. der nach dem Stichtage liegende Rechtsübergang nicht in Be⸗ 
tracht, mit anderen Worten: für die Berechnung des AufwAnſpruches 
dieſes Zeſſionars iſt der Rechtserwerb ſeines Rechtsvorgängers, des 
Zedenten, maßgebend. Aus dieſer geſetzl. Regelung aber ergibt ſich 
die Folge, daß für eine Aufwertung zugunſten des Zedenten kein 
Raum bleibt. Vgl. Neukirch, Aufwez. Anm. 4 zu 817; Duaf- 
ſowski, Anm. 4 zu 8 17 Aufwiß.; OLG. Roſtock v. 4. Dez. 1926 
(AufwKartothek Karte 13 b zu 8 17). 

(LG. Altona, 6. 38., Beſchl. v. 5. Mai 1927, 348/27.) 


Mitgeteilt von LG Dir. Dr. Block, Altona. 


Breslau. x 

2. 88 3 ff., 281 8PO. Fiir die Gerichtskoſten iſt der 
Streitwert nur nach dem Klageanſpruch zu bewerten, wenn 
es zur Erhebung der Widerklage nicht gekommen iſt. f) 


(LG. Breslau, 13. ZR., Beſchl. v. 24. Febr. 1927, 13 T 55/27.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Walter Roth, Hirſchberg i. Schl. 
* 


den Beſchwerdeführer zu zwingen, ſich bereits zu einem Zeitpunkte 
für die Sprungreviſion zu entſcheiden, wo ihm noch jede Einſicht 
hinſichtlich der Durchführbarkeit des Rechtsmittels fehlt. Ein gewiſſen⸗ 
hafter Verteidiger wird, wenn die Reviſionsgerichte bei ihrer neuen 
Judikatur beharren, in allen Fällen, wo ſich der Angehl. durch 
ein ſchöffengerichtliches Urt. beſchwert fühlt, entgegen dem von mir 
JW. 1926, 2198 zu Nr. 7 erteilten Rat nur noch Berufung ein⸗ 
legen, da er „die Katze im Sack kauft“, wenn er die Sprung⸗ 
reviſion anmeldet, ohne die ſchriftlichen Urteilsgründe zu kennen. 
Wenn überhaupt die Sprungreviſion des Angekl. praktiſche Be⸗ 
deutung erlangen ſoll, fo wird es erforderlich ſein, daß die Reviſions⸗ 
gerichte zum Standpunkt des Beſchluſſes v. 8. März 1926 und dem 
von Feiſenberger a. a. O. vertretenen Rechtsſtandpunkt zurück⸗ 
finden. 
SR. Dr. Siegfried Löwenſtein, Berlin. 


Zu 2. Dem LG. iſt dahin beizutreten, daß für die Gerichtskoſten 
der Streitwert nur nach dem Klageanſpruche zu bewerten iſt, wenn 
es zur Erhebung der Widerklage nicht gekommen iſt. Daß das 
für die Anwaltskoſten nicht präjudiziert, habe ich in Willen⸗ 
büchers Koſtenfeſtſetzungsverfahren (10) Anm. 2 und 12, Anm. 
11 und 13 RAGEbD. dargelegt. 

Dagegen ſcheint mir die Auslegung, die das LG. dem Schrift⸗ 
ſatze v. 18. Okt. 1926 gibt, verfehlt zu ſein. Anſcheinend grün⸗ 
det es dieſe Auslegung auf das Futurum der Faſſung des An⸗ 
trages. Dieſe Auffaſſung wäre rechtsirrtümlich, denn der Antrag 
zur Klage und Widerklage wird immer erſt durch Verleſung in 
der mündlichen Verhandlung geſtellt, iſt alſo bei ſeiner erſten An⸗ 
kündigung im Schriftſatze etwas Zukünftiges. Die Anderung des 
§ 281 350. dahin, daß die Widerklage auch durch Zuſtellung 
eines Schriftſatzes erhoben werden kann, bedingt keine Anderung 
der Faſſung des Antrages, wie ſie bisher üblich war. Die Wider⸗ 
klage war in dieſem Falle durch Zuſtellung des Schriftſatzes v. 
18. Okt. 1926 ordnungsmäßig erhoben worden, und mußte des⸗ 
halb bei der Feſtſetzung des Streitwertes berückſichtigt werden. 

RA. Dr. Wilh. Kraemer, Leipzig. 


56. Jahrg. 1927 Heft 37/28] 


Hamburg. 


3. 88209, 157 BGB. Unterbrechung der Verjährung 
durch Klage beim unzuſtändigen Gerichte. f) 

Bekl, war dem Kl. aus einem Frachtgeſchäft, das am 21. Dez. 
1925 abgeſchloſſen wurde, einen Reſtbekrag von 103 RN ſchuldig 
geblieben. In dieſem Pachtvertrage findet ſich die Klauſel „für 
Forderungen aus dem Vertrage iſt das LG. Hamburg ausſchließ⸗ 
lich zuſtändig“. Kl. erhob Klage vor dem Ach. in Hamburg, welches 
die Klage wegen Unzuſtändigkeit abwies. Auf die Berufung ver⸗ 
wies das LG. den Rechtsſtreit zuſtändigkeitshalber an ſich als 
1. Inſtanz. Der Bekl. erhob nun die Verjährungseinrede auf 
Grund der im Frachtvertrage getroffenen Vereinbarung: „Die 
Klage iſt innerhalb drei Monaten nach Datum des Frachtvertrages 
dortſelbſt (gemeint iſt das LG. Hamburg) anzubringen, widrigen⸗ 
falls irgendwelche Forderungen nicht mehr geltend gemacht wer⸗ 
den können.“ Dieſe Friſt von drei Monaten war, als der Rechts⸗ 
ſtreit vor dem LG. anhängig wurde, unſtreitig abgelaufen. Sonach 
iſt fraglich, ob der Friſtablauf ſchon durch die Einbringung der 
Klage beim Amtsgericht gehemmt oder unterbrochen wurde oder 
ohne Rückſicht auf die Klagerhebung dem Kl. ſeine Rechte abge⸗ 
ſchnitten hat. Das LG. hat durch die Klagerhebung beim AG. 
die Verjährung als unterbrochen angeſehen. 


„Die Verjährungsvorſchriften des BGB. ſind deshalb nicht 
ohne weiteres anwendbar, weil zu prüfen iſt, ob nicht ſtatt der 
Verjährungsfriſt eine Ausſchlußfriſt geſetzt iſt. Ob eine vertragliche 
Ausſchlußfriſt aber wie eine Verjährungsfriſt zu behandeln iſt, kann 
nur der Parteiwille entſcheiden. Bei der Feſtſtellung dieſes Partei⸗ 
willens iſt davon auszugehen, daß „ein abgeſchloſſener Vertrag 
nicht nach den einſeitigen Intereſſen und dem bloß inneren Willen 
der einen oder der anderen Partei ausgelegt werden darf, fondern 
unter Berückſichtigung der Intereſſen beider Parteien und ihres 
erklärten Vertragswillens mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte ge⸗ 
maß 8 157 BGB. auszulegen iſt“ (RG. 79, 438 1); 88, 416 2). Der 
erklärte Vertragswille deckt ſich jedoch nicht mit dem Wortlaut 
einer Vertragsklauſel unbedingt, ſondern die Auslegung muß davon 
ausgehen, daß ſie zum Schutze ſolcher Intereſſen beſtimmt iſt, die 
ſich als berechtigte darſtellen (RG. 98, 123). Berechtigt und ohne 
Bedenken vom beiderſeitigen Parteiwillen gedeckt iſt die Verein⸗ 
barung, daß das LG. Hamburg als erſte Inſtanz ausſchließlich zu- 
ſtändig ift. Nicht überzeugend iſt jedoch die Meinung der Bekl., daß 
die drei Monate lange Friſt weder unterbrochen noch gehemmt 
werden kann. Die Klauſel beſtimmt nicht, daß die Rechte aus dem 
Vertrage nach drei Monaten „erlöſchen“, ſondern nur, daß Sie 
nicht mehr geltend gemacht werden können. Das beſagt gerade, 
daß ſie an ſich noch beſtehen, ihre zwangsweiſe Durchſetzung jedoch 
nicht mehr möglich ſein ſoll. Die Bekl. will ſich dagegen ſchützen, 
nach längerer Zeit noch in Anſpruch genommen zu werden. Dieſer 
Fall iſt jedoch dann nicht gegeben, wenn ſie verklagt iſt, denn 
mit der Klagerhebung wird jeder Zweifel über die 
Abſichten der Gegenpartei ausgeräumt, und wenn 
das an ſich zuſtändige Gericht erſt nach Ablauf der drei Monate 
mit der Sache befaßt wird, jo wird dadurch den Intereſſen der 
Bekl. in keiner Weiſe Abbruch getan. Hierbei kann es ſogar dahin⸗ 
e bleiben, ob dieſe Friſt nun als Verjährungsfriſt oder Aus⸗ 
chlußfriſt zu bezeichnen iſt. Den Parteien dürfte ein ſolcher Unter⸗ 
ſchied in ſeiner rechtlichen Bedeutung fremd geweſen ſein; was dem 
Parteiwillen entſprach, iſt nac) dem Geſagten eine Verjäh⸗ 
rungsfriſt: denn die Friſt bezieht ſich auf die 
Klagerhebung. In ZW. 1906, 205 wird in der Klauſel „An⸗ 
ſprüche auf Grund dieſes Konnoſſements können wir innerhalb 


Zu 3. In den gebräuchlichen Schlußſcheinen der Reedereien 
finden ſich zahlreiche Beſtimmungen, die nicht nur Auslegungs⸗ 
ſchwierigkeiten bereiten, ſondern auch deren rechtliche Zuläſſigkeit 
oftmals beſtritten wird. Wenn z. B. in Schleppverträgen ausdrück⸗ 
lich die Haftung des Schleppunternehmers aus § 278 BGB. aus⸗ 
geſchloſſen wird und der geſchleppte Schiffseigner ſich nur an den 
Schiffsführer perſönlich und ausſchließlich im Falle jeder Schadens⸗ 
zufügung durch das Schleppſchiff halten kann, ſo iſt dieſe Beſtim⸗ 
mung, zumal wenn ſie von allen Schleppunternehmern abrede⸗ 
gemäß in den Schlußſcheinen ſtipuliert wird, bedenklich. Ebenſo 
kann der Ausſchluß des Rüchktrittsrechts des Frachtführers gemäß 
3 35 BSHiff®. in den Schlußſcheinen oder der Verzicht auf Liege⸗ 
geld bei Überſchreitung der geſetzlichen Einladezeit gemäß § 32 
ESchiffcd. in vielen Fällen in wirtſchaftlich⸗objektiv nicht zu ver⸗ 
tretender Weiſe ausgenugt werden. Ahnlich iſt es mit der hier in 
Streit befindlichen Beſtimmung „Klagen müſſen innerhalb drei 
ongten nach Datum des Frachtvertrages angebracht werden“. 
Sei den oben geſchilderten Beſtimmungen, die die Ausdehnung der 
adezeit ganz in das Belieben des Verfrachters ſtellt, bei leicht 
möglichen Unterbrechungen der Reiſe durch Eisgang und erneute 


1) JW. 1912, 854. ) JW. 1916, 1531. 
8) JW. 1918, 818. 
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vier Monaten nach Datum desſelben berückſichtigt werden“, mit 
Recht eine Ausſchlußfriſt erblickt, da die Klage unabhängig von 
dieſer Anmeldefriſt verjahrt. Aber ſelbſt wenn es ſich um 
eine Ausſchlußfriſt handeln ſollte und die Friſt nicht unterbrochen 
worden iſt, ſo wahrt die Erhebung der Klage beim örtlich zuſtän⸗ 
digen, wenn auch ſachlich unzuſtändigen Gericht die Friſt (RG. in 
90 Rſpr. ſelbſt für geſetzliche Ausſchlußfriſten: RG. 93, 3129; 
94, 135). 


(LG. Hamburg, Urt. v. 7. April 1927, HI 629/26.) 


* 
Neuwied. 

4. 8820, 22 AufwG.; 8892 BGB. Der Schutz des 
guten Glaubens kommt den Hypothekengläubigern von 
vor dem 15. Juli 1925 eingetragenen Hypotheken auch 
dann zuſtatten, wenn ſie ſelbſt die Hypothek erſt nach 
jenem Zeitpunkt erworben haben. 

Somit kann der Aufwertungsbetrag der Beſchwerdeführerm 
nur dann den beiden Zwiſchenbelaſtungen vorgehen und dem⸗ 
gemäß in das geringſte Gebot aufgenommen werden, wenn die 
neuen Gläubiger bei Erwerb ihres Rechtes nicht gutgläubig 
waren. Dazu gehört, daß ſie ſowohl gewußt haben, wann die 
Zahlung von der Beſchwerdeführerin angenommen war, oder daß 
ſie ſich ihre Aufwertungsrechte vorbehalten hatte, ſowie ferner, 
daß aus dieſem Grunde die Hypothek noch fortbeſtand und 
nicht hätte gelöſcht werden dürfen (vgl. Schlegelberger⸗ 
Harmening, Komm. z. Aufw., III. Aufl. zu 8 20 Anm. 1). 
Hieraus folgt, daß vor dem Jukrafttreten des AufwG. — dem 
15. Juli 1925; $ 88 Abſ. 1 AufwG. — jeder Dritterwerber eines 
dinglichen Rechtes gegen die Aufwertung kraft Rückwirkung ge⸗ 
ſchützt iſt, da eine ſolche nach 8 11 der 3. Steuer⸗Not BO. ver⸗ 
boten und ſomit das Grundbuch nicht unrichtig war. Der Auf⸗ 
wertungsgläubiger muß ſich demnach gefallen laſſen, daß die nach⸗ 
eingetragenen Rechte ſeiner Aufwertungshypothek vorgehen, und 
daß er in der ZwV. erſt nach ihnen zur Hebung kommt (zu- 
ſtimmend: Dr. Reinhard „Einfluß der neuen Geſetzgebung auf 
die Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung“, 2. Aufl., S. 46). 


Vorliegend iſt die vom Erſtrichter in das geringſte Gebot auf⸗ 
genommene Hyvothek zum Höchſtbetrage von 10000 Goldmark 
am 20. Mai 1924 eingetragen worden, ſo daß ihr ohne weiteres 
der öffentliche Glaube des Grundbuches zuſtatten kommt. Die 
betreibende Hypothek zum Höchſtbetrage von 8000 Goldmark iſt 
für die Zedentin der jetzigen Gläubigerin am 23. Mai 1925 einge⸗ 
tragen worden und wird ſonach ebenfalls durch den öffentlichen 
Glauben des Grundbuches gegenüber der Aufwertungshypothek der 
Beſchwerdeführerin geſchützt. Allerdings iſt die Zeſſion an die 
jetzige Gläubigerin erſt am 16. Febr. 1926 — alſo nach dem 
1. Juli 1925, dem Tage des einſtweiligen Ausſchluſſes des öffent⸗ 
lichen Glaubens — erfolge, Trotzdem greift die Beſtimmung des 
9 22 Abſ. 2 AufmG. nicht Platz, weil die Zedentin der jetzigen 
Gläubigerin den Schutz des 8 892 BGB. für ſich in Anſpruch neh⸗ 
men konnte. Es iſt anerkannten Rechtes, daß der gutgläubige 
Erwerber ſeinen Erwerb, wie er ſich auf Grund ſeines guten 
Glaubens geſtaltet hat, auf jeden Rechtsnachfolger als ein vollkom⸗ 
menes Rechtsverhältnis überträgt (vgl. Staudinger, 7/8. Aufl., 
zu $ 892 Anm. IV, 4). Somit kommt es für die Entſcheidung, ob 
der Dritterwerber gutgläubig war, auf den Zeitpunkt des Erwerbs 
der Zedentin und nicht der Zeſſionarin an (fo auch Schlegelber⸗ 
ger⸗Harmening a. a. O. zu § 22 Anm. 3b). Da ſomit die 
Aufwertungshypothenk der Beſchwerdeführerin den eingetragenen 
Rechten, insbeſondere der betreibenden Gläubigerin, nicht vorgeht, 


Verzögerung bei Löſchung der Ladung kommt mit Leichtigkeit die 
dreimonatige Friſt zum Ablauf, ehe oder ganz kurz nachdem die 
Ladung gelöſcht iſt. Erſt dann aber entſtehen die Differenzen. 
Nimmt man hinzu, daß Streitigkeiten im allgemeinen nicht ſefort 
mit Klagerhebung eingeleitet werden, ſondern daß zunächſt zwiſchen 
Empfänger und Frachtführer Verhandlungen ſtattfinden, was der 
allgemein in wirtſchaftlich günſtigerer Lage befindliche Empfänger 
hinauszuzögern vermag, ſo iſt nicht ſelten die dreimonatige Friſt 
abgelaufen, bevor die Anſprüche des Frachtführers gerichtlich gel⸗ 
tend gemacht werden konnten. Die Eigenſchaft des BSdiff®. als 
durchaus dispoſitives Recht hat auf faſt allen Stromgebieten dazu 
geführt, durch beſondere Verladungsbedingungen der Spediteure 
die geſetzlichen Beſtimmungen auszuſchalten. 

Indeſſen trifft der hier mitgeteilte Fall nicht nur Geſchäfte, 
die aus dem Binnenſchiffahrtsrecht ihren Urſprung nehmen. Auch 
ſonſt werden vereinbarte, ſehr kurze Verjährungsfriſten durch 
uniforme Beſtimmungen eines Syndikats dem ſchwächeren Gegner 
auſerlegt. Die weitere Auslegung, die das LG. Hamburg der Ver⸗ 
tragsklauſel angedeihen ließ, iſt deshalb auch aus dem Geſichts⸗ 
punkte der Wahrung von Treu und Glauben im geſchäftlichen Ver⸗ 


kehr zu billigen. 
RA. Dr. Jony Sch neider, Breslau. 
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hat der Erſtrichter ſie mit Recht nicht in das geringſte Gebot auf⸗ 
genommen. : 

(LG. Neuwied, Beſchl. v. 14. Mai 1926, 2 T 66/26.) 

Mitgeteilt von Amts- u. Landrichter Dr. Aron, Vallendar a. Rh. 


Halle. b) Strafſachen. 


5. 8 380 StPO.; 8 36 Schiedsmd. Dem Rechtsan- 
walt als Privatkläger kann die Wahrnehmung eines 
Sühnetermins vor dem Schiedsmann nicht zugemutet 
werden, wenn die Ausübung ſeines Berufs dadurch 
beeinträchtigt würde. 

Mit Rückſicht auf ſeine finanziellen Verhältniſſe würde 
zwar dem Privatkl. eine Reiſe nach Magdeburg oder die Annahme 
eines Vertreters für den Sühnetermin vor dem Schiedsmann zu⸗ 
zumuten fein (5 380 Abſ. 4 StPO. in Verbindung mit 8 36 Abſ. 1 
SchiedmO.). Der Privatkl. macht aber mit Recht geltend, daß 
ihm bei Berüchkſichtigung feiner Berufsverhältniſſe als RA. die 
perſönliche Wahrnehmung des Termins vor dem Schiedsmann in 
Magdeburg nicht zugemutet werden kann, da er durch die Reiſe 
nach Magdeburg einen vollen Arbeitstag verlieren und gezwungen 
ſein würde, in den an dieſem Tage anſtehenden Sachen um Verta⸗ 
gung zu bitten. Von dem Privatkl. kann auch nicht verlangt wer⸗ 
der, daß er einen Vertreter mit der Wahrnehmung des Termins 
vor dem Schiedsmann beauftrage, da der Sühneverſuch bei der 
Eigenart des der Beleidigung zugrunde liegenden Tatbeſtandes 
höchſtens den Erfolg verſpricht, wenn der Privatkl. persönlich bei 
dem Sühnetermin zugegen iſt, und deshalb die Wahrnehmung des 
Termins durch einen Vertreter eine bloße Förmlichkeit, die mit 
unnützen Koſten verbunden iſt, ſein würde. Da die angeblichen be⸗ 
leidigenden Außerungen im politiſchen Kampf der Vertreter von 
zwei Aufwertungsparteien gefallen find, fo erſcheint nach den Um⸗ 
ſtänden des Falles ein Sühneverſuch nicht erfolgverſprechend, da 
er zur Beilegung von Streitigkeiten von im politiſchen Leben 
ſtehenden Perſönkichkeiten als kein genügendes Mittel erſcheint. 
Aus dieſen Gründen hat das Beſchwerdegericht von dem Erfordernis 
des Sühneverfuches abgeſehen (gem. 8 36 Schiedm O.) 

(29. Halle, StrS., Beſchl. v. 13. April 1927, 7 Q 68/27.) 
Mitgeteilt von RA. Wüſt, Halle a. ©. 


B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


1. Reich. 
Reihsfinanzhof. 


Berichtet von Senatspräſ. Dr. G. Strutz, Reichsſinanzrat Dr. Boethke, 
Reichsfinanzrat Arlt u. Reichsfinanzrat Dr. Gg. Schmauſer, München. 


Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzyofs abgedruckt.] 


1. 899 Abſ. 1 RAbgo. Die Frage, welchen Er- 
forderniſſen ein Beſchluß über die Heranziehung des 
Haftenden genügen muß, damit der Betroffene das dem 
Steuerpflichtigen zuſtehende Rechtsmittel geltend machen 
kann, hängt von den Umſtänden des Falles ab. Durch 
den Mangel. der Rechtsmittelbelehrung wird die Wirk⸗ 
ſamkeit der die Haftung ausſprechenden finanzamtlichen 
Verfügung nicht berührt. f) 

Das Fin A. forderte den BeſchwF., an den die Firma S. & Co. 
übergegangen war, am 24. Nov. 1925 auf, die von dieſer Firma 
für 1924 geſchuldete UmſSt. an die FinKaſſe zu zahlen; er hafte für 
das im ganzen veräußerte Unternehmen gemäß 8 96 RAbgO. Das 
BG. hob die Einſpruchsentſch. erſazlos auf. Das Urt. legt dar, daß 
die Verfügung des Fin! v. 24. Nov. 1925 ſich als eine Maßnahme 
der Vollſtreckung darſtelle, die nur mit der Beſchwerde angefochten 
werden könne. Da das UmfSt®. einen ſchriftlichen StBeſcheid vor⸗ 
ſchreibe, müffe auch dann, wenn jemand aus 8 96 RAbgdO. wegen 
UmſSt. haftbar gemacht werde, ihm dies durch einen förmlichen 
StBeſcheid mitgeteilt werden. Die hiergegen von dem Vorſteher des 
Fin A. eingelegte RBeſchw. iſt begründet, ſoweit es ſich um die 
Geltendmachung der Haftung für die für 1924 geſchuldete Umſct. 
Handelt. Es fragt ſich nämlich, welche prozeßrechtlichen Voraus⸗ 


Zu 1. Die vom Geſetz offen gelaſſene Frage wird hier dom 
Nich. in Übereinſtimmung mit dem, was z. B. auch Becker (Komm. 
5. Aufl. 1 zu 8 99) befürwortet hatte, beantwortet. Der Begründung 
iſt in der Tat darin beizutreten, daß ein Intereſſe an einem form⸗ 
lichen StVBeſcheid für den Heranzuziehenden in Fällen wie dem vor⸗ 
liegenden nicht wohl anerkannt werden kann. Nicht geklärt iſt mit 
der Entf). die Frage, was gelten ſoll, wenn der Haftende nicht Rechts⸗ 
nachfolger des primären Stpfl. iſt, ſondern aus einem andern Grund 


neben dieſem oder an ſeiner Stelle haftet, alſo in den Füllen des 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenschrift 


ſetzungen erfüllt ſein müſſen, damit im Falle des 8 96 RAbgd. das 
Berufungsverfahren ſtattfinden kann. Das Geſetz enthält darüber 
keine näheren Vorſchriften. 8 99 a. a. O. ſpricht nur von dem Be⸗ 
ſchluß über die Heranziehung der haftenden Perſonen, ohne daß dieſer 
Verwaltungsakt nach Form und Inhalt näher gekennzeichnet wird. 
Einen allgemeinen Anhaltspunkt bietet nur die Vorſchrift des § 79 
Abſ. 2 a. a. O., wonach die Vorſchriften für die Stpfl. ſinngemäß 
gelten für die, die nach den StGefegen neben den Stpfl. oder an 
deren Stelle perſönlich für die St. haften. Darüber hinaus läßt 
ſich nur nach dem Zwecke des Verwaltungsakts beſtimmen, welchen 
Inhalt die vom Fin A. zu erlaſſende Willenskundgebung haben und 
in welcher Form ſie ergehen muß. Zu beachten iſt die Vorſchrift des 
899 Abſ. 1 Satz 1 a. a. O., wonach jemand, der neben dem Stpfl. 
oder an deſſen Stelle perſönlich auf Zahlung einer St. in Anſpruch 
genommen wird (8 79 Abſ. 2), gegen feine Heranziehung die Rechts⸗ 
mittel geltend machen kann, die dem Stpfl. ſelbſt zuſtehen. Hier⸗ 
nach muß das Fin A. nicht nur beſtimmt erklären, daß es den 
Haftungsanſpruch geltend machen will, ſondern es muß auch genau 
angeben, welche tatſächlichen und rechtlichen Unterlagen für dieſen 
Anſpruch gegeben ſind. Es muß überhaupt dem, der aus der Haf⸗ 
tung in Anſpruch genommen wird, alle Angaben machen, deren 
er nach billigem Ermeſſen bedarf, um ſeine Rechte wahrzunehmen. 
Liegt eine ſolche Willenskundgebung des Fin A. vor, jo iſt die Unter⸗ 
lage für das Rechtsmittelverfahren gegeben, das nach Lage der Sache 
von dem Steuerpflichtigen ſelbſt hätte betrieben werden leönnen. Auf 
die Erfüllung weiterer Förmlichkeiten kommt es nicht an. Auch wenn 
das einzelne StGeſetz, auf Grund deſſen die St. feſtgeſetzt worden 
iſt, den Erlaß eines förmlichen StBefcheids vorſchreibt, jo kann 
daraus nicht zwingend gefolgert werden, daß auch der Anſpruch aus 
der Haftung durch einen förmlichen StBejheid geltend gemacht wer⸗ 
den muß. Ob das geſchehen muß, hängt von den Umſtänden des 
Falles ab. Die Zuſtellung eines förmlichen StBeſcheids wird insbeſ. 
dann nicht erforderlich ſein, wenn die StSchuld dem StPfl. gegenüber 
ſchon unanfechtbar feſtgeſtellt iſt, weil nach 899 Abſ. 2 a. a. O. der 
Haftende dieſe Feſtſtellung gegen ſich gelten laſſen muß. In dieſem 
Falle wird die Mitteilung der Tatſache genügen. Auch der Inhalt 
der von dem Fin A. zu erlaſſenden Willenskundgebung hängt von 
der gegebenen Rechtslage ab. Grundſätlich wird jemand, dem eine 
Willenserklärung des Fin A. zugeht, aus der er nach verſtändigem 
Ermeſſen entnehmen kann, daß er aus der Haftung für die von 
einem anderen geſchuldete Steuer in Anſpruch genommen werden 
ſoll, von dem Rechtsmittel Gebrauch machen können, das dem 
Stcpfl. ſelbſt zuſteht. Durch die Zuſtellung einer derartigen Verfügung 
des Fin A. wird, wenn fie die vorgeſchriebene Rechtsmittelbelehrung 
enthält, die Rechtsmittelfriſt in Lauf geſetzt. Die Anwendung dieſer 
Grundſätze auf den vorliegenden Fall ergibt, daß das Schreiben 
des Fin A. v. 24. Nov. 1925 durchaus geeignet war, als Unterlage 
für das ſich aus 8 99 Abf. 1 a. a. O. ergebende Rechts mittelverfahren 
zu dienen. Es iſt ohne Bedeutung, daß in dem Schreiben als ab⸗ 
ſendende Stelle die Finanzkaſſe, Vollſtreckungsabteilung, bezeichnet 
worden iſt. Denn der Empfänger des Schreibens mußte annehmen, 
daß es von der zuſtändigen Stelle ausging, was in der angef. 
Entſch. auch nicht in Zweifel gezogen iſt. Jedenfalls läßt ſich aus der 
Bezeichnung der abſendenden Stelle nicht die Auffaſſung herleiten, 
daß das Fin A. eine Vollſtreckungsmaßnahme anordnen wollte, noch 
bevor dem Inanſpruchgenommenen der Beſchluß über ſeine Heran⸗ 
ziehung i. S. des 8 99 Abf. 1 Satz 2 a. a. O. zugeſtellt war (vgl. 
auch 8299 Abſ. 4 a. a. O.). Auch inhaltlich enthält das Schreiben des 
Fin A. v. 24. Nov. 1925 die weſentlichen Erforderniſſe eines ſolchen 
Beſchluſſes. Genauere Angaben waren entbehrlich, weil das Fin A. 
vorausſetzen konnte, daß dem Erwerber des Unternehmens wegen 
feiner nahen Beziehungen zu den früheren Geſchäftsinhabern alle in 
Betracht kommenden tatſächlichen Verhältniſſe genau bekannt waren. 
Die angef. Entſch. vermißt im Schreiben des Fin A. v. 24. Nov. 
1925 die Rechtsmittelbelehrung. Da nach 8 79 Abſ. 2 a. a. O. die 
Vorſchriften des § 211 a. a. O. ſinngemäß anzuwenden find, hätte 
das Fin A. ſie in das Schreiben aufnehmen ſollen. Da es ſich aber 
nur um eine Sollvorſchrift handelt, wird die Wirkfamkeit der 
Verfügung nicht dadurch berührt, daß die Rechtsmittelbelehrung 
fehlte. Aus dem Mangel folgt nur, daß die Rechtsmittelfriſt nicht 
in Lauf geſetzt wurde (8 231 Abs. 3 a. a. O.). 


War aber das Schreiben des Fin A. v. 24. Nov. 1925 als Be⸗ 
ſchluß über die Heranziehung i. S. des 8 99 a. a. O. wirkſam, ſo 
ſtanden dem durch den Beſchluß Betroffenen die Rechtsmittel zu, 
die dem Stpfl. ſelbſt zuſtanden. Von den im Schreiben des Fin A. 


8 99 Abf. 1 RAbgd. Becker (a. a. O.) möchte in dieſen Fallen 
allgemein einen StBeſcheid verlangen, wenn der Haftende heran⸗ 
gezogen wird; mir ſcheint dies (wie in Ergänzung des in m. Lehrb. 
d. Steuerrechts I, 230 Ausgeführten bemerkt ſei) doch nur dann 
richtig, wenn ein StBeſcheid gegen den primären StsSchuldner noch 
nicht ergangen iſt; andernfalls müßte doch z. B. abſchriftliche Mit⸗ 
teilung dieſes primären StBeſcheids und im übrigen Benachrichtigung 
der von der vorliegenden Entſch. geforderten Art genügen. 
Prof. Dr. Bühler, Münſter. 


/ 
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v. 24. Nov. 1925 bezeichneten Steuern, für die die Haftung geltend 
gemacht wurde, war aber auch nur die UmſSt. für das Jahr 1924 
durch Veranlagung feſtgeſtellt worden. Inſoweit war deshalb das 
Berufungsverfahren gegeben, und es war inſoweit die Entſch. des 
Fincher. aufzuheben und die Sache an die Vorinſtanz gemäß 8 243 
RAbgO. zurückzuverweiſen, damit über die ſachlichen Einwendungen 
des Haftenden entſchieden werde. 

(RF ., V. Sen., Urt. v. 3. Dez. 1926, VA 716/26 8., RH. 20, 75.) 

* 

2. 8 234 RAbg O. Rechtzeitige Einlegung eines 
Rechtsmittels kann, ſofern nicht beſondere Umſtände ent⸗ 
gegenſtehen, auch dann angenommen werden, wenn die 
Rechtsmittelſchrift mit gewöhnlichem Poſtbrief abgeſandt 
worden und der Eingang bei der Empfangsſtelle nicht 
feſtſtellbar iſt, die Abſendung an dieſe aber ſo rechtzeitig 
erfolgt war, daß ber Eingang bei ihr innerhalb der Rechts- 
mittelfriſt bei ordnungsmäßigem Geſchäftsgang und nor- 
malem Poſtverkehre zu erwarten war. f) 

Der 8234 RAbgO. ſucht die Einlegung von Rechtsmitteln mög⸗ 
lichſt zu erleichtern. Einſchreibeſendung iſt bei ſchriftlicher Einlegung 
und Überſendung an die Empfangsſtelle nicht vorgeſchrieben. Der 
BeſchwF., dem der Steuerbeſcheid am 7. Juli 1925 zugeſtellt worden 
war, hat nach ſeiner Darſtellung die Einſpruchsſchrift am 16. Juli 
1925 in einem gewöhnlichen Briefe an das Fin A. abgeſandt. Iſt das 
richtig, dann iſt der Eingang innerhalb der Einſpruchsfriſt beim Fin A. 
zu vermuten, wenn nicht beſondere Gründe entgegenſtehen. Solche 
ſind in normalen Zeiten im regelmäßigen Poſtverkehr und bei ge⸗ 
ordnetem Geſchäftsgang des Fin A. nicht gegeben und auch im vorl. 
Falle bisher nicht beanzeigt. Wenn daher der BeſchwF. einen Antrag 
auf Nachſichtgewährung gegen Verſäumung der Einſpruchsfriſt nicht 
geſtellt, ſondern geltend gemacht hat, daß er rechtzeitig Einſpruch ein⸗ 
gelegt habe und hierfür durch Vorlegung einer Erklärung eines ge⸗ 
wiſſen D. und durch Bezugnahme auf das Zeugnis dieſes D. und des 
von dieſem als Briefbeſteller genannten Lehrlings Beweis angeboten 
hat, jo befindet ſich das FinGGer. im Rechtsirrtum, wenn es davon 
ausgeht, daß es hierauf nicht ankomme. Es hätte inſoweit durch volle 
Anwendung ſeiner Ermittlungspflicht (8 228 R Abg.), die ſich u. a. 
auf Anfrage bei der Poſtverwaltung und auf Feſtſtellung der Be⸗ 
ziehungen des Beſchw§. zu den genannten Zeugen zu erſtrecken gehabt 
hätte, den Sachverhalt aufklären müſſen. Dazu beſtand um ſo mehr 
Anlaß, als ſich der BeſchwF. ſchon in ſeinem Einſchreibebriefe vom 
11. Aug. 1926 auf die Abſendung der Einſpruchsſchrift berufen hatte. 
War danach feſtzuſtellen, daß dieſe rechtzeitig abgeſandt und bei nor⸗ 
malem Geſchäftsgang an das Fin A. gelangt fein müſſe, dann wäre 
der Einſpruch als rechtzeitig eingelegt anzuſehen und darüber in der 
Sache ſelbſt zu entſcheiden geweſen. Da es alsdann auf die Erteilung 
von Nachſicht gegen die Verſäumung der Einſpruchsfriſt gar nicht an⸗ 
gekommen wäre, iſt auch die unter dieſem irrigen Geſichtspunkt vom 
Fincher. vorgenommene Würdigung der „eidesſtattlichen Verſicherung“ 
von D. auf ihre Glaubhaftigkeit für den Sen. nicht bindend. 

Erſt wenn danach nicht als erwieſen anzuſehen geweſen wäre, 
daß der Einſpruch rechtzeitig eingelegt worden wäre, hätte die Frage 
geprüft werden müſſen, ob und wann die Einlegung des Rechtsmittels 
nachgeholt worden und ob Nachſicht zu erteilen geweſen wäre. Auch 
inſoweit befindet ſich das FinGer. in einem Rechtsirrtum, wenn es 
davon ausgeht, daß es auf die Nachholung des Einſpruchs in der vom 
Fin A. dem BeſchwF. im Schreiben v. 14. Aug. 1925 geſetzten Friſt 
bon 14 Tagen ankomme. Denn abgeſehen davon, daß dieſe Friſt nicht 
ausdrücklich zur Nachholung des Rechtsmittels, ſondern zum Nachweis 
der behaupteten rechtzeitigen Rechtsmitteleinlegung geſetzt war, hat das 
Finger. überſehen, daß der BeſchwF. dem Findl. mit feinem Briefe 
b. 11. Aug. 1925 zu erkennen gegeben hat, daß er ſich durch den 
Steuerbeſcheid beſchwert fühle und Nachprüfung begehre. Das genügt 
anerkanntermaßen zur Einlegung eines Rechtsmittels. Ihre Nach⸗ 
holung im Briefe v. 11. Aug. 1925 wäre zweifellos rechtzeitig i. ©. 
von 869 Abſ. 2, 4 RAbgO. Nur unter dieſem Geſichtspunkt wäre 
zu prüfen geweſen, ob der BeſchwF. ohne ſein Verſchulden an der 
Einhaltung der Rechtsmittelfriſt behindert und ob die Erklärung von 
D. und des von ihm benannten Lehrlings glaubhaft wäre. Auch hier 


Zu 2. An der den Gedanken des Steuerſchuldnerſchutzes wieder 
einmal energiſch betonenden Entſch. iſt eigentlich nur das eine auf⸗ 
fällig, daß ein oberſtes Gericht des Deutſchen Reiches, deſſen Aufgabe 
es doch ſein ſollte, ſich in der Hauptſache mit grundlegenden Rechts⸗ 
fragen zu beſchäftigen, mit einer ſolchen Kleinigkeit in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden kann. Andererſeits berührt es aber erfreulich, wenn 
der Rc. dort, wo es ſich darum handelt, die formalen Rechte des 
Steuerſchuldners zu wahren, ſich nicht auf den Grundſatz minima non 
Curat praetor zurückzieht. Es dürfte wieder einmal ein Fall vor⸗ 
liegen, wo ſowohl Fin A. wie auch Fincher. von vornherein etwas 
weniger kleinlich hätten vorgehen dürfen, wo es angemeſſen geweſen 
wäre, unter Abſchneidung aller weiteren Erörterungen nach 8 69 Abſ. 4 
tillſchweigend Nachſicht zu erteilen, um dem Steuerpflichtigen den Weg 
zu einer ſachgemäßen Prüfung des ihn allein intereſſierenden Steuer⸗ 


wäre im Falle der Nachſichterteilung unter Zugrundelegung der Nach⸗ 
holung des Einſpruchs v. 11. Aug. 1925 in der Sache ſelbſt zu ent⸗ 
ſcheiden geweſen. 
Die nicht ſpruchreife Sache war daher an das Finder. zurück⸗ 
zuverweiſen (8 243 RAbgd.). 
(RFH-, V. Sen., Urt. v. 25. März 1927, Ve A 75/27 S.) 
* 


3. 88 Nr. 9 GrErwStöG. 

a) Zur Frage, wann eine Grundſtücksübertragung der 
Schaffung geſunder Kleinwohnungen zu dienen beſtimmtiſt. 

b) Die Reichsbank gehört zu den Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts i. S. 88 Nr. 9. 

Die Reichsbank hat von der Wohnſtättengeſellſchaft m. b. H., 
einer unter 8 8 Abſ. 1 Nr. 9 fallenden Geſellſchaft, durch Vertrag 
v. 17. April 1925 eine Reihe von Grundſtücken erworben, als deren 


„Eigentümerin ſie am 24. Aug. 1925 im Grundbuch eingetragen wurde. 


Sie nimmt Steuerfreiheit aus 8 8 Abſ. 1 Nr. 9 in Anſpruch, weil 
es ſich nur um die Ausführung des Vertrags v. 16. Febr. 1923 
handle, inhalts deſſen ſie der Wohnſtättengeſellſchaft zur Errichtung 
von Kleinwohnungen auf dem in Rede ſtehenden Grundſtücksblock 
Darlehen gewährt und die Geſellſchaft ſich zu deren Verkauf an die 
Reichsbank verpflichtet habe. Die Wohnſtattengeſellſchaft beſteht aus⸗ 
schließlich aus dem Reich und der Reichsbank, gegründet zwecks Be⸗ 
ſchaffung geſunder Wohnungen für Minderbemittelte. Als ſolche 
Minderbemittelte wurden vornehmlich die Angeſtellten der beiden 
Geſellſchafter ins Auge gefaßt. Wenn unter dieſen Umſtänden der 
Finanzierungsvertrag für beſtimmte, von dem einen Geſellſchafter 
finanzierte Bauten ein Ankaufsrecht ausbedang, ſo entſpricht es der 
Sachlage, mag auch bis zur Ausübung dieſes Rechtes die Wohnſtätten⸗ 
geſellſchaft als Eigentümerin eingeſetzt ſein, dieſes Eigentum, welches 
allein auf den Leiſtungen des Geſellſchafters aufgebaut und dem⸗ 
entſprechend nach ſeinen Weiſungen auszuüben war, als ein rein 
formelles, tatſächlich aber die Reichsbank als Erbauerin der Gebäude 
anzuſehen, mithin den Vertrag v. 17. April 1925, der keinen Kauf⸗ 
preis, ſondern nur eine Hypothekenregulierung enthält, nur als die 
rechtliche Feſtſtellung der tatſächlichen Verhältniſſe aufzufaſſen; denn 
die Wohnſtättengeſellſchaft war nur eine Form zur Zuſammenfaſſung 
der beiden Bauherren zu einem gemeinſamen, jederzeit örtlich trenn⸗ 
baren Intereſſenkreis. So aufgefaßt, erſcheint die Reichsbank von 
Anfang an als Bauherrin der durch ſie finanzierten Siedlungen. Das 
würde nun freilich für ſich allein noch nicht die Steuerfreiheit der 
Eigentumsübertragung zur Folge haben. Denn, wie der Senat viel⸗ 
fach anerkannt hat, knüpft das Geſetz die Steuerpflicht an den 
Formalakt der Eintragung ins Grundbuch, durch den das juriſtiſche 
Eigentum übergeht, und aus der Eigenſchaft des Erwerbers als 
Bauherrn hat der Senat die Anwendung der Befreiungsvorſchrift 
des 8 8 Nr. 9 nur zugunſten des Kleinwohnungsberechtigten ſelbſt 
zugelaſſen, weil in der Übertragung an dieſen der begünſtigte Zweck 
verwirklicht wird (vgl. Rh. 16, 182; 19, 278). Die Eigenſchaft 
der Reichsbank als Bauherrin der für fie durch die Wohnſtatten⸗ 
geſellſchaft errichteten Kleinwohnungsbauten führt vorliegend aber zu 
einer anderen Erwägung. In der Entſch. v. 10. Mai 1927 — II A 
210/27 — hat der Senat die Befreiungsvorſchrift auf Grundſtücks⸗ 
übertragungen für anwendbar erklärt, welche dadurch bedingt ſind, 
daß ein Siedlungsunternehmen von einem der privilegierten Rechts- 
ſubjekte auf ein anderes zwecks Fortführung übergeht. Das iſt nun 
hier zwar inſoweit nicht der Fall, als es ſich nur um den Erwerb 
eines Teiles der von der Wohnſtättengeſellſchaft erbauten Siedlungs⸗ 
häuſer bei Fortbeſtehen der Geſellſchaft im übrigen, alſo nicht um 
die Fortführung des Unternehmens im ganzen, handelt. Rechtfertigt 
aber, wie hier, der Tatbeſtand die Feſtſtellung, daß von Anfang 
an ein geſondertes, wirtſchaftlich für die Reichsbank durchgeführtes 
Siedlungsunternehmen die Grundlage des Erwerbes bildet, ſo liegt 
in der Übertragung ebenfalls nichts anderes als eine reine Fort⸗ 
führungsmaßnahme, eine Verkörperung der gleichen Funktionen durch 
ein das bisherige erſetzendes Rechtsſubjekt, und es muß deshalb 
die Befreiung nach den in der Enlſch. v. 10. Mai entwickelten Ge» 
danken eintreten, wenn auch im übrigen die Vorausſetzungen be⸗ 
gründet ſind. 


falles nicht abzuſchneiden. Die Finanzbehörde müßte ſich darüber klar 
ſein, daß nichts mehr verbitternd auf den Steuerſchuldner wirkt, als 
wenn ihm, der behauptet, ordnungsgemäß verfahren zu haben, und 
fein Recht auf Freiſtellung durchſetzen will, der Beſcheid zuteil wird: 
wir lehnen es überhaupt ab, deinen Fall zu prüfen, weil du uns nicht 
den ſtrikten Nachweis geführt haſt, daß die Rechtsmittelſchrift recht⸗ 
zeitig (und nicht vier Tage! zu ſpät) abgeſandt worden iſt. Das 
ſieht bedenklich nach Rechthaberei aus oder noch bedenklicher nach 
Abſchiebung einer vielleicht unangenehmen Arbeitslaſt, und gerade 
Derartiges müßte heute vermieden werden, wo alles darauf ankommt, 
bei den Steuerzahlern das Gefühl dafür zu ſtärken, es gehe trotz der 
nun einmal notwendigen Höhe der Steuer alles mit rechten Dingen 
zu. Unter dieſem Geſichtspunkt betrachtet, iſt die Entſch. des Sen. 
wichtig und erfreulich. Prof. Dr. Albert Henſel, Bonn. 
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Mithin handelt es ſich nur noch um die Fragen, ob auch die 
Reichsbank⸗AktG. zu den Körperſchaften des öffentlichen Rechtes zu 
rechnen und ob das Vorhandenſein des begünſtigten Siedlungszwecks 
anzuerkennen iſt. Beides iſt zu bejahen. 

Die Reichsbank iſt eine mit der Eigenſchaft als juriſtiſcher Perſon 
ausgeſtattete Einrichtung, beſtimmt zur Erfüllung von reichsnot⸗ 
wendigen Aufgaben und in Geſtaltung wie Geſchäftsführung reichs⸗ 
geſetzlich geregelt. Sie ſtellt ſich deshalb als eine in den ſtaatlichen 
Organismus eingegliederte, mithin als eine Körperſchaft des öffentl. 
Rechtes dar. Das war ganz unbedenklich nach § 12 des Bankgeſ. 
v. 14. März 1875, welches ſie der Auſicht und Leitung des Reichs 
unterwarf, dementſprechend ihre Tätigkeit durch ein vom Kaiſer er⸗ 
laſſenes Statut (v. 21. Mai 1875, RGBl. 203) regelte und ihre 
Beamten zu Reichsbeamten erklärte (BO. v. 19. Dez. 1875 RGBl. 
378). Es muß aber auch nach der Neugeftaltung durch das Gef. 
v. 30. Aug. 1924 (RGBl. II, 235) angenommen werden. Die un⸗ 
mittelbare Einwirkung des Reichs iſt zwar fortgefallen, die Aufgabe 
der Erfüllung einer einen Teil der Allgemeinaufgaben bildenden 
Tätigkeit und ihre Grundlage im Geſetzesrecht iſt aber beſtehen ge⸗ 
blieben, auch den Beamten ſind Rechte und Pflichten der Reichs⸗ 
beamten vorbehalten (8 9). 

In der Entſch. v. 23. Sept. 1923 (II A 818/24; Mrozek, 
Rechtsſpruch 16) iſt eine Tätigkeit nicht als auf Schaffung geſunder 
Kleinwohnungen gerichtet angeſehen, wenn ſie durch die Notwendigkeit 
zur Unterbringung von Beamten, alſo nur durch Dienſtrückſichten 
beſtimmt war. Das hat aber zur Vorausſetzung, daß die Unter⸗ 
bringung der Beamten Vorbedingung der Durchführung des Dienſt⸗ 
betriebs iſt, trifft aber nicht zu, wenn nur eine Verbeſſerung der 
Wohnungsverhältniſſe für die Beamten in Frage ſteht. Dieſer Zweck 
fällt, ſoweit Kleinwohnungsbeſchaffung für Minderbemittelte vorliegt, 
unter 8 8 Nr. 9, auch wenn er ſich allein auf Beamte beſchränkt 
und ſelbſt dann, wenn er mit Sicherungsmaßnahmen für die dau⸗ 
ernde Erhaltung hierfür verbunden iſt. Es iſt deshalb nicht richtig, 
wenn die Rechtsbeſchwerde alle die Fälle, in denen die Abſicht, die 
Wohnungsverhältniſſe der Beamten zu verbeſſern, mitbeſtimmend und 
entſprechend geſichert iſt, von der Begünſtigung ausſchließen will, 
weil dieſe nur für gemeinnützige Siedlungsunternehmen beſtimmt ſei. 
Das ſagt das Geſetz nicht, und die Schaffung geſunder Kleinwohnun⸗ 
gen für Minderbemittelte kann auch vorliegen, wenn deren Ver⸗ 
gebung auf einen beſtimmten Perſonenkreis beſchränkt iſt. 

(RF ., II. Sen., Urt. v. 31. Mai 1927, II A 157/26.) 


Reichsverſicherungsamt. 
1. Knappſchaftsſenat. 
Berichtet von Landgerichtsdirektor Kerſting, Verlin. 


1. 8 1675 RVO. Eine Rechtseinlegung ſeitens eines 
Verſicherungsträgers zugunſten des Berechtigten iſt nicht 
möglich (vgl. Hanow-Lehmann, Komm. z. 5. u. 6. Buch der 

BD., 4. Aufl. 8 1675 Anm. 3). 


(RA., 9. RevSen., Urt. v. 13. Mai 1927, IIa Kn 990/26.) 


2. Sonſtige Senate. 
Berichtet von Präſ. Dr. v. Olshauſen, Berlin. 


2. 8 30 AVG. Der Verſicherte iſt verpflichtet, bei 
der Beweiserhebung über feine Berufsunfähigkeit mit- 
zuwirken. 

Der Verſicherte iſt verpflichtet, bei der Beweiserhebung über 
ſeine Berufsunfähigkeit mitzuwirken und ſich dem ihm bezeichneten 
Arzt zu ſtellen. Tut er dies nicht, ſo darf nach Lage der Akten 
entſchieden werden, wenn ihm dies als Folge ſeiner unbegründeten 
Weigerung angedroht iſt. Nachdem vorliegend der Kl. trotz des 
erfolgten Hinweiſes zur ärztlichen Unterſuchung nicht erſchienen iſt, 
war die beklagte RVAnſt. nach Lage der Akten berechtigt, den An⸗ 
ſpruch auf Ruhegeld abzulehnen. Dabei durfte die Bell. aus dem 
Verhalten des Kl. allerdings nicht ohne weiteres den Schluß ziehen, 
daß Berufsunfähigkeit in der fraglichen Zeit bei ihm nicht vorlag. 
Vielmehr mußte geprüft werden, ob der Anſpruch auf Grund der 
vorhandenen Unterlagen begründet iſt und ob der fehlende Nach⸗ 
weis nicht auf andere Weiſe als durch Beobachtung in einem 
Krankenhauſe erbracht werden konnte. 

(RVAl., Entſch. v. 26. Jan. 1927, IIa AV 155/26.) 


* 


3. 8 383 AVG. Wartezeit für Hinterbliebenenrenten. 


Die verkürzte Wartezeit für Hinterbliebenenrenten nach $ 383 
AVG. i. d. Faſſ. des Gef. v. 28. Juli 1925 (RGBl. I, 157) gilt auch, 
wenn der Verſicherungsfall vor dem 1. Juli 1925 eingetreten iſt. 
Schwebte an dieſem Tage das Rentenverfahren, jo ſteht der Nach⸗ 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


zahlung von Rentenbeträgen für die Zeit vorher auch Art. 1 Abſ. 5 
Satz 4 des Abſchn. D des Geſ. v. 28. Juli 1925 nicht entgegen. 
Dort iſt zwar geſagt, daß Nachzahlungen für die Zeit vor dem 
1. Juli 1925 nicht ſtattfinden. Dieſe Vorſchrift iſt aber nur ein 
Beſtandteil des Abſ. 5 a. a. O., der die wegen Nichterfüllung der 
Wartezeit bereits rechtskräftig abgelehnten Anſprüche behandelt. 
Sollte der Satz darüber hinaus allgemein, insbeſ. auch für die am 
1. Juli 1925 ſchwebenden Anſprüche i. S. des Art. I Abſ. 2 a. a. D. 
gelten, fo hätte er in einem beſonderen Abſ. dieſes Art. ſtehen 
müſſen. Das Nachzahlungsverbot gilt daher nur für die Fälle 
des Abſ. 5, d. h. für die Wiederaufnahme rechtskräftig entſchie⸗ 
dener Sachen. Man kann auch nicht etwa in ihm den Niederſchlag 
eines allgemeinen Grundſatzes erblicken, der über die Grenze des 
Abſ. 5 hinaus Geltung zu beanſpruchen hätte. Es handelt ſich 
vielmehr um eine Sondervorſchrift, die aus den obigen Gründen 
nach ihrer Stellung im Geſetz ſich ausſchließlich auf die Fälle des 
Abſ. 5, alſo nur auf bereits rechtskräftig entſchiedene Sachen 
bezieht. 
(RVA., Entf. v. 14. Jan. 1927, IIa AV. 91/26.) 


Reichsverſorgungsgericht. 
Berichtet von Oberregierungsrat Dr. Arendts, Berlin. 


1. Sind in einem rechtskräftigen Beſcheide die 
ruhenden Rententeile unrichtig feſtgeſetzt oder iſt in einem 
ſolchen Beſcheide irrtümlicherweiſe ausdrücklich feſtgeſtellt 
worden, daß die Verſorgungsgebührniſſe nicht ruhen, ſo 
können die auf Grund des Beſcheides zu viel gezahlten 
Beträge nicht als „zu Unrecht erhobene Verſorgungs- 
gebührniſſe“ zurückgefordert werden; hierzu bedarf es 
vielmehr einer Abänderung des Beſcheides im Wege der 
Wiederaufnahme des Verfahrens — vgl. § 66 Verf., 
insb. Abſ. 1 Ziff. 5 a. a. O. — 

(NRVGer., Urt. v. 18. Juni 1927, M Nr. 18747/26, 1.) 


II. Länder. 
1. Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 
preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von OVG R. Geh. mend on Kries u. RA. Dr. Görres, 
erlin. 


1. Die Vorſchrift des 8 161 Abſ. 1 BGB. iſt als ali⸗ 
gemeiner Rechtsgrundſaß anzuſehen, der auch auf Ver- 
einbarungen öffentl. Rechtes anzuwenden iſt. 

Zwiſchen einer Vergbauhilfskaſſe und einem Landkreiſe war 
im Dez. 1921 ein öffenklich⸗rechtliches Abkommen getroffen, wo⸗ 
nach die der erſteren obliegende öffentlich⸗rechtliche Unterhaltungs⸗ 
pflicht an einer Chauſſee auf den letzteren unter gewiſſen Bedin⸗ 
gungen übergehen ſollte, zu denen die Auflaſſung der Chauſſee⸗ 
grundſtücke an den Kreis gehörte. Nach Erfüllung der ſonſtigen 
Bedingungen verhinderte der Kreisausſchuß, deſſen neuer Leiter im 
Gegenſatz zu feinem Amtsvorgänger den Vertrag für ungünſtig für 
den Kreis hielt, die im April 1922 angebotene Auflaſſung der 
fraglichen Grundſtücke durch ſein Verhalten. Die Kaſſe wurde Ende 
Mai 1922 aufgelöſt, der Kreis verweigerte die Unterhaltung der 
Chauſſee. Als fie ihm vom Regierungspräſident durch Verfügung 
aufgegeben wurde, erhob er unter Beſtreiten des Zuſtandekommens 
des Abkommens v. Dez. 1921 und damit feiner Unterhaltungs⸗ 
pflicht Klage. Das OVG. wies fie letzinſtanzlich ab, weil es den 
Vertrag als voll wirkſam und damit den Kreis als unterhalts⸗ 
pflichtig geworden anſah: 

Nach Treu und Glauben hätte es den berechtigten Erwartun⸗ 
gen der an der Vereinbarung Beteiligten entſprochen, wenn der 
Kreisausſchuß alsbald das Auflaſſungsangebot v. April 1922 an⸗ 
genommen und ſomit die rechtlichen Vorausſetzungen des Über 
gangs der Unterhaltungspflicht auf den Kreis erfüllt hätte. Aus 
der hartnäckig ablehnenden Haltung des Kreisausſchuſſes, insbeſ. 
gegenüber dem erſten Angebote vom April 1922, geht klar hervor, 
daß er den Eintritt der Bedingung, den er für ſich als nachteilig 
anjah, abſichtlich verhindern wollte, obwohl die an der Verein⸗ 
barung vom Dez. 1921 Beteiligten nach Treu und Glauben er“ 
warten mußten, daß er den Eintritt der Bedingung des Eigentums⸗ 
überganges nicht verhindern würde. Für das Gebiet des bürgerl. 
Rechtes ſind derartige Falle durch die Beſtimmung des $ 162 Abſ. 1 
BGB. geregelt. Dieſe Beſtimmung fußt auf dem Grundſatze der 
Auslegung der Verträge nach Treu und Glauben, welcher das 
ganze Rechtsleben beherrſcht und daher auch auf das öffentliche 
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Recht anwendbar iſt. Die genannte Beſtimmung des BOB. muß 
daher unbedenklich als ein allgemeiner Rechtsgrundſatz angeſehen 
werden, welcher ſich ſeiner inneren Berechtigung nach auch auf 
die Vereinbarungen des öffentlichen Rechtes bezieht. Wendet 
man dieſen Grundſatz hier an, ſo muß im vorliegenden Falle die 
Bedingung des Eigentumsüberganges, von welcher der Kreis die 
übernahme der Unterhaltungspflicht abhängig gemacht hatte, als 
erfüllt gelten und die Klage demnach abgewieſen werden. 
(PrOsG., IV. Sen., Urt. v. 28. April 1927, IV B 7/5.) 
* 


2. Hauszinsſteuer. Durch § 2 Nr. 2 der 6. Durchf Vo. 
v. 23. April 1925 (G S. 54) iſt eine Rückwirkung der Steuer- 
ermäßigungsanträge auf den 1. April 1924 nicht ausge⸗ 
ſchloſſen. f) 

In Ausführung des 8 28 Abſ. 5 der III. Steuer Not O. des 
Reichs v. 14. Febr. 1924 (RG Bl. I, 74) ſah die I. Preuß. Steuer NotVO. 
im 8 2 Abſ. 3 für ſolche Grundſtucke, die am 1. Juli 1914 mit ding⸗ 
lichen privatrechtlichen Laſten nicht oder mit nicht mehr als 200% 
des Wertes belaſtet waren, eine Steuervergünſtigung in der Weiſe 
vor, daß die Hauszinsſteuer auf Antrag um Ya herabzuſetzen war. 
Dieſe Vorſchrift wurde ſpäter durch 8 3 Abſ. 3 der III. Preuß. Steuer⸗ 
Not VO. erſetzt. Da die Hauszinsſteuer VO. v. 1. April 1924 beſondere 
Angaben über den Zeitpunkt des Beginns der Ermäßigung nicht ent⸗ 
hält, iſt als ſolcher der Zeitpunkt ihres Inkrafttretens, der 1. April 
1924, anzunehmen. Auf Grund 88 Abſ. 2 a. a. O. iſt die Friſt für 
die Stellung der Anträge aus 8 2 Abſ. 3 erſtmalig durch 82 Abſ. 1 
der 1. DurchfVO. v. 26. April 1924 (GS. 484) auf den 31. Dez. 1924 
feftgefeßt worden. Gemäß 8 3 der 5. DurchfVO. v. 18. Dez. 1924 
(GS. 763) wurde dieſe Friſt bis zum 31. März 1925 verlängert, und 
durch § 2 Nr. 2 der 6. DurchfVO. v. 23. April 1925 (GS. 54) wurde 
dieſer 8 3 der 5. DurchfVO. dahin geändert, daß die Antragsfriſt erſt 
am 30. Sept. 1925 ablief. Dieſe Anderung erfolgte, um auch für die 
in der Zeit vom Ablaufe der früher feſtgelegten Friſt bis zum Erlaſſe 
der 6. DurchfVO. geſtellten Anträge eine rechtliche Grundlage zu 
ſchaffen, mit Wirkung v. 1. April 1925 ab, ohne daß dadurch die 
Rückwirkung der Anträge auf den 1. April 1924 ausgeſchloſſen oder 
beſchränkt wurde. Inzwiſchen war allerdings der Runderlaß des Fine 
Min. v. 30. März 1925, K V2. 1482 (Fin MBl. 71) ergangen, der 
anordnete, daß die Anträge auf Ermäßigung der Hauszinsſteuer gem. 
dem am 1. April 1925 an die Stelle des 8 2 Abſ. 3 der I. Preuß. 
Steuer Rot VO. tretenden 8 3 Abſ. 3 der III. Steuer Not VO. nach wie 
vor anzunehmen und mit Wirkung v. 1. April 1925 ab zu erledigen 
ſeien. Auf dieſen Erlaß konnte jedoch die von den Vorinſtanzen aus⸗ 
geſprochene Beſchränkung der Rückwirkung des Ermäßigungsantrags 
auf den 1. April 1925 nicht geſtützt werden. Der Erlaß hat vielmehr 
nach ſeiner Faſſung und ſeinem Inhalte lediglich die Bedeutung einer 
vorläufigen Anweiſung an die Behörden. Er iſt durch die 6, DurchfVO., 
die, wie bereits ausgeführt, eine Beſchränkung der Rückwirkung der 
Anträge nicht enthält, überholt. 

(PrOVG., VII. Sen., Entſch. v. 22. März 1927, VII D 239/26.) 


* 


3. PrGrVerm StG. v. 14. Febr. 1928; PrfommAbg®. 
v. 14. Juli 1897. Zur Frage der Befreiung kirchlicher 
Grundſtücke von der Grundvermögen⸗ u. Hauszinsſteuer, 
824 A bſ. 1 Buchſt. g Komm Ab gG. iſt durch die neue Reichs⸗ 
u. Preuß. Verfaſſung u. die ſeit der Staatsumwälzung 
0 preuß. Geſetze u. Verordnungen unberührt ge⸗ 

ieben. 

Nach $ 15 Abſ. 1 PrGrVermStG. v. 14. Febr. 1923 wird die 
Steuer nicht erhoben von allen den Grundſtücken, die nach 8 24 
Abſ. 1b—k und Abſ. 3 KommAbgG. v. 14. Juli 1893 den Steuern 
vom Grundbeſitze nicht unterliegen. Nach 8 7 Abſ. 1 Ausführ VO. 
der III. Steuer NotVO. des Reichs (PrSteuerNotVO.) v. 1. April 1924 
(GS. 191) findet u. a. die Vorſchrift des $ 15 Abf. 1 GrVermStc. 
auf die Hauszinsſteuer ſinngemäß Anwendung. Bemerkt ſei dabei, 
daß in dem an die Stelle des bisherigen 8 7 Abf. 1 getretenen 9 8 
Abſ. 1 der ſeit 1. Juli 1926 geltenden Hauszinsſteuer D. v. 2. Juli 
1926 (GS. 213) eine ſinngemäße Anwendung des 8 15 Abſ. 1 zit. 
nicht mehr vorgeſehen iſt. Die ſtattdeſſen getroffene Sonderregelung 
im 8 3 jener VO. findet indes erſt Anwendung auf die Hauszinsſteuer 
für die Zeit nach 1. Juli 1926. 

Zufolge 8 24 Abſ. 14 Komm Abg. find von der Beſteuerung be⸗ 
freit die „Kirchen, Kapellen und anderen dem öffentlichen Gottesdienſte 
gewidmeten Gebäude ſowie die gottesdienſtlichen Gebäude der mit 
Korporationsrechten verſehenen Religionsgeſellſchaften“. Nach der 
6— 

Zu 2. Die Friſt für den Antrag auf eine Ermäßigung der Haus⸗ 
zinsſteuer war abgelaufen, als fie durch eine neue BD. verlängert 
wurde. Da die zweite VO. nichts Gegenteiliges enthält, nimmt das 
OVG. an, daß durch die ſpäter geſtellten Anträge die Hauszinsſteuer 
auch von dem Tage an ermäßigt wird, wo die erſte VO. in Kraft 
trat. Die Vorinſtanzen hatten angenommen, daß die Anträge auf 
rund der zweiten BO. die Hauszinsſteuer uur mit Wirkung vom 
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bisherigen Rſpr. des OVG,, mit der die führenden Kommentare zum 
Geſetz übereinſtimmen, ſind unter Kirchen (d. h. Kirchengebäuden), 
Kapellen und anderen dem öffentlichen Gottesdienſte gewidmeten 
Gebäuden nur diejenigen der „Kirchen“ und unter „Kirchen“ wieder 
nur die vom Staate ausdrückblich aufgenommenen Kirchengeſellſchaften 
(8 17 II 11 AL R.), deren gottesdienſtlichen Gebäuden allein die 
Bezeichnung als Kirche nach 8 18 II 11 a. a. O. zukam (vgl. OVG. 43, 
164 ff.; 33, 29 ff.; 38, 435 ff.), alſo die evangel. Landeskirchen und die 
römiſch⸗katholiſche einſchl. der altkatholiſchen Kirche zu verſtehen (vgl. 
OVG. 19, 97). Dieſes letztere Urt. iſt zwar für die früheren Grund⸗ 
und Gebäudeſteuergeſ. ergangen, deren einſchlägige Befreiungsvorſchrif⸗ 
ten ſtimmen aber mit denjenigen des Komm Abg. wörtlich überein 
und ſind in letzteres aus erſteren übernommen. Die Darlegungen des 
Urt. gelten ſomit in gleicher Weiſe für das Komm Abgch. Von der 
bisherigen Begriffsbeſtimmung der „Kirchen“ i. S. des § 24 Abf. 1g 
a. a. O. abzugehen, liegt um ſo weniger Anlaß vor, als, wie ſchon 
das KG. im Beſchluſſe v. 14. Nov. 1924 (Ergänz. z. Jahrb. 3. Bd. 
S. 218) zutreffend ausgeführt hat, auch ſonſt in der früheren Geſetzes⸗ 
ſprache unter Kirchen nur die oben bezeichneten Landeskirchen ver⸗ 
ſtanden ſind und als ferner gerade auch die neuere Stenergeſetzgebung 
vielfach die „Kirchen“ und die „Religionsgemeinſchaften des öffent⸗ 
lichen Rechtes“ oder die „kirchlichen und religiöſen Gemeinſchaften“ 
auseinanderhält. Auch in der heutigen Geſetzesſprache ſind danach 
unter „Kirchen“, ſoweit der Ausdruck noch jetzt gebraucht wird, 
mangels entgegenſtehender Begriffsdeutung die Kirchen in dem oben 
gekennzeichneten Sinne zu verſtehen. Das Geſetz ſpricht, wie das 
KG. unter Bezugnahme auf die von ihm angeführte Rechtslehre zu⸗ 
treffend ausführt, für die Fälle, in denen außer den Kirchen auch 
die ſonſtigen Religionsgeſellſchaften öffentlichen Rechtes gemeint ſein 
ſollen, entweder von den „Religionsgeſellſchaften öffentlichen Rechtes“, 
oder es verwendet die Bezeichnung „Kirchen und Religionsgeſell⸗ 
ſchaften oder ⸗gemeinſchaften“, wobei unter „Kirchen“ die geſetzlich 
zugelaffenen Kirchen früheren Rechtes zu verſtehen find. 

Neben den Kirchengebäuden uſw. der „Kirchen“ ſind im Geſetze 
freigeſtellt die „gottesdienſtlichen Gebäude der mit Korporationsrechten 
verſehenen Religionsgeſellſchaften“. Solche Korporationsrechte be⸗ 
ſaßen nach bisherigem Rechte in Preußen lediglich die altlutheriſchen 
Gemeinden im Umfange der Generalkonzeſſion v. 23. Juli 1845, er⸗ 
weitert durch Geſ. v. 23. Mai 1908, die Reformierten der Nieder⸗ 
ländiſchen Konfeſſion, Baptiſten (OVG. 19, 97; 74, 124 ff., 128), 
Böhmiſche Brüder und Herrnhuter, Mennoniten und Synagogen⸗ 
gemeinden. Eine Möglichkeit, die Rechtsfähigkeit nach den allgemeinen 
Vorſchriften des bürgerl. Rechtes zu erwerben, war zur Zeit der 
Schaffung des Komm Abg. in Preußen noch nicht gegeben. Damals 
kam ebenſo wie ſchon bei Erlaß des dieſelbe Vorſchrift bereits ent⸗ 
haltenden Gebäudeſteuergeſ. v. 21. Mai 1861 für Religionsgeſell⸗ 
ſchaften die Erlangung der Rechtsfähigkeit nur durch Erwerb der 
Korporationsrechte auf Grund beſonderen Geſetzes in Betracht (Art. 13 
Preuß. Verfaſſung v. 31. Januar 1850). Abgeſehen hiervon muß auch 
der Begriff der „Korporationsrechte“ i. S. des damals geltenden 
ALR. (58 20 ff. II 11, $ 25 II 6) ausgelegt werden; danach wäre 
damals, wenn nicht Art. 13 Preuß. Verfaſſung ausdrücklich ein be⸗ 
ſonderes Geſetz erfordert hätte, doch eine Verleihung der Korporations⸗ 
rechte immer nur durch beſonderen ſtaatlichen Verwaltungsakt in 
Frage gekommen. 

An dem geſchilderten Rechtszuſtande hinſichtlich der Steuer⸗ 
freiheit der Kirchen uſw. iſt auch weder durch die im Kriege und 
ſeit dem Umſturz erlaſſenen preuß. Geſetze und VO., durch die das 
kommunale Abgabenrecht Abänderungen erfuhr, etwas geändert wor⸗ 
den, da alle den $ 24 KommAbgG. unberührt gelaſſen haben, noch 
durch die neue Reichs- oder Preuß. Verfaſſung. 

Bei der Prüfung der letzteren Frage iſt zunächſt von dem 
allgemeinen Grundſatz auszugehen, daß nach der ſtändigen Rſpr. des 
Gerichtshofs ſteuerbefreiende geſetzliche Beſtimmungen wie überhaupt 
alle Privilegien einſchränkend auszulegen ſind. Die neue Reichs⸗ 
verfaſſung v. 11. Aug. 1919 enthält über „Religion und Religions⸗ 
geſellſchaften“ die Art. 135 bis 141 (RG. 108, 91 ff.). Von ihnen käme 
hier nur Art. 137 in Betracht, aus dem ſich ergibt, daß die Regelung 
der Rechte und Pflichten der Religionsgeſellſchaften keine erſchöpfende 
iſt, vielmehr nur beſtimmte Punkte herausgegriffen find, und insbeſ. 
hinſichtlich der Landes⸗ und kommunalen Steuerpflicht oder Freiheit 
der Religionsgeſellſchaften oder der ihnen gleichgeſtellten Vereinigungen 
durch die Reichsverfaſſung ebenſowenig ein materielles Recht geſchaffen 
iſt, wie den Religionsgeſellſchaften, die bisher nach preußiſchem Rechte 
nicht zu den mit Korporationsrechten verſehenen gehörten, ſolche 
Rechte verliehen ſind. Keineswegs ſind landesrechtliche Steuer⸗ 
privilegien der alten Kirchen und gewiſſer Religionsgeſellſchaften von 
Reichs wegen ohne weiteres auf andere Religionsgeſellſchaften erſtreckt 


Inkrafttreten der zweiten VO. an ermäßigten. Sie hatten ſich auf 
einen Runderlaß des Fin Min. geſtützt, der vor der zweiten VO. er⸗ 
gangen war. Das OVG. erblickt aber in dem erwähnten Erlaß des 
Fin Min. nur eine vorläufige Regelung, die durch die ſpäter erlaſſene 
zweite VO. beſeitigt ſei. — Der Entſch. kann durchaus zugeſtimmt 
werden. JR. Dr. Schlichting, Charlottenburg. 
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oder überhaupt durch die Reichsverfaſſung irgendwelche Steuer⸗ 
privilegien für Religionsgeſellſchaften und dgl. gewährt worden. Es 
iſt lediglich beſtimmt, daß Religionsgeſellſchaften, die bisher nicht 
Körperſchaften des öffentlichen Rechtes waren, auf ihren Antrag gleiche 
Rechte (von den Ländern) zu gewähren ſind, wenn ſie eine beſtimmte 
Bedingung erfüllen. Eine nach den allgemeinen Vorſchriften des 
BGB., insbeſ. als Verein (58 21, 55—79 BGB.), bürgerrechtlich 
rechtsfähige Religionsgeſellſchaft kann jedenfalls nicht als eine 
Religionsgeſellſchaft gelten, die Korporationsrechte i. S. $ 24 Buch⸗ 
ſtabe g Komm Abg. beſitzt. Der Erwerb der Rechtsfähigkeit durch 
Erfüllung von Normativbedingungen des bürgerl. Rechtes iſt von 
derjenigen durch Geſetz oder durch beſonderen ſtaatlichen Verwaltungs⸗ 
akt ſo weſentlich verſchieden, daß beides nicht einander gleichgeſtellt 
werden kann. Bei der Entſch. über die Verleihung der Korporations⸗ 
rechte war der Berüchſichtigung öffentlich⸗-rechtlicher Geſichtspunkte 
weit größerer Spielraum gegeben, als im 8 61 Abſ. 2 BGB. der 
Verwaltungsbehörde durch das Recht des Einſpruchs gegen die 
Eintragung eines einen politiſchen, ſozialpolitiſchen oder religiöſen 
Zweck verfolgenden Vereins eingeräumt iſt. 

Weiter iſt durchaus unzutreffend, daß nach der Reichsverfaſſung 
auch den den Religionsgeſellſchaften gleichſtehenden Vereinigungen 
Steuerfreiheit gewährt werden müſſe. Die Reichsverfaſſung enthält 
über die Steuerfreiheit oder Steuerpflicht hinſichtlich der Landes⸗ und 
Rommunalen Realſteuern, um die es ſich hier handelt, überhaupt keine 
Beſtimmungen, insbeſ. auch keine Normen darüber, daß ein Land 
hinſichtlich der Landes- oder kommunalen Realſteuern Religions⸗ 
geſellſchaften und dgl. Steuerfreiheit zu gewähren habe. Nicht einmal 
in den nach Inkrafttreten der Reichsverfaſſung ergangenen Reichs⸗ 
geſetzen ſind die Religionsgeſellſchaften überall von der Steuer frei⸗ 
geſtellt worden. Im übrigen beläßt die Reichsverfaſſung ausdrücklich 
den Religionsgeſellſchaften die Eigenſchaft von Körperſchaften des 
öffentl. Rechtes nur, ſoweit ihnen ſolche bisher zukam und gewährt 
weiter lediglich den Erwerb der Rechtsfähigkeit nach den allgemeinen 
Vorſchriften des BGB. für alle Religionsgefellichaften. Die neue 
Verfaſſung des Freiſtaats Preußen v. 30. Nov. 1920 enthält über 
Religionsgeſellſchaften nur die Vorſchrift des Art. 76 über Austritt 
aus einer Religionsgemeinſchaft öffentl. Rechtes mit bürgerlicher 
Wirkung und das Erlöſchen der Steuerpflicht des Ausgetretenen. 

(Proc., VII. Sen., Entſch. v. 22. Febr. 1927, VII D 113/ 114/25.) 


Sachſen. 


Sächſiſches Oberverwaltungsgericht. 
Berichtet von RA. Dr. Taeſchner, Leipzig. 


4. 8 75 Abſ. 1 Ziff. 6 Sächſ. VR Pfl. Unzuläſſigkeit 
der Anfechtungsklage, wenn nur eine einſtweilige Maß⸗ 
regel getroffen worden iſt. f) 

Ein Grundſtückseigentümer hatte einen über ſein Grundſtück 
führenden, bisher allgemein benutzten Weg geſperrt, der Stadtrat 
aber als Wegepolizeibehörde die Beſeitigung der Sperrung verfügt, 
weil darüber Streit beſtehe, ob der Weg öffentlich ſei oder nicht. 
Hiergegen erhob der Eigentümer Rekurs und gleichzeitig Klage auf 
Feſtſtellung, daß der Weg öffentlich ſei, bei dem Verwalkungsgericht. 
Die Kreishauptmannſchaft wies den Rekurs im Hinblick auf die 
gegenwärtige Sachlage und unbeſchadet der bei dem Verwaltungs⸗ 
gerichte ſchwebenden Streitſache zurück. 

Das OVG. erblickt in der Entſch. der Kreishauptmannſchaft 
nur eine vorläufige Maßregel, denn es ſei mit ihr lediglich die 
Herſtellung eines tatſächlichen Zuſtandes bis zum rechtlichen Austrag 
der Sache vor dem Verwaltungsgericht bezweckt. Es weiſt die 
Anfechtungsklage zurück, weil ſie gegen einſtweilige Maßregeln nicht 
ſtattfindet. 

(SächſOVG., I Sen., Urt. v. 28. Sept. 1926.) 


Zu 4. Das OVG. gibt der Entſch. der Kreishauptmannſchaft 
eine durchaus zutreffende Auslegung, wenn es ſie als eine nur einſt⸗ 
weilige Maßregel auffaßt. Zu einer ſolchen Maßregel war die Kreis⸗ 
hauptmannſchaft nach den einſchlägigen Beſtimmungen des AnfG. vom 
28. Jan. 1835 auch befugt. Eine vorläufige Maßregel iſt nach der 
Entſch. des OVG., Jahrb. 2, 45 und 3, 307, 311 dort zuläſſig, wo 
aus öffentlichem Intereſſe eine einſtweilige Regelung des tatſächlichen 
Zustandes bis zur endgültigen Entſch. durch die Gerichts⸗ oder 
Verwaltungsbehörde geboten erſcheint. 

RA. Dr. Taeſchner, Leipzig. 
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Heſſen. 
Heſſiſcher Verwaltungsgerichtshof. 
Berichtet von RA. Horch, Mainz. 

5. 8 3 HeſſLandesRAGeb O.; $ 11 GKG. Wird auf 
Beanſtandung des Kreisamts die Höhe des Gehalts von 
»Gemeindebeamten im Verwaltungsſtreitverfahren feſt⸗ 
geſetzt, ſo iſt der Streitwert von dem Gericht nach freiem 
Ermeſſen feſtzuſetzen und nicht auf den 12½ fachen Jahres- 
betrag des ftrittigen Gehaltsteils zu bemeſſen. 

(HeſſV G., Urt. v. 11. Juni 1927, VGH 81/27.) 


2. Sonſtige berwaltungsbehörden und verwaltungs⸗ 
gerichte. 
Preußen. 
Preußiſches Landesamt für Familiengüter. 


Berichtet v. dem Präſidenten des Landesamtes, Miniſterialdirektor i. R., 
Wirkl. Geh. Oberjuſtizrat Dr. Kübler, Berlin. 


1. Ein Familienſchlußverfahren auf Grund des 9 12 
A bſ. 9 Zw AWD. v. 19. Nov. 1920 kann mit einem Beſchluß⸗ 
verfahren nach $ 10 Abſ. 6 a. a. O. verbunden werden. 


Nach 8 12 Abſ. 9 Zw. kann die AuflBehörde ſchon vor 
der Auflöſung des FamFideikommiſſes die Bildung eines Wald⸗ 
gutes aus dem Fideikommißvermögen auf Grund eines Familien⸗ 
ſchluſſes anordnen. Dieſe Vorſchrift gilt für alle Arten von Fidei⸗ 
kommiſſen. Für die ſog. Samtfideikommiſſe enthält der 8 10 bj. 6 
u. 8 Zw AVO. die Sondervorſchrift, daß die Aufl Behörde auf Grund 
eines den Vorausſetzungen des Abſ. 6 entſprechenden Beſchluſſes 
in eine Stiftung umwandeln kann (Abs. 6). Über dies Be⸗ 
ſchlußverfahren beſtehen — abgeſehen von 8 10 Abſ. 7 — keine 
beſonderen Vorſchriften. In der Praxis werden für dasſelbe in 
der Regel die Formen des eigentlichen Familienſchluſſes nach den 
Vorſchriften der FamcGüter O. beobachtet. Dies hat auch ſeine 
innere Berechtigung, da ſich der Beſchl. der Anteilsbeſitzer und An⸗ 
wärter ebenfalls als ein Beſchl. der Familie charakteriſiert. Hieraus 
folgt, daß einer Verbindung des Familienſchluſſes nach § 12 Abſ. 9 
ZwA VO. und eines Beſchl. nach § 10 Abſ. 6 ZwA VO. grundſätzliche 
Bedenken nicht entgegenſtehen, nur wird die Auflöſungsbehörde im 
Falle einer ſolchen Verbindung darauf zu achten haben, daß die für 
beide Beſchlußarten gegebenen Beſtimmungen — insbeſ. über den 
Kreis der zuzuziehenden Beteiligten und über die Abſtimmung — beob⸗ 
achtet werden. 

(LAfFamGüt., NE. Nr. 65 v. 12. März 1927.) 


Berichtigung. 


In meinem Aufſatz JW. 1927, 1807 habe ich darauf hingewieſen, 
daß die Zinspflicht gem. § 28 Abſ. 1 AufwG. mit dem 1. Jan. 
1925 beginnt, wenn die Hypothek überhaupt noch nicht gelöſcht 
geweſen, ſondern nur die Löſchungsbewilligung erteilt iſt. Dies iſt zu⸗ 
treffend (vgl. insbeſ. Quaſſowski, 5. Aufl., S. 367; Schlegel⸗ 
berger, 5. Aufl., S. 713; Wunderlich: Dig. 1927, 1059, wo 
beſonders darauf verwieſen iſt, daß bei den Beratungen des AufmRtef®. 
ein Regierungsvertreter im Ausſchuß nochmals ausdrücklich beſtätigt 
Ka 1 im Falle der Nichtlöſchung §8 28 Abſ. 1 AufwG. in Frage 

ommt). 

Ich werde jedoch mit Recht darauf aufmerkſam gemacht, daß die 
von mir zitierte Entſch. des OLG. Breslau einen entgegengeſetzten 
Standpunkt vertreten hatte. Ich berichtige inſoweit das Zitat. 

RA. Dr. Hans Fritz Abraham, Berlin. 


Der Einſender der Beſprechung „Jonas, Das deutſche Gerichts- 
koſtengeſetz“ oben S. 2094 iſt SenPräſ. Dr. Wilhelm Müller, 
Stettin, nicht Meiner, wie irrtümlich abgedruckt wurde. 


Die Zeilerſchen Umwertungszahlen. 


A, eee, er wre 
Mai 1465 Bill. 68,0 % 996 Milld. 
Juni 1,477 „ 68,5% 10120. 
Juli 15008, 69,0% 1035 „ 
Auguſt 1,466 „ 69,5 % 1019 „ 
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Aberſicht der Kechtſprechung zu Heft 36 und 37/38. 


(Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen dieſes Heftes.) * 


A. 
Zivilrecht. 
1. Materielles Recht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 
§ 134 568; 9 270 PrStGGB. Ein Vertrag, durch den verſchiedene 
Unternehmer einander verſprechen, bei einer öffentl. Ausſchreibung 
Gebote in gewiſſer Höhe abzugeben, ift nichtig. LG. Arnsberg. 20851 
§ 138 BGB, Unzuläſſige Ausnutzung einer Monvpolſtellung. 
Auch die nur teilweiſe Freizeichnung von der Schadenserſatzpflicht 
kann nichtig ſein, wenn der Unternehmer dabei zwar für kleinere 
Schäden ausreichenden Erſatz zu leiſten verſpricht, bei größeren Schäden 
aber ſeine Haftpflicht auf einen verhältnismäßig geringen Bruchteil 
beſchanttg Se eh ee 19911 
§ 117 BGB. Ohne Vollmacht erteilt zu haben, haftet für die 
Handlungen eines anderen, wer ſich ſo geriert, als hätte er die Voll⸗ 
ach Or 514 2114 
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ss 313, 276 BGB. Auch eine beſonders feierliche ernſtgemeinte 
Beteuerung des Verſprechens der Auflaſſung erſetzt den Formmangel 
nicht; nur ſchuldhaft erregter Irrtum über die Formbedürftigkeit 
ſteht der Berufung auf den Formmangel entgegen. RG... 211815 
88 313, 814, 826 BGB.; 88 1, 15 PrGrVerkGd.; § 322 30. 
Schwarzkauf. Wird die auf Nichtigkeit und Rückauflaſſung gerichtete 
Klage abgewieſen, weil die Berufung auf den Formmangel gegen die 
guten Sitten verſtößt, ſo ſteht das Urteil einer neuen Klage auf Um⸗ 
ſchreibung im Wege der Grundbuchberichtigung und auf Herausgabe 
nicht entgegen, die auf den im Vorprozeß nicht eingeführten Mangel 
der behördlichen Genehmigung geſtützt iſt. R . 2... 212013 
8313 BGB, Erwerb eines Grundſtücks durch einen Geſellſchafter 

für die Geſellſchaft berechtigt den anderen Geſellſchafter zur Forderung 
der Auflaſſung an die Geſellſchaft, nicht der ideellen Hälfte an ihn. 
Keine Anwendung des g 313 BGB. RG. 211717 
8 762 B68. Die ſog. Rennwetten mit dem Unternehmer des 
Totaliſators oder dem konzeſſionierten Buchmacher find Spielverträge, 
die nach 9 762 BOB. unverbindlich find, ſoweit nicht das Rennwett⸗ 
und Lotterie. v. 8. April 1922 Ausnahmen beſtimmt. Kreditierte 
Wetteinſätze können danach nicht eingeklagt werden. KG.. . . 20634 
$ 762, 763, 387, 812, 814 BOB; 5 4 Abſ. 2 Rennwett⸗ und 
Lotterie⸗Geſetz. Geſtundete Wetteinſätze find nicht einklagbar. RG. 
20621 

8 779 868. Die Anfechtung eines Vergleichs wegen Irrtums 
über einen ſtreitigen oder unge wiſſen Punkt ift unzuläſſig, wegen 
argliſtiger Täuſchung zuläſſig. NE. 19934 
8.812 568. 87 F.; Art. 39 Pr56®,; Art. 31 Waldeck. F GG.; 
9183 368. Klage auf Rückzahlung von Notargebühren wegen In⸗ 


kompetenz des Notars. Die im fremden Bundesſtaat vorgenommene 
Beurkundung iſt nichtig, die Beglaubigung dann wirkſam, wenn zwar 
die Beteiligten ihre Unterſchriften vor dem Notar abgeben, dieſer aber 
die Beglaubigung im Staate ſeines Amtsſitzes vornimmt. Wird der 
infolge der unzuläſſigen Beurkundung nichtige Kaufvertrag durch Auf⸗ 
laſſung geheilt, dann kann der Notar die Rückzahlung der erhaltenen 
Gebühren auch nicht durch den Einwand abwenden, der Auftraggeber 
ſei durch die mit der inhaltlich richtigen, wenn auch nichtigen Beurkun⸗ 
dung geleiſtete Arbeit bereichert. Rt. 21262 

83 823, 824 5G B.; 58 186, 193 StGB. Wegen der ſchweren Folgen 
für den Betroffenen müſſen Mitteilungen über Kredit⸗ und Vermö⸗ 
gensverhältniſſe mit beſonderer Gewiſſenhaftigkeit gemacht werden. 
ebe da e 19947 

§ 823 Abſ. 1 56. Ein Gaſtwirt, der anderen feinen Betrieb zu 
einer Veranſtaltung überläßt (Vogelſchießen), haftet nicht für alle 
dabei erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen. R. 19945 

§ 823 BB. Unterlaſſungsklagen find auch dann zuläffig, wenn 


der Bekl. ſich durch die ſchädigende Handlung ſtrafbar macht. RG. 19975 


§ 823 B6B,; Art. 131 RVerf. Verletzung von Studenten bei 
dem mißglückten Experiment eines Profeſſors. R. 19948 
8 826 BGB. Eine Benutzung eines eigenartigen und bekannt⸗ 
gewordenen Warenzeichens für andere Waren als die, für welche das 
Warenzeichen geſchützt iſt, verſtößt wider die guten Sitten. LG. Mainz. 


20862 
8826 BGB. In der Form der Erteilung einer geſchäftlichen 
Auskunft kann eine Sittenwidrigkeit liegen. R. 19958 


§ 839 BGB.; Art. 96 Preußß GG. Verwahrung von Wert- 
papieren und Ausſtellung einer Beſcheinigung über das zur Verwah⸗ 
rung Angenommene gehört zu den Amtsgeſchäften der preuß. Notare. 
C I a 212220 
8 1189 56. Umfang der Verpflichtungen des Grundbuchver⸗ 
treters und ſeine Haftung gegenüber den ee eee 
8 1333 86. Die Ehenichtigkeitsklage ift ſchon dann ausgeſchloſſen, 
wenn der klagende Ehegatte den erſt ſpäter zuverläſſig zu ſeiner Kennt⸗ 
nis gebrachten Sachverhalt für möglich gehalten hat. RG. . . 212422 
§ 1575 BGB.; 9 308 3 PO. Bei Scheidungsklage des einen 
Ehegatten, Aufhebungsklage des anderen, kann bei beiden Klagen auf 
ne, 213336 


Reichsjugendwohlfahrtsgeſetz. 


8 72 Abs. 2 RJugWohlfch. Im Aufhebungsverfahren find die 
Vorausſetzungen der Fürſorgeerziehung nachzuprüfen. BD, 


Aufwertungsgeſetz. 


§ 3 Abſ. 1 Ziff. 7 AufwG. Wird das Kaufgeld von vornherein 
auf einen Dritten als Treuhänder des Veräußerers eingetragen, ſo 
behält es das Vorrecht des 9 10 Abſ. 1 Ziff. 5 AufwG. RG. . . 21041 

§.6 Abſ. 2 AufwG. betrifft nicht nur ſolche Rechte, deren Erwerb 
unter dem Schutze des öffentlichen Glaubens des Grundbuches ſteht. 
Der Vorrang kommt nur demjenigen Berechtigten zugute, der in der 
Zeit vom 14. Febr. bis 1. Okt. 1924 das Recht erworben und bei dem 
Inkrafttreten des AufwG. noch beſeſſen hat. RO. . . . . . 21421 

87 AufwG. Der Rangvorbehalt geht nur den bei Inkrafttreten 
des Geſ. eingetragenen oder wieder einzutragenden Rechten vor, 
nicht den erſt ſpäter eingetragenen. R ..... 21052 

§ 10 Abſ. 1 Ziff. 5 Aufw. Im Gegenſatz zu OLG. Karlsruhe 
Aufwkſpr. 1926, 528 und Darmſtadt Heſſgiſpr. 1926, 85 iſt KG., 
9. ZS., Beſchl. v. 7. Juli 1927, 9 Aw 1720/27 der Anſicht, daß eine 
vor dem 1. Jan. 1909 begründete Kaufgeldforderung, wenn ſie durch 
Sicherungshypothek geſichert iſt, der freien Aufwertung unterliegt. 
Gemäß § 28 FGG. wird die Sache dem RG. vorgelegt. KG. 21422 

8 16 AufwG. Durch die Anmeldung bei einer örtlich unzuſtändigen 
Aufwertungsſtelle wird die Friſt nicht gewahrt. RB. . . 21063 

SS 17, 67 AufwG. Ein vor dem 15. Inni 1922 und nach dem 
14. Febr. 1924, aber vor dem Inkrafttreten des AufwG. zwiſchen dem 
Schuldner und dem Zeſſionar abgeſchloſſener Vergleich i. S. des 9 67 
Aufm®. ſchließt den img 17 daſ. dem Zedenten gegebenen Aufwertungs⸗ 
e . ergehen 21074 

8 17 Aufiv®, Erfolgt die Abtretung nach dem Inkrafttre en der 
3. Steuer NotVO., fo iſt ein Aufwertungsanſpruch für den Zedenten 
ich gegeben e tons 21621 

8 20 Abſ. 2 Aufio, Auf das Vorliegen der Löſchungsbewilligung 
im Zeitpunkt der Eintragung kann ſich der Erwerber nicht berufen, 
wenn die Löſchung bei Inkrafttreten des AufwG. (14. Juli 1925) 
noch nicht erfolgt war. RG. 21107 


2170 


8 20 Abſ. 2 AufwG.; 8592 BGB. Erwerb im Mai 1924; der 
Hypothekengläubiger hat Juni 1923 über „heutige Papiermark zum 
Nennbetrage“ quittiert. Kennt der Erwerber nur dieſe Quittung, 
dann iſt ihm Erkundigung über die ihr vorausgegangenen Vorgänge 
nicht anzuſinnen. RG. 21086 

8 20 Abſ. 2 Aufivb.; 5892 BOB. Die Beſtimmung in $ 20 ift 
im Fall des Eigentumswechſels einſchränkend auszulegen; die Lö⸗ 
ſchungsbewilligung muß ſpäteſtens zur Zeit des Eingehens des Ein⸗ 
tragungsantrages beim Grundbuchamt oder der nachträglichen Eini⸗ 
gung vom Gläubiger erteilt ſein, ein obligatoriſcher Anſpruch auf 
Vöſchung genügt nicht a 8 21075 

SS 20, 22 AuftvG.; 5 892 BGB. Der Schutz des guten Glaubens 
kommt den Hypothekengläubigern von vor dem 15. Juli 1925 ein- 
getragenen Hypotheken auch dann zuſtatten, wenn ſie ſelbſt die Hypothek 
erſt nach jenem Zeitpunkt erworben haben. LG. Neuwied. 21634 

§ 20 AufwG.; 8892 BGB. Die Aufſtellung einer abſoluten 
Rangordnung und deren Eintragung im Grundbuche iſt nicht möglich, 
ſoweit durch Anwendung der Vorſchriften über den öffentlichen Glau⸗ 
ben des Grundbuchs relative Rangverhältniſſe zur Entſtehung ge⸗ 
langen . 8 2144 

§ 22 Abſ. 2 AufwG᷑. Der die Berufung auf den öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs geſtattende Rechtserwerb muß am 1. Juli 1925 be⸗ 
reits vollendet oder wenigſtens unwiderruflich i. S. von $ 892 Ab]. 2 
BGB. vorbereitet fein. Die Vormerkung iſt kein Recht am Grundſtück; 
für fie gilt § 22 Abſ. 2 weder unmittelbar noch vermöge einer Rück⸗ 
beziehung des Erwerbs auf den Zeitpunkt der Vormerkungseintragung, 
geſchweige denn auf den des Eintragungsantrags; auch der Beſitz der 
Auflaſſungsvollmacht iſt ohne Bedeutung. RG. 21108 
§ 28 Nufiv, War die aufgewertete Forderung früher unver⸗ 
zinslich, ſo ſind Zinſen des Aufwertungsbetrages nicht zu entrichten. 
e mb gs EEE, Ara Pate. 215610 

88 31ff., 62, 63, 9ff. AufwG.; 88 401, 793, 1187, 1189 BGB. 
Die Aufwertung von Handſcheindarlehen von AktG. richtet ſich nach 
den allgemeinen Vorſchriften. Dabei iſt eher an einen Vergleich mit 
Induſtrieobligationen als mit einer Hypothekforderung zu denken. 
Der Aufwertungsſatz muß den Fortbeſtand der AktG. en i 

11 


hie 


§ 53 Aufiv®. Auf den Namen lautende, nicht durch Indoſſament 
übertragene Handdarlehnsſcheine industrieller Unternehmungen find 


nicht als Induſtrieobligationen i. S. der SS 33 ff. AufwG. anzusehen. 
RET Ä oma 2 


Re. 


10 Durchführung des Aufwertungsverfahrens nicht AN 
21 

8 73, 74 Aufiv®, Gegen einen Beſchluß der Aufwertungsſtelle, 
durch den das Verfahren ausgeſetzt wird, findet die einfache (friſtloſe ) 
Beſchwerde ſtatt. Die Auffalfung, das Rechtsmittel ſei die ſofortige 
Beſchwerde, wird fallen gelaſſen. Gegen einen Beſchluß, durch den 
die Ausſetzung des Verfahrens abgelehnt wird, findet die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde ſtak f lee ra ee. 21424 

8 74, 10, 11, 17 Aufiv®.; 5 12 FGG. Anforderung an die Be⸗ 
gründung der AufwEntſch. OLG. Jena 215820 


/ ee, ar ee Rande) 


 Burdführungsperoranung zum Aufwertungsgeſetz. 


Art. 18 Durchſdo. z. Aufwes. Für die Anrechnung von wert⸗ 
beſtändigen zur Ablöſung von Hypotheken hingegebenen Pfandbriefen 
iſt Abſ. 2, nicht Abſ. 3 des Art. 18 DurchfV O. maßgebend. KG. 2146 


Handelsgeſetzbuch. 


$ 259 HGB.; 98 46, 105 Pr.; 98 41, 97 Thürch g O., 8d 12, 

16 PrNotGeb O.; 8811, 15 ThürNotcheb O. Abſetzung von der Tages- 
ordnung der Generalverſammlung iſt kein Veſchluß. OLG. Jena. 

215819 

§ 259 HGB. Iſt der Beſchluß der Generalverſammlung einer 

AktG. tatſächlich unrichtig beurkundet, fo kann eine ſolche Beurkundung 

durch den Notar nachträglich richtiggeſtellt werden. Bay ObsG. 21485 


2. Durchführungs verordnung zur Goldbilanzverorduung. 


8 2 der 2. Durchfsd. z. Gold ils D. Eine Anderung des Ge⸗ 
ſchäftsjahres mit rückwirkender Kraft iſt im Rahmen der Umſtellung 
zuläſſig, ſolange aus dem Ablauf des gemäß der alten Ordnung lauſenden 
„ von der Geſellſchaft keine Folgerungen gezogen ſind 

„ Ko ee 21484 


Wechſelordnung. 


Art. 43 Abſ. 2 W.; 517 KO. Proteſt bei dem in Konkurs ge⸗ 
ratenen Inhaber einer als Zahlſtelle genannten Firma. RG. 212522 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 


8 1 unl . Bei zwei gleichlautenden Titeln zweier Zeitungen 
kann derjenige, der die Bezeichnung früher angenommen hat, dem 
Späteren die Führung der Bezeichnung nicht verbieten, wenn dieſe 
Bezeichnung der anderen Zeitung im Verkehr ſchon vorher beigelegt 
worden war. RG. 200112 

88 1, 3 unl WG. Die Unterlagen für den Unterlaſſunganſpruch 
muß der Kläger beweiſen. Die perſönliche Reklame unter Vergleichung 
mit den Leiſtungen eines beſtimmten Konkurrenten iſt bei Gefahr des 
Mißverſtändniſſes im Publikum in der Regel ſittenwidrig. RG. 20021? 

83 UnlWG. Bei einer Ortszeitung, deren Verbreitung regel- 
mäßig durch entgeltliche Lieferung an feſte Bezieher erfolgt, liegt 
in der Angabe der Auflagenzahl die Behauptung, daß in der ange 
gebenen Höhe feſte Abonnenten vorhanden ſind, trifft dies nicht zu, 
fo iſt ein Verſtoß gegen $3 Unl WG. anzunehmen. OLG. a 


Genoſſenſchaftsgeſetz. 


88 8 Abf. 4, 152 Abſ. 1 Gen.; 8 1 Unl WG. Das Verbot der 
Verkäufe an Nichtmitglieder von Konſumvereinen trifft auch ſog. 
Werbeverkäufe, wenn ſie von den Käufern nicht ausdrücklich als 
ſolche beim Kauf bezeichnet ſind. Begriff des Schutzgeſetzes. 1 

997 


Patentgeſetz. 


88 4, 5 PatG. Das gegenüber einem Verfahrenspatent beſtehende 
Vorbenutzungsrecht erſtreckt ſich auf alle Benutzungsarten, auch auf 
das Inverkehrbringen des Verfahrens. RG . 2001** 


„ ce . 


Kunſtſchutzgeſetz. 


81 Kunſtſchutzcz. Der Begriff des Kunſtwerks erfordert eine 
individuelle geiſtige Schöpfung. RGB. 199928 


„ „% eo... 


2. Verfahrens: und Voſlenrecht. 


Zivilprozeßordnung. 


dann maßgebend, wenn es ſich um die Sicherſtellung der 505 
150 


1 2161?° 


88 91, 922 ZRDO. Zuläſſigkeit der Koſtenentſcheidung bei 
weiligen Verfügungen. KGõ .. 

§ 99 ZPO. Wenn in einem anhängigen Rechtsſtreit Übernahme 
der Koſtenlaſt behauptet wird, ſo wird nach Erledigung des ſonſtigen 
Streites der Streit über dieſe Frage nicht zur Hauptſache. Die hierüber 
ergehende Entſcheidung iſt nur durch ſofortige Beſch werde anfechtbar, 
El De PR EEE NE 2130 


einſt⸗ 
21520 


56. Jahrg. 1927 Heft 37/38] 


Handlungen 1. Juſt., alſo auch ſolche, für die Anwaltszwang nicht be⸗ 
ſteht, insbeſ. Zwangsvollſtreckungeu. Die RAGebühr für die Zwangs⸗ 
vollſtreckung wegen der feſtgeſetzten Koſten iſt erſtattungsfähig. OLG. 
Karlsruhe 2 

SS 115, 567 3D. Bei Ablehnung des Armenrechts kann die Zah⸗ 
lung des Gerichts koſtenvorſchuſſes nicht mit der Begründung ber⸗ 
weigert werden, die Ablehnung ſei zu Unrecht erfolgt. RG. . . 213130 

8 115 38D. Die Bewilligung des Armenrechts hat keine rück⸗ 
wirkende Kraft. OLG. Frankfurt 215515 

§§ 165, 163, 415 3 PD.; 88 153, 163 StGB. Die unterbliebene 
Zuziehung des Gerichtsſchreibers bei Abnahme des Offenbarungs⸗ 
eides entzieht der Eidesabnahme nicht die rechtliche Gultigkeit. RG. 


2141 
5 233 3D. Die Nichtunterzeichnung der Berufungsſchrift durch 
den Rechtsanwalt iſt entſchuldbar. RW. 213221 


88 268, 300, 301 388. Hat ſich nach Klagerhebung der Gegen⸗ 
ſtand der Klage geändert, ſo iſt auch die dadurch bewirkte Anderung 
des Klagegrundes zuläſſig. — Stützt ſich der Klage anſpruch auf mehrere 
Klagegründe, ſo darf die Klage nicht abgewieſen werden, wenn einer 
F ei ee, 213282 

$$ 303, 304 37D, Soweit ſich ein Urteil über den Grund des An⸗ 
ſpruches auch ſchon mit dem Betrag befaßt, iſt das verfahrensrechtlich 
unzuläſſig und deshalb nicht bindend. RG... ... 5 S 

§ 308 3 PD.; 51575 BGB. Bei Scheidungsklage des einen Ehe⸗ 
gatten, Aufhebungsklage des anderen, kann bei beiden Klage auf 
Scheidung erkannt werden. Rc... 213338 

§ 322 BED,; 58313, 814, 826 BGB.; 88 1, 15 PrGrVerkG. 
Schwarzkauf. Wird die auf Nichtigkeit und Rückauflaſſung gerichtete 
Klage abgewieſen, weil die Berufung auf den Formmangel gegen die 
guten Sitten verſtößt, ſo ſteht das Urteil einer neuen Klage auf Um⸗ 
ſchreibung im Wege der Grundbuchberichtigung und fuß Herausgabe 
nicht entgegen, die auf den im Vorprozeß nicht eingeführten Mangel 


der behördlichen Genehmigung geſtützt if. Re. 212019 
$ 349 3D. Der Einzelrichter iſt zur Ausſetzung des Verfahrens 
Mer I] oo, 216127 


8519 Abſ. 4 3 PD. Die Friſt für den Nachweis der Zahlung der 
Prozeßgebühr kann durch Armenrechtsgeſuch nur einmal gehemmt 
werden; jedoch zählt ein vor Friſtbeginn eingereichtes Geſuch nicht 
mit. RG. 213437 


3 Der vom Berufungskl. erforderte Gerichtskoſten⸗ 
vorſchuß darf auch durch den Berufungskl. gezahlt werden. OLG. 
Tüffeldorf . . 215514 


540 


FFF c 21342 
$ 554 3 PDO. iſt eng auszulegen. Die Stellung eines fürm- 
lichen Reviſionsantrags iſt unerläßlich. R. 213644 


53 617, 306, 271 3%0, Bei Verzicht auf den Scheidungsanſpruch 
aber gleichzeitiger Stellung des Antrages auf Mitſchuldigerklärung 
iſt die Eideszuſchiebung über Scheidungstatſachen zuläſſig. RG. 213334 

§ 707, 719, 935, 940 ZPO. Es iſt zuläſſig, nach Vollſtreckung 
eines vorläufig vollſtreckbaren, noch nicht rechtskräftigen Urteils wäh⸗ 
rend des Schwebens des Prozeſſes in der Reviſionsinſtanz durch 
einſtweilige Verfügung den vor der Vollſtrockung vorhandenen Rechts⸗ 
zuſtand wiederherzuſtellen. K. rd 5 le 

85 717, 890 ZPO. 1. Iſt durch eine einstweilige Verfügung des 
AG. die Duldung einer Handlung bei Strafandrohung angeordnet, 
dann durch Urteil die einſtweilige Verfügung aufgehoben und hiergegen 
Berufung eingelegt, dann iſt es unzuläſſig, eine Strafverfügung wegen 
Zuwiderhandlungen zu erlaſſen, die nach Verkündigung des AG. Urteils 
und vor Erlaß des die einſtweilige Verfügung aufrechterhaltenden 
LG. Urteils vorgenommen worden find. 2. Die Strafverfügung darf 
ſelbſt dann nicht erlaſſen werden, wenn das LG. die Zwongsvollſtreckung 
aus dem AG.. Urteil, durch das die einſtw. er aufgehoben iſt, z. Z. 
der Zuwiderhandlung einſtweilen eingeſtellt hatte. 3. Eine Straf⸗ 
feſtſetzung nach $890 ZPO. hat ein Verſchulden des Schuldners zur 
Bpfälsezungdn d 8 20633 

5 807 3D. Der Gläubiger braucht nicht die Uneinbringlichkeit 
der von ihm gepfändeten Forderungen des Schuldners darzulun, 
damit die Vorausſetzungen des 8807 ZPO. als gegeben angeſehen 
werden können. K 


88 926, 567 XD. Hat ein Gericht 1. Inſtanz über einen Antrag 
aus 3926 II 3. auf Aufhebung einer einſtweiligen Verfügung 


unrichtig ohne mündliche Verhandlung durch Beſchluß entſchieden — 
ſtatt nach mündlicher Verhandlung durch Urteil —, dann ift die ſofor⸗ 
tige Beſchwerde zuläſſig. OLG. Celle 215412 

33 1625 ff. ZPO Verſagung des Gehörs im ſchiedsrichterlichen 
Verfahren. Der vertretende Anwalt hat trotz eigener Sachkunde ein 
Recht auf Vertagung zwecks Rücksprache mit der Partei. RG. 213742 

85 1041, 1044 ZPO.; 88 84 ff., 105, 128, 25 Hg. In neuem zur 
Begründung der Unzuläſſigkeit des ſchiedsrichterlichen Verfahrens 
dienenden Vorbringen iſt keine Klageänderung zu erblicken. Durch 
eine vor Erlaß des Vollſtreckbarkeitsbeſchluſſes erhobene Klage auf 
Unzuläſſigkeit it die Friſt der Aufhebungsklage nach 5 1044 3 RO. 
gewahrt. Eine GmbH, kann nicht an Stelle einer DOffH®. ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Vertragsgegners in einen Agenturvertrag eintreten. 
Pv ß ̃ᷣ ͤ a 219742 

8 1042 Abſ. 2 ED, ift eng auszulegen. KS. 21515 

51043 Abs, 3 3pPd. Vollſtreckbarkeitserklärung eines Schieds⸗ 
ſpruchs vor Rechtskraft der Entſcheidung über die Aufhebungsklage. 
OLG. Hamburg eee 


Entlaſtungs verordnung. 


$ 7 EntlBd.; 58 295, 310 ff., 539 ZPO. Ein Urteil iſt dann nicht 
ordnungsmäßig verkündet, wenn die Parteien in einem und demſelben 
Termin ſtreitig verhandelt und den Antrag auf ſchriftliche Entſcheidung 
geſtellt haben, „auf Grund dieſer Verhandlung“ dann ein Urteil er⸗ 
gangen iſt. Bei einem ſolchen Mangel im Urteilsverfahren iſt Auf⸗ 
hebung und Zurückverweiſung an die erſte Inſtanz geboten ($ 539 
ZPO.) Keine Heilung des Mangels gemäß § 295 a. a. O. Kein 
Nichturteil, daher Recht jeder Partei, die nach außen hin als „Urteil“ 
in die Erſcheinung tretende Entſcheidung durch Einlegung eines Rechts⸗ 
F,, ER. 21002 


Biwangsverfteigerungäge ſetz. 


88 33, 28, 89, 77, 79386, Keine einſtweilige Einſtellung des Ver⸗ 
ſteigerungsverfahrens mehr nach Wirkſamwerden des Zuſchlags. Iſt 
der Zuſchlagsbeſchluß trotz Nichtberückſichtigung des in Abt. II für das 
Hauptverſorgungsamt eingetragenen befriſteten Veräußerungsver⸗ 
bots nicht angegriffen und dadurch rechtskräftig geworden, ſo iſt die 
ſich gegen die Ablehnung des Einſtellungsantrags richtende ſofortige 
Beſchwerde des Hauptverſorgungsamts für erledigt zu erklären. Be⸗ 
deutung eines ſolchen Veräußerungsverbots? OLG. Celle . . 215513 


Geſchäftsaufſichtsverordnung. 


9.77 Geſchäftsaufſichtßd. Wegen Zuwiderhandelns gegen 3 77 
GeſchäftsaufſichtsV O. kann ein Geſchäftsführer einer Gmbh. nicht 
beſtraft werden, wenn auch ſeine Stammeinlage einen erheblichen 
Teil des Stammkapitals bildet. OLG. Königsberg. . . 208345 


Gerichtskoſtengeſetz. 


884, 24 Ga.; Prad R. II 14 f 79. Für die Rückforderung 
unverbrauchter Gerichtsgebührenvorſchüſſe F der Rechtsweg ausge» 
ſchloſſen, und zwar auch, wenn die Klage auf Bereicherung des Fiskus 
geſtützt wird. Nur bei Verſchulden der Beamten kann aus $ 839 BGB. 
erden nd 8 213844 

§ 29 Abſ. 2 GG, ift nicht anwendbar, wenn auf Antrag des Kl. 
gegen den Bekl. deſſen Anerkenntnis gemäß wegen der Koſten ein An⸗ 
erkenntnisurteil ergeht. OLG. Königsberg 216025 

8 74 GKG. in Verbindung mit $121 ZPO. Vorſchußpflicht der 
armen Partei bei teilweiſer Entziehung des Armenrechts. OLG. Celle 

21535. 


Rechtsauwalts gebührenordnung. 


§ 13 RAcGebd.; 9619 3 PO. Parteivernehmung nach 8619 
3 PO. begründet die Beweisgebühr nach 9 13 Ziff. 4 RAGeb O. nicht. 
OLG. Hamm 215718 


Geſetz über die Gerichtstoſten und die Gebühren der Rechts⸗ 
anwälte vom 28. Jan. 1927. 


Nachdem durch das Geſ. über die GK. und die Geb. der RU, 
v. 28. Jau. 1927 (RG Bl. 1927, 53) der Mindeſtſtreitwert bei nicht 
vermögensrechtlichen Anſprüchen von bisher 100 M. auf 500 M. 
heraufgeſetzt worden iſt, iſt es angebracht, auch fortan bei einer im 
Armenrecht durchgeführten Eheſcheidungsklage der bisherigen Übung 
entſprechend nicht den geſetzlichen Mindeſtſtreitwert anzunehmen. 
OLG. Kaſſel 215923 


Armenanwaltsgeſetz. 


Der Armenanwalt, welcher vor Armenrechtsbewilligung Ver⸗ 
trauensanwalt war, muß ſich vordem gezahlte Parteivorſchüſſe auf die 
von der Staatskaſſe zu leiſtenden Vergütungen anrechnen laſſen. 


272* 
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Vereinbarungen des Anwalts mit der Partei über anderweitige Ver⸗ 
rechnung find der Staatskaſſe gegenüber unwirkſam. OLG. Koln. 
21602 

Der Armenanwalt iſt gegenüber dem die Armenrechtskoſten feſt⸗ 
ſetzenden Gericht verpflichtet, die geleiſteten Parteivorſchüſſe mit⸗ 
zuteilen. KG. 21491 
Über den Umfang der ſtaatl. Erſatzpflicht entſcheidet der dem An⸗ 
walt erteilte ſtaatl. Auftrag. OLG. Celle 215311 
Die Staatskaſſe haftet für die durch den Zwangsvollſtreckungs⸗ 
auftrag des Armenanwalts entſtandenen Gebühren. OLG. Celle 215310 


Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige. 


8 2 Gebd. für Zeugen und Sachverſtändige. Die Beſtimmung 
über den Tageshöchſtſatz beſteht für ſich und zieht lediglich eine Grenze, 
über die die Entſchädigung an einem Tag nicht hinausgehen darf. 
Innerhalb dieſer Grenze iſt ausſchließlich nach der Zahl der tatfächlic) 
verſäumten Stunden zu rechnen ohne Rückſicht darauf, welchen Bruch⸗ 
teil eines Tages ſie darſtellen. Die Bemeſſung der Vergütung, je nach⸗ 
dem die Mittagsſtunde und damit die Tageshälfte überſchritten wird 
oder nicht, iſt dem Geſetze fremd und unzuläſſig. BayObLG. 206222 


Preußiſche Notariats gebührenordnung. 


88 1, 25, 26 PrRotGebd. Abmachung der Umrechnung der ge⸗ 
ſetzlichen Gebühren in Goldmark iſt eine abweichende Regelung i. S. 
von 926. Aufwertung der in Papiermark feſtgeſetzten Notariatsgebühren 
nach dem Lebenshaltungsindex. Bei der Feſtſetzung des Papiermark⸗ 
betrages ſind nur die Verhältniſſe zur Zeit der Vereinbarung zu be⸗ 
rückſichtigen, bei der Höhe der Aufwertung auch die inzwiſchen ein⸗ 
getretenen Verhältniſſe. RG... nn „2125 


Heſſiſche Landesgebührenordnung für Rechtsanwälte. 


§ 3 HeſſdandesRAGebd.; § 11 GKG. Wird auf Beanſtaudung 
des Kreisamts die Höhe des Gehalts von Gemeindebeamten im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren feſtgeſetzt, ſo iſt der Streitwert von dem Ge⸗ 
richt nach freiem Ermeſſen feſtzuſetzen und nicht auf den 12% fachen 
Jahresbetrag des ſtrittigen Gehaltsteils zu bemeſſen. HeſſvGH. 21689 


B. 
Strafrecht. 
1. Materielles Recht. 
Strafgeſetzbuch. 


88 2, 43, 218, 219 StGB. Mildeſtes Geſetz, wenn nach dem z. Z. 
der Tat geltenden § 218 a. F. StGB. Beihilfe zur verſuchten Abtrei⸗ 
bung nach 8218 n. F. StGB. (Gef. v. 18. Mai 1926) Verſuch der ge⸗ 
werbsmäßigen Abtreibung gegeben iſt und mildernde Umſtände zu⸗ 
gebilligt werden ü 201639 

82 Abi. 2 StGB. findet auf die vor dem 1. Apri 1926, dem 

„Tage des Inkrafttretens des die Weinſteuer aufhebenden G. v. 31. März 
1926, begangenen Weinſteuerhinterziehungen nicht Anwendung. OLG. 
Königsberg 8 207228 

SS 27c, 360 Ziff. 11 StB. Bei der Strafzumeſſung find die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Täters zu berücksichtigen. KG. 20647 

8 48 StB. Eine Anſtiftung zur Beihilfe an der eigenen Tat 
fällt nicht unter H 48 StGB., weil fie mittelbar eine Teilnahme an der 
eignen Tat enthalten würde, während § 48 eine von einem Anderen 
begangene Straftat erfordert. Folge weiſe kann auch eine Beihilfe zu 
einer ſolchen Anſtiftung unter dieſem rechtlichen Geſichtspunkt nicht 
ſtrafbar fein, ſondern nur als Beihilfe zur Haupttat ſelbſt. Obertribunal 
Kaunas. TÄ?! 2087* 

88 495, 211 StGB, Verabredung eines Mords. RG. 20217 

§ 52 StGB, verlangt eine Einwirkung auf den Täter, durch die 
er ſich einem die Begehung der Tat von ihm fordernden fremden Willen 
beuglk N,, 8 200214 

8 54 StB. enthält einen Entſchuldigungsgrund und läßt die 
Möglichkeit offen, daß bei beſtimmten Notſtandshandlungen durch 
einen neben jenem Entſchuldigungsgrund beſtehenden Rechtfertigungs⸗ 
grund die Rechtswidrigkeit ausgeſchloſſen wird. In Notſtandsfällen 
kann der Satz, daß beim Widerſtreit zweier Rechtsgüter das geringer⸗ 
wertige dem höherwertigen zu weichen hat, als Rechtfertigungsgrund 
verwertet werden. Vorausſetzungen für die Ausführung einer Schwan⸗ 
gerſchaftsunterbrechung durch einen Arzt. — Zum Begriff des Tat⸗ 
und Strafrechtsirrtums. R... 202138 

§ 59 StG. Außerer und innerer Tatbeſtand der WaffVO. v. 
13. Jan. 1919. Nur wenn ein Rechtsirrtum Urſache des Waffenver⸗ 
gehens war, iſt er für den inneren Talbeſtand bedeutungsvoll. NG. 

. „203757 

8 61 StG. Wirkſamkeit eines in Vertretung des Verletzten 

ohne Nachweis der Vertretungsmacht geſtellten une In 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


§ 63 StGB. Der Strafantrag wirkt unter Umſtänden auch gegen 
den Anzeigenden ſelbſt. Ob Trib. Kaunas. 20872 

88 67, 68 StGB. Zur Unterbrechung der Verjährung genügt jede 
Handlung eines Strafrichters, die ſich gegen den Täter richtet. Es iſt 
nicht erforderlich, daß der Strafrichter zur Verfolgung der fraglichen 
Tat zuſtändig iſt. Belanglos iſt es daß die Tat urſprünglich nur 
als Anſtiftung verfolgt wurde, während ſchließlich angenommen 
wurde, daß der Angekl. inſoweit mittelbarer Täter ſei. Denn es 
handelt ſich ſtets um die gleiche Tat, nur in anderer rechtlicher Beleuch⸗ 
tung. BayObLG. 20535 

8 74 StGB. Bei dem fortgeſetzten Delikt muß der Vorſatz des 
Täters auf die Begehung einer Straftat gerichtet ſein, die von vorn⸗ 
herein als Einheit ins Auge gefaßt iſt und abſchnittweiſe durch eine 
Mehrheit von einzelnen Handlungen ausgeführt werden ſoll, dergeſtalt, 
daß die Einzelhandlungen bloß noch als unſelbſtändige Ausführungsakte 
zwecks ſtoßweiſer Verwirklichung einer einzigen Straftat als eines 
einheitlichen Geſamtunternehmens erſcheinen, alſo jede der nachfol⸗ 
genden Handlungen nur die Fortſetzung der vorausgehenden behufs 
teilweiſer Durchführung des einheitlichen Geſamtplans ijt . Die Frage, 
ob ein Ausgelieferter auch wegen anderer ſtrafbarer Handlungen ver⸗ 
folgt werden kann, als wegen der in der Auslieferungsbewilligung be- 
zeichneten Straftaten, betrifft eine Prozeßvorausſetzung, die in jeder 
Lage des Verfahrens von Amts wegen zu prüfen it. Das gleiche gilt 
für die Frage der Zuläſſigkeit der Strafverfolgung eines Ausgelieferten 
wegen der Straftat, wie ſich nach dem vom Inhalt der Auslieferungs⸗ 
bewilligung abweichenden Ergebnis der mündlichen Verhandlung dar⸗ 
ſtellt. Bay Obs. 20543 

88 176 Nr. 1, 185, 73 Sich B. Tateinheitliches Zuſammentreffen 
von Beleidigung mit Verbrechen gegen $176 Nr. 1 StGB. 201425 

§§ 85, 86, 41 StGB. Vorbereitung des Hochverrats durch Ver⸗ 
breitung von Schriften. Auch durch Verbreitung an ſich nicht hoch⸗ 
verräteriſcher Schriften, mit denen der Verfaſſer lediglich künſtleriſche 
oder wiſſenſchaftliche Zwecke verfolgt, iſt Vorbereitung des Hochverrats 
möglich, wenn ſie für hochverräteriſche Zwecke objektiv geeignet ſind 
und der Verbreiter ſie wegen dieſer Eignung zur Erreichung dieſes 
Zweckes mißbräuchlich verbreitet. Auf Unbrauchbarmachung von Schrif⸗ 
ten ftrafbaren Inhalts, ſowie ihrer Platten und Formen iſt nach zwin⸗ 
gender Vorſchrift des 541 SICB. auch dann zu erkennen, wenn nicht 
erwieſen iſt, daß die Verfaſſer ſelbſt mit ihren Werlen hochverräteriſche 
Zwecke verfolgt haben. Die Verjährung des 5 22 Preß G. beginnt bei 
fortgeſetzter Handlung erſt vom letzten Verbreitungsakt ab zu laufen. 
Einem Buchhändler iſt unter gewöhnlichen Umſtänden nicht zuzumuten, 
die ihm zum Verkauf zugehenden Bücher daraufhin zu prüfen, ob ſie 
im ganzen oder an einzelnen Stellen gegen geſetzliche Beſtimmungen 
verſtoßen; anders liegt es jedoch dann, wenn es ſich nicht um ſelbſtän⸗ 
dige buchhänd leriſche Erwerbsgeſchäfte, ſondern um politiſchen Zwecken 
dienende Unternehmungen handelt, die begründet und fortbetrieben 
werden, um durch Verbreitung von Schriften der Vorbereitung des 
Hochverrats zu dienen. Rv)õ) . 200315 

Vorbereitung eines hochverräteriſchen Unternehmens durch Ver⸗ 
breitung von Schriften. Preßverjährung. Auf Unbrauchbarmachung 
einer Schrift ſtrafbaren Inhalts muß auch dann erkannt werden, 
wenn ſie in einem anderen Verfahren bereits angeordnet worden iſt. 
Der Grundſatz „ne bis in idem“ findet hier leine n 

8 156 StGB. Bei einer ſchriftlich eingereichten, beſtimmt ge- 
faßten eidesſtattlichen Verſicherung iſt, wie beim Parteieid, für die 
Frage, ob eine Eidesverletzung vorliegt, der Inhalt der —ſelbſtver⸗ 
ſtändlich der tatsächlichen Auslegung zugänglichen — Verſicherung ent⸗ 
ſcheidend. Die für die Zeugenausſage geltenden, aus den Vorſchriften 
über die Zeugenvernehmung und über die Norm des Zeugeneids ab- 
geleiteten Grundſätze können auf eine derartige Verſicherung an Eides 
Statt nicht angewendet werden. Bei der tatſächlichen Auslegung find 
auch die begleitenden Umſtände zu berüchichtigen. RG... . 200820 

§ 157 StGB. Verletzung der Eidespflicht durch die Erklärung, 
nicht beſtreiten zu wollen, an Stelle ausdrücklichen Zugebens der be⸗ 
haupteten Tatſachen. 8157 Abſ. 1 Nr. 1 Stch B. ift anzuwenden, 
wenn die Angabe der Wahrheit für den Zeugen eine Strafverfolgung 
wegen Ehebruchs nach ſich ziehen konnte. Dabei iſt bedeutungslos, 
daß der Zeuge bei der gleichen Vernehmung andere Ehebrüche mit 
derſelben Frauensperſon wahrheitsgemäß eingeräumt hatte und ſchon 
wegen dieſer eine Strafverfolgung wegen Ehebruchs ſich zuziehen 
konne N N ee SE re: 201224 

§ 157 Abſ. 1 Nr. 1 StB. Daß bei rückſchauender Betrachtung 
dem Täter ein Schuldausſchließungsgrund zur Seite ſteht, läßt die 
Möglichkeit einer Strafverfolgung nicht ausgeſchloſſen erſcheinen. RO, 

2012 


SS 157ff. StGB.; 5 69 StPO. Fahrläſſig falſche Zeugenausſage: 
die Art der Vernehmung weſentlich für die Prüfungspflicht des Zeugen 
hinſichtlich der Bedeutſamkeit von Tatſachen, nach denen er nicht aus⸗ 
drücklich Zefragt ei ; 8 201325 

88 157, 158 StGB.; 5 183 GVG. Zeitpunkt der Vollendung des 
Meineids. In dem Antrag auf Erlaß eines Haftbefehls iſt die Ein⸗ 
leitung einer Unterſuchung i. S. des 3 158 StGB. zu erblicken. Für 
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8 g 2200 
§ 164 E63, Die Anzeige (falſche Anſchuldigung) muß bei einer 
Behörde gemacht ſein. Die Anzeige bei einem der Behörde unter⸗ 
. 20544 
$ 165 StGB. Ünvollſtändiger Ausſpruch der Bekanntmachungs⸗ 


befugnis nach § 165 StGB. RGV... 201428 
$ 168 StGB, Grabſchändung durch eigenmächtige Offnung des 
eee ß, ae. 201427 


88,176 Nr. 1, 185, 73 StGB. Tateinheitliches Zuſammentreffen 
von Beleidigung mit Verbrechen gegen $ 176 Nr. 1 StGB. RG. 201428 
3176 Abs. 3 StB. Zum Begriffe unzüchtiger Handlungen 
„mit“ einem Kinde. RG. 


ein unzüchtiges Treiben in der ehelichen Wohnung nicht zu dulden. 
o . 201530 
9 184 Nr. 3 StGB. Vorausfegungen für die Annahme, daß eine 
Vorrichtung zum Ausſpülen der weiblichen Geſchlechtsteile „zu un⸗ 
züchtigem Gebrauch“ beſtimmt ift, i. S. des § 184 Nr. 3 StGB. RG. 
201632 

§ 184 Abſ. 1 Nr. 3 StB. Zum Begriffe des „Publikums“. RO. 
20163 

$ 185 StGB. Auch in einer an ſich nicht ehrverletzenden peu 
tann nach den beſonderen Umſtänden des Falles eine Belei igung 
, bo ve oe on 201833 
§ 186 StGB, Vorſatz bei der üblen Nachrede. NG. . . 213947 

$5 193, 240 StB. Dem Täter des Vergehens, deſſen Androhung 

den Tatbeſtand des $ 240 StGB. erfüllen ſoll, darf kein Schuld⸗ oder 
Strafausſchließungsgrund zur Seite ſtehen. Die berechtigte Wahr⸗ 
nehmung der Intereſſen eines Ordens gegenüber einem Mitglied, 
das den Austritt erklären will, wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß 
dieſes Mitglied zum Austritt befugt if. NSW. 203148 
$ 193 StGB. Im Falle verleumderiſcher Beleidigung genießt der 
Täter nicht unbedingt den Schutz des § 193 StGB. RG... . 201995 
8 193 E68, Die Lauſcherrolle ſchließt den Willen, berechtigte 
Jutereſſen wahrzunehmen, nicht aus. „Form“ und „Umſtände“ i. S. 
ee e eK 201935 
§ 193 StGB. findet auf Außerungen eines Richters Anwendung, 
wenn dieſe zur ſachgemäßen Erledigung der Beweisaufnahme er⸗ 
e ef . 206612 
9 193 StB. Der Ausdruck „Notoriſcher Lügner“ iſt nicht unter 
allen Umſtänden beleidigend. Die Strafbarkeit hängt von der näheren 
Auslegung der Worte ab. Der Strafſchutz des 8 198 StGB. RE 
85 der Gegenangriff im richtigen Verhältnis zu dem Angriff ſteht. 
ee Ai ee A Ne 206615 
3 195 EI6®, Der Strafſchutz des $193 StGB. ſetzt voraus, daß 

der Beleidiger berechtigte Intereſſen auch wirklich wahrnehmen wollte. 
Soweit 8 193 eine Strafbarkeit begründet, iſt neben der Beleidi ungs⸗ 
abſicht das Bewußtſein erforderlich, die für die Intereſſenwahrnehmung 
gebotenen Grenzen überſchritten zu haben. Wer jemandem paſſive 
Beſtechung nachſagt, kann den Strafſchutz des § 193 gegebenenfalls 
beanſpruchen. OSG. Dresden 206714 
$$ 211, 212 StB. Zum Begriff der Überlegung. Unterſcheidung 
zwiſchen der Affeklbereitſchaft und der Affektauslöſung oder -fteigerung. 
’ÿ ß VV 2019356 
s 218, 2, 14, 49 StchB. Vorausſetzungen der Annahme einer 
Mehrheit von gewerbsmäßigen Abtreibungen. Bei Anwendung des 
9 2 Abſ. 2 St GB. iſt zu prüfen, welches Geſetz für den beſtimmten 
vorliegenden Fall die mildeſte Strafe zuläßt. R. 202740 
8 218 Abf. 1—3 StéB. n. F. enthält gegenüber 5 218 Abſ. 1 
und 3 StGB. a. F. keine tatbeſtandliche nn RG. . . . 202138 
3$ 218, 219, 2, 43 Steh. Mildeſtes Geſetz, wenn nach dem z. Z. 

der Tat geltenden 5 218 a. F. StGB. Beihilfe zur verſuchten Abtrei⸗ 
bung nach 8 218 n. F. StGB. (Geſ. v. 18. Mai 1926) Verſuch der 
gewerbsmäßigen Abtreibung gegeben iſt und mildernde Umſtände zu⸗ 
r 20263? 
‚88 222 Abſ. II, 223, 230 Steh. Der gelegentlich aus Liebhaberei 
den Kraftwagen des von ihm geleiteten Unternehmens bei gewerb⸗ 
chen Fahrten ſteuernde Direktor übt eine Gewerbepflicht aus. Be⸗ 
rechnung der Strafantragsfriſt bei einem Erfolgsdelikt von dem Zeit⸗ 
Punkt ab, in dem der Antragsberechtigte vom Erfolge Kenntnis er⸗ 
fanat, . b 202841 
223 Sl B. Wer einen hilflosen Menſchen mit unzureichender 
Kleidung auf einen kalten Fußboden legt, macht ſich einer Körper⸗ 
e eee = oo re 202942 
35 223, 340, 53 StGB.; 528 ſächſ. Schulbe darfs GG. v. 31. Juli 
1922. Züchtigungsrecht des Lehrers, wenn nach der Landes ⸗Schul⸗ 
geſetzgebung die körperliche Züchtigung von Schülern unzuläſſig iſt? 
Bedeutung des Irrtums hierbei. RG. 


. N Für den Begriff der „Schlägerei“ 
ſind wechſelſeitige Tatlichkeiten ein 1 Nc. 
5 202944 

5 230 StGB. Tatſächliche Vorausſe zungen für die Haftung eines 


Kraftfahrers bei unverſtändigem Benehmen einer entgegenkommenden 
( 203047 

§ 230 StéB. Fahrläſſigkeit. Der Kraftfahrer muß unter Um⸗ 
ſtänden auch mit einem unverſtändigen Benehmen anderer Perſonen 
F ro... 2030⁴⁸ 

8 230 StGB.; 519 Kraftfahrz VO. Der Kraftfahrer kann ſich bei 
einem Unfall auf ſeine Ungeübtheit im Fahren dann nicht berufen, 
wenn er, um der Lage, in der er ſich befunden hat, Herr zu werden, 
feiner längeren Erprobung als Kraftfahrer bedurfte. RG. . . 203045 

Ss 240, 193 Sich B. Dem Täter des Vergehens, deſſen Androhung 
den Tatbeſtand des 9 240 StGB. erfüllen ſoll, darf kein Schuld- oder 
Strafausſchließungsgrund zur Seite ſtehen. Die berechtigte Wahr⸗ 
nehmung der Intereſſen eines Ordens gegenüber einem Mitglied, das 
den Austritt erklären will, wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß dieſes 
Mitglied zum Austritt befugt iſt. Rp. 203149 

$ 243 Nr. 6 StGB. Die Verbindung zur fortgeſetzten Begehung 
von Diebftähfen kann ſich nicht auf einen gewöhnlichen Wochenmarkt 
f a: 203249 

$ 246 Stich Bei der Unterſchlagung kann nach der überwiegend 
vertretenen Rechtsanſicht die Aneignung erſt erfolgen, nachdem der 
Täter den Gewahrſam der Sache erlangt hatte. BayObLG. 20545 

§ 260 StGB. Der Begriff der Gewerbsmäßigkeit ſetzt voraus, 
daß eine Einnahme von einer gewiſſen Dauer erſtrebt iſt. RG. 203250 

$ 263 StGB. Dadurch, daß bei einem durch betrügeriſche Vor⸗ 
ſpiegelungen veranlaßten Tauſchvertrag eine Gewähr für die Güte 
des Tauſchgegenſtandes übernommen wird, wird die Annahme eines 
Vermögensſchadens nicht ausgeſchloſſen. RVWwꝛ . 213946 

§ 263 StB. „Kümmelblättchen“ als Betrug. RG... . 203351 

5 263 EIGB, In der Erſchleichung eines Schuldſcheins über ein 
angeblich gewährtes Darlehn kann eine Vermögensbeſchädigung er⸗ 
FF 2 

§ 266 Ziff. 2 StGB. Untreue bei Verpfändung von Kuxen des 
neueren preußiſchen Rechts durch Übergabe der Kupſcheine ohne die 
nach § 108 ABG. erforderliche Schriftform. K. 20648 

$ 266 StGB, Eine Vermögensſchädigung kann auch in einer 
Vermögensgefährdung gefunden werden. Nicht jeder Sanierungs⸗ 
verſuch, der mit fremdem Geld unternommen wird erfüllt den inneren 
Tatbeſtand der Untreue. g.. 


F oe re 203558 
88 302, 3023 StB. Vorausſetzungen für die Feſtſtellung, daß der 
Vermittler von Wuchergeſchäften ein Mittäter des Vergehens gegen 
die 5 302 a und 302 d SGB. it. RWD d. 214148 
5 341 StB. Der Begriff der Freiheitsberaubung ift im $ 341 
SGB kein anderer als im 9239 StGB. Bedeutungloſigkeit des Wil⸗ 
ee e ee e se 203554 
§ 351 StGB. Zum Begriffe „Geldinhalt“. RGB.. . . 203655 
StGB. kein anderer als im § 239 StGB. Bedeutungsloſigkeit des Wil⸗ 
ie e ee e 203554 
$ 351 StB. Zum Begriffe „Geldinhalt““ RBD... 203655 
5 851 StB. Begriff des Regiſters. NG 2065 
3 360 Ziff. 8 StGB.; 58 29, 147 GewO. Die Bezeichnung „Den- 
tiſt“ enthält nicht die Beilegung eines arztähnlichen Titels und ver⸗ 
ſtößt deshalb für ſich allein nicht gegen die genannte Geſetzesbeſtim⸗ 
i , 20555 
§ 360 Ziff. 11 StGB, Der grobe Unfug ift Vorſatzdelikt. Der 
Vorſatz des Täters muß den Erfolg mit umfaſſen. KG.. . . 206510 
3 367 Nr. 3 Stch B.; Art. 722 Bay Pol StGB. Für eine öffentliche 
Anpreiſung, eine Tätigleit, die gegenüber einer Mehrheit unbeſtimmt 
welcher und wie vieler Perſonen verwirklicht wird, iſt es rechtlich be⸗ 
langlos, ob die Kundgebung des Täters gleichzeitig an eine Mehrheit 
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von Perſonen gerichtet ift, die einen durch gemeinſchaftliche Beziehungen 
verbundenen und nach außen hin geſchloſſenen Kreis nicht darſtellen, ſo 
daß die Anpreiſung auf einmal der Wahrnehmung einer Mehrheit be- 
liebiger Perſonen zugänglich gemacht wird. Bay Ob G.. . . 205710 

8 367 Ziff. 3 StGB.; § 1 Arzneimittel VO. v. 22. Okt. 1901/27. März 
1925 (RG Bl. S. 380/140) und Ziff. 9 des Verzeichniſſes A dazu. Künſt⸗ 
liche Mineralquellſalze ſind Zuſammenſetzungen verſchiedener chemi⸗ 
ſcher Stoffe, durch die der Salzgehalt einer natürlichen Mineralquelle 
dargeſtellt wird. Ziff. 9 des Verzeichniſſes A gibt daher nicht ſolche 
Tabletten frei, zu deren Herſtellung nur ein einziges Salz verwendet 
iſt (Tabletten eines biochemiſchen Vereins). Feſtſtellungen des Tat- 
richters für die Auslegung von Rechtsbegriffen binden das RevGer. 


micht KG ß ̃— 206511 
8 367 Nr. 8 StCB will auch vor bloßen Gefährdungen und Be⸗ 
läſtigungen ſchützen. Bay b ggg. 2056 


Ingend gerichtsgeſetz. 

84 866. Gemäß $4 JGG. kann ſtrafbare Anſtiftung vorliegen, 
trotzdem der Jugendliche gemäß § 2 JGG. nicht ſtrafbar iſt, weil er 
das vierzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, oder gemäß 93 
ebenda, weil er zur Zeit der Tat nach feiner geiftigen oder fittlichen 
Entwicklung unfähig war, das Ungeſetzliche der Tat einzuſehen oder 
feinen Willen dieſer Einſicht gemäß zu beſtimmen. BayObLG. 20537 

88 10, 13, 35 J.; 55 28, 29 bay. Bek. über Begnadigung uſw. 
v. 5. März 1922/14. Juni 1924. Wird einem Verurteilten Strafaus⸗ 
ſetzung gewährt und begeht er nach Vollendung des 18. Lebensjahres, 
aber noch während des Laufs der Probezeit, eine neue ſtrafbare Hand⸗ 
lung, wegen der er zu einer Freiheitsſtrafe verurteilt wird, jo muß 
gleichzeitig und einheitlich über die Ausſetzung oder die Vollſtreckung 
beider Strafen in der Formel oder in den Gründen des Urteils aus⸗ 
drücklich entſchieden werden. Bay obs... . „20574 


Preßgeſetz. 


88 1, 20 PreßG.; 5 227 BGB.; F 10 II 17 ALR. Schadenserſatz 
wegen polizeilicher Stillegung einer Zeitungsdruckerei. Die Befugnis 
dazu läßt ſich aus 9 10 II 17 ALR. nicht herleiten; das PreßG. regelt 
die Beſchränkung der Preſſefreiheit erſchöpfend; wenn aber eine den 
Beſtand des Staates gefährdende Preſſetätigkeit den Tatbeſtand der 
Notwehr erfüllt, iſt Stillegung nicht rechtswidrig. RG... . 1991? 


Preistreibereiverordnung. 


In einer Preistreibereiſache kann trotz der Aufhebung der 
Preis TrVoO. noch eine auf die Frage der Anwendbarkeit des § 27b 
StGB. beſchränkte Entſcheidung ergehen. R. . . 204205 


Auswanderungsgeſetz. 


§ 11 AuswanderungsGG. Tatbeſtand der konzeſſionspflichtigen 
Vorbereitung eines Beförderungsvertrags. R.. 203961 


Geſetz über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen. 


„„ Eh arg ler ara sie de Dat aa ge 


Fahrzeugs nicht beanftandet wurde, genügt nicht allein zur Ausſchließung 
e eee 


Verordnung über den Kraftfahrzeugverkehr. 


88 16, 17 Abſ. 2 KraftfahrzeugBerk8d. Der Führer eines beim 
Fahren außergewöhnlich ſtarken Rauch entwickelnden Kraftwagens 
kann ſich nicht damit entſchuldigen, daß der Motor, weil er die Nacht 
über im Freien geſtanden habe, zu kalt geworden ſei. OLG. Dresden. 

206745 

817 Kraftfahrzverksd. Verurſacht ein Motor infolge eines 
Mangels des Kraftfahrzeuges außergewöhnlichen Rauch und Lärm, 
fo muß der Wagenführer den Mangel an einem Orte, wo durch das 
Weiterlaufen des Motors niemand beläſtigt werden kann, abzuhelfen 
ſuchen. OLG. Dresden 206716 

§ 17 KraftfahrzVBerkVd. Rauchentwicklung bei Kraftfahrzeugen. 
OLG. Jena 207023 

8 215 Kraftfahrzverksd. Die für den Kraftfahrzeugverkehr 
allein maßgebliche Reichs VO. kann durch örtliche Polizei B O. derart 


ergänzt werden, daß dieſe beſtimmt, was „verkehrshindernd“ im S. 
des 821g der Reichs VO. iſt. OLG. Hamburg 206922 
$ 23 KraftfahrzserkVd. Als AusfVoO. zur KraftfahrzVerk O. 

(5 23) v. 15. März 1923 ergangene Anordnungen oberſter Landes⸗ 
behörden, die für das Befahren gewiſſer Durchgangsſtrecken eines 
Stadtgebietes die Höchſtgeſchwindigkeit für allen Fuhrwerksverkehr ein⸗ 
ſchränken, beſtehen für den Kraftfahrzeugverkehr auch angeſichts der 
5 reichsgeſetzlichen Regelung dieſes Verkehrs noch zu Recht. 
resden 
§ 44 Kraftfahrzvert Bd. iſt rechtsgültig. BayObsG. . 205814 


OLG. 
206818 


Geſetz über Kraftfahrtinien vom 26. Ang. 1925. 


81 Geſ. über Kraftfahrlinien v. 26. Aug. 1925 (NG Bl. 319). 
Der Begriff der Kraftfahrlinie erfordert nicht die Aufſtellung eines be 
ſtimmten Fahrplans. OLG. Dresden 20681˙⁰ 


Verordnung über Waffenbeſitz vom 13. Jan. 1919. 


WaffVd. v. 13. Jan. 1919. Außerer und innerer Tatbeſtand der 
Waff VO. v. 13. Jan. 1919; $59 StGB. Nur wenn ein Rechtsirrtum 
Urſache des Waffenvergehens war, iſt er für den inneren an) 


Verordnung zum Schutze des Funkverkehrs. 


§ 2 Funksd. Verſuch der Errichtung einer Funkanlage liegt vor, 
wenn jemand mit dem hierauf gerichteten Willen dort, wo die Anlage 
in Betrieb genommen werden ſoll, Einrichtungen trifft, die allein 
oder in Verbindung mit anderen Vorrichtungen geeignet ſind, die 
Anlage betriebsfähig zu machen. Unbeachtlichkeit des Irrtums darüber, 
daß ſchon für den Errichtungsverſuch behördliche Genehmigung nötig 
ſt. OLG. Dresden 0 206820 


Eiſenbahnbetriebsordnung. 


88 75, 77, 78, 82 CEBBd. Zur Auslegung der 89 75, 77, 
EBBO. OLG. Dresden 


Mad: und Gewichts ordnung. 


88 6, 11, 22 Maß⸗ u. Gewichtd. Die Benutzung von Meßgeräten 
bei Naturalentgelt unterliegt den Beſtimmungen der 89 6, 11, 22 
Maß⸗ u. Gewicht. OLG. Kiel „ 200028 


Notgeſetz vonn 24. Febr. 1923. 


8365 StGB. Das Notgeſetz v. 24. Febr. 1923 geht für die Dauer 
feiner Geltung dem 365 StGB. vor Die oberſten Landesbehörden 
können die Strafbarkeit überſitzender Gäſte an andere Vorausſetzungen 
als jene des 8365 StGB. knüpfen. Nach der Bad VO. v. 11. April 
1923/1. April 1924 bedarf es zur Beſtrafung des Gaſtes nicht einer 
vorhergehenden Mahnung durch den Wirt. OLG. Karlsruhe . 20712 


Preußiſches Strafgeſetzbuch. 


8 270 PrStéG B.; 9 134 BGB. Ein Vertrag, durch den verſchiedene 
Unternehmer einander verſprechen, bei einer öffentl. Ausſchreibung 
Gebote in gewiſſer Höhe abzugeben, iſt nichtig. LG. Arnsberg. 20851 


„% Wale «0 .u or. 


78, 82 
. 20692 


„„ „ ee ee 


2. Verfahrensrecht. 


Gerichts verfaſſungsgeſetz. 


88 24, 25 GG.; 83 264, 270, 328 StPO. Der Amtsrichter iſt 
für die Frage der Zuſtändigkeit nicht dasſelbe Gericht wie das Schöffen⸗ 
gericht. Die Zuständigkeit des Amtsrichters bleibt beſtehen, wenn ſich 
die Tat nach dem Antrage des Amtsanwalts, vorm Amtsrichter zu 
verhandeln, als ſchwereres Vergehen erweiſt. OLG. Jena . 208242 

SS 25, 28 GG. Nachdem die Anklage vor Inkrafttreten der VO. 
v. 4. Jan. 1924 erhoben und nach dieſem Zeitpunkt von der Staats⸗ 
anwaltſchaft ein Antrag gem. 825 Ziff. 260 GVG. 9 42 gen. VO. 
auf Verhandlung vor dem Einzelrichter nicht geſtellt worden war, 
war für die Verhandlung über den Angekl. zur Laſt gelegte, mit einer 
höheren als ſechsmonatigen Gefängnisſtrafe bedrohte Ver zehen der 
Hehlerei nach 8 25, 28 GVG. in erſter Inſtanz das Schöffengericht 
und folglich in zweiter Inſtanz die große Stͤ. zuſtändig. OLG. 9715 
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Strafprozeßordnung. 0 


Ne bis in idem. Einſtellung des Verfahrens wegen einer Hand⸗ 
lung, bezüglich deren die Strafkammer im Gegenſatz zum Schöffen⸗ 
gericht Tateinheit mit einer durch Zurücknahme der Berufung oder 
Freiſpruch rechtskräftig abgeurteilten Handlung angenommen hat. 
ic Königsberg u 208547 

840 Stad. Ladung eines nach Berufungseinlegung ausge⸗ 
wanderten Angekl. zur Berufungshauptverhandlung. RG. . 2040 


56. Jahrg. 1927 Heft 37/38) 


e VER e 216225 
Nichtanweſenheit des Sachver⸗ 
ſtändigen bei der Vernehmung des Angekl. iſt kein Reviſionsgrund. 
RG. 1 1 8 204083 
§ 211 SPD. Zum Begriff der Überlegung i. S. $211 StGB. 
S m a 1 re SS 204063 
§ 114d SPD. Iſt eine Haftbeſchwerdeentſcheidung der StR. 
durch eine auf Grund mündl. Verhandlung vom Unterſuchungsrichter 
verfügte Aufrechterhaltung des Haftbefehls überholt, dann iſt die 
Beſchwerde hiergegen ans Landgericht, nicht die weitere Be⸗ 
ſchwerde gegen den Strafkammerbeſchluß ans OG., mög⸗ 
N DE eee e ee. eee eee 208243 
$8 116 Abſ. 5, 304, 310 SPD. Die Verhängung einer Diſzipli⸗ 
narſtrafe ift eine Verfügung i. ©. des $ 116 Abſ. 5 StPO, gegen die 
nach $ 304 Beſchwerde zuläſſig iſt. Nach 5 310 StpO. findet eine wei⸗ 
tere Anfechtung der in der Beſchwerdeinſtanz erlaſſenen Entſcheidungen 
der LG. regelmäßig nicht ſtatt. Eine Ausnahme macht $ 310 Abf. 1 
SPD. nur hinſichtlich der Beſchlüſſe, welche „Verhaftungen“ be⸗ 
treffen Bahn oe Ra . 205917 
38 230 Abſ. 2, 233, 236 StPD.; 5 159 GVG. Ein vom Erſcheinen 

in der Hauptverhandlung entbundener Angefl., der vor dem erſuchten 
Richter nicht zur Vernehmung erſcheint, kann auf Verlangen des Pro⸗ 
zeßgerichts feſtgenommen und dem erſuchten Richter vorgeführt werden. 
e eden 207451 
88 230, 231 Stßd. Für den Anweſenheitszwang des Angekl. 
beſteht auch dann keine Ausnahme, wenn es ſich um verbundene Straf⸗ 
ſachen handelt, die in keinem inneren Zuſammenhang e 
8 232 Abſ. 1 SPD. iſt nicht anwendbar, wenn die Hauptverhand⸗ 
lung auf die Frage beſchränkt iſt, ob der Strafzweck durch eine an 
Stelle der an ſich verwirkten Gefängnisſtrafe tretende Geldſtrafe er⸗ 
FF eos 
8 233 StPD. In anderen als den geſetzlich beſtimmten Ausnahme⸗ 
fallen darf gegen den abweſenden Angeklagten nicht verhandelt werden. 
ay Obe „ 206020 


2043°7 
85 244, 245 S1PD. Die Ausnahmevorſchrift ing 245 Abſ. 2 StPO., 
wonach der Amtsrichter, das Schöffen⸗ und das Landgericht in Verhand⸗ 
lungen, die eine Übertretung betreffen oder auf Privatklage erfolgen, 
den Umfang der Beweisaufnahme frei beſtimmen kann, bezieht ſich 
nur auf die Regelvorſchrift des § 245 Abs. 1 und läßt die Vorſchrift 
des 9 244 Abſ. 2 unberührt. OLG. Dresden. 207532 
§ 245 Abſ. 2 SPD, 8245 Abf. 2 ſtellt nicht nur eine Ausnahme 
gegenüber der in 5245 Abſ. 1 SIMO. enthaltenen Vorſchrift dar, 
londern hat eine ſelbſtändige Bedeutung. Die durch $ 245 Abf. 2 den 
Gerichten gewährte Ermächtigung, den Umfang der Beweisauf⸗ 
nahme zu beſtimmen, bezieht ſich daher nicht nur auf die vorgeladenen 
bw. herbeigeſchafften Beweismittel, ſondern auch auf die Benutzung 
noch nicht zur Verfügung ſtehender Beweismittel. OLE. 01505 
2 
8 247 SPD. Daraus, daß ein Angekl. vor feiner Entfernung wäh⸗ 
tend Vernehmung eines Zeugen nicht gehört worden iſt, und dieſe 
nordnung nicht durch einen mit Gründen verſehenen Gerichtsbeſchluß 
getroffen iſt, kann nicht unter allen Umſtänden ein Reviſionsgrund her⸗ 
rr 204470 


204672 

88 273, 274 SPD. Berichtigung des Sitzungsprotokolls wegen 
unbollſtändiger Beurkundung eines Beweisantrags. 2. Beurkundung 
der Verleſung der Zeugenausſagen der erſten Inſtanz in der zweiten 
DREI u... ;;. 20601? 

MSIPD. Eine nicht rechtzeitig begründete Revifion gegen ein 
Berufung angeſehen werden. OLG. 
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55 303, 305, 336 Std. Hat das Berufungsgericht überſehen, 
daß die von der Staatsanwaltſchaft in der Berufungsverhandlung 
erklärte Zurücknahme ihrer Berufung — mangels Zuſtimmung des 
Angekl. — rechtlich wirkungslos war und das Verfahren inſoweit durch 
Beſchluß eingeſtellt, darauf aber über die gleichzeitig zur Verhandlung 
ſtehende Berufung der Angekl. durch Urteil entſchieden, jo kann die 
StA. den ergangenen Einſtellungsbeſchluß nicht mit Beſchwerde an⸗ 
FFFITCCCCCCCCCCTCCCCCCCCCCCCCC Hs RE 207634 

88 304, 305, 391 Abſ. 2 und 3 Stpd. Unter Entſcheidungen, die 
der Urteilsfällung vorausgehen, find nur jene Entſcheidungen zu ver⸗ 
ſtehen, die mit der Urteilsfällung in einem inneren Zuſammenhang 
ſtehen, zu deren Vorbereitung dienen und bei der Urteilsfällung noch⸗ 
mals der Prüfung des erkennenden Gerichts unterliegen. Die Friſt⸗ 
ſetzung des § 391 iſt nicht auf beſtimmte Fälle beſchränkt. Baydb . 

20602⁰ 

$ 313 Stßpd.; 533 BD. v. 4. Jan. 1924. Für die Frage, ob bei 
einer Verurteilung wegen Übertretung zu Geldſtrafe das Urteil eine 
Übertretung „zum Gegenſtand hat“ und demgemäß nur mit der Re⸗ 
viſion angefochten werden kann, iſt der Inhalt der Anklage, nicht der 
Richterſpruch entſcheidend. Berufung iſt alfo zuläſſig, wenn — im 
Gegenſatze zum ſpäteren Richterſpruch — die Auklage bzw. der Eröff⸗ 
nungsbeſchluß ſich auf ein Vergehen bezog. OLG. Dresden . 207735 

5 325 SPD, Unzuläffig iſt die Verleſung einer erſtinſtanzlichen 
Zeugenausſage während der „Berichterſtattung“, wenn die wieder⸗ 
holte Vernehmung des Zeugen rechtzeitig beantragt war und die gem. 
$ 325 StPO. erforderliche Zuſtimmung zur Verleſung nicht ausdrück⸗ 
lich erklart iſt. Heilung des Verſtoßes durch Wahrunterſtellung der in 
das Wiſſen des Zeugen geſtellten Behauptungen. RG... . 204975 

§8 329 Abſ. 1, 358 Abſ. 2 Std. Gegenüber einem nach $ 329 


bleiben des Angekl. „genügend entſchuldigt“ war; 2. die tatſächliche 
Beurteilung der Entſchuldigungsfrage gegenüber dem Wiederein⸗ 


208448 

$ 831 Stpde Eine reformatio in pejus liegt vor, wenn eine Strafe 

von 2 Wochen Gefängnis von der höheren Inſtanz umgewandelt wird 
in 500.4, erſatzweiſe 1 Tag Gefängnis für je 10%. Die Erſatzfreiheits⸗ 
ſtrafe iſt in ihrer Dauer auf die in der früheren Inſtanz erkannte Frei⸗ 
heitsſtrafe zu beſchränken. Od. Dresden. 208037 
3 331 SED, Eine höhere Bemeſſung der Einzelſtrafen unter Auf 
rechterhaltung der früheren Geſamtſtrafe bedeutet einen Verſtoß 
e e A N. ne 205078 


gekommen, ift nur aus $ 359 Ziff, 2 StPO. zuzulaſſen. KG. 207325 

89 375 Abſ. 3, 383, 388 SEEN, Der Verbrauch des Privatklage⸗ 
rechts ift nicht davon abhängig, daß das über die Privatklage des einen 
Berechtigten erkennende Gericht feine Entſcheidung in Kenntnis des 
Vorhandenſeins eines weiteren Berechtigten erläßt. Es iſt auch ohne 
Belang, ob der Mitberechtigte ſchuldhaft oder ohne fein Verſchulden 
verabſäumt hat, der von dem andern Berechtigten erhobenen Privat⸗ 
klage beizutreten. Eine Widerklage iſt unzulaffig, wenn die Privat⸗ 
klage nach $ 383 StPO. zurückzuweiſen iſt. Bay Obs. . . . 206121 

88 395, 397, 403 SPD. Die Anſchlußerklärung als Nebenkl. 
verliert nicht dadurch ihre Wirkſamkeit, daß der Nebenkl. einen ihm 
zuſtehenden Bußanſpruch nicht geltend macht. RG. . 205120 

89 395, 403 Sißd. Zuläſſigkeit der Nebenklage. OLG. Frank⸗ 
CCC a 208149 

413 Stpo. Eine polizeiliche Strafverfügung, in der die Beweis⸗ 
mittel nicht genügend bezeichnet ſind, vermag die Verjährung nicht 
zu unterbrechen, iſt aber nicht völlig nichtig; mangelnde Prozeß⸗ oder 
Urteilsvorausſetzung iſt deshalb nicht anzunehmen. OLG. N 
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88 471, 478, 465, 467 SIPD.; 56 GKG. Koſtenentſcheidung im 
Strafverfahren Bayp Ob 8 206122 

§ 473 SPD. Ein Rechtsmittel, das die Verurteilung überhaupt 
angreift, iſt nur von teilweiſem Erfolg begleitet, wenn es beim Schuld⸗ 
ausſpruch bleibt und nur eine Herabſetzung der Strafe erreicht wird. 
Bay sbs. e ²—wli᷑ß' . ER 21491 


Militärſtraf gerichtsordnung. 


§ 443 MilStGerd.; 88 24, 19, 20 Geſ. v. 17. Aug. 1920. Für die 
Entſch. über die Zulaſſung des Antrages auf Wiederaufnahme eines 
durch rechtskräftiges Urteil eines Militärgerichts abgeſchloſſenen Ver⸗ 
fahrens eines der Militärgerichtsbarkeit nicht mehr unterſtehenden 
Angekl⸗ iſt das LG. zuständig, M ke 205251 


C. 
. Steuerrecht. 


1. Keichsrecht. 
Reichsabgabenordnung. 


§ 99 Abſ. 1 RAbgd. Die Frage, welchen Erforderniſſen ein Be⸗ 
ſchluß über die Heranziehung des Haftenden genügen muß, damit 
der Betroffene das dem Steuerpflichtigen zuſtehende Rechtsmittel 
geltend machen kann, hängt von den Umſtänden des Falles ab. Durch 
den Mangel der Rechtsmittelbelehrung wird die Wirkſamkeit der die 
Haftung ausſprechenden finanzamtlichen Verfügung nicht berührt. 
RSG 21641 

§ 234 RAbgd. Rechtzeitige Einlegung eines Rechtsmittels kann, 
ſofern nicht beſondere Umſtände entgegenſtehen, auch dann angenommen 
werden, wenn die Rechtsmittelſchrift mit gewöhnlichem Poſtbrief ab⸗ 
geſandt worden und der Eingang bei der Empfangsſtelle nicht feſt⸗ 
ſtellbar iſt, die Abſendung an dieſe aber ſo rechtzeitig erfolgt war, daß der 
Eingang bei ihr innerhalb der Rechtsmittelfriſt bei ordnungsmäßigem 
Geſchäftsgang und normalem Poſtverkehre zu erwarten war. 21855 
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Tabakſteuergeſetz. 


§ 70 TabStG. 1. Mindeſtbetrag der Ordnungsſtrafe aus 5 70 
TabStG. iſt 3 RM. — 2. Die Erſatzſtrafe iſt aus $ 29 StGB. zu ent⸗ 
nehmen. Rar: „203859 


Hauszinsſteuer. 


Durch § 2 Nr. 2 der 6. DurchfVO. v. 23. April 1925 (GS. 54) 
iſt eine Rückwirkung der Steuerermäßigungsanträge auf den 1. April 
1924 nicht ausgeſchloſſen. ProdV Gd. 2167° 


Grunderwerbſteuergeſetz. 


88 Nr. 9 GrErwStG. a) Zur Frage, wenn eine Grundſtücks⸗ 
Übertragung der Schaffung geſunder Kleinwohnungen zu dienen be⸗ 
ſtimmt iſt. b) Die Reichsbank gehört zu den Ködperſchaften des öffent⸗ 
lichen Rechts i. S. 98 Nr. 9. RH 21655 


„ „ e dee ya an 


2. Landesrecht. 
Preußiſches Grund vermögenſteuergeſetz. 


PrrVermStc. v. 14. Febr. 1923; Prͤomm Abg. v. 14. Jul 
1897. Zur Frage der Befreiung kirchlicher Grundſtücke von der 
Grundvermögen⸗ und Hauszinsſteuer. § 24 Abſ. 1 Buchſt. g Komm⸗ 
Abg. iſt durch die neue Reichs⸗ und Preuß. Verfaſſung und die 
ſeit der Staatsumwälzung erlaſſenen preußiſchen Geſetze und Verord⸗ 
nungen unberührt geblieben. PrO VG. 21673 


E „„ „ „„ ee 


Preußiſches Stempelſteuergeſetz. 


$4 Nr. Ih PrStempstGG. Verſtempelung des Vertrags, durch 
welchen der Ehefrau für den Fall der Scheidung, unabhängig von dem 
Schuldſpruch eine Rente verſprochen wird. R ..᷑ẽ 212826 
TarSt. 7 Abſ. 5 PrStemp StG. Stempelfreiheit von Vertrags⸗ 
alla, , 8 r 212827 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


D. 
Sonſtiges öffentliches Recht. 
1. Keichsrecht. 
Reichs verfaſſung. 


Art. 131 RVerf.; §823 BGB. Verletzung von Studenten bei 
dem mißglückten Experiment eines Profeſſors. RG. 1993 


Angeſtelltenverſicherungsgeſetz. 


8 30 ABG. Der Verſicherte iſt verpflichtet, bei der Beweis⸗ 
erhebung über feine Berufsunfähigkeit mitzuwirken. RV A. . 21662 
§ 383 AVG. Wartezeit für Hinterbliebenenrenten RV A. 21662 


Reichs verſicherungsordnung. 


8 1675 RV. Eine Rechtseinlegung ſeitens eines Verſicherungs⸗ 
trägers zugunſten des Berechtigten ift nicht möglich (vgl. Hanow⸗ 
Lehmann, Komm. z. 5. u. 6. Buch der RV O., 4. Aufl. 81675 Anm. 3). 
RVA. 21661 


e ee 


Verſorgungsgeſetze. 


Sind in einem rechtskräftigen Beſcheide die ruhenden Renten⸗ 
teile unrichtig feſtgeſetzt oder iſt in einem ſolchen Beſcheide irrtümlicher⸗ 
weiſe ausdrücklich feſtgeſtellt worden, daß die Verſorgungsgebührniſſe 
nicht ruhen, ſo konnen die auf Grund des Beſcheides zu viel gezahlten 
Beträge nicht als „zu Unrecht erhobene Verſorgungsgebührniſſe“ 
zurückgefordert werden; hierzu bedarf es vielmehr einer Abänderung 
des Beſcheides im Wege der Wiederaufnahme des Verfahrens — 
vgl. § 66 Verf., insbeſ. Abſ. 1 Ziff. 5 a. a. O. RVGer. . . 21661 
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2. Landesrecht. 


Preußiſches allgemeines Landrecht. 


510 II 17 AL R.; 3 227 BGB.; 851, 20 PreßGG. Schadenserſatz 
wegen polizeilicher Stillegung einer Zeitungsdruckerei. Die Befugnis 
dazu läßt ſich aus § 10 II 17 ALR. nicht herleiten; das PreßG. regelt 
die Beſchränkung der Preſſefreiheit erſchöpfend; wenn aber eine den 
Beſtand des Staates gefährdende Preſſetätigkeit den Tatbeſtand der 
Notwehr erfüllt, ift Stillegung nicht rechtswidrig. RG. . . . 19912 


Preußiſches Grundſtücks verkehrsgeſetz. 


881, 15 PrôrVerkG.; 85313, 814, 826 BGB.; 5322 ZPO. 
Schwarzkauf. Wird die auf Nichtigkeit und Rückauflaſſung gerichtete 
Klage abgewieſen, weil die Berufung auf den Formmangel gegen die 
guten Sitten verſtößt, ſo ſteht das Urteil einer neuen Klage auf Um⸗ 
ſchreibung im Wege der Grundbuchberichtigung und auf Herausgabe 
nicht entgegen, die auf den im Vorprozeß nicht eingeführten Mangel 
der behördlichen Genehmigung geſtützt if. Rm. 212019 


Kirchengeſetz beir. die Dienſtvergehen. 


88 23, 24, 27 Abſ. 3 des Kirchengeſetzes betr. die Dienſtvergehen 
der kirchlichen Beamten v. 16. Juli 1886 (Kirchl. Geſ.⸗ u. BOB. 
S. 81). Rechte des Unterſuchungskommiſſars, des Anklagevertreters 
und des Verteidigers in der Vorunterſuchung des kirchlichen Diſzi⸗ 
Plingrberfahrens d nen; ee 20863 


Zwangsauflöſungs verordnung. 


§ 12 Abſ. 9g Zw Vd. Ein Familienſchlußverfahren auf Grund 
des § 12 Abſ. I Zw AVO. v. 19. Nov. 1920 kann mit einem Beſchluß⸗ 
verfahren nach § 10 Abſ. 6 a. a. O. verbunden werden. Pr AFamGüt. 
21681 


Sächſiſches Verwaltungsrechtspflegegeſetz. 
8 75 Abf. 1 Ziff. 6 Sächſ. VR Pfl. Unzuläſſigkeit der Anfech⸗ 
tungsklage, wenn nur eine einſtweilige Maßregel getroffen worden 
ist. Sach e r 2168“ 


Sächſiſches Schulbe darfsgeſetz. 


828 ſächſ. SchulbedarfsG. v. 31. Juli 1922; 95223, 340, 53 
StGB. Züchtigungsrecht des Lehrers, wenn nach der Landes⸗Schul⸗ 
geſetzgebung die körperliche Züchtigung von Schülern unzulaſſig iſt? 
Bedeutung des Irrtums hierbei. RWG. .. 203888 
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